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Kurzgegriffen ...



Umbruchs- und Verteilungskämpfe. Soziale und Besitztums- beziehungsweise
Eigentumskämpfe. Kämpfe der konkurrierenden Interessen auf
gesellschaftlichen Einfluss und Vorherrschaft. Kämpfe der Einzelnen und
Gruppen um gegenwärtige, historische oder perspektivische Positionen.
Zwietracht und Streit um Selbstverständliches oder um Geltung und
Beschuldigungen bei der Frage nach dem Wesentlichen und dem
Verzichtbaren. Und allzumal liefern Aggressionen mit ihren gefährlichen
oder gar vernichtenden Konsequenzen dem Menschen ebenso statthafte
Gründe wie Angst, Unsicherheit und Spontaneität.

Leidenschaftliche Triumphe und verzehrende Trauer im Feuer der
Verachtung oder im Lichte des Begreifens können als menschliche Taten,
Umtriebe oder Zufälligkeiten ebenso ihren schicksalhaft schmerzlichen
Tribut fordern wie sie Reichtümer, Genüsse und Zugewinne zur Folge haben
können, die den Menschen darüber hinaus für Augenblicke des Feierns dem
Scheine nach ins tiefe Vergessen zu versenken vermögen.

Nicht erst mit Kain und Abel kam das Böse in die Welt, denn dieser
klassische Brudermord hat seine Ursachen und findet, wie jeder andere
Streit auch, seine Wurzeln am Ende doch in Neid und Habgier, in
Missachtung und fehlender Rücksicht, in Egozentrik und in Selbstüberhöhung.

Dem Pazifismus und der Friedfertigkeit wird gerne in dieser Debatte der
Platz der Träumer und Wirklichkeitsentrückten zugewiesen. Steht also
deshalb der Ratio allgemeiner Teilbarkeit von Gütern und einer auf
Ausgleich angelegten Kommunikation nur die Bosheit räuberischer
Absichten und aggressiver Wildheit entgegen? Mitnichten, denn diesem
archaischen Missklang der Natur hätte der Mensch doch das Streben nach
Vollendung und damit das friedliche Mühen um Bewältigung von
Ungerechtigkeit sowie von Schmerzen und Not und Angst entgegenzusetzen.
Mag dieses auch nicht minder aufwendig erscheinen wie Krieg und Streit,
so würde eine solche Haltung doch wenigstens das Licht des Tages und den
Schlaf in der Nacht auf ihrer Seite haben.

Ihre Schattenblick-Redaktion
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Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 3/2022

"Mehr als befreundet, weniger als Freund"

Der Briefwechsel zwischen Heinrich und Thomas Mann in einer Neuausgabe

Von Hanjo Kesting



Sie waren ein schwieriges Brüderpaar. Beide aus bürgerlichem Haus,
beide große Schriftsteller und doch im Kern so unterschiedlich, dass
sie die Anschauungen des anderen nicht unkommentiert ertrugen. Was
anfangs lediglich Rivalität war, schlug im Laufe der Jahre in
intellektuelle Gegnerschaft um, die ihren Gipfel während des Ersten
Weltkriegs erreichte und sich erst in der Konfrontation mit dem
Nationalsozialismus zugunsten eines gemeinsamen Engagements gegen die
Barbarei entschärfte. Thomas Mann hat die Beziehung zu seinem Bruder
Heinrich in die Hamlet-Formel gefasst: "A little more than kin and
less than kind" - "Mehr als befreundet, weniger als Freund".

Es ging nicht nur um persönliche Dinge, nicht bloß um einen
Familienstreit oder um Eifersucht zwischen zwei Schriftstellern. Der
Zwist war zugleich ein exemplarischer, überpersönlicher, wenn man so
will: "zeitloser" Konflikt - über Deutschlands Weg und Stellung in
Europa, über "Zivilisation" und "Kultur", Demokratie und
Untertanenstaat, über die Rolle des Schriftstellers in Politik und
Gesellschaft, über künstlerisches "Engagement" auf der einen Seite,
"reines" Künstlertum auf der anderen, über den "politischen"
Schriftsteller hier, den sogenannten "unpolitischen" dort. In den
konträren Haltungen der Brüder sind aus heutiger Sicht also zwei
Möglichkeiten einer deutschen politischen Identität zu erkennen.

Die Korrespondenz der Brüder, über 50 Jahre hinweg geführt, ist das
wichtigste Zeugnis ihres Verhältnisses. Sie ist erst spät und
sukzessive ans Licht gekommen, von Ausgabe zu Ausgabe erweitert, und
noch immer gibt es Gelegenheitsfunde, die unsere Kenntnis erweitern.
Die jetzt bei S. Fischer erschienene Neuausgabe des Briefwechsels,
herausgegeben von Katrin Bedenig und Hans Wißkirchen, umfasst 377
Dokumente und ist gegenüber der letzten Ausgabe um über 100 Stücke,
hauptsächlich Postkarten von Thomas Mann, erweitert. Gleichwohl haben
wir es mit einem Fragment zu tun. Denn aus der Zeit zwischen 1900 und
1920, der Zeit des eigentlichen Bruderzwistes, sind nur die Briefe
Thomas Manns erhalten, während die Briefe Heinrichs, von einigen
Entwürfen abgesehen, verloren sind. Und auch später gibt es immer
wieder Lücken.

Dadurch wirkt die Korrespondenz merkwürdig windschief: Thomas Mann
redet unablässig, Heinrich Mann aber schweigt. Ohnehin sieht es so
aus, als hätten die Brüder, seit den Jugendjahren eng miteinander
vertraut, sich im Laufe der Zeit der ersten Erfolge und Misserfolge,
einander entfremdet. Höhepunkt der Entfremdung sei dann die
öffentliche Polemik der Weltkriegsjahre gewesen. Danach sei eine
Versöhnung erfolgt, und die Brüder hätten fortan gemeinsam gewirkt.
Diese Betrachtungsweise ist zwar nicht völlig falsch, aber die
Wirklichkeit war vielschichtiger und komplizierter.

Es gab nicht das beredte Schweigen des älteren Bruders zu all den
Briefen des jüngeren. Heinrich Mann hat geantwortet und Thomas nicht
selten mit Polemik herausgefordert oder durch Hochmut verletzt. Vor
allem darf man sich durch den wachsenden Weltruhm Thomas Manns und
durch sein postumes Übergewicht nicht dazu verleiten lassen, in ihm
den überlegenen Kontrahenten zu sehen. Hans Wißkirchen, der
Mitherausgeber der Neuausgabe, legt in seinem langen und
tiefdringenden Einleitungsessay überzeugend dar, dass Heinrich Mann
stets der "Vorausgehende" und "Vorwegnehmende" war, von prägender
Kraft gegenüber dem jüngeren Bruder, zudem ein Korrektiv, das den
Jüngeren zeitlebens daran erinnerte, wie man auch leben und schreiben
konnte.

Thomas Mann hat den Einfluss des Bruders viel tiefer erlebt und
erlitten als umgekehrt. "Du störst mich nicht", schrieb Heinrich auf
dem Höhepunkt des Bruderzwistes an Thomas, als dieser ihr
"brüderliches Weltverhältnis" beschwor: "Was mich betrifft, ich
empfinde mich als durchaus selbständige Erscheinung, u. mein
Welterlebnis ist kein brüderliches, sondern eben das meine."


Die Genese des Bruderzwistes

Ganz am Anfang steht eine Blitzlichtaufnahme aus dem Sommer 1897, den
die Brüder gemeinsam in Italien verbrachten - Heinrich Mann hat Thomas
auf dem Höhepunkt des Bruderzwistes daran erinnert: "'In inimicos'
sagtest Du, 22-jährig am Klavier sitzend (...) nach rückwärts gewandt
gegen mich." Das war eine frühe Kampfansage des Jüngeren, der sich
gegen den älteren, schon halbwegs etablierten Schriftsteller-Bruder zu
behaupten suchte. Heinrich, jäh überfallen von seinem Talent, entwarf
damals den Roman Im Schlaraffenland, während Thomas Mann an dem
Familienroman Buddenbrooks zu schreiben begann. Drei Jahre
später erschien dieses große Buch, und verhalf ihm zu jähem
literarischen Ruhm.

Der Konkurrenzkampf zwischen den Brüdern war damit ein für alle Mal
entschieden, aber die Rivalität mit Heinrich blieb für Thomas Mann
dennoch ein schmerzhafter Stachel. An die Schriftstellerin Ida Boy-Ed
schrieb er: "Haben Sie geglaubt, daß ich ein Verhältnis zu seinen
Sachen habe? Wegen seines letzten Buches haben wir uns beinahe
überworfen. Dennoch ist die Empfindung, die seine künstlerische
Persönlichkeit mir erweckt, von Geringschätzung am weitesten entfernt.
Sie ist eher Haß. Seine Bücher sind schlecht, aber sie sind es in so
außerordentlicher Weise, daß sie zu leidenschaftlichem Widerstande
herausfordern."

Thomas Mann ließ den Bruder, als dieser den Roman Die Jagd nach
Liebe ausbrachte, seinen Widerstand spüren: "Daß ich mit Deiner
litterarischen Entwicklung nicht einverstanden bin, - muß einmal
ausgesprochen werden", schrieb er in einem Brief vom Dezember 1903.
Und dann folgte eine Attacke gegen Buch und Autor, wie sie an Härte
und Hochmut kaum zu überbieten ist: "(...) diese verrenkten Scherze,
diese wüsten, grellen, hektischen, krampfigen Lästerungen der Wahrheit
und Menschlichkeit, diese unwürdigen Grimassen und Purzelbäume, diese
verzweifelten Attacken auf des Lesers Interesse!" So geht es über
drei, vier Seiten. Thomas Manns Brief war ein Totalverriss von
Heinrichs Roman, eine erbarmungslose Vivisektion seiner Fehler und
Schwächen, psychologisch aufschlussreich vor allem durch den Umstand,
dass der Briefschreiber sich im Laufe der Niederschrift zunehmend
entfesselt und enthemmt.

Kein Zweifel, dass sich Thomas Manns Affekt weniger gegen das Werk des
Bruders als gegen dessen Person richtete. Hans Wysling, der vormalige
Herausgeber des Briefwechsels, hat die Auffassung vertreten, dass
Heinrich im psychischen Haushalt von Thomas nach dem frühen Tod des
Vaters an dessen Stelle getreten sei und eine Art "Haßneid" erzeugt
habe. Marcel Reich-Ranicki suchte die Ursache dieses Hassneides in der
unterschiedlichen sexuellen Veranlagung der Brüder: in Thomas Manns
schwieriger, vor der Welt verborgener Neigung zum eigenen Geschlecht
und in Heinrich Manns bis zu offener Libertinage gesteigertem
Verhältnis zu Frauen.

Auch dafür ist Thomas Manns Brief vom Dezember 1903 ein
eindrucksvolles Zeugnis. Am Ende seiner Generalabrechnung kommt er auf
Heinrichs "Sexualismus" zu sprechen: "Sexualismus ist das Nackte, das
Unvergeistigte, das einfach bei Namen Genannte", heißt es da. "Es wird
ein wenig oft bei Namen genannt in der 'Jagd nach Liebe'. Wedekind,
wohl der frechste Sexualist der modernen deutschen Literatur, wirkt
sympathisch im Vergleich mit diesem Buch."

Heinrich Manns Antwort auf diese kritisch-zügellose Abrechnung galt
lange als verschollen, bis 1998 fast zufällig ein Antwortentwurf
entdeckt wurde: ein Text von vielen Bogen Länge, der trotz aller
selbstkritischer Zugeständnisse als Versuch der Selbstbehauptung
imponiert. Erstmals vollständig in den Briefwechsel aufgenommen,
bildet er dessen eigentliche pièce de résistance, indem er die
kommenden Entwicklungen vorwegnimmt.

Hellsichtig sind bereits die an die Adresse des Bruders gerichteten
Sätze: "Du (...) fühlst hinter Dir das beruhigende, stärkende
Stimmengewirr eines Volkes (...) Die Gefahr besteht für Dich höchstens
darin, daß Du allzu wohlig in die nationale Empfindungsweise
untertauchst, daß das Leben (...) bei Dir gar zu heiter-formlos wird
(...) und die Frauen bei Dir nur noch castrirt vorkommen." Zum Schluss
heißt es fast prophetisch: "Was Dich lenkt, Dich stärkt, Dich
beherrscht (...) ist, wie wir wissen, das heutige Deutschland, das
chauvinistische und darum reaktionäre Deutschland Wilhelms II."


Der "deutsche Bruderkrieg"

Kein Zufall, dass der Bruderzwist im Hause Mann, der bereits zehn
Jahre zuvor begonnen hatte, mit Beginn des Weltkriegs aus der Latenz
trat, eskalierte und zuletzt polemisch sich entlud. Die Brüder nahmen
^jetzt keine Rücksicht mehr auf die Empfindungen des anderen, sie
bekannten sich öffentlich zu ihrem Zerwürfnis und zogen, jeder für
sich, Parteigänger an: Thomas Mann als Apologet des Krieges, Heinrich
Mann als dessen entschiedener Kritiker. Thomas Mann bekannte sich zum
kaiserlichen Deutschland und verteidigte dessen kulturellen und
politischen Sonderweg einer - wie er es nannte - "machtgeschützten
Innerlichkeit". Heinrich Mann hingegen, der gerade seinen Roman Der
Untertan abgeschlossen hatte, entwickelte sich immer mehr zum
Fürsprecher eines künftigen Europas, eines Europas aus dem Geist der
westlichen Demokratie. Die Niederlage Deutschlands, die er als
unvermeidlich ansah, betrachtete er als die notwendige Voraussetzung
dafür.

Das war der zentrale Gedanke seines großen Essays über Zola, den er
1915 publizierte und der bereits durch sein Thema eine politische
Provokation war: Zolas Werk wurde hier gedeutet als Frucht der
Kriegsniederlage von 1870/71. Provoziert fühlte sich vor allem Thomas
Mann, der mehrere Jahre aufwendete, seine Antwort auszuarbeiten: die
Betrachtungen eines Unpolitischen, ein Buch von 600 Seiten,
politisch tief reaktionär, aber von großem gedanklichen Reichtum und
sprachlichem Glanz.

Im Kern waren die Betrachtungen aber ein "Anti-Heinrich",
angelegt als imaginäres Gespräch mit dem hassgeliebten Bruder, der
darin als "Zivilisationsliterat" attackiert wird. Egon Friedell, der
Wiener Essayist, schrieb nach Erscheinen des Buches: "Dieses Werk ist
von seiner ersten bis zu seiner letzten Zeile ein einziger großer
'deutscher Bruderkrieg'. Es herrscht in diesem Werke, das ein
vulkanischer Ausdruck und Auswurf aller Empfindungen unserer Zeit ist
wie vielleicht kein zweites, eine Atmosphäre geheimer feindlicher
Verwandtschaft und intimsten Mißverständnisses, wie sie nur zwischen
zwei großen Bluts- und Geistesbrüdern möglich ist..."


Annäherung und Versöhnung

Dann kam der große historische Umbruch: die deutsche Niederlage,
Revolution und Gegenrevolution, die Ausrufung einer deutschen
Republik. Für einen kurzen historischen Augenblick war Heinrich Mann,
Verfasser des "Untertans", der verehrte literarische Repräsentant der
neuen Ära. Thomas Mann, der sich von einem Tag auf den anderen in die
Rolle des Unzeitgemäßen, scheinbar Abgelebten versetzt sah, verstand
die Niederlage Deutschlands als Sieg Heinrichs, des
"Zivilisationsliteraten". Sein Hass auf den Bruder blieb die Konstante
der folgenden Jahre, vielleicht die einzige, die für ihn selber
Identität verbürgte. Sie schloss jede Versöhnung vorerst aus.

Als aber ein schwedischer Besucher die Möglichkeit des Nobelpreises
für ihn andeutete, notierte er im Tagebuch: "Ich wollte, diesen Preis
gäbe es nicht, denn wenn ich ihn erhalte, wird es heißen, daß er H.
zugekommen wäre, und wenn dieser ihn erhält, werde ich darunter
leiden. Das Wohltuendste wäre, wenn man ihn zwischen uns teilte." Dann
aber, im Januar 1922, erkrankte Heinrich schwer, und es kam zu einer
wenigstens äußerlichen Versöhnung. "Ein modus vivendi
menschlich-anständiger Art wird alles sein, worauf es hinauslaufen
kann", schrieb Thomas Mann an seinen Freund Ernst Bertram.
"Eigentliche Freundschaft ist kaum denkbar."

Von nun an und fast 30 Jahre lang liest sich der Briefwechsel wie ein
Krebsgang zum ersten Teil der Korrespondenz. Jetzt sind die meisten
Briefe beider Partner erhalten, und man gewinnt den Eindruck, dass es
Heinrich ist, der unablässig an den Bruder schreibt und sich
anvertraut. War der Bruderzwist damit endgültig beigelegt? Thomas Mann
hat seinen "Haßneid", allem Weltruhm zum Trotz, nie gänzlich
überwunden. Alle Versuche, den älteren Bruder gegen ihn auszuspielen,
bewirkten, wie sein Tagebuch bezeugt, nur die "Auferstehung alter
Qual". So ist der Briefwechsel zwischen Heinrich und Thomas Mann eine
ebenso bewegende wie erregende Lektüre. Sie bringt uns die beiden
großen Schriftsteller im Doppelbild vor Augen, noch in ihren
Gegensätzen und Konvergenzen unauflöslich miteinander verflochten.
Gemeinsam repräsentieren sie die unverzichtbare Erbschaft der
bürgerlichen Zeit.

Heinrich Mann/Thomas Mann: Briefwechsel (Hg. von Katrin Bedenig
und Hans Wißkirchen in Erweiterung der Edition von Hans Wysling).
S. Fischer, Frankfurt am Main 2021, 816 S., 32 EUR.


Hanjo Kesting ist Kulturredakteur der Zeitschrift Neue 
Gesellschaft/Frankfurter Hefte. Bei Wallstein erschienen 2019 seine 
dreibändige Studie Große Erzählungen der Weltliteratur sowie der 
Essay Theodor Fontane. Bürgerlichkeit und Lebensmusik .
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BUCHBESPRECHUNG/215: Martin Sonneborn - 99 Ideen zur Wiederbelebung der politischen Utopie (Klaus Ludwig Helf)

Martin Sonneborn & seine politische Beraterin

99 Ideen zur Wiederbelebung der politischen Utopie. Das
kom(munisti)sche Manifest.

von Klaus Ludwig Helf, März 2022



Im Jahr 1516 veröffentlichte Thomas Morus den
philosophisch-dialogischen Roman 'Utopia', den Entwurf eines fiktiven
Staates als Traum von einer besseren Welt, einer frühsozialistischen
Republik ohne Privateigentum und Geldverkehr - und das 300 Jahre vor
Karl Marx. Diese Schrift war und ist immer noch Schlüsselwerk und
Bezugspunkt aller modernen politischen Utopien und Zukunftsentwürfe
von einem 'guten Leben'. Fünf Jahrhunderte später habe sich - so
Martin Sonneborn, der Autor des vorliegenden Bandes - nicht eine
fortschrittliche Utopie, sondern ein "hyper-globalisierter
Digitalkapitalismus mit sprechenden Staubsaugern und einer Reihe
lethargischer Parteien, die durchgehend von sog. Realisten dominiert
werden" durchgesetzt. Realisten und Realpolitiker, nicht Utopisten,
hätten uns, wie der Soziologe Oskar Negt zu Recht feststellte, diesen
"krass defizitären Gesellschafts- & Weltzustand überhaupt erst
eingebrockt" (S. 8). Es sei daher unabdingbar, den "variantenreichen
Fehlbildungen der Wirklichkeit" einen guten Ort oder eine gute Idee
entgegenzusetzen: "Utopisches Denken bedeutet, die in der Wirklichkeit
verborgenen Möglichkeiten aufzuspüren. Und im WIRKLICHEN wieder das
ANDERE sichtbar zu machen: die unterdrückte MÖGLICHKEIT. Dazu könnte
es hilfreich sein, dem geschlossenen Wirkungsablauf dieser verhärteten
Realität "paarmal höflich vors Schienbein zu treten" (S. 9). Das ist
das bescheiden formulierte Ziel des vorliegenden Bandes, das er
vortrefflich erfüllt.

Martin Sonneborn ist seit 2014 Mitglied des Europäischen Parlaments
von Die PARTEI, deren Gründungsmitglied und Bundesvorsitzender er ist,
Mitherausgeber des Satire-Magazins TITANIC. Er beendete sein Studium
der Publizistik, Germanistik und Politikwissenschaften mit einer
Magisterarbeit über die absolute Wirkungslosigkeit moderner Satire,
war Redakteur, dann Chefredakteur der TITANIC, TV-Journalist u.a. bei
der "ZDF-heute-show" und fällt neben gelungenen und treffsicheren,
gelegentlich auch durch grenzwertige satirische Aktionen und
Äußerungen auf.

Am Anfang des Vorworts stellt Martin Sonneborn eine steile These auf,
mit der er die Phantasielosigkeit und Kapitalhörigkeit des politischen
Establishments mit Recht scharf kritisiert: "Unser schönes geteiltes
Land ist kaputt. Längst ist unser Demokratiegefüge zu einem
dilettantisch dekorierten Operettendings geworden, in dem politische
Zukunfts- und Gestaltungsentwürfe nur mehr als scheindialektische
Schattenspiele (Baudrillard, Marcel Marceau) vorkommen. Ein utopisches
Bewusstsein, eine auf 'Veränderung des Ganzen'... gerichtete Intention
sucht man im Maschinenraum des Bundestags vergeblich. Jede einzelne
Partei ... ist eine Kapitulationserklärung des Politischen gegenüber
dem Bannkreis des Geldes und der sog. realpolitischen Notwendigkeit"
(S. 5).

Nach dem Vorwort folgen 99 Bausteine und "33 Bonus-Tracks" von
unterschiedlicher Länge, Witzigkeit, Gedankentiefe und
Utopie-Tauglichkeit, in denen Martin Sonneborn seine Ideen und
Forderungen für eine bessere Politik und einen gesellschaftlichen
Fortschritt aufblättert. Der Band hat keine erkennbare Struktur,
sondern präsentiert ein Sammelsurium von Gedankenblitzen und
Vorschlägen, von denen manche einfach nur witzig, provokant oder
entlarvend und lästerlich sind, die meisten aber haben einen
gehaltvollen und reflektierten Kern. Hier seien aus der Fülle
produktiver Ideen nur wenige erwähnt: elektronische
Beschleunigungssperre und Luxus-Steuer für SUV, Gesetz zur Aufhebung
des Adels, Begrenzung der Obergrenzen für Wahlkampfausgaben der
Parteien und Parteispendenverbot für Firmen und juristische Personen,
striktes Nebentätigkeitsverbot für Träger öffentlicher Ämter
(ausgenommen Lehre, Kunst und Wissenschaft), Freigabe der Patente auf
Corona-Vakzine, Schließung der privatwirtschaftlichen Schufa Holding
AG.

Die Privatisierung und Kommerzialisierung der politischen
Diskurs-Struktur müsse dringend geändert werden: "Die Agora ist ein
Ort der politischen, der republikanischen Freiheit. Niemand sollte
sich den Zugang zur Öffentlichkeit, diesem blanken bürgerlichen
Grundrecht, durch ein schlechtes Geschäft mit der Privatwirtschaft &
ihren Daten ausbeutenden Plattformunternehmen erkaufen müssen ... Das
ganze Zeugs muss augenblicklich demokratisiert werden: Facebook &
Twitter fairstaatlichen!" (S. 54).

Es müsse Schluss sein mit der Gesundschrumpfung des Bildungswesens auf
seinen ökonomisch potenten Kern. Die Universitäten müssten geschützt
werden vor dem "krakenhaften Ausgreifen der Ökonomisierung aller
Lebensbereiche": "Bildung ist keine Ware und der Student kein
Ausgangsmaterial für den industriellen Produktionsprozess. Die
wirtschaftsinteressenkonforme Aufzucht arbeitsmarkttauglicher,
selbstausbeutungsbereiter Teletubbies mag vielleicht mit den
Bildungsidealen von Milton Friedman korrelieren, nicht aber mit denen
der europäischen Kulturgeschichte" (S. 89). Diese seien aber wichtiger
als die Verwertungsinteressen der europäischen Industrie.

Das Aufstiegsversprechen in der Gründer-Phase der Bundesrepublik als
ein Grundpfeiler unseres Gesellschaftsvertrages habe sich in Luft
aufgelöst. An die Stelle der sozial austarierten
Wirtschaftswunderbewegung, an der alle im Aufzug nach oben beteiligt
waren, sei ein 'sozialer Paternoster' getreten (Andreas Reckwitz) oder
die 'rasante Rolltreppen-Fahrt nach unten' (Oliver Nachtwey), deshalb
müsse ein bedingungsloses Grundeinkommen, eine Grundsicherung und eine
Vermögenssteuer eingeführt werden, ebenso eine Vermögensumverteilung
durch eine einmalige Vermögensabgabe wie sie z.B. 1952 mit dem
Lastenausgleichsgesetz unter Adenauer und der CDU möglich gewesen sei.

Die "Fackelträger" der französischen Revolution hätten trotz ihrer
grundstürzenden Umwälzung aller Verhältnisse die Frage nach der
Legitimität von Privateigentum völlig vernachlässigt, was Folgen hätte
bis in die heutigen Tage. Der bürgerliche Eigentumsbegriff, der
rechtlich nicht in Stein gemeißelt sei, müsse daher im 21. Jahrhundert
dringend revidiert werden - wie auch der Wirtschaftshistoriker Thomas
Piketty festgestellt habe. Millionen von Menschen könnten trotz Arbeit
von ihrem Lohn kaum leben und seien auf Sozialleistungen wie "Hartz
IV" angewiesen, dessen Erfinder und Architekt eine "fünfjährige
Isolationshaft im Schloss Bellevue" verbüßen sollte: "Und dabei
10.000-mal Marx' kategorischen Imperativ ins Gästebuch schreiben, nach
dem es gilt, 'alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein
erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches
Wesen ist'" (S. 178).

Neben diesem nicht ganz wörtlich zu nehmenden satirischen Vorschlag
mit Tiefsinn gibt es auch klamaukhafte Vorschläge wie Verbot von
Euphemismen (wie Preisanpassung, Freistellung, Flexibilisierung), die
Bierpreisbremse und das Denkmal für Hefe oder Wortspielereien wie
"Verkehrsminister Andi B. Scheuert" oder Beatrix von Strolch, Groko
Haram. In Anlehnung an Joseph Beuys' Idee der sozialen Plastik schlägt
Martin Sonneborn zum Schluss seines Bandes vor, Politik nicht dem
elitären Handwerk der Politiker zu überlassen, sondern dass sich der
politisch denkende Mensch direkt und aktiv einmischen solle und
spricht den Lesenden direkt an: "Sie sind Bestandteil einer
politischen Plastik, eines gesellschaftlichen Projekts, das Sie
persönlich plastizieren. Wer hätte das gedacht, ausgerechnet Sie.
JEDER MENSCH IST EIN POLITKER" (S. 185).

"Das kom(munist)ische Manifest" ist eine zuweilen übersteigerte, aber
durchweg ernstzunehmende politische Satire, die mit den politischen
Parteien und Mächtigen im Lande abrechnet, witzig und provokant die
negativen Auswüchse des politischen Establishments aus Korn nimmt und
gleichzeitig durchaus reflektierte und nachhaltige Ideen für eine
"bessere Welt" vorstellt. Für Martin Sonneborn selbst kann gelten, was
er für Christoph Schlingensief in seinem Band attestiert hat: "ein
furchtloser Handwerker der erkenntnisfördernden Verstörung" (S. 154).


Martin Sonneborn & seine politische Beraterin: 99 Ideen zur
Wiederbelebung der politischen Utopie. Das kom(munisti)sche Manifest.
Verlag Kiepenheuer & Witsch Köln 2021, 185 Seiten, kartoniert,
Paperback, EUR 10,00.
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REZENSION/758: Kees van der Pijl - The Militarization of the EU (SB)

Kees van der Pijl (Herausgeber)



The Militarization of the EU




Berühmt ist das Zitat, mit dem einst Englands Lord Ismay, der erste
Generalsekretär der NATO, das Motiv zur Gründung der nordatlantischen
Allianz im Jahr 1949 kurz und bündig erläuterte: "um die Sowjetunion
draußen, die Amerikaner drinnen und die Deutschen unten zu halten".
Mehr als 70 Jahre später hat sich daran aus Sicht Londons und
Washingtons nichts geändert, außer vielleicht, dass es heute Russland,
der Nachfolgestaat der Sowjetunion, ist, das neben China als äußerer
Feind und Projektionsfläche alles Bösen herhalten muss. Aus den
Trümmern eines kriegsgeschundenen Westeuropas ist neben der NATO die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) entstanden. Bestand sie bei
ihrer Gründung 1957 aus Frankreich, Belgien, Luxemburg, den
Niederlanden, Italien und der Bundesrepublik Deutschland, so gehören
der heutigen Europäischen Union 27 Staaten an. Geographisch reicht die
EU von Malta im südlichen Mittelmeer bis zum nordfinnischen Teil des
Polarkreises, von den portugiesischen Azoren mitten im Nordatlantik
bis Rumänien am Schwarzen Meer.




[image: Porträtfoto De Gaulles in Marschallsuniform zur Zeit des Zweiten Weltkrieges - Foto: Public domain, via Wikimedia Commons https://commons.wikimedia.org/wiki/File:De_Gaulle-OWI_(cropped)-(d).jpg]

Charles de Gaulle, der große Verfechter eines vereinigten und
unabhängigen Europas

Foto: Public domain, via Wikimedia Commons



Seit den fünfziger Jahren des 20. Jahrhunderts stehen die von den USA
dominierte NATO und die EWG bzw. die EU in einem Spannungsverhältnis
zueinander. Wegen der Weigerung Westdeutschlands, mit Frankreich einen
westeuropäischen, autonomen Pfeiler innerhalb der NATO zu bilden, nahm
Präsident Charles de Gaulle 1966 die französischen Streitkräfte aus
den integrierten Kommandostrukturen der nordatlantischen Allianz
heraus (Erst 2009 sollte sein späterer Nachfolger Nicolas Sarkozy
diesen Schritt rückgängig machen). De Gaulle war auch derjenige, der
mehr als jeder andere dafür sorgte, dass La Grande Nation ihre eigene
nukleare Abschreckungskapazität samt Trägersystemen zu Wasser, an Land
wie auch in der Luft, die sogenannte Force de frappe, erhielt.
Folglich gehört Frankreich neben den USA, Großbritannien, der
Volksrepublik China und Russland zu den fünf offiziell anerkannten
Nuklearmächten nach dem Atomwaffensperrvertrag von 1968. Alle fünf
Staaten gehören als ständige Mitglieder mit Vetomacht dem
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen an.
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Das französische Atom-U-Boot Temeraire

Foto: (CC BY-SA 2.0 FR)
[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/fr/deed.en], via
Wikimedia Commons



Seit dem Fall des Eisernen Vorhangs in Europa, dem Ende des Kalten
Krieges 1989 und der Wiedervereinigung Deutschlands ein Jahr später
befinden sich EU und NATO auf Osterweiterung. Die meisten
osteuropäischen Staaten, die einst zum kommunistischen Warschauer Pakt
gehörten, sind inzwischen Mitglieder beider Organisationen. Die
Osterweiterung ist jedoch nicht ohne Streitigkeiten unter den größeren
EU-Staaten sowie zwischen ihnen und den USA abgelaufen. Die
frühzeitige Anerkennung der Unabhängigkeit Sloweniens und Kroatiens
durch das wiedervereinigte Deutschland 1991 war schon damals extrem
kontrovers - besonders in Frankreich - und hat nicht unwesentlich zum
Ausbruch eines jahrelangen, verheerenden Kriegs auf dem Gebiet des
früheren Vielvölkerstaats Jugoslawien beigetragen.




[image: Luftangriffe der NATO lassen sichtbare Spuren zurück - Foto: Jorge Láscar from Melbourne, Australia, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0], via Wikimedia Commons]

Kriegsschäden an einem Bürokomplex in Belgrad während des
Kosovokrieges 1999

Foto: Jorge Láscar from Melbourne, Australia, CC BY 2.0
[https://creativecommons.org/licenses/by/2.0], via Wikimedia Commons



Die Balkan-Krise in den neunziger Jahren hat die EU zum Anlass
genommen, eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik zu
formulieren. Bezeichnenderweise wurde Ende 1999 zum ersten
Außenbeauftragten der EU der ehemalige spanische Außenminister Javier
Solana ernannt. Der iberische Sozialist hatte nur wenige Monate zuvor
als NATO-Generalsekretär an der Seite von Bill Clintons
Außenministerin Madeleine Albright während des völkerrechtlich
illegalen Kosovo-Kriegs der nordatlantischen Allianz gegen
Rest-Jugoslawien, das heißt gegen Serbien und Montenegro, seine Treue
Washington gegenüber zweifelsfrei unter Beweis gestellt.




[image: Albright und Solana in der zweiten Reihe im Sitzungssaal, vor ihnen der afghanische Präsident Hamid Karzai - Foto: Kathrin Möbius, CC BY 3.0 DE [https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/de/deed.en], via Wikimedia Commons]

Bussi-Bussi zwischen Madeleine Albright und Javier Solana 2010 auf der
Münchner Sicherheitskonferenz

Foto: Kathrin Möbius, CC BY 3.0 DE
[https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/de/deed.en], via
Wikimedia Commons



Als im Februar 2014 die CIA mit Hilfe von Neonazi-Schlägertrupps die
populäre Anti-Korruptionsbewegung in der Ukraine kaperte und die
Regierung in Kiew gewaltsam stürzte, ließ das öffentliche
Bekanntwerden eines vom russischen Geheimdienst abgehörten Telefonats
die imperiale Sicht Washingtons auf die Beziehungen zur Europäischen
Union deutlich durchscheinen. Zuvor hatten die Außenminister
Deutschlands, Frankreichs und Polens in Kiew mühsam einen Kompromiss
zwischen Regierung und Opposition in der Ukraine ausgehandelt, der auf
Neuwahlen und eine friedliche Beilegung der innenpolitischen Krise
hinauslief. Doch im Gespräch mit dem damaligen amerikanischen
Botschafter in der ukrainischen Hauptstadt, Geoffrey Pyatt, gab die
Staatssekretärin im US-Außenministerium Victoria Nuland, Gattin des
führenden neokonservativen Ideologen Robert Kagan, mit dem Spruch
"Fuck the EU" die Marschroute vor und erklärte dezidiert, wie die
personelle Besetzung der neuen Putsch-Regierung von US-Gnaden in Kiew
auszusehen habe. Der Umstand, dass die beiden später von Berlin und
Paris mitunterzeichneten Minsker-Abkommen, die den ausgebrochenen
Bürgerkrieg zwischen den Streitkräften Kiews und den prorussischen
Rebellen in den südöstlichen Oblasten Donetz und Luhansk beenden
sollten, von den USA und Großbritannien über Jahre unterminiert
wurden, offenbarte die Grenzen der EU-Diplomatie. Die militärische
Intervention Russlands mit all ihren Schrecken seit Ende Februar in
der Ukraine ist die direkte Folge dieses Scheiterns.

Das Spannungsverhältnis zwischen EU und NATO steht im Mittelpunkt des
hochinformativen Buchs "The Militarization of the European Union". Als
Herausgeber firmiert Kees van der Pijl, der als Mitglied der
neogramscianischen Amsterdamer Schule im Bereich der internationalen
Beziehungen zu den führenden Politikwissenschaftlern der Niederlande
gehört. Als sein wichtigstes Werk gilt die 1982 erschienene Studie
"The Making of the Atlantic Ruling Class". 2008 gewann Van der Pijl
für das Buch "Nomads, Empires, States" den Deutschen Memorial Prize.
2018 erschien beim Pappyrossa-Verlag sein Buch "Der Abschuss: MH17,
die Ukraine und der neue Kalte Krieg". Im selben Jahr sorgte Van der
Pijl für eine aufsehenerregende Kontroverse, als er sich kategorisch
weigerte, seine wissenschaftlich begründete Skepsis bezüglich der
offiziellen Version der Flugzeuganschläge vom 11. September 2001
zurückzunehmen, und auf die angesehene Position als emeritierten
Professor für politische Wissenschaft an der südenglischen Sussex
University verzichtete.




[image: Karte der Militärstützpunkte, auf die die NATO im Rahmen des gewaltsamen Sturzes Muammar Gaddhafis zurückgegriffen hat - Foto: Jolly Janner, CC-0, via Wikimedia Commons]

Gegen Gaddhafi setzte die NATO ihre Militärmaschinerie in Gang

Foto: Jolly Janner, CC-0, via Wikimedia Commons



Im ersten der beiden von ihm verfassten Kapitel des vorliegenden
Buchs, "Sovereignty, Democracy and the Monopoly of Violence in
Europe", untersucht Van der Pijl den Richtungsstreit innerhalb der EU
zwischen den Befürwortern eines europäischen Bundesstaats und
denjenigen einer Föderation souveräner Nationalstaaten. Vor allem die
großen EU-Staaten hängen an der Eigenständigkeit und am Gewaltmonopol
innerhalb der eigenen Grenzen. 2016 sahen die Briten die Souveränität
des Vereinigten Königreichs durch den Ausbau der Brüsseler Kompetenzen
derart bedroht, dass sie mehrheitlich für den Austritt aus der EU, den
sogenannten Brexit, votierten. Auch Frankreich zeigt keine Neigung,
sich von irgendwelchen anderen Mächten, nicht einmal vom befreundeten
Deutschland, in den Umfang seines Atomwaffenarsenals und dessen
möglichen Einsatz hineinreden zu lassen - es sei denn, die EU-Staaten
entschieden sich für eine "strategische Autonomie" von der NATO. Aber
zu letzterer hat sich die politische Elite in Deutschland bislang
nicht durchringen können.

In einem weiteren Kapitel "Who Will Protect the Baltic Energy Highway"
nimmt Van der Pijl den spannenden Komplex um die EU-Energieversorgung
unter die Lupe. Hier wird das Dauerhickhack um Zugang zu den Öl- und
Gas-Ressourcen Zentralasiens und deren Transport über das Baltikum,
Osteuropa, den Balkan und das Schwarze Meer detailliert erläutert;
dazu gehören natürlich die umstrittenen deutsch-russischen Projekte
Nordstream 1 und 2 genauso wie weniger bekannte Aspekte wie die
westliche Führungsrolle der deutschen Kriegsmarine mit ihrer starken
U-Boot-Flotte in der Ostsee. Van der Pijl führt zum Beispiel das Aus
für das ambitionierte Pipeline-Projekt South Stream, das von Russland
direkt unter dem Schwarzen Meer nach Bulgarien und von dort über
Griechenland nach Italien bzw. über Serbien und Ungarn nach Österreich
gehen sollte, auf den bereits erwähnten Sturz der prorussischen
Regierung von Wiktor Janukowytsch infolge der Maidan-Proteste in Kiew
zurück.




[image: Ein rotes, mehrstöckiges Haus aufgrund von Explosionen in sich zusammengestürzt - Foto: Mohmmed Ayd, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons]

Zerstörte Häuser in der Stadt Sirte nach einem Angriff der
'Terrormiliz' Islamischer Staat (IS) im August 2017

Foto: Mohmmed Ayd, CC BY-SA 4.0
[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia
Commons



Bereits 2011 gaben Frankreich und der Noch-EU-Mitgliedsstaat
Großbritannien den Takt beim militärischen Sturz des "Regimes" Muammar
Gaddhafis in Libyen vor. Die NATO-Aktion, an der sich Deutschland
demonstrativ nicht beteiligte, hat Libyen ins Chaos gestürzt und es zu
einem zweiten Somalia, diesmal am Mittelmeer, gemacht. Die zahlreichen
und umfangreichen Waffenlager Gaddhafis wurden geplündert. Ihr Inhalt
sowie der enorme Auftrieb, den die Verfechter eines
fundamentalistischen Islams durch die erfolgreiche Beseitigung
Gaddhafis erfuhren, hat zur Destabilisierung der gesamten Sahel-Region
geführt. Seitdem plagt sich die EU mit dem Problem eines niemals
endenden Stroms an Wirtschafts- und Kriegsflüchtlingen aus Afrika
herum. Die Versuche Frankreichs und Deutschlands, mit militärischen
Mitteln Länder wie Mali wieder zu stabilisieren, haben das Gegenteil
bewirkt. Zur bis heute anhaltenden Misere in Libyen, das unter
Gaddhafi den höchsten Lebensstandard auf dem afrikanischen Kontinent
vorweisen konnte, trägt auch die Rivalität zwischen den EU-Staaten
Frankreich und Italien um den Zugang zu den riesigen Ölvorkommen des
Landes bei.
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Flüchtlinge in der Sahara unterwegs zum Mittelmeer
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Der französische Ökonom Claude Serfati behandelt seit Jahren die
Bereiche Industrie und Innovation. Der frühere Dozent an der
Universität Versailles-Saint-Quentin steht seit seiner Pensionierung
als Forscher dem Institut de Recherches Economiques et Soziales (IRES)
zur Verfügung. Serfati gehört dem wissenschaftlichen Beirat von Attac
an. Zu den zahlreichen Schriften, an denen er mitgewirkt oder die er
allein veröffentlicht hat, gehören das Grundsatzwerk "La Militaire -
Une histoire francaise" und "L'Industrie francaise de defense". Von
1996 bis 2001 nahm er als französischer Vertreter und
stellvertretender Vorsitzender an einer Sonderarbeitsgruppe der
Europäischen Kommission zum Thema Restrukturierung der
Rüstungsindustrie und Umstellung auf zivile Produkte teil. In einem
seiner beiden Kapitel im Buch, "Defence as France's Competitive Edge
in the European Union", setzt sich Serfati mit dem Dauerbestreben
Frankreichs, die EU für die eigenen imperialen Interessen zum Beispiel
im Rahmen des Neokolonialismus in Nord- und Westafrika sowie zur
Förderung der eigenen Rüstungsindustrie nutzbar zu machen, höchst
kritisch auseinander. In einem zweiten Kapitel "The Transatlantic
Factor and EU Militarisation in the Crisis" konstatiert Serfati die
Unfähigkeit der Europäischen Union, wegen der Koppelung an die NATO
und der Rivalitäten innerhalb des transnationalen Gebildes zu einer
einheitlichen Linie in der Verteidigungspolitik zu kommen.

Mark Akkerman ist Forscher am Amsterdamer Transnational Institute und
Aktivist bei Stop de Wapenhandel, einer niederländischen
Anti-Rüstungsorganisation. In den letzten Jahren hat er sich intensiv
mit der Flüchtlingsproblematik befasst und die beiden Studien "Border
Wars - The Arms Dealers Profiting from Europe's Refugee Tragedy"
(2016) und "Expanding the Fortress - The Policies, the Profiteers and
the People Shaped by EU's Border Externalization Programme" (2018)
veröffentlicht. Akkerman zeigt anhand zahlreicher konkreter Beispiele
in seinem Aufsatz für das vorliegende Buch, in welchem Ausmaß der
europäische Rüstungssektor nicht nur an der Erzeugung von
Flüchtlingsströmen in Afrika und Asien beteiligt ist - etwa durch den
Verkauf von Waffensystemen und Munition an repressive oder
kriegführende Staaten wie Ägypten respektive Saudi-Arabien - sondern
auch noch von der gigantischen Sicherheitsarchitektur profitiert,
welche die EU mit immer größerem Aufwand an ihren Außengrenzen und
darüber hinaus zur Abwehr dieser armen Menschen errichtet. Hierfür
stehen stellvertretend die EU-Grenzagentur Frontex mit ihren
berüchtigten "pushbacks" und die schrecklichen Bedingungen in den
Flüchtlingslagern auf der griechischen Insel Lesbos.
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Logo der EU-Grenzagentur Frontex 
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Iraklis Oikonomou hat an der University of Wales Aberystwyth im
Bereich internationale Politik promoviert und danach wissenschaftliche
Forschung an der Universität Ghent in Belgien betrieben. Seit einigen
Jahren lebt er in Athen, wo er sich als unabhängiger Forscher zu den
Themen Verteidigungs-, Rüstungs- und Weltraumpolitik spezialisiert
hat. 2015 gab er mit Nikolaos Karampekios das Buch "The European
Defence Agency: Arming Europe" und zwei Jahre später mit Nikolaos
Karampekios und Elias G. Caryannis zusammen die Arbeit "The Emergence
of EU Defense Research Policy: From Innovation to Militarization)
heraus. In zwei Kapiteln, "Hijacking European Integration: EU
Militarization as a Class Project" und "The European Defence Fund,
ASD, and the Kangaroo Group", führt Oikonomou durch das für
Außenstehende schwer durchschaubare institutionelle Geflecht,
innerhalb dessen seit rund 20 Jahren diverse Politiker und
Rüstungslobbyisten in Brüssel und Strasbourg zueinander finden und
ihre Deals aushecken. Im besonderen Blickfeld stehen Forschung und
Entwicklung, die Ausrichtung des Hochschulbetriebs auf die Ziele der
Waffenproduzenten sowie die Art und Weise, wie die immer üppigere
Förderung der europäischen Rüstungsindustrie als Sicherheit bzw. als
Bereicherung des zivilen Lebens in Form krisenfester Arbeitsplätze und
irgendwelcher "Dual-use"-Produkte verkauft wird.
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Flüchtlinge mit einem Schlauchboot auf dem Weg von der Türkei nach
Lesbos
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Yury Gromyko ist Professor an der Moskauer Universität für Psychologie
und Bildung sowie Gastprofessor an der Universität Tamkang in Taipeh.
Im Rahmen seiner Arbeit am Moskauer Schiffers Institut geht er seit
längerem den vielen Fragen der politischen und wirtschaftlichen
Zusammenarbeit im eurasischen Raum nach. In seinem Kapitel "In the
Shadow of a New Arms Race - A Russian Perspektive" zeigt Gromyko der
Leserschaft die Osterweitung von NATO und EU in all ihrer
Bedrohlichkeit aus russischer Sicht auf. Darüber hinaus geht er auf
die technischen Einzelheiten der verschiedenen neuen Waffensysteme wie
Hyperschallraketen ein, mit deren Entwicklung und Indienstnahme Moskau
auf den einseitigen Ausstieg Washingtons aus dem ABM-Vertrag, dem
INF-Vertrag und dem Open-Skies-Abkommen in den letzten beiden
Jahrzehnten reagiert hat.

Hans-Jürgen Bieling arbeitet als Professor am Institut für politische
Wissenschaft an der Eberhard-Karls-Universität in Tübingen, sitzt im
wissenschaftlichen Beirat von Attac und gehört zu den Herausgebern der
Vierteljahreszeitschrift Politikum. Er hat zahlreiche Artikel, Studien
und Bücher veröffentlicht, darunter "Europäische Staatlichkeit:
zwischen Krise und Integration" (2016 mit M. Grosse Huetman) und "Neue
Segel, alter Kurs? Die Eurokrise und ihre Folgen für das europäische
Wirtschaftsregieren" (2019 mit Simon Guntrum). Zur vorliegenden
Lektüre hat Bieling das Kapitel "Germany: An Imperial Power in the
Making?" beigesteuert.

Wie viele andere Autoren erkennt auch Bieling den großen Nutzen der EU
zur Durchsetzung deutscher Kapitalinteressen. Dies hat sich in der
Finanzkrise 2008 anhand des ruppigen Umgangs Deutschlands mit Italien
und Griechenland deutlich gezeigt. Bieling geht davon aus, dass Berlin
weiterhin auf einen "kooperativen Imperialismus" zusammen vor allem
mit Washington, aber auch mit Paris setzen wird. Die jüngste
Entwicklung gibt Bieling Recht. Nachdem angesichts des russischen
Einmarsches in der Ukraine Bundeskanzler Olaf Scholz unter dem
Stichwort "Zeitenwende" eine drastische Aufstockung der Finanzmittel
für die Bundeswehr um 100 Milliarden Euro bekanntgab, war gleich als
erste "Investition" in die Sicherheit Deutschlands vom Kauf von 35
amerikanischen Kampfjets des extrem teuren Typs F-35 die Rede, der von
nicht wenigen Militärexperten als überteuerte Fehlkonstruktion
verspottet wird, gefolgt von der Ankündigung einer Untersuchung der
Option der in technologischer Hinsicht wenig sinnvollen Anschaffung
eines Raketenabwehrsystems aus den USA oder Israel für das gesamte
Bundesgebiet. Die seit Jahren zu beobachtende gegenseitige Verstärkung
russophober Kräfte in den USA, Polen und den baltischen Staaten
zusammen mit der jüngsten Stationierung größerer Kampfverbände entlang
des Ostrands des NATO-Gebiets lassen erwarten, dass bis auf weiteres
in sämtlichen militärischen Fragen die nordatlantische Allianz - ganz
im Sinne Lord Ismays - den Vorrang vor der Möchtegern-Großmacht EU
behalten wird.
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REZENSION/757: Konrad Lotter - Anatomie der Gegenwart (Marxismus) (SB)

Konrad Lotter



Anatomie der Gegenwart

Beschleunigung, Nachhaltigkeit, Utopie und Fortschritt aus dem
Blickwinkel von Marx



 
Ärgerlich. Wirklich ärgerlich. Mit diesen Worten eine Rezension zu
beginnen über ein Buch, das nach Angaben Konrad Lotters, wie seiner
knappen Einleitung zu entnehmen ist, eine "etwas andere Einführung in
die marxistische Theorie" bietet (S. 9), ist dem Umstand geschuldet,
dass sich der Autor, promovierter Philosoph und Mit-Herausgeber einer
Zeitschrift für Philosophie, Lehrbeauftragter an der Universität
München und freier Journalist, mit klaren Stellungnahmen zu den hier
vorgestellten Texten wie auch zu der Frage, welche politischen oder
sonstigen Absichten er mit ihrer Veröffentlichung verfolgt,
weitestgehend zurückhält. Das fängt mit dem Buchtitel "Anatomie der
Gegenwart" nicht an und hört mit der "etwas anderen Einführung" in
marxistische Theorie nicht auf, bleibt doch unklar, worin das "etwas
Andere" bestehen soll und welche anderen Einführungen hier zum
Vergleich herangezogen wurden.

Es handelt sich um eine eher unzusammenhängend wirkende Sammlung von
Texten, deren kleinster gemeinsamer Nenner darin zu bestehen scheint,
dass sie irgendwie und irgendetwas mit Marx zu tun haben, oder, so
dies nicht der Fall ist, der Autor selbst einen solchen Zusammenhang
herstellt. Zu vermuten steht, dass diesem Buchprojekt die Idee
vorausging, Begriffe, Themen oder auch Theorieansätze aufzugreifen,
die in den aktuellen Diskussionen und Disputen auf ein vergleichsweise
großes Echo und Interesse stoßen, um von dort aus einen wie auch immer
gearteten Bogen zu Marx respektive marxistischen Theorieansätzen zu
schlagen.

In den insgesamt 12 Beiträgen, die in ihrer Länge, sprachlichen
Gestaltung sowie ihrem fachlich-wissenschaftlichen Niveau zum Teil
stark variieren, behandelt der Autor Themen wie die Schere zwischen
Arm und Reich, Nachhaltigkeit, Zeit, Be- und Entschleunigung,
Fortschritt und Dekadenz, Utopien der Anpassung, Meinungs- und
Pressefreiheit, Wirtschaftskreisläufe und Privateigentum, Börse und
Aktienhandel, aber auch Ideologie, Ideologiekritik und Positivismus
und nicht zuletzt Luther als Nationalökonom. Ob auf diese Weise der
Funken zu Marx und Marxismus überzuspringen vermag, steht allerdings
zu bezweifeln, mangelt es doch schon an einer Sprache, die die
Lesenden in ihrem Fühlen und Denken anzusprechen, ja, sie an der einen
oder anderen Stelle tatsächlich "zu packen" versteht.

Doch hören wir uns an, wie der Autor selbst seine Einschätzung, dieses
Buch sei eine "etwas andere Einführung in die marxistische Theorie",
begründet:

Zum einen folgt die Darstellung nicht der Logik der Theorie,
 sondern der Logik der gesellschaftlichen Wirklichkeit und ihren
 gegenwärtigen Konflikten. Sie behandelt die Polarisierung der
 Gesellschaft durch die wachsenden Unterschiede des Einkommens und
 des Eigentums; das Streben nach Nachhaltigkeit, das doch
 fortwährend durch das Diktat des ökonomischen Wachstums unterlaufen
 wird; den verbreiteten Missbrauch der Meinungs- und Pressefreiheit,
 die zum Freibrief zur Verbreitung manipulativer Falschmeldungen
 verkommen ist oder die Funktion der Börse, die das soziale Leben
 zunehmend dem Sog des Marktgeschehens und Wechsel der Konjunkturen
 ausliefert. Von daher der Titel des Buches Anatomie der
 Gegenwart. (S. 9) 


Welche Logik "die gesellschaftliche Wirklichkeit und ihre
gegenwärtigen Konflikte" nach Ansicht des Autors haben, bleibt ebenso
unklar wie die Frage, welchen Erkenntnisgewinn denn eine solche
"Anatomie", was vom Wort her Zergliederung, Zerschneidung, Analyse
bedeutet, der Gegenwart erbracht haben könnte. Als zweites Argument
für seine "etwas andere Einführung" führt der Autor an, "dass zentrale
Begriffe der Marxschen Theorie aus der Perspektive jeweiliger
Gegen-Begriffe" (S. 9) erläutert werden. Auffällig ist, dass er auch
hier klare Stellungnahmen vermissen läßt. So entsteht der Eindruck,
als würde er die Inhalte seiner Texte von einem neutralen
Beobachterposten aus begutachten und präsentieren und dabei Begriffe
benennen, die für sich genommen wenig bis gar nichts aussagen, aber
umso mehr Raum für Spekulationen, Mutmaßungen und Perspektiven
eröffnen. Die genannten Beispiele - Gegensatzpaare wie Utopie und
Dystopie, Beschleunigung und Entschleunigung - helfen da nicht weiter.
Wie ein Begriff aus der Perspektive eines anderen überhaupt erläutert
werden können soll, so als wären sie Leute, die im Ring gegeneinander
antreten, ist kaum nachzuvollziehen.

Nehmen wir nur einmal das Wort "Zeit", dessen indogermanische
Wortwurzel "teilen, zerschneiden, zerreißen" bedeutet. Der Zeit eine
ökonomische Bedeutung zuzuweisen, ist ein Schritt, der erst einmal
mitvollzogen werden muß, bevor über die in den Texten aufgestellten
Aussagen und behaupteten Zusammenhänge zwischen Ökonomie, Zeit, Be-
und Entschleunigung auch nur nachgedacht werden kann. Konrad Lotter
geht in einem seiner Texte ("Zeit" und "Beschleunigung" in Marx'
Kritik der politischen Ökonomie) unter Bezugnahme auf Marx
davon aus, dass es "Funktionen der Zeit in der warenproduzierenden
Gesellschaft" gäbe. So sei Zeit beispielsweise der Maßstab, an dem der
Wert von Arbeitsprodukten gemessen werde. (S. 40)

Träfe dies zu, ließe sich der Wert einer Ware mit "vier Stunden"
angeben, was eine Nullaussage wäre, mit der kein Mensch etwas
anzufangen wüßte. Auch aus marxistischer Sicht dürfte diese
Funktionsbestimmung umstritten sein. Der US-amerikanische
Wirtschaftswissenschaftler Prof. Andrew Kliman beispielsweise schrieb
dazu in seinem Buch "Die Rückgewinnung des Marxschen Kapital"
[1]: "Marx vertritt die Auffassung, dass der Wert einer Ware bestimmt
wird durch den durchschnittlichen Aufwand an Arbeit, der aktuell zu
ihrer Produktion benötigt wird." Dass Konrad Lotter sich bemüht, dem
Zeitbegriff fundamentale ökonomische Funktionen zuzuordnen, mag der
Idee geschuldet sein, auf diese Weise eine Brücke zu schlagen zwischen
marxistischer Werttheorie und der heutigen Debattenkultur rund um
Zeit, Beschleunigung und Entschleunigung.

Der Begriff "Beschleunigung" wiederum bedeutet physikalisch eine
Änderung des Bewegungszustands eines Körpers, umgangssprachlich
schlicht eine Steigerung des Tempos; so oder so wirkt der Übertrag auf
ökonomische Zusammenhänge auch hier konstruiert. Bei Lotter nimmt
Beschleunigung einen hohen inhaltlichen Stellenwert ein, in einer
Zwischenüberschrift spricht er von "Beschleunigung der Zirkulation
durch Vermeidung zeitlicher Verzögerungen". (S. 44) Was aber dieses
Wort bei einem so unkomplizierten Sachverhalt wie der Tatsache,
marxistisch gesprochen, dass die Klasse des Kapitals aus den den
Mehrwert schaffenden arbeitenden Menschen herauspresst, was
herauszupressen geht, darüber hinaus an Aufklärung beizutragen vermag,
bleibt eine offene Frage.

Lotter bringt dann auch noch den Gegenbegriff "Entschleunigung" ins
Spiel. Bei der Frage, ob darin ein Weg zur Überwindung des
Kapitalismus gesehen werden könne, nimmt er Bezug auf Marx, der keine
prinzipielle Ablehnung der Beschleunigung vertreten, sondern im
Kommunistischen Manifest ein Loblieb auf die "höchst revolutionäre",
nämlich die Entwicklung beschleunigende Rolle des Bürgertums gesungen
habe. (S. 58) Wie aus dieser von Marx und Engels vor rund 170 Jahren
in einem nicht-ökonomischen Sinne verwendeten Formulierung ein
inhaltlich-stringenter Zusammenhang herzustellen sei zu dem heute
sozusagen in Mode gekommenen Beschleunigungsbegriff bzw. seinem
Pendant Entschleunigung, ist eine Frage, die der Autor weder stellt
noch problematisiert. Am Ende des Textes stellt er fest, dass
Revolution "nicht Entschleunigung", sondern "Aufhebung des
Privateigentums an den Produktionsmitteln" (S. 60) bedeute - warum
aber dann überhaupt der Exkurs zu Zeit, Beschleunigung und
Entschleunigung?

In einem weiteren Text mit dem Titel "Unterschiedliche Perspektiven
auf die Schere zwischen Arm und Reich" stellt Konrad Lotter zwei
Autoren und deren Bücher vor, nämlich Thomas Piketty mit "Das Kapital
im 21. Jahrhundert" sowie Oliver Nachtwey mit der
"Abstiegsgesellschaft". Beide haben sich - Piketty als Ökonom,
Nachtwey als Soziologe - mit unterschiedlichen wie auch
übereinstimmenden Aussagen und Einschätzungen mit der (ungleichen)
Vermögensverteilung und ihrer Entwicklung befaßt und plädieren bei der
Frage nach Auswegen aus der Ungleichheit "gleichermaßen für eine
Stärkung der Demokratie". (S. 19) Dass Piketty und Nachtwey die Schere
zwischen Arm und Reich im Namen der Gerechtigkeit verurteilten, sei,
so der Autor, "nicht besonders originell und unter
Gesellschaftskritikern verbreitet". (S. 21)

Die beiden Werke haben in den zurückliegenden Jahren eine hohe
Popularität erreicht, so dass angenommen werden kann, dass Lotter mit
seiner kritischen Würdigung und der Kontrastierung ihrer Aussagen und
Thesen eine marxistische Sichtweise gerade auch den Menschen deutlich
machen möchte, die "Das Kapital im 21. Jahrhundert" und die
"Abstiegsgesellschaft" mit großem Interesse gelesen haben. Die
folgende Passage liest sich denn auch, nicht zuletzt wegen der klaren
Stellungnahme, erfrischend:

Bejaht man die dem Kapitalismus zugrundeliegende Form der
 Gerechtigkeit, dann müsste man konsequenter Weise auch die
 Ungleichheit des Reichtums bejahen, die kausal damit verbunden ist,
 daraus hervorgeht und infolgedessen auch gerecht ist. Verneint man
 dagegen die Schere von Arm und Reich jedoch, dann müsste man auch
 den Mechanismus verneinen, der diese Schere erzeugt und fortwährend
 weiter öffnet.


Piketty und Nachtwey tun weder das eine noch das andere. Sie
 stellen weder das Privateigentum noch die (formale) Freiheit und
 Gleichheit, noch das Lohnsystem grundsätzlich in Frage. Damit
 akzeptieren sie die kapitalistische Gerechtigkeit als
 Voraussetzung. Gleichzeitig aber wollen sie die "schlechten",
 vielleicht gefährlichen Folgen dieser Voraussetzung vermeiden und
 verurteilen sie im Namen einer "höheren" Gerechtigkeit, vor der sie
 aber nicht sagen, woher sie kommt und worin sie besteht. (S. 22) 


Gehen wir fehl in der Annahme, dass der Autor mit dieser Textsammlung
letzten Endes Werbung in marxistischer Sache machen möchte und dafür
den etwas unüblichen Weg eingeschlagen hat, nicht-marxistische
Standpunkte, Werke und Positionen aus marxistischer Sicht zu
beleuchten und zu kritisieren?

Dies könnte auch auf den Begriff "Nachhaltigkeit" zutreffen, der seit
geraumer Zeit gerade unter an sozialen wie Umweltfragen interessierten
kritischen Menschen sozusagen "en vogue" ist. Ursprünglich ein
forstwirtschaftliches Prinzip, demzufolge nicht mehr Holz gefällt
werden dürfe, als jeweils nachwachsen könne, wurde Nachhaltigkeit im
Zuge einer kaum noch in die Zukunft projizierbaren Klimakatastrophe,
deren Auswirkungen den ohnehin bestehenden katastrophalen Mangel an
Lebensvoraussetzungen für Mensch und Tier und die sogenannte Umwelt
negativ potenzieren, aufgrund des ihm innewohnenden
Lösungsversprechens, es käme schon alles wieder ins Lot, wenn nur
vernünftig gewirtschaftet werde, immer attraktiver.

Kein Wunder, dass auch Lotter diesen Begriff aufgreift. Er komme bei
Marx und Engels zwar nicht vor, doch das hieße nicht, dass sie "von
dem, was er bezeichnet, nicht sehr genaue Vorstellungen gehabt
hätten". (S. 23) Lotter führt eine Vielzahl weiterer Autoren an, die
sich mit Marx' Ökologie und seinem Interesse an Agrartheorien befaßt
haben und ist bemüht, den Nachhaltigkeitsbegriff aus Marx'
Ausführungen herauszulesen oder auch hineinzudeuten. So schreibt er
zum Thema "Nachhaltigkeit als geschlossener Kreislauf im Stoffwechsel
zwischen Mensch und Natur":

Die Arbeit als Stoffwechsel wird von Marx als ein Vorgang
 begriffen, in dem der Mensch der Natur fortlaufend Stoffe, die er
 zum Leben benötigt, entzieht und ihr verbrauchte Stoffe, die er
 nicht mehr zum Leben benötigt, zurückerstattet. Es besteht somit
 ein Kreislauf, der geschlossen (ohne Rückstände) oder
 offen (mit Rückständen oder als Raubbau an der Natur)
 ausfallen kann. Nachhaltig wäre der Arbeits- oder
 Stoffwechselprozess, wenn zwischen der Entnahme und der
 Zurückerstattung ein Gleichgewicht besteht. Nicht nachhaltig wäre
 er, wenn eine "Störung zwischen Ausgabe und Einnahme" oder ein
 "fehlerhafter Kreislauf" vorliegt. (S. 26) 


Nach Auffassung des Autors werde in der gegenwärtigen
Nachhaltigkeitsdiskussion im Gegensatz zu Marx wie selbstverständlich
davon ausgegangen, "dass sich die überfälligen ökologischen
Korrekturen innerhalb des bestehenden Systems bewerkstelligen
lassen". (S. 37) Marx hingegen habe Zukunftsvorstellungen gehabt,
in denen die produzierenden Menschen ihren Stoffwechsel mit der Natur
"rationell regeln", wobei er sich auf einen "ökologischen Stoffwechsel
zwischen Mensch und Natur mit dem Ziel geschlossener Kreisläufe und
dem Ideal der Nachhaltigkeit" bezogen habe. (S. 37)

Auch Lotter benutzt den Nachhaltigkeitsbegriff als Lösungsversprechen,
womit er sich in großer Gesellschaft befindet nur mit dem Unterschied,
dass er dessen Realisierbarkeit, die er keineswegs einer
grundsätzlichen Kritik und Überprüfung unterzieht, an die Systemfrage
bindet; freilich ohne zu klären, wie denn beispielsweise die Aufhebung
des Privateigentums an den Produktionsmitteln den längst eingetretenen
Klimakollaps verhindern können soll. Wenn jemand, der offenbar
Interesse an Marx wecken will, nicht umhinkommt, dieselbe
Lösungsperspektive feilzubieten wie Repräsentanten der
(nicht-marxistischen) Ökologiebewegung, vermag dies die Zweifel daran
nicht auszuräumen, ob der Marxismus den Anspruch, sich zu einer
wirksamen Waffe gegen das für das aktuelle Desaster häufig
verantwortlich gemachte kapitalistische System schmieden lassen zu
können, wegen viel zu enger verwandtschaftlicher Beziehungen und
inhaltlicher Übereinstimmungen zu erfüllen imstande ist.



[1] Andrew Kliman. Die Rückgewinnung des Marxschen "Kapital" -
Eine Widerlegung des Mythos innerer Widersprüchlichkeit,
Mangroven Verlag, Kassel, 2021 (S. 38). Siehe die Rezension im
Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / Infopool → Buch → Sachbuch
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AKTION/573: Ostermärsche 2022 (Netzwerk Friedenskooperative)

Netzwerk Friedenskooperative - Pressemitteilung vom 5. April 2022

Informationsangebot zu den Ostermärschen 2022

Aktionen zum Ostermarsch in 90 Städten geplant



Das Netzwerk Friedenskooperative stellt auch 2022 wieder umfangreiche
Informationen zu den Ostermärschen zur Verfügung. Nachdem die
traditionellen Aktionen der Friedensbewegung in den letzten Jahren aufgrund
der Corona-Pandemie nur eingeschränkt oder in alternativen Formaten online
stattfinden konnten, wird es in diesem Jahr wieder weitestgehend normale
Ostermärsche in zahlreichen Städten deutschlandweit geben.

"Die Ostermärsche werden in diesem Jahr im Zeichen des russischen Krieges
gegen die Ukraine sowie der drastischen Erhöhung der Militärausgaben in
Deutschland stehen. Sowohl Krieg, egal wo, als auch Aufrüstung - die
Friedensbewegung lehnt beides ab!", erklärt Kristian Golla vom Netzwerk
Friedenskooperative. Und weiter: "Der Frieden in der Welt ist zu wertvoll,
um es allein den Militärs dieser Welt zu überlassen."

Insgesamt werden nach aktuellem Stand Ostermarsch-Aktivitäten in 90
deutschen Städten im Terminkalender des Netzwerk Friedenskooperative
gelistet. Erfreut zeigt sich das Netzwerk Friedenskooperative darüber, dass
es auch in diesem Jahr Städte gibt, in denen erstmals ein Ostermarsch
stattfindet. So zum Beispiel in Weimar, Nordenham und Neuruppin. Weiter
gibt es auch Städte, die seit langer Zeit wieder einen Ostermarsch
organisieren, wie z. B. Freiburg.

Alle Infos unter:

https://www.friedenskooperative.de/ostermarsch-2022

Ostermarsch-Termine:

https://www.friedenskooperative.de/termine?thema=69


Themen der Ostermärsche

Die schrecklichen Bilder des seit Ende Februar wütenden Krieges Russlands
gegen die Ukraine machen fassungslos - insbesondere die neusten Berichte
und Bilder aus Butscha. Die russischen Truppen ziehen sich aus dem Norden
der Ukraine zurück und hinterlassen viele Tote und Orte der Verwüstung. Es
bleibt die Hoffnung, dass sich die Verantwortlichen dieser Taten eines
Tages vor dem Internationalen Strafgerichtshof verantworten müssen. Es ist
zu begrüßen, dass der Generalbundesanwalt ein so genanntes
Strukturermittlungsverfahren für die Ukraine eingeleitet hat, sodass
Prozesse nach dem Weltrechtsprinzip zukünftig möglich sind. Im Mittelpunkt
der Ostermärsche steht in vielen Städten die Forderung nach einem
sofortigen Waffenstillstand und langfristig nach Frieden für die Menschen
in der Ukraine.

Ein weiteres zentrales Thema der diesjährigen Ostermärsche wird die von der
Bundesregierung angekündigte massive Aufrüstung der Bundeswehr sein. Diese
Hochrüstung hilft den Menschen in der Ukraine nicht. Die Entscheidung, den
Verteidigungshaushalt dauerhaft auf über 2 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes anzuheben und zusätzlich ein Sondervermögen von 100
Milliarden Euro für Aufrüstung einzurichten, ist ein sicherheitspolitischer
Schnellschuss, der noch nicht einmal in der Regierungskoalition
abgesprochen war. Weite Teile der Zivilgesellschaft haben sich in den
vergangenen Jahren wieder und wieder gegen höhere Rüstungsausgaben
ausgesprochen. Insbesondere die Anschaffung neuer Atombomber vom Typ F35
lehnt die Friedensbewegung ab.

Darüber hinaus wird es bei den Ostermärschen eine Vielzahl an weiteren
Themen geben. Traditionell finden die Ostermärsche in lokaler und
regionaler Verantwortung statt.


Online-Aktionsangebot auf www.ostermarsch.de

Das Netzwerk Friedenskooperative wird die zentrale Aktionswebsite
www.ostermarsch.de zur Verfügung stellen, damit sich Menschen auch digital
am Ostermarsch beteiligen können (voraussichtlich abrufbar ab KW 15). Dort
werden Aktive rund um die Ostertage ihre Kreidebotschaften für Frieden als
Fotos hochladen und sich so für Frieden und Abrüstung einsetzen können. In
einigen Städten wird außerdem dazu aufgerufen, die Häuser zu Ostern mit
Friedenszeichen zu schmücken, z.B. indem Fahnen oder Transparente an die
Fenster gehängt werden.

 * 

Quelle:

Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: friekoop@friedenskooperative.de

Internet: www.friedenskooperative.de
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STANDPUNKT/491: Der Weiße Westen - Eine kulturelle Finanzdiktatur (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Der Weiße Westen: Eine kulturelle Finanzdiktatur

von David Andersson, 23. März 2022
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In letzter Zeit scheinen wir jeden Tag eine Warnung zu hören, die in
etwa so lautet: "Wladimir Putins Einmarsch in der Ukraine hat deutlich
gemacht, dass autoritäre Kräfte auf dem Vormarsch sind und die Demokratie
weltweit unter Beschuss steht. Wenn wir Jane oder John Doe auf der Straße
nach Diktatoren fragen, würden sie wahrscheinlich Putin erwähnen, oder
vielleicht Xi Jinping, Maduro, Castro oder sogar Morales. Sie würden auch
schnell darauf hinweisen, dass wir hier im Westen in einem freien und
demokratischen Land leben und tun können, was wir wollen.

Wenn wir uns jedoch genauer ansehen, was mit dem Westen in den letzten 50
Jahren geschehen ist, könnten wir anfangen, uns über unsere Freiheit
Gedanken zu machen. Wir sind an eine einzigartige Wirtschaftsstruktur
gebunden, die uns ihrerseits ein einzigartiges Gesellschaftskonzept
aufzwingt. Ohne Geld lässt sich in dieser Gesellschaft nur wenig tun.
Schließlich wird uns suggeriert, was könnte der Sinn des Lebens sein, wenn
nicht Geld zu verdienen, Geld auszugeben und darüber nachzudenken, wie man
noch mehr Geld verdienen kann?

Es könnte hilfreich sein, diese Frage umzudrehen: Was würdest du sonst mit
deinem Leben anfangen, könnten wir fragen, wenn du kein Geld verdienen
müsstest? Worüber würdest du nachdenken? Worüber würdest du mit deinen
Freunden sprechen, wenn nicht über Einkäufe, Preise und alles, was mit
Konsum zu tun hat? Wenn wir jemanden kennen lernen, fragen wir als Erstes:
"Womit verdienst du deinen Lebensunterhalt?", als ob dies unser wichtigstes
und bestimmendes Merkmal wäre.

Diese Wirtschaftsstruktur der westlichen Gesellschaften könnte und sollte
als Diktatur bezeichnet werden. Die Entmenschlichung und Zersplitterung
unserer Kultur, die heute so offensichtlich ist, wurde in vielerlei
Hinsicht durch diese wachsende Finanzdiktatur verursacht.

Diese Diktatur lässt sich am besten veranschaulichen, indem man
verschiedene Aspekte des Phänomens betrachtet. Jeder Punkt für sich
genommen ist vielleicht kein großes Problem, aber wenn wir erkennen, wie
sie alle zusammenhängen, beginnen wir zu verstehen, wie sehr Geld unser
Leben diktiert.

Beginnen wir mit etwas so Einfachem wie Wasser. Wasser in Flaschen lässt
sich leicht in der Sporttasche verstauen und ist ein Muss für die häusliche
Katastrophenschutzausrüstung. Der kometenhafte Aufstieg von Wasser in
Flaschen seit den 1970er Jahren hat sich jedoch negativ auf die Umwelt
ausgewirkt, und der Kampf zwischen den einzelnen Abfüllern treibt die
Kosten für die wichtigste und wertvollste Ressource unseres Planeten in die
Höhe. Das Hauptproblem bei abgefülltem Wasser ist die Umwandlung von Wasser
von einem Allgemeingut zu einem Produkt, das man in Geschäften kaufen muss
(da, wie uns die Konzerne erklärt haben, öffentliches Wasser nicht sicher
für die Gesundheit ist). Im Jahr 2018 beliefen sich die Einnahmen aus
abgefülltem Wasser in den Vereinigten Staaten auf 18 Milliarden Dollar.

Wie nimmt uns das System sonst noch gefangen? Indem es junge Erwachsene
dazu bringt, Studienkredite aufzunehmen. Die Student:innen der heutigen
Generation sind mit finanziellen Problemen konfrontiert, die früheren
Generationen völlig fremd waren. Die Kosten für die postsekundäre Bildung
wurden langsam von der Allgemeinheit (ein gemeinsamer Nutzen für alle) auf
den Einzelnen verlagert. Seit den 1980er Jahren sind die Kosten für einen
Hochschulabschluss an öffentlichen Schulen um schockierende 213 % und an
privaten Schulen um 129 % gestiegen. Wie konnte es zu diesem Anstieg
kommen, ohne dass es zu einem größeren öffentlichen Aufschrei kam? Das 1965
ins Leben gerufene Programm für garantierte Studiendarlehen vergibt jedes
Jahr zinsgünstige Darlehen an Tausende von Student:innen. Jeder:m
Student:in wird gesagt, dass er sich keine Sorgen über die Kosten des
Studiums machen muss, die nun aufgeschoben werden können. Infolgedessen
sind heute mehr als 43 Millionen Amerikaner:innen von der Krise der
Studentendarlehen betroffen, die 1,75 Billionen Dollar an staatlichen und
privaten Studentendarlehen schulden, das sind durchschnittlich 29.800
Dollar pro Absolvent. Diese jungen Erwachsenen sind an ihre Schulden
gefesselt, was sich auf ihre Kreditwürdigkeit auswirkt, ihre Fähigkeit
beeinträchtigt, Geld für ein Auto oder ein Haus zu leihen, und sie unter
Druck setzt, nach dem Studium eine gut bezahlte Arbeit zu finden
(unabhängig davon, ob es die Art von Arbeit ist, die sie mögen oder nicht).
Viele von ihnen brauchen Jahrzehnte, um dieses Geld zurückzuzahlen, und bis
dahin sind sie mit anderen Krediten beschäftigt, die sie zu Sklaven ihrer
Bankherren machen.

Unterhaltung: In den 60er Jahren gab es eine Revolution in der Musik,
angeführt von einer neuen Generation von Jugendlichen, die "die Welt
verändern" wollten. Natürlich sahen geldgierige Menschen eine Gelegenheit,
daraus Kapital zu schlagen, indem sie eine ganz neue Industrie schufen.
Nach den neuesten Zahlen von MRC Data machen Songs aus den 60er und 70er
Jahren heute 70 % des US-Musikmarktes aus [1]. Bob Dylan verkaufte vor
kurzem seinen gesamten Bestand an Sony in einem bahnbrechenden 9-stelligen
Deal, während der Markt für neue Musik schrumpft. Dies fiel zusammen mit
der Ausbreitung des geistigen Eigentums (intellectual property - IP) in der
Unterhaltungsindustrie. Der Begriff wurde erstmals im 19. Jahrhundert
verwendet, doch erst im späten 20. Jahrhundert wurde geistiges Eigentum in
den meisten Rechtssystemen der Welt zum Standard. Dylan hatte kein Problem
damit, seinen Lebensunterhalt durch die Einnahmen aus seinen Konzerten,
Albumverkäufen und privaten Engagements zu bestreiten, aber die
Geschäftsleute wollten mehr, und so fügten sie mit dem geistigen Eigentum
eine weitere Ebene hinzu. Jetzt bekommt er zusätzlich zu seinem "normalen"
Einkommen auch noch Geld für die Nutzung seiner bereits bezahlten Songs.
Das ist wirklich magisch.

Jetzt haben wir, die kreativen Konsument:innen von Filmen, Musik und
Dokumentarfilmen, monatliche Abonnements für Streaming-Dienste wie Netflix,
Hulu, Apple und HBO, die im Jahr 2021 ein Marktvolumen von 419,03
Milliarden Dollar erreichen und bis 2028 auf 932,29 Milliarden Dollar
anwachsen werden [2]. Wir kaufen und besitzen keine Kunstproduktionen,
sondern zahlen stattdessen eine monatliche Lizenzgebühr an Unternehmen (von
der nur sehr wenig an den Künstler zurückfließt).

Plastik: Die Älteren unter uns erinnern sich vielleicht noch an das Leben
vor Kreditkarten. Alles, was man kaufen wollte, musste in bar bezahlt
werden, bis die Banken dieses "magische" Stück Plastik erfanden. Die erste
universelle Kreditkarte wurde 1950 vom Diners' Club eingeführt, und eine
weitere, die so genannte Reise- und Unterhaltungskarte, wurde 1958 von der
American Express Company eingeführt. Das hat alles verändert und die
Machtkonzentration der Banken gefestigt. Man ist nicht mehr auf die
Barmittel beschränkt, die man zur Verfügung hat, sondern hat Zugang zu
einer Kreditlinie. Jetzt brauchen wir kein Bargeld mehr, sondern haben
stattdessen eine neue tägliche Sorge: Wie werde ich meine
Kreditkartenschulden abbezahlen? Insgesamt schulden die Amerikaner:innen
807 Milliarden Dollar auf fast 506 Millionen Kartenkonten, was dem Haushalt
von New York für 8 Jahre entspricht.

Technologie: Im März 1876 wurde die Telefontechnik entwickelt. Später wurde
ein Netz mit Festnetzanschlüssen aufgebaut, das von allen Hausbewohnern
gemeinsam genutzt werden konnte, ebenso wie das Radio (1890er Jahre), der
Kühlschrank (1899), das Fernsehen (1927) usw. 1973 entwickelte Motorola
jedoch das erste drahtlose Telefon und wenige Jahre später begann die
genuine "Personal"-Computer-Industrie und führte uns weg von der
Auffassung, daß Technologie gemeinsam genutzt wird, hin zu der Sicht, sie
sei so etwas wie eine persönliche Prothese. Mit der Entwicklung der
WIFI-Technologie wurde der persönliche Festnetzanschluss
überflüssig, aber anstatt dies als Chance zu sehen, allen Menschen einen
Internetzugang zu ermöglichen, sahen die Unternehmen darin eine weitere
Möglichkeit, Geld zu verdienen, und so müssen wir jetzt alle für unseren
Zugang bezahlen.

Natürlich ist WIFI ein einfaches Beispiel, aber das Gesundheitssystem in
den USA funktioniert auf die gleiche Weise. Deine Krankenversicherung ist
an deinen Arbeitsplatz gebunden, wenn du also nicht arbeitest, bist du
nicht mehr krankenversichert. So einfach und doch so absurd ist das.

Natürlich kann jeder mit seinem Leben machen, was er will - nachdem er
seine Rechnungen bezahlt hat (Miete/Hypothek, Steuern, Transport,
Lebensmittel, Internet, Bildung, Handy, Auto, Studienkredite, Kleidung,
Kreditkarten, Kinderbetreuung, Gesundheitstherapie) und dafür einen,
vielleicht zwei, manchmal auch drei Jobs hat. In Wirklichkeit tun nur sehr
wenige Menschen, die ich kenne, das, was sie in ihrem Leben wollen. Die
Menschen tun im Allgemeinen das, was sie tun müssen, um sich über Wasser zu
halten.

Wie in jeder Diktatur sind eine Minderheit die Täter:innen und eine
Mehrheit die Unterdrückten. Laut einem Bericht von Americans for Tax
Fairness (ATF) und dem Institute for Policy Studies Program on Inequality
(IPS) wuchs das Vermögen der US-Milliardär:innen während der Pandemie um
1,8 Billionen Dollar, ihr kollektives Vermögen schnellte in dieser Zeit um
62 Prozent in die Höhe. Eine Umfrage unter 2.633 US-Verbrauchern, die in
Zusammenarbeit mit PYMNTS.com durchgeführt und letzte Woche veröffentlicht
wurde, ergab, dass 64 % der Amerikaner:innen im Januar 2022 von
Gehaltsscheck zu Gehaltsscheck leben, gegenüber 52 % im April 2021.

Natürlich gibt es wie immer viele Dinge, die wir tun könnten, um diese
absurde Situation zu ändern. Auf persönlicher Ebene müssten wir sie
zunächst als eine Diktatur anerkennen, der wir unterworfen sind. Der zweite
Schritt bestünde darin, im Alltag ein wenig Zeit und freie Energie für
nichtkommerzielle Aktivitäten zu verwenden (soziale Kontakte, Lesen,
Freiwilligenarbeit, künstlerische Entdeckungen usw.). Fange mit 30 Minuten
pro Tag an und versuche dann, diese Zahl mit der Zeit zu erhöhen. Das ist
ein großer Schritt in die richtige Richtung, der Beginn eines befreienden
Prozesses, der die Tür zu neuen Horizonten und neuen Möglichkeiten öffnen
kann.

Auf sozialer Ebene gibt es eine Vielzahl von Vorschlägen, die umgesetzt
werden könnten, um unser Leben von dieser Diktatur zu befreien, wie z. B.
eine allgemeine Krankenversicherung, die Einführung eines bedingungslosen
Grundeinkommens, der Übergang von einer repräsentativen Demokratie zu einer
direkten Demokratie, der kostenlose Zugang zu Hochschulen, die Entwicklung
eines fairen Mindestlohns und die Einführung eines Höchstlohns usw. In
einer politischen Diktatur versucht die Zentralmacht, die Menschen zu
isolieren und sie dazu zu bringen, vor allem um ihre persönliche Sicherheit
und die ihrer Familie zu fürchten. In einer Wirtschaftsdiktatur versuchen
Konzerne und Banken, die Menschen davon abzuhalten, sich um ihre eigene
Situation zu sorgen, um ihre eigene Fähigkeit, über die Runden zu kommen
und für ihre Familien zu sorgen. Jeder Versuch, an das Ganze zu denken,
wird mit dem Schrei "Sozialismus!" verscheucht.

Wie jene tapferen Männer und Frauen auf der ganzen Welt, die gemeinsam
gegen Tyrannei und politische Diktaturen kämpfen und ein höheres Ideal
anstreben, liegt es an uns, die Zukunft zu gestalten, vorausgesetzt, wir
können uns zunächst von unserer Fesselung an das Geld befreien.


David Andersson ist Bürgerjournalist, Fotograf und
Herausgeber. In den 80er Jahren begann er mit der Humanistischen Bewegung,
indem er in Paris eine Nachbarschaftszeitung herausgab. Heute ist David der
Koordinator des New Yorker Büros von Pressenza und moderiert die virtuelle
Talk Show Face 2 Face. Sie ist auf Youtube und Facebook zu sehen.

Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Anita Köbler vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. 


Anmerkungen:

[1] https://tedgioia.substack.com/p/is-old-music-killing-new-music?s=r

[2] https://www.globenewswire.com/news-release/2021/12/15/2352238/0/en/Video-Streaming-Market-Share-to-Touch-USD-932-29-Billion-by-2028-Video-Streaming-Market-Size-2021-to-2028.html
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REZENSION/053: Grit Lemke - Kinder von Hoy. Freiheit, Glück und Terror (SB)

Grit Lemke

Kinder von Hoy. Freiheit, Glück und Terror

von Christiane Baumann



Hoywoy und DADA - Krieg, Terror und Anarchie. Grit Lemkes Buch
Kinder von Hoy über Aufstieg und Fall der sächsischen Neubaustadt
Hoyerswerda

Grit Lemkes Prolog führt den Leser in die DDR-Zeit und in die
sozialistische Musterstadt Hoyerswerda mit ihrer ganz eigenen
Terminologie von WK (Wohnkomplex) und Kaufhalle bis Intershop. Es ist
die "nullte Stunde" (7) im Planetarium. Weltall, Erde, Mensch,
das Buch, das tausende DDR-Jugendliche anlässlich ihrer Jugendweihe
erhielten, wird später genannt. Der Mensch, betrachtet als Teil des
Universums und eingebettet in einen "ewigen Kreislauf" (13), befindet
sich gefühlt auf dem Weg zum Kommunismus: "Alles schien möglich zu
sein: Strom aus Kohle machen, eine Stadt aus dem Heideboden stampfen
und die Sterne in die Stadt holen." (11) Das "Versprechen", das sich
an das neu erbaute Gaskombinat "Schwarze Pumpe" und an die
sozialistische Neubaustadt Hoyerswerda knüpfte, lautete: eine "frohe
Zukunft" für alle (9). Auf dieses Versprechen bauten die Kinder von
Hoy, so der Kurzname der kinderreichsten Stadt der DDR. Mit dem
Anschluss an die Bundesrepublik zerplatzte es wie eine Seifenblase.
Arbeitslosigkeit und Abwanderung prägten die Stadt nach 1989 - mit
fatalen Folgen. Das sächsische Hoyerswerda wurde im September 1991
nach den rechtsradikalen Ausschreitungen und Anschlägen auf
Vertragsarbeiter- und Flüchtlingswohnheime in der öffentlichen
Wahrnehmung ein Hort der Neonazi-Szene und zum Inbegriff von
Ausländerfeindlichkeit. Lemke geht dem nach, rekapituliert akribisch
die Ereignisse, fragt nach den Ursachen und rechnet mit "Halb- und
Viertelwahrheiten" (199) bundesdeutscher Leitmedien ab. Sie setzt ihre
Dokumentation der Geschichte der Stadt von der Grundsteinlegung 1955
bis zur Gegenwart und ihre kollektive Biografie der zwischen 1961 und
1972 geborenen Kinder von Hoyerswerda dagegen. In authentischen
Interviews entsteht die Oral-History einer Generation, der die
sozialistische Neubaustadt ihren Stempel aufdrückte.

Grit Lemke, die 1965 in Spremberg geboren wurde und in Hoyerswerda
aufwuchs, gehört selbst zu dieser Generation. Nach ihrer Ausbildung
zur Baufacharbeiterin, studierte sie Kulturwissenschaft, Ethnologie
und Literaturwissenschaft in Leipzig. Heute ist sie als Autorin
erfolgreich. Mit ihrem Dokumentarfilm Gundermann Revier wurde
sie 2019 für den Grimme-Preis nominiert. Der DDR-Liedermacher Gerd
Gundermann war in Hoyerswerda eine kulturelle Instanz. Lemkes
Kinder von Hoy erzählt, wie er als Persönlichkeit und mit
seinen Songs Kunst und Kultur der Stadt prägte. Für die junge
Generation wurde Gundermann gewissermaßen zur kulturellen Leitfigur.
Mit Songs wie Hoywoy gab er dem Lebensgefühl der Menschen in
der Neubaustadt eine Stimme.

Lemkes Buch räumt mit Vorurteilen und einseitigen Sichtweisen auf. Das
immer wieder zelebrierte Schreckgespenst der sozialistischen
Neubaustadt erfährt eine Korrektur. Im kollektiven Erzählen der Kinder
von Hoy schält sich sukzessive das gemeinschaftliche Miteinander als
der Faktor heraus, der ihr Zusammenleben prägte. Die Sozialisierung in
einer "Stadtfamilie" bedeutete: "E i n e Kittelschürze
ist a l l e Kittelschürzen" (23). Ob in der
Hochhausgemeinschaft, im Kinderferienlager, in der
Betriebsbungalowsiedlung, bei Subbotniks oder bei der Samstagsarbeit
für das NAW (Nationales Aufbauwerk): Es wurde "alles geteilt" (211).
Und während immer neue Hochhäuser wie Pilze aus dem Boden schossen,
begann sich im Umfeld der Weltfestspiele 1973 in der Energie- und
Bergarbeiterstadt eine Kulturlandschaft zu entwickeln. Nicht zufällig
sucht Lemke den Bezug zu Brigitte Reimanns Roman Franziska
Linkerhand (1974). Rebellierte Reimann, die 1960 nach Hoyerswerda
zog, in ihrem Roman gegen die seelen- und kulturlose Neubaustadt und
gegen "die grauenhafte Gleichgültigkeit der Häuserfabrikanten", so
wandelte sich Hoyerswerda seit Ende der 1970er Jahre zu einer Stadt,
in der Kultur als Alltag gelebt wurde. Wenn Reimanns Romanheldin, die
Architektin Franziska, die Stadt "als kostbarste Erfindung der
Zivilisation" betrachtet, die "als Vermittlerin von Kultur nur hinter
der Sprache" zurückstehe, so dokumentiert Kinder von Hoy, wie
dieser Anspruch schließlich in Hoyerswerda eingelöst wurde.

All jene, die den Bitterfelder Weg als gescheitertes Politprojekt der
DDR betrachten, belehrt Lemkes Buch eines Besseren. Es zeigt, wie sich
in der Arbeiterstadt Hoyerswerda sukzessive ein reiches kulturelles
Leben entfaltete: von der FDJ-Singebewegung, über die Liedermacher-
und Volkskunstszene mit Betriebsorchestern und Lesezirkeln bis hin zur
Undergroundkultur, die die offiziell verfolgte politische Linie
unterlief. Die Jugend traf sich im "Laden", der eigentlich der
FDJ-Jugendklub war und zur Nische jugendlicher Selbstverwirklichung
avancierte. Aus dem FDJ-Singeklub mit Gundermann wurde dessen "Brigade
Feuerstein". Später entstand der FMP-Klub, die Kleinkunstbühne
"Feuerstein, Musik und Palast". Die Alltagskultur in Hoy war so bunt,
wie sie heute im kleinstädtischen Milieu undenkbar ist. "Wir ham 'ne
ziemlich breite Kulturausbildung gehabt", (100) so der Tenor der
Interviews. Dazu gehörte eine ausgeprägte Lesekultur, die selbst den
Schriftsteller Heiner Müller überraschte. Es gab spezielle
Theaterabos, die Interessierte busseweise zu Aufführungen nach Cottbus
und Berlin brachten, die Musikfesttage und vieles mehr. Das Herzstück
bildete das Kulturhaus, das "Haus der Berg- und Energiearbeiter", ein
Zuschussgeschäft, das ohne Gastronomie allein 125 Mitarbeiter zählte
und alle denkbaren Gewerke unter einem Dach vereinte: vom Dekorateur
und Theatermaler bis zum Schlosser und Tischler. War Pumpe der
"größte Kohle verarbeitende Industriekomplex der Welt", so zog die
Stadt Hoyerswerda dreißig Jahre nach ihrer Gründung nach: Es wurde
"Kultur produziert" (98). Da gab es 1986 im "FMP" sogar DADA und die
Kumpelstadt hieß plötzlich "HOYERSWERDADA". Die Kinder von Hoy
artikulierten ihren Protest gegen die politische Doktrin und die
omnipräsente Stasi: "Es hat aber für uns gar keine Rolle gespielt.
Überhaupt kein bisschen. Weder als Misstrauen noch als Angst" (109).
Eine Gratwanderung waren diese subversiven kulturellen Aktionen
dennoch. Allerdings gelingt es den Kindern von Hoy mit ihrer
Protestkultur immer weniger, Sinn herzustellen. Schließlich war "nur
das Ende übrig geblieben (116). Im Herbst 1989 enden "die Drähte des
Fortschritts" in der "Wendeschleife" (125), womit Lemke auf
Lutz Seilers Erfolgsroman Kruso (2015) Bezug nimmt, der
ebenfalls das Ende der DDR thematisiert.

Wie in Seilers Kruso wird in Lemkes kollektiver Biografie die
Arbeit zur zentralen Kategorie. Durchgängig im Fokus ist die
Verbindung zur Arbeitswelt in der Neubaustadt Hoyerswerda, deren Herz
das Gaskombinat "Schwarze Pumpe" bildete, dessen "Rhythmus von Früh-,
Spät- und Nachtschicht" (7) das gesamte Alltagsleben bestimmte. Damit
wird Lemkes Buch unweigerlich zum Dokument einer inzwischen
verschwundenen Arbeitswelt. Nach der "Wende" verloren 20.000 Frauen
und Männer in Hoyerswerda ihre Arbeit: "Nun lernen wir, dass die Welt
sich teilt in solche, die Arbeit nehmen, und andere, die sie geben.
Und die ohne". Arbeit wird zur neuen "Währung" (135). Entlassung heißt
nun "Personalanpassung" (136). Statt Kunst und Kultur beherrschen
Verkaufsveranstaltungen und Wühltische den Alltag. Es ist eine
"Wendeschleife ohne Wende" (214).

Lemke beschreibt eindrucksvoll, wie 1989 ein Macht-Vakuum entsteht,
das der alte Staat nicht mehr ausfüllt und die BRD als neuer Staat
nicht auszufüllen vermag. Die "gesetzlose Zeit" (198) ist in
Hoyerswerda bestimmt von Massenentlassungen, vom Erodieren der
sozialen und kulturellen Infrastruktur, von einer unter den
Jugendlichen grassierenden geistigen Orientierungslosigkeit, vom
Verlust des alten Wertekanons, gegen den man sich organisieren oder
positionieren konnte, vom Wegbrechen der kulturellen Nischen und von
der Verabschiedung der Idee einer besseren Zukunft. Es entsteht ein
hochexplosives Klima. Die tiefgreifenden sozialen Probleme entladen
sich schließlich an den Außenseitern der Gesellschaft: ausländischen
Vertragsarbeitern, Flüchtlingen, linken Jugendlichen. Lemkes Befunde
korrespondieren mit ähnlichen Beschreibungen in Manja Präkels Als
ich mit Hitler Schnapskirschen aß (2017) und in Lukas Rietzschels
Mit der Faust in die Welt schlagen (2018), die zeigen, dass
rechte Gewalt zuerst ein soziales Problem ist. Anarchie und Terror
halten nach 1989 Einzug in Hoyerswerda, das über Nacht zum Anlaufpunkt
der Neonazis aus dem Bundesgebiet und der Berliner Antifa-Szene wird.
Der "Krieg" (175), der auf den Straßen von Hoyerswerda tobt, wird mit
einem weltpolitischen Ereignis, dem Golfkrieg, der im Januar 1991
begann, enggeführt. Mikro- und Makrokosmos, denen mit Profitstreben
und -maximierung die gleichen sozialen Gesetzmäßigkeiten zugrunde
liegen, prallen aufeinander. Sich dieser Wahrheit bewusst zu sein, ist
vor dem Hintergrund des Ukraine-Krieges wichtiger denn je. Die Kinder
von Hoy, aufgewachsen in einem Land, "das keinen Krieg geführt" hatte,
begreifen, dass auch das jetzt anders wird" (146). Deutschland
unterstützte im Golfkrieg das von den USA angeführte anti-irakische
Bündnis, das die Wiederherstellung der Souveränität Kuwaits anstrebte
und somit außerhalb des NATO-Gebietes agierte, indem es etwa ein
Fünftel der Kriegskosten übernahm. Lemke blendet keineswegs aus, dass
der "Krieg" in Hoy begann, "lange bevor man ihn offiziell
registriert(e)" (164). Das Zusammenleben mit ausländischen
Vertragsarbeitern war auch in der DDR nicht frei von Ressentiments und
Vorurteilen. Fehlende Integration leistete latentem Rassismus
Vorschub, der schließlich mit dem Erodieren des sozialen Zusammenhalts
und sozialem Niedergang offen ausbrach.

Eingangs zitiert Lemke Harry Thürks 1957 erschienenen Erfolgsroman
Die Stunde der toten Augen. Der Antikriegsroman fiel zunächst
bei der DDR-Obrigkeit in Ungnade, weil er Kriegserfahrungen des Autors
thematisierte, die der offiziellen Ideologie zuwiderliefen. Harry
Thürk wird in Lemkes sonst akribischem Zitatverzeichnis nicht genannt.
Auch ihrem Text ist ein ideologiekritisches Potenzial eingeschrieben,
das im kollektiven, authentisch verbürgten Erzählen die Deutungshoheit
über DDR-Geschichte und "Wendezeit" beansprucht und diese gegen den
Mainstream bundesdeutscher Geschichtsschreibung setzt. Wer
DDR-Geschichte hautnah kennenlernen und die 1990er Jahre im Osten
Deutschlands verstehen will, dem sei Lemkes Buch dringend zur Lektüre
empfohlen.
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AUSSICHTEN/9038: Und morgen, den 10. April 2022 (SB)

+++ Vorhersage für den 10.04.2022 bis zum 11.04.2022 +++
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Jean-Lucs Karten,

Wochenende.

Zu erwarten:

grüne Hände.
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MEMORIAL/241: Zum 150. Geburtstag der Kommunistin Alexandra Kollontai (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 13 vom 1. April 2022

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Wenn die Freiheit Tatsache wird

Zum 150. Geburtstag der Kommunistin Alexandra Kollontai

von Jenny Farrell






[image: Alexandra Kollontai und ihr Mitarbeiter sitzen an einem Schreibtisch - Foto: Eivind Enger (Quelle: Oslo Museum: image no. OB.Y0975, via digitaltmuseum.no), CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons]

Revolutionärin und Diplomatin: Alexandra Kollontai 1923 in der
sowjetischen Botschaft in Oslo, neben ihr ein Mitarbeiter. 

Foto: Eivind Enger (Quelle: Oslo Museum: image no. OB.Y0975, via
digitaltmuseum.no), CC BY-SA 4.0 
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Alexandra Kollontai, die vor 150 Jahren, am 31. März 1872, geboren
wurde, war eine herausragende Persönlichkeit der russischen
kommunistischen Bewegung. Im Exil war sie international als Rednerin
und Autorin aktiv. In Deutschland wurde sie mit Rosa Luxemburg, Karl
Liebknecht und Clara Zetkin bekannt. Als Volkskommissarin für Soziales
war Kollontai die erste Frau in der Geschichte in einem
Regierungskabinett. Ab 1922 war sie die erste Botschafterin der UdSSR
in Norwegen und Schweden.



Kollontai kam aus einer wohlhabenden Sankt Petersburger Familie. Ihr
Vater stammte von ukrainischen Landbesitzern ab und wurde später
General in der kaiserlich-russischen Armee. Ihre Mutter war die
Tochter eines finnischen Holzhändlers und einer russischen Adeligen.
Als Kind verbrachte Alexandra viele Sommer auf dem Familiengut in
Finnland. Sie sprach fließend Russisch, Finnisch, Englisch, Deutsch
und Französisch, Sprachkenntnisse, die nicht nur der revolutionären
Bewegung zugute kamen, sondern später auch dem sowjetischen
diplomatischen Dienst. Innerhalb der russischen kommunistischen
Bewegung focht sie für Frauenrechte und war zudem federführend in der
Sozialgesetzgebung der frühen Sowjetrepublik.

Kollontais aktive politische Arbeit begann, als sie 1894 in Sankt
Petersburg Arbeiterabendkurse gab. Dadurch wurde sie Teil des
Politischen Roten Kreuzes, einer Organisation zur Unterstützung
politischer Gefangener, die teilweise im Untergrund arbeitete. August
Bebels "Die Frau und der Sozialismus" hinterließ 1895 einen tiefen
Eindruck und beeinflusste ihr zukünftiges Denken und Arbeiten.

1896 erfuhr Kollontai erste direkte Eindrücke kapitalistischer
Industrie in einer großen Sankt Petersburger Textilfabrik. Kurz darauf
beteiligte sie sich an Flugblatt- und Spendenaktionen zur
Unterstützung eines Massenstreiks in der Textilindustrie. Die Streiks
von 1896 festigten ihre Gewissheit der Notwendigkeit einer
proletarischen Revolution. 1899 schloss sie sich der illegal
operierenden Russischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei (RSDAP)
an. 1905 begann sie sich aktiv der Frauenfrage zuzuwenden. Ihr Werk
"Die sozialen Grundlagen der Frauenfrage" war die erste größere
Darstellung einer russischen Marxistin zu diesem Thema. Darin
befürwortete sie nicht allein den Umsturz des kapitalistischen
Systems, sie erklärte auch die Notwendigkeit, die Familie selbst
umzustrukturieren, um wahre Emanzipation zu erzielen.

Zwischen 1905 und 1908 organisierte Kollontai Arbeiterinnen Russlands,
für ihre eigenen Interessen gegen Kapitalisten, gegen bürgerlichen
Feminismus sowie gegen Konservatismus und Patriarchat in den
sozialistischen Organisationen zu kämpfen. Sie legte damit den
Grundstein für eine Massenbewegung.

Wie viele russische Sozialisten verhielt sich Kollontai bei der
Spaltung zwischen Bolschewiki und Menschewiki 1903 neutral. 1904
schloss sie sich der bolschewistischen Fraktion an und hielt für sie
Kurse über Marxismus. 1905 schloss sie sich Trotzki an und verließ die
Bolschewiki 1906 über die Frage eines Boykotts der Wahlen zur
undemokratisch gewählten Duma, in der es ihrer Auffassung nach dennoch
möglich war, für linke Forderungen einzutreten und die Machenschaften
der Regierung aufzudecken.

Zwischen 1900 und 1920 galt Kollontai als führende Expertin der RSDAP
für die "finnische Frage". Sie verfasste zwei Bücher, zahlreiche
Artikel und war Beraterin der RSDAP-Mitglieder in der zaristischen
Duma sowie Verbindungsperson zu finnischen Revolutionären. Als sie
1908 für das Recht Finnlands auf einen bewaffneten Aufstand gegen das
Zarenreich eintrat, wurde sie ins Exil gezwungen.

Von Ende 1908 bis 1917 lebte Kollontai im Exil. Sie reiste in der Zeit
vor dem Ersten Weltkrieg in die USA, nach England, Dänemark, Schweden,
Belgien und in die Schweiz. In ihrem autobiografischen Abriss
"Autobiografie einer sexuell emanzipierten Kommunistin" ist zu lesen:
"Als politischer Flüchtling lebte ich fortan in Europa und Amerika bis
zum Sturz des Zarismus im Jahre 1917. Als ich nach meiner Flucht in
Deutschland ankam, schloss ich mich der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands an, in der ich viele persönliche Freunde hatte, zu denen
ich vor allem Karl Liebknecht, Rosa Luxemburg, Karl Kautsky zählte;
auch Clara Zetkin hatte einen großen Einfluss auf meine Tätigkeit bei
der Festlegung der Grundsätze der Arbeiterinnenbewegung in Russland.
Bereits 1907 hatte ich als Delegierte aus Russland an der ersten
Internationalen Konferenz sozialistischer Frauen in Stuttgart
teilgenommen. Diese Versammlung stand unter dem Vorsitz von Clara
Zetkin und leistete einen enormen Beitrag zur Entwicklung der
Arbeiterinnenbewegung auf marxistischer Grundlage."

Schon lange vor dem Krieg begann Kollontai entschieden gegen die
Kriegsgefahr zu agitieren. Auf einer Rede in Stockholm am 1. Mai 1912
erklärte sie: "Die Kapitalisten sagen immer: Wir müssen uns bewaffnen,
weil wir vom Krieg bedroht sind! Und sie verweisen auf ihre heiligen
Symbole: den Militarismus zu Lande, den Militarismus auf hoher See und
den Militarismus in der Luft. Sie beschwören das Gespenst des Krieges,
um es zwischen sich und das rote Gespenst zu stellen. Sie rufen zum
Krieg auf, um sich von dem Gespenst der sozialen Revolution zu
befreien. Aber die Internationale antwortet ihnen mit einem
einheitlichen Ruf: Nieder mit dem Krieg! Die Arbeiter wissen, dass
hinter der Kriegsdrohung der kapitalistische Staat steht, der das Volk
mit neuen Steuern belasten will, dass dahinter die Kriegsindustrie
steht, die ihre Profite steigern will."

Auch in Deutschland und Österreich engagierte sie sich in der
Antikriegsbewegung. Sie war im Reichstag, als im August 1914 für die
Kriegskredite gestimmt wurde: "Nur Karl Liebknecht, seine Frau Sofie
Liebknecht und einige andere deutsche Genossen, wie ich, vertraten
denselben Standpunkt und hielten es wie ich für die Pflicht eines
Sozialisten, gegen den Krieg zu kämpfen. Seltsamerweise war ich am 4.
August, dem Tag, an dem über den Kriegshaushalt abgestimmt wurde, im
Reichstag anwesend. Der Zusammenbruch der Sozialistischen Partei
Deutschlands war für mich eine Katastrophe ohnegleichen. Ich fühlte
mich völlig allein und fand nur in der Gesellschaft der Liebknechts
Trost. Mit Hilfe einiger deutscher Parteifreunde konnte ich im August
1914 mit meinem Sohn Deutschland verlassen und auf die skandinavische
Halbinsel auswandern."

In Schweden wurde sie wegen Antikriegspropaganda inhaftiert. Nach
ihrer Freilassung, im Februar 1915, begab sie sich nach Norwegen, wo
sie gemeinsam mit Alexander Schljapnikow als Bindeglied zwischen der
Schweiz, dem Aufenthaltsort Lenins und des Zentralkomitees, und
Russland diente. Im Juni 1915 brach sie mit den Menschewiki und trat
offiziell den Bolschewiki bei. Im September 1915 war sie zentral an
der Organisation der Zimmerwalder Friedenskonferenz beteiligt. Ihre
Schrift "Wer braucht den Krieg" (1915) wurde in mehrere Sprachen
übersetzt und in zahllosen Auflagen und Millionen von Exemplaren
verbreitet. Sie unternahm zwei Vortragsreisen durch die USA, nahm an
einer Gedenkveranstaltung für Joe Hill in Seattle teil und sprach von
derselben Plattform wie Eugene Debs in Chicago.

Mit Ausbruch der Februarrevolution 1917 kehrte Kollontai nach Russland
zurück und setzte sich für eine klare Politik der Nichtunterstützung
der provisorischen Regierung ein. Sie wurde zum Mitglied des
Zentralkomitees des Petrograder Sowjets gewählt. Kollontai agitierte
weiter für die Revolution in Russland und begann ihre Mitarbeit an der
bolschewistischen Frauenzeitung "Rabotniza" (Arbeiterin) und drängte
die Bolschewiki und die Gewerkschaften, der Organisierung von
Arbeiterinnen mehr Aufmerksamkeit zu schenken. Im Mai 1917 beteiligte
sie sich am Streik der Wäschereiarbeiterinnen, die die
Kommunalisierung aller Wäschereien forderten. Der Arbeitskampf hielt
sechs Wochen an, doch blieb die Forderung der Arbeiterinnen vom
Kerenski-Regime unerfüllt.

Nach der Revolution wurde Kollontai zur Kommissarin für Soziales in
der neuen Sowjetregierung gewählt. Kollontais Beschreibung vermittelt
in der "Autobiographie" einen lebhaften Eindruck ihrer Arbeit in der
völligen Umgestaltung der ersten Revolutionszeit: "Meine Hauptarbeit
als Volkskommissar bestand in Folgendem: per Dekret die Lage der
Kriegsversehrten zu verbessern, den Religionsunterricht in den dem
Ministerium unterstellten Mädchenschulen abzuschaffen (...) und die
Priester in den Staatsdienst zu versetzen, das Selbstverwaltungsrecht
für die Schülerinnen der Mädchenschulen einzuführen, die ehemaligen
Waisenhäuser in staatliche Kinderheime umzuwandeln (...), die ersten
Heime für Bedürftige und Straßenkinder einzurichten, eine nur aus
Ärzten zusammengesetzte Kommission einzuberufen, die mit der
Ausarbeitung des kostenlosen öffentlichen Gesundheitswesens für das
ganze Land beauftragt werden sollte. Die wichtigste Errungenschaft des
Volkskommissariats war jedoch meiner Meinung nach die gesetzliche
Gründung einer Zentralstelle für Mutter- und Säuglingsfürsorge. Der
Gesetzesentwurf zu dieser Zentralstelle wurde von mir im Januar 1918
unterzeichnet. Es folgte ein zweiter Erlass, in dem ich alle
Entbindungsheime in kostenlose Heime für Mutter- und Säuglingsfürsorge
umwandelte, um damit die Grundlage für ein umfassendes staatliches
System der Schwangerenfürsorge zu schaffen. (...) Eine besondere Wut
packte die religiösen Anhänger des alten Regimes, als ich eigenmächtig
(das Kabinett kritisierte mich später für diese Aktion) das berühmte
Alexander-Newski-Kloster in ein Heim für Kriegsinvaliden umwandelte.
Die Mönche wehrten sich und es kam zu einer Schießerei. Die Presse
erhob erneut ein lautes Geschrei gegen mich, die Kirche organisierte
Straßendemonstrationen gegen meine Aktion und verhängte das 'Anathema'
gegen mich."

1918 sprach sie sich gegen die Ratifizierung des Vertrags von
Brest-Litowsk aus und trat aus der Regierung aus, um die Einheit des
Kommissariats durch ihre Opposition in einer so entscheidenden Frage
nicht zu gefährden. Der Vertrag bedeutete den Verlust großer
europäischer Gebiete einschließlich Finnlands und der Ukraine für
Sowjetrussland. Mit dieser Position stellte sie sich gegen Lenin, für
den der Frieden Vorrang hatte.

Kollontai blieb allerdings als Agitatorin und Organisatorin aktiv und
spielte eine Schlüsselrolle bei der Organisation des Ersten
Allrussischen Kongresses der Arbeiterinnen und Bäuerinnen, fungierte
in führenden Positionen und gründete 1919 gemeinsam mit Inessa Armand
und Nadeschda Krupskaja den Frauenausschuss (Schenotdel) der
Kommunistischen Partei. Dieser richtete seine Arbeit auf die
Verbesserung der Lebensbedingungen von Frauen in der gesamten
Sowjetunion, der Bekämpfung des Analphabetismus sowie auf die
Aufklärung von Frauen über die neuen Ehe-, Bildungs- und
Arbeitsgesetze. Im sowjetischen Zentralasien war der Schenotdel
bemüht, das Leben der muslimischen Frauen durch Alphabetisierungs- und
Bildungskampagnen sowie durch Kampagnen zur "Entschleierung" zu
verbessern. Der Schenotdel erwirkte auch im November 1920 erstmals in
der Geschichte die Legalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen. In
einer von mehreren Schriften zur Lage der Frau schrieb Kollontai 1919
in "Die Beziehung zwischen den Geschlechtern und der Klassenkampf"
über ihre Vision einer wirklich freien Gesellschaft, in der die
Gleichberechtigung nicht allein gesetzlich geregelt ist, sondern erst
erreicht ist: "wenn ihre Psyche über einen ausreichenden Vorrat an
'Rücksichtsgefühlen' verfügt, wenn ihre Liebesfähigkeit größer ist,
wenn die Idee der Freiheit in den persönlichen Beziehungen Tatsache
wird und wenn das Prinzip der 'Kameradschaft' über die traditionelle
Idee der 'Ungleichheit' und der Unterwerfung triumphiert".

1921 geriet sie in Konflikt mit der Kommunistischen Partei und Lenin
direkt, als sie sich öffentlich zu der Arbeiteropposition bekannte,
einer Gruppierung gegen Parteizentralismus. Die Gruppierung wurde
aufgelöst und Kollontai verblieb in kritischer Opposition innerhalb
der Partei.

1922 trat sie auf eigenen Wunsch in den sowjetischen diplomatischen
Dienst zunächst in Norwegen, dann in Mexiko, dann wieder in Norwegen
und Schweden. Sie kommentiert: "Diese Ernennung erregte natürlich
großes Aufsehen, war es doch das erste Mal in der Geschichte, dass
eine Frau offiziell als 'Botschafterin' tätig war. (...) Ich machte es
mir zur Aufgabe, die rechtliche Anerkennung Sowjetrusslands zu
erwirken und die durch den Krieg und die Revolution unterbrochenen
Handelsbeziehungen zwischen den beiden Ländern wiederherzustellen.
(...) Am 15. Februar 1924 erkannte Norwegen de facto die UdSSR de jure
an."

Alexandra Kollontai fungierte auch als Unterhändlerin des
finnisch-sowjetischen Friedensvertrags von 1940 und diente der UdSSR
mit großer Gewandtheit. Bis zu ihrer Pensionierung aus
gesundheitlichen Gründen 1945 lebte Kollontai als Diplomatin im
Ausland. Danach und bis zu ihrem Tod am 9. März 1952 diente sie dem
sowjetischen Außenministerium als Beraterin.
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MEMORIAL/240: Michael Gaismaier - Führer der Tiroler Bauernaufstände 1525/26 (Gerhard Feldbauer)

Michael Gaismaier

Führer der Tiroler Bauernaufstände 1525/26

Er wollte eine "Freie Republik der Bauern und Bergknappen"

Vor 490 Jahren ermordeten ihn Habsburger Söldlinge

von Gerhard Feldbauer, 22. März 2022
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In zentralen Abhandlungen über den großen deutschen Bauernkrieg
werden die Aufstände unter dem Obristen Michael Gaismaier in den
österreichischen Alpenländern oft wenig erwähnt. Die geschichtliche
Quellenlage zu seinem Leben "ist erschreckend dürr", hielt der
österreichische Historiker Michael Forcher in seinem Buch über "Das
Leben des Tiroler Bauernführers" fest. [1] Das scheint allerdings
etwas übertrieben, denn er führt in seinen Literaturhinweisen immerhin
etwa 30 Publikationen an. Dass darunter der historisch noch heute
bedeutende "Deutsche Bauernkrieg" von Friedrich Engels fehlt, ist ein
echtes Manko. [2] Das trifft ebenso auf Wilhelm Zimmermanns "Der große
deutsche Bauernkrieg" zu [3], wobei zu erwähnen ist, dass mit
Zimmermann ein Teilnehmer an den Kämpfen der deutschen Revolution
1848/49 das Wort ergriff. Er gehörte dem äußersten linken Flügel der
nationalen Volksbewegung an und vertrat deren Standpunkt als Mitglied
in der Frankfurter Nationalversammlung. Nichtsdestotrotz zeichnet
Forcher in fundierter Weise ein Bild der Rolle Gaismaiers in den
revolutionären Kämpfen der Bauern und untersten Volksschichten, seiner
tiefgehenden sozialen Haltung und seines Einflusses auf den Gang der
Ereignisse.


Ein Müntzerscher

Am 13. Mai 1525 wählten die Hauptleute der Tiroler Bauern den
35jährigen Michael Gaismaier zu ihrem Obristen. An dem Datum wird noch
einmal die Tragik der zersplittert kämpfenden deutschen Bauern als
eine wesentliche Ursache ihrer Niederlage ersichtlich. In Tirol hatten
"die reformierten Lehren großen Anhang gefunden; hier waren sogar,
noch mehr als in den übrigen östreichischen Alpenländern, Müntzersche
Emissäre mit Erfolg tätig gewesen". Aber ihre Saat ging zu spät auf.
Die gegen die vereinten Söldnerheere kämpfenden deutschen Bauern
gingen bereits ihrer Niederlage entgegen [4], als ihre Brüder in Tirol
gegen ihre Unterdrücker losschlugen. Gaismaier wurde zwei Tage nach
der entscheidenden Niederlage der mitteldeutschen Bewegung unter
Thomas Müntzer bei Frankenhausen gewählt. Er war ein Müntzerscher,
"das einzige bedeutende militärische Talent unter sämtlichen
Bauernchefs", schrieb Friedrich Engels. Sein politisches Ziel war
"die völlige politische, rechtliche und wirtschaftliche Gleichstellung
der Bürger und Bauern mit dem Adel und der Geistlichkeit, was auch
das Ende der weltlichen Herrschaft der Kirche einschloss." Wie Thomas
Müntzer war er damit seiner Zeit weit voraus.
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Gaismaier stammte aus einer begüterten Bergbauunternehmer- und
Beamtenfamilie. Als Schreiber des Tiroler Landeshauptmanns und
Burggrafen von Vols als auch Sekretär des Brixener Bischofs lernte er
die brutale Unterdrückung des Volkes kennen, hatte aber auch
Gelegenheit, sich mit den Lehren der großen Reformatoren vertraut zu
machen. Von ihnen beeinflussten Thomas Müntzer und Huldrych Zwingli
sein weiteres Handeln und ließen ihn neben ihnen zu einem der
hervorragendsten Vertreter des radikalen Flügels der frühbürgerlichen
Revolutionen Europas werden.

Im Gegensatz zu Deutschland hatten Bauern und städtische Honoratioren
bereits zu Beginn des 14. Jahrhunderts in Tirol sogenannte
Landesstände durchgesetzt, in denen sie neben Prälaten und Rittern
vertreten waren. "Weite Bevölkerungskreise hatten die Möglichkeit,
Wünsche vorzubringen und bei der Gesetzgebung mitzuwirken. Und auch
wenn die einzelnen Stände im Vergleich zur Zusammensetzung der
Bevölkerung sehr ungleich repräsentiert waren, so konnten Bürger und
Bauern, wenn sie sich zusammentaten, doch einiges gegen die sonst viel
einflussreicheren oberen Stände (Adel und Prälaten) erreichen." [5]
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Gegen die Augsburger Fugger

Die Macht der Grundherren über die bäuerliche Bevölkerung war durch
die Landstände zugunsten der Beamten der Gerichte, wie die unterste
Verwaltungseinheit hieß, in gewissem Umfang beschnitten. Nun forderten
die Bergknappen im Bündnis mit den Bauern weitere Rechte und
Freiheiten. Sie marschierten nach Innsbruck und verlangten die
Aufhebung der Kontrolle der Bergwerke durch die Augsburger Fugger,
Mitsprache bei der Direktion der Betriebe und an der Landesregierung.
Die Volkserhebung dehnte sich rasch auf die Gebiete Brixen, Bozen,
Sterzing, Ghries und Hall aus. "Im ganzen Land, im Eisack und im
Pustertal, kam es zur Bildung geheimer Bauernausschüsse,
Zusammenrottungen, Überfällen, Brandlegungen und anderen Gewalttaten.
In Schwaz empörten sich die Bergknappen, vertrieben die Unternehmer,
wählten einen Ausschuss und zogen mehrmals zum Landesfürsten nach
Innsbruck." [6]

Der von allen Seiten bedrängte Erzherzog Ferdinand "machte den
Rebellen, die er noch kurz vorher mit Sengen und Brennen, Plündern
und Morden hatte ausrotten wollen, Konzessionen über Konzessionen. Er
berief die Landtage der Erblande ein und schloss bis zu ihrem
Zusammentritt Waffenstillstand mit den Bauern. Inzwischen rüstete er
nach Kräften, um möglichst bald eine andere Sprache mit den Frevlern
führen zu können". [7] Von der Situation zeugte der Innsbrucker
Landtag, der am 12. Juni 1525 zusammentrat. Auf ihm waren auch die
Nachbarn vertreten, neben dem Schwäbischen Bund Bayern, Graubünden,
Venedig, Mailand, Bourbon, Neapel und der Kaiser. 200 Vertreter der
Bauern - in ihrem Schlepptau die Städte - verlangten nicht nur, die
Geistlichkeit auszuschließen, sondern sogar die Bergknappen zum
Landtag zuzulassen. Der Adel - ein in ganz Deutschland beispielloser
Fall - war so eingeschüchtert, dass er sich vielfach den Forderungen
der Bauern anschloss. Das Bistum Brixen und der Deutsche Orden wurden
säkularisiert. Die Gemeinden erhielten das Recht, den Pfarrer der
Landesregierung vorzuschlagen. Das römische Recht wurde eingeschränkt,
Fischfang und Jagd für frei erklärt, die Abgaben der Bauern reduziert.
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Nachdem der Schwäbische Bund die letzten Erhebungen im Allgäu
zerschlagen hatte, verfügte Erzherzog Ferdinand nun jedoch über die
Streitkräfte des Bundes und konnte mit militärischer Gewalt die
Annahme der neuen Landesverfassung verhindern. Ein vorgesehener
radikaler Umbau der Verwaltung, die Beseitigung der Vorherrschaft des
Herrenstandes, die Wahl der Richter und Beamten und die Übereignung
des Bodens an die Bauern wurden verhindert. Die Bauern leisteten
gegen "die Grausamkeiten gegen die Bevölkerung" erbitterten
Widerstand. In Schladming setzten sie ein Geschworenengericht ein, das
40 gefangen genommene tschechische und kroatische Adlige zum Tode
verurteilte. Sie wurden sofort enthauptet. [8]


"Ausrottung aller Gottlosen"

Am 17. August 1525 lockte der Erzherzog Gaismaier unter dem Vorwand,
Gespräche zu führen, nach Innsbruck. Als es dazu nicht kam und er die
Stadt wieder verlassen wollte, wurde er verhaftet und in das
Staatsgefängnis im Innsbrucker Kräuterturm gesperrt. Die von Gaismaier
verfolgten Reformen waren damit gescheitert. Zwischen August und
Oktober wurden die Erhebungen der Bauern um Brixen, Trient und den
Welschner Tälern niedergeschlagen. Bis Anfang 1526 zogen sich
"Verhöre, Folterungen und Hinrichtungen" hin. Der Erzherzog bestimmte
für die Anführer die Todesstrafe, für die übrigen Schuldiggesprochenen
die Konfiszierung des Vermögens, die Ausweisung aus dem Lande oder
"grausame Verstümmelungen wie Abhacken der Finger oder Herausreißen
der Zunge". [9]

Gaismaier gelang es, in der Nacht zum 7. Oktober aus dem Kerker zu
entkommen und nach Zürich zu fliehen, wo er mit Zwingli zusammentraf.
In der Beratung mit ihm erhielt er Anregungen für seine
reformatorische Programmschrift, die "Tiroler Landesordnung", die er
anschließend in Klosters in Graubünden ausarbeitete. Darin entwarf er
das Zukunftsbild einer von Unterdrückung befreiten, auf Gottes Wort
gegründeten freien Republik der Bauern und Bergknappen. Der erste
Artikel verlangte die Ausrottung aller Gottlosen, die das ewige Wort
verfolgen, den gemeinen armen Mann beschweren und den gemeinsamen
Nutzen verhindern. Zur verkündeten Aufhebung aller Standesunterschiede
hieß es: "So sollen alle Freyhaitten abgethan" sein, weil sie "wider
daz wort gottes sein und das recht felschen". Unter "Freyhaitten"
waren alle Standesprivilegien gemeint. Adel und Klerus sollten
abgeschafft werden, aber auch das Bürgertum sollte keine Sonderrechte
mehr erhalten. [10]

Mit der "Abschaffung der Messfeier, der Beseitigung von Bildern,
Bildstöcken und Kapellen und der Berufung von Predigern, die das Wort
Gottes 'trewlich und wahafftigklich' verkünden", übernahm er direkt
Maßnahmen, mit denen der radikale Schweizer Reformator Huldrych
Zwingli die Reformation durchsetzte. [11]
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Der Schweizer Reformator Huldrych Zwingli in einem Porträt von Hans Asper (1549)
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Im April 1526 setzten die Bauern an, die "Tiroler Landesordnung"
gewaltsam durchzusetzen. Am 20. des Monats kam es am Lueg-Pass zu
einer der bedeutendsten Schlachten im deutschen Bauernkrieg. Zwischen
Golling und Werften überfiel Gaismeier mit seinem Haufen das
erzbischöfliche Heer, vier- bis fünftausend Mann zu Fuß und zu Ross,
in der Nacht so überraschend, dass es furchtbare Verluste erlitt und
nur knapp der Vernichtung entkam. Es verlor alle seine Stellungen,
darunter den strategisch wichtigen Lueg-Pass.

In einer glänzenden Kampagne lieferte Gaismaier den von verschiedenen
Seiten heranziehenden Bayern, Österreichern, schwäbischen
Bundestruppen und erzbischöflichen Landsknechten bei Golling,
Kitzbühel, Kirchberg und Mauterndorf eine "Reihe brillanter Gefechte".
Bei Kitzbühel kam es mehrfach zu siegreichen Treffen für die
Aufständischen, die geschickt ihre Ortskenntnisse im Gebirgsterrain zu
nutzen wussten. Bei Kuchel an der Salzach führte Gaismaier am 14. Juni
den Angriff gegen acht beste Fähnlein des Schwäbischen Bundes selbst
an und errang einen glänzenden Sieg. Mit seinem Haufen verfolgte er
die fliehenden Kriegsknechte bis vor Salzburg. Drei Tage später erlitt
das Bundesheer schwere Verluste, als es vergeblich versuchte, den
Lueg-Pass zurück zu erobern.

In seiner Landesordnung hatte Gaismaier davon gesprochen, "die
Trutzburgen des Adels, Schlösser und Befestigungen" zu schleifen.
Davon zeugten jetzt die Gefechte. Die Haufen von Rauris, Pongau und
Gastein stürmten und verbrannten die Alpenschlösser Mittersill, Kaprun
Fischhorn, Taxenbach, Lichtenberg, Engelberg und Ittern. Um Radstatt
schloss Gaismaier einen festen Belagerungsring. Mehrere Angriffe
misslangen jedoch, da es an Belagerungsgeschütz fehlte. [12]

Der Versuch, die Tiroler Landesordnung im Salzburgischen Aufstand im
Juni/Juli 1526 durchzusetzen, scheiterte jedoch ein weiteres Mal. Da
mit keiner weiteren Hilfe zu rechnen war, brach Gaismaier vor den in
erdrückender Übermacht anrückenden feudalen Obristen mit Zustimmung
seiner Hauptleute den Aufstand ab. Der Versuch, ihn zur
Verzweiflungsschlacht zu stellen und zu vernichten, schlug fehl. Nach
mehreren hinhaltenden Gefechten gelang es diesem talentierten
Heerführer aus dem Volk, der Niederlage zu entgehen und die bei ihm
verbliebenen Bauernhaufen in einem in der Geschichte beispiellos
dastehenden Rückzugsmarsch aus der feindlichen Umzinglung über die
Alpen nach Venedig zu führen.
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Die Schlacht bei Kappel am 11.10.1531 - Holzschnitt in der Stumpfschen Chronik 1548 nach einer Darstellung von Hans Asper

Abbildung: Johannes Stumpf, Hans Asper, Public domain, via Wikimedia Commons




In Venedig sehr willkommen

In der Stadtrepublik, deren Grenzen er im Juli 1526 überschritt, war
er sehr willkommen, denn seine kriegserfahrenen Haufen stellten eine
Verstärkung der Kräfte der "Heiligen Liga von Cognac" [13] bei der
Verteidigung der Lagunenstadt und Norditaliens gegen die Kaiserlichen
Truppen dar. [14] "Gaismaiers ungewöhnliche militärische Fähigkeiten,
seine Führungsqualitäten und die auffallende Disziplin seiner Leute
fanden bei den Verbündeten (Frankreich, England, Papst, Mailand,
Florenz, Genua und Venedig) auch an höchster Stelle Beachtung." Der
legendäre Bauernführer wurde mit großen Ehren empfangen. Venedig
übernahm seine Truppen und stellte ihm und seinen Hauptleuten einen
Palast als Quartier zur Verfügung. Der Schweizer Kanton Zürich verlieh
ihm das Bürgerrecht.

Schon kurz nach seinem Eintreffen nahm er mit seinen Truppen bei
Vicenza, Verona, Brescia und Bergamo an mehreren Gefechten gegen die
Kaiserlichen teil. Eine entscheidende Rolle spielte er in der Schlacht
vor der kaiserlichen Festung Cremona, die die Truppen der Liga
belagerten. Die hartnäckigen Angriffe Gaismaiers trugen dazu bei, dass
die Festung nach der den ganzen August und bis Mitte September 1526
dauernden Schlacht übergeben werden musste. [15]

Gaismaiers Hoffnungen, mit Hilfe der neuen Verbündeten den Kampf um
die Befreiung Tirols vom Joch der Habsburger wieder aufzunehmen,
erfüllten sich jedoch nicht. Am 23. Dezember 1529 schloss Venedig mit
dem Kaiser einen Friedensvertrag. Im Juli 1530 traf sich Gaismaier
nochmals mit Zwingli in Zürich. Als das Schweizer Revolutionsheer am
11. Oktober 1531 in der Schlacht bei Kappel, in der Zwingli den Tod
fand, von der klerikal-katholische Reaktion geschlagen wurde, zerstob
auch die von dieser Seite erwartete Hilfe.

Mit ihren Versuchen, gegen hohe Entschädigungssummen Gaismaiers
Auslieferung zu erreichen, hatten die Habsburger keinen Erfolg.
Schließlich setzten sie ein Kopfgeld aus, für das zwei spanische
Söldlinge Gaismaier am 15. April 1532 in Padua vor seinem Haus
hinterrücks überfielen und ihn mit über 40 Hieb- und Messerstichen
ermordeten. Seine Frau mit vier Kindern verließ 1533 Padua und zog
nach Zürich, wo Freunde Zwinglis sie aufnahmen.
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TIERE/146: Der Axolotl ... (SB)



Man kann es sich kaum vorstellen, aber das Tier mit dem seltsamen
Namen Axolotl verbringt sein Leben im Stadium einer Larve - es wird
also nie erwachsen. Normalerweise handelt es sich bei einem
Larvenstadium um eine Entwicklungsphase, die zu einem voll
ausgebildeten Lebewesen führt. Wir kennen es bei Fröschen, Raupen,
Käfern, vielen anderen Insekten, beispielsweise beim Schmetterling.
Der Axolotl ist eine Mischung aus Molch und Salamander. Sein breites
Maul, seine großen, runden Augen und die Kiemenästchen, jeweils 3
Stück an jeder Kopfseite, lassen ihn aussehen wie ein nettes Monster
mit Antennen. Vielleicht liegt es an seiner nicht voll ausgebildeten
Körperform, dass er recht freundlich, fast niedlich dreinschaut.
Dieses seltsame Tier hat Fähigkeiten, die ihn weltweit zu einem
beliebten Forschungsobjekt gemacht haben. Im Folgenden wollen wir uns
diese Besonderheiten einmal genauer ansehen.
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Der Axolotl vom Aussterben bedroht?

Der Axolotl hat nicht nur besondere Fähigkeiten, man findet ihn auf
der ganzen Welt auch nur an einem einzigen Ort. Ein Blick in die
Geschichte zeigt, warum das so ist.
Im 13. Jahrhundert gründeten die Azteken eine Stadt mitten in dem
flachen Texoco-See, der an drei Seiten von Gebirgen, beziehungsweise
Vulkanen umgeben war. Vielleicht wurde dieser ungewöhnliche Ort
gewählt, weil er einen guten Schutz gegen Angreifer bot. Um die
Menschen in der Stadt mit Lebensmitteln zu versorgen, baute man Flöße,
sogenannte Chinampas, füllte sie mit Erde auf und baute darauf
Getreide und Gemüse an. Weitere Gebäude wurden ebenfalls auf
derartigen Flößen errichtet. Auf diese Weise entwickelte sich die
Stadt mit schätzungsweise 100.000 Einwohnern zu einer der damals
größten Städte weltweit. Allmählich wurde das Wasser des Sees durch
die vielen Chinampas verdrängt. Die Flöße sanken tiefer, fanden im
Untergrund Halt und wurden zu Ackerland. Dazwischen bildete sich ein
Kanalsystem, von dem heute noch einige Kanäle bestehen. Man nimmt an,
dass die besonderen Umweltbedingungen im Texoco-See ideal für den
Axolotl waren und sie sich deshalb nicht über das Larvenstadium hinaus
entwickelten. Das mag der Grund sein, warum sie bis heute auch nur in
diesem Gewässer zu finden sind.
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Ein Axolotl in seiner natürlichen, dunklen Färbung
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Auch heute noch kommt der wildlebende Axolotl nur im Xochimilco-See
vor, der in der Nähe von Mexiko Stadt (Mexico City) liegt, und in dem
170 km langen Kanalsystem, das von dem einst sehr großen Texoco-See
übrig geblieben ist. Doch hat sich die Anzahl der im Wasser lebenden,
nachtaktiven Lurche stark verringert, so dass seine Art vom Aussterben
bedroht ist. Die Touristen, die sich mit viel Lärm und lauter Musik
auf den Kanälen entlangfahren lassen, sind eine Ursache für den
Rückgang der Population. Ein anderer, weitaus schwerwiegender Grund,
sind die in diesen Gewässern ausgesetzten Karpfen und Tilapia (eine
Art der Barsche). Sie sollten eine Bereicherung für das Ökosystem
sein, fraßen aber die Axolotl, so dass bald nur noch ganz wenige
überlebten.


Der Axolotl als Labortier

Unzählige Axolotl werden hingegen in den Laboren auf der ganzen Welt
zu Forschungszwecken gehalten. Dieses ungewöhnliche Tier hat
Fähigkeiten und Eigenschaften, die von großem wissenschaftlichem
Interesse sind. Sie können ihre Gliedmaßen und Organe, sogar Herz und
Gehirn, nachwachsen lassen. Wird beispielsweise ein Bein im
Überlebenskampf mit Feinden verletzt oder geht verloren, so wächst es
innerhalb von Wochen oder Monaten nach. Es ist naheliegend, dass
Wissenschaftler aus dem medizinischen Bereich versuchen, die Ursachen
für diese Fähigkeit zu ergründen. Hinweise darauf versprach man sich
unter anderem von der Entschlüsselung ihres Genoms. Dabei kam heraus,
dass das Genom des Axolotls aus 32 Milliarden Basenpaaren besteht und
damit 10 mal so groß ist wie das des Menschen.

Doch wie findet man
die für das Nachwachsen verantwortlichen Gene? Dass hier noch eine
ganze Menge an Forschungsarbeit zu leisten ist, liegt auf der Hand.
Die anatomische Ähnlichkeit des wasserlebenden Axolotls mit
Landwirbeltieren, lässt hoffen, dass bestimmte Forschungsergebnisse
auch auf Säugetiere, also auch auf den Menschen, anwendbar sein
könnten. Die auf diesem Gebiet schon seit 20 Jahren forschende
Biochemikerin Prof. Elly Tananka fand heraus, dass ein bestimmter
Botenstoff eine Zellvermehrung an den verletzten
Stellen hervorruft und so die Neubildung von Gewebe in Gang setzt.
Auch in diesem Bereich stehen bestimmt noch viele Forschungsarbeiten
an. In der Transplantationsmedizin, bei der Heilung von
Rückenmarksverletzungen oder in der Stammzellforschung, überall
herrscht großes Interesse an den Fähigkeiten des kleinen Wassertieres.

Doch was bedeutet das für die in den Laboren in kleinen
Wasserbehältern lebenden Lurche? Es braucht nicht viel Fantasie, sich
Experimente auszumalen, wie das Nachwachsen von Gliedmaßen erprobt und
beobachtet werden kann. In der medizinischen Forschung werden die
Versuche mit der Absicht gerechtfertigt, diese besondere
Regenerationsfähigkeit (das Nachwachsen von Organen und Gliedmaßen) zu
enträtseln, um verbesserte Heilungsverfahren zu entwickeln. Zwar steht
es noch in den Sternen, ob es jemals möglich sein wird, den verlorenen
Arm eines Menschen nachwachsen zu lassen, aber vielleicht können
verschiedene Heilungsprozesse beschleunigt werden.


Rettung für den Axolotl

Heute gibt es Bemühungen, dieses Tier, das sich in Mexiko großer
Beliebtheit erfreut und in der dortigen Kultur einen festen Platz hat,
vor dem Aussterben zu bewahren. Forscher und Naturschützer sind sich
einig, dass es dafür erforderlich ist, den natürlichen Lebensraum des
Axolotls zu erhalten oder wieder aufzubauen, denn nur so kann er in
seiner ursprünglichen Form überleben. Seine natürliche Färbung
unterscheidet sich von den gezüchteten Artgenossen, sie ist dunkelgrau
oder braun-marmoriert mit einer etwas helleren Unterseite.
Wichtig für den Lurch ist kaltes, sauerstoffreiches Wasser. Am
liebsten hält er sich am Grund des Sees auf. Da nicht bekannt ist,
dass die Axolotl noch an einem anderen Ort der Welt vorkommen, geht
man davon aus, dass ihre Rettung genau hier in Angriff genommen werden
müsste. Zudem wird aufgrund seiner ortsgebundenen Einzigartigkeit
vermutet, dass es sich um eine sehr alte Tierart handelt. Dafür
spricht, dass der Axolotl bei den Azteken bereits als heiliges Tier
verehrt wurde. Der Name Axolotl stammt aus einer aztekischen
Nahuatl-Sprache. Die Silbe "Atl" bedeutet so viel wie "Wasser" und die Silbe
"Xolotl" steht für einen Gott aus der aztekischen Götterwelt. Er
könnte mit "Wassergott" oder "Wassermonster" übersetzt werden.


Der Axolotl als beliebtes Haustier in Aquarien

Sein kindliches, niedliches Aussehen mag der Grund dafür sein, dass
sich der Axolotl als Haustier im Aquarium immer größerer Beliebtheit
erfreut. Die Tiere, die im Handel zu erwerben sind, stammen allesamt
aus Züchtungen. Dabei wurde die ursprüngliche Färbung so verändert,
dass den Kunden eine große Auswahl geboten werden kann: es gibt sie
als weiße, rosafarbene, hellbraune Tiere oder solche mit dunkel
beziehungsweise hell gefleckten Färbungen.




[image: Dieser Axolotl ist weiß, schimmert aber rosa durch und seine Kiemenästchen sind rötlich gefärbt - Foto: 2010, by Henry Mühlpfordt (eigenes Werk), CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons]

Fast weißes Exemplar

Foto: 2010, by Henry Mühlpfordt (eigenes Werk), CC BY-SA 3.0

{https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons




Ihre Haltung im Aquarium soll nicht besonders anspruchsvoll sein. Zwar
wird es auf diese Weise immer Axolotl als Versuchstier oder als
Haustier geben, aber es handelt sich um Lebewesen mit einem eigenen
Leben und Überlebensinteressen. Sie existieren sicherlich nicht zur
Freude für den Menschen oder als Forschungsobjekt.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.nationalgeographic.de/wissenschaft/2021/10/querschnittslaehmung-heilen-mithilfe-des-axolotl

https://www.zooplus.de/magazin/aquaristik/fischarten-portraits/axolotl

https://www.kindernetz.de/wissen/tierlexikon/steckbrief-axolotl-100.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1963: "Der Werkzeugkasten der Innenpolitik kennt nur Polizei, Überwachung und Repression"

graswurzelrevolution Nr. 468, April 2022

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

"Der Werkzeugkasten der Innenpolitik kennt nur Polizei, Überwachung und
Repression" 

Eine Analyse der Verschärfungen von Versammlungs- und
Polizeigesetzen

Gespräch mit Michèle Winkler vom Komitee für Grundrechte und Demokratie



Die neuen Polizei- und Versammlungsgesetze auf Länderebene tragen
dazu bei, dass der Sicherheitsapparat immer neue Kompetenzen erhält,
Grundrechte beschnitten werden und die Spielräume für soziale Bewegungen
schrumpfen. Im Gespräch mit der GWR-Redaktion geht Michèle Winkler vom
Komitee für Grundrechte und Demokratie auf die Gefahren dieser Entwicklung
am Beispiel von Nordrhein-Westfalen (NRW) ein.


GWR: Bis zur Föderalismusreform 2006 war das
Versammlungsgesetz bundesweit einheitlich geregelt. Seither ist das
Versammlungsrecht Ländersache. Was heißt das?

Michèle Winkler: Die Bundesländer können nun eigene
Versammlungsgesetze erlassen. Solange sie das nicht tun, gilt weiterhin das
Bundesgesetz für Versammlungen auf ihrem Gebiet. Einige, aber bei Weitem
nicht alle Bundesländer haben mittlerweile von dieser
Gesetzgebungskompetenz Gebrauch gemacht, zuletzt Berlin und NRW.

GWR: Gerade im neuen Versammlungsgesetz in Nordrhein-Westfalen, das
im Dezember 2021 verabschiedet wurde, erscheinen Demonstrationen oftmals
als das Feindbild schlechthin, als Bedrohung statt als zentraler
Bestandteil einer "Politik von unten". Wie wirkt sich das neue
Versammlungsgesetz in NRW konkret auf die Protestkultur und -möglichkeiten
aus?

Michèle Winkler: Die Versammlungsfreiheit wird durch das neue Gesetz
deutlich beschränkt, die Eingriffsmöglichkeiten der Polizei in
Versammlungen werden stark ausgeweitet. Die Landesregierung versteht die
Versammlungsfreiheit nicht als schützenswertes und demokratisch notwendiges
Grundrecht, sondern als Störfaktor und legt allerlei Instrumente in die
Hand der Polizei, um diese "Störungen" zu bearbeiten.

Zusammengefasst lässt sich sagen, dass nicht mehr davon ausgegangen werden
kann, dass man anonym und ohne Überwachung an Versammlungen teilnehmen kann
- das schreckt sicherlich einige von Versammlungsteilnahmen ab.

Versammlungen können nun auch leichter beschränkt oder verboten werden. Das
Vermummungsverbot ebenso wie das Uniformierungsverbot wurden verschärft,
zudem gibt es umfassendere Ordnungswidrigkeiten- und Straftatkataloge. Wie
sich das langfristig auf die Protestkultur auswirken wird, lässt sich
schwer abschätzen. Das hängt letztlich auch von den Bewegungen und ihren
Akteur*innen selbst ab.

GWR: Einige Bewegungen und Aktionsformen werden im neuen
Versammlungsgesetz in NRW explizit benannt. Was würde die Umsetzung des
Gesetzes hier bedeuten?

Michèle Winkler: Ganz konkret wendet sich das neue
Versammlungsgesetz gegen die Klimagerechtigkeitsbewegung. So sollen
beispielsweise Versammlungen in der Nähe von Kohlegruben verboten werden
können. Autobahnen wurden gleich komplett gesetzlich als Versammlungsorte
verboten. Außerdem sollen Störungen anderer Versammlungen zur Auflösung
führen und bestraft werden können - darunter fallen nicht nur unmittelbare
Störungen wie Sitzblockaden gegen rechte Aufmärsche, sondern sogar deren
Planung, etwa durch Blockadetrainings. So werden antifaschistische
Aktionsformen kriminalisiert.

GWR: In fast allen Bundesländern wurden in den letzten Jahren die
Polizeigesetze massiv verschärft - meist gegen lautstarken Protest von
breiten Bündnissen. Kannst du ein paar Beispiele für extreme
Grundrechtseinschränkungen und die Einführung neuer Repressionskompetenzen
durch die jüngsten Polizeigesetze nennen?

Michèle Winkler:
Es wurden fast überall die Maximaldauern für Polizeigewahrsam massiv
erhöht, die elektronische Fußfessel oder
Kontakt- und Aufenthaltsverbote eingeführt. Zudem wurden die Möglichkeiten
der Videoüberwachung und sog. verdachtsunabhängige Kontrollen ausgeweitet -
beides findet insbesondere in armen und migrantisch geprägten Räumen
Anwendung und verstärkt Racial Profiling. Zudem wurden neue Waffen wie der
Taser oder gar Handgranaten erlaubt.

Eines der Hauptprobleme ist zudem die Änderung der Eingriffsschwellen - die
Polizei darf in vielen Fällen nun schon bei geringeren Verdachtsmomenten
deutlich stärker reagieren als zuvor. Das führt zu einem umfassenden
Machtzuwachs für die Polizei. Letztlich kann diese nun sehr frei
entscheiden, wie sie gegen wen unter welchem Vorwand vorgehen möchte, ohne
dass dies noch sonderlich gut kontrolliert werden könnte. Die
Signalwirkung, die das auf rechte Strukturen und autoritäre Charaktere in
der Polizei hat, sollte nicht unterschätzt werden.

GWR: Greifen die Verschärfungen der Versammlungs- und Polizeigesetze
ineinander, und welche Effekte hat das?

Michèle Winkler: Ich kann das nur für NRW beantworten. Hier sind
beide Verschärfungen sich ergänzende Teile der autoritären und unsozialen
Politik der schwarz-gelben Landesregierung. Diese setzt auf eine
gewaltvolle und hochgerüstete Polizei, auf eine rassistische Polizeipraxis
und auf repressives Vorgehen gegen jegliche sozialen Verwerfungen.
Letztlich ist das die Verweigerung von Politik. Anstatt sich mit den
Forderungen sozialer Bewegungen auseinanderzusetzen oder sich die Gründe
für soziale Probleme wie Wohnungsnot anzuschauen, wird mit repressiver
staatlicher Macht reagiert.

GWR: Kannst du dafür ein konkretes Beispiel nennen?

Michèle Winkler: Am Plakativsten bleibt das Beispiel Hambacher
Forst. Die Waldbesetzung wurde im weitesten Sinne gegründet, um den
Kohleabbau durch RWE zu stoppen und somit die fortschreitende Klimakrise zu
verlangsamen. Die Landesregierung in NRW hat den Kampf gegen die
Kohleverstromung nie als legitimes Ziel betrachtet und keine politischen
Lösungen gesucht. Stattdessen hat sie eine rechtswidrige, brutale und
aufwändige Räumung veranlasst, um für RWE die Abbaggerung des Waldes zu
ermöglichen - entgegen aller klimapolitischen Notwendigkeiten, den
Kohleausstieg zu beschleunigen.

GWR: Handelt es sich dabei um eine koordinierte flächendeckende
staatliche Großoffensive auf die Möglichkeiten linker Proteste?

Michèle Winkler: Nein, denn einerseits sind bei weitem nicht nur
linke Akteur*innen oder Protestierende von dieser Politik betroffen. Sie
trifft viele direkt in ihrem Alltag, sei es durch Racial Profiling, Razzien
in migrantischen Gewerben und Wohnungen, Kameraüberwachung in armen
Stadtteilen, Zwangsräumungen, Abschiebungen oder Abbaggerung des Wohnortes.
Zudem gibt es viele unterschiedliche, widerstreitende staatliche Interessen
- diese folgen keinem Masterplan.

Allerdings ist das, was unter Sicherheitspolitik verstanden wird, im
Neoliberalismus eines der wenigen Politikfelder, in denen gegenüber der
Wähler*innenschaft so etwas wie Handlungsfähigkeit zur Schau gestellt
werden kann. Und die vorhandenen Handlungskonzepte denken Sicherheit sehr
einseitig, immer aus der Sicht staatlicher Akteur*innen. Der Werkzeugkasten
der Innenpolitik kennt nur Polizei, Überwachung und Repression. Ein
Nachdenken über Sicherheit, das sich an menschlichen Bedürfnissen und
sozialen Lagen orientiert, findet bisher nur außerhalb hegemonialer
politischer Diskurse statt.

GWR: Vielen Dank für das Interview und die hervorragende
Einschätzung.

Das Gespräch wurde von Silke geführt.

 * 

Quelle:
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IMI/1058: Hunger am anderen Ende der Welt - Eine globale Folge des Krieges in der Ukraine

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2022/22 vom 4. April 2022

Hunger am anderen Ende der Welt

Eine globale Folge des Krieges in der Ukraine

von Peter Clausing



Die Konsequenzen von Kriegen tragen bekanntermaßen nicht jene, die ihn
angezettelt haben und - im vorliegenden Fall - schon gar nicht jene,
die durch das jahrzehntelange Versagen einer Entspannungspolitik
indirekt zu seinem Ausbruch beigetragen haben und nun auf ein
Regime Change beim Aggressor hoffen, der am 24. Februar 2022
selbst den Versuch eines Regime Change in seinem Nachbarland
startete. Die ukrainische Bevölkerung ist das Opfer dieses Krieges.
Seine Dauer, damit verbundenes Leid und mit ihm einhergehende
Zerstörungen sind nicht absehbar.

Wenig beachtet wird die Bevölkerung eines Landes, dessen Hauptstadt
rund 2.400 km Luftlinie von Kiew entfernt ist und das vor rund 10
Jahren mit einem Regime Change bedacht wurde, die nun
zusätzlich und besonders heftig unter den Folgen des Ukraine-Kriegs zu
leiden hat. Die Rede ist von Libyen, einem Land, das von 2011 bis 2020
von Bürgerkriegen erschüttert wurde.

Dabei ist - wie unten zu lesen sein wird - Libyen nicht das am
schwersten betroffene Land, was die vom Ukraine-Krieg ausgehenden
Schockwellen für die Welternährung anbetrifft. Aber es ist ein
besonders tragisches Beispiel für das Nicht-zur-Ruhe-kommen unter den
Bedingungen eines krisengeschüttelten Globus. Betrachtet man die
Importabhängigkeit bei Weizen im Kontext des Ukrainekriegs, liegt
Libyen - zusammen mit Pakistan und Tansania - im oberen Mittelfeld. In
der Summe kamen 2021 etwas über 50 Prozent der Weizenimporte dieser
Länder aus Russland und der Ukraine, bei Ägypten waren es über 70
Prozent, bei Eritrea 100 Prozent.

Inzwischen dürfte in das öffentliche Bewusstsein vorgedrungen sein,
dass Russland und die Ukraine zu den wichtigsten Produzenten von
Weizen, Gerste und Sonnenblumenkernen bzw. -öl gehören. Beide Länder
zusammengenommen produzieren über die Hälfte der globalen
Sonnenblumenernte. Bei Gerste und Weizen sind es 19 bzw. 14 Prozent.
Hinzu kommt die Abhängigkeit vieler Landwirte von Düngemitteln, bei
denen die Russische Föderation Spitzenplätze unter den Exporteuren
einnimmt - Platz 1 bei Stickstoffdüngern und Platz 2 bei Phosphor und
Kalium. Damit nicht genug, stellt die Synthese von Stickstoffdüngern,
wofür inzwischen weltweit fast ausnahmslos Gas verwendet wird, einen
extrem energieintensiven chemischen Prozess dar. Die hohen Gaspreise
schlugen sich bereits vor Beginn des Krieges in den
Stickstoffdüngerpreisen nieder und eine Störung der Gasversorgung in
der EU hätte auch Folgen für Preise und Verfügbarkeit von
Stickstoffdüngern, deren Produktion an anderen Standorten umso
wichtiger würde, wenn Russland als Exporteur ausfällt. Derzeit ist es
aber so, dass der größte westliche Düngemittelproduzent - das
norwegische Unternehmen Yara - seine Produktion aufgrund der hohen
Gaspreise zurückfährt.[1]

Drei Faktoren machen wahrscheinlich, dass es infolge des Krieges zu
einer spürbar geringeren Getreidemenge auf dem Weltmarkt und somit zu
einer massiven Verschärfung der Ernährungssituation in jenen Ländern
führen wird, die von Getreideimporten abhängig sind: ungeerntete
Flächen, unbestellte Flächen und geringere Erträge. Hinzu kommen
logistische Probleme und die Folgen von Sanktionen. All diese Aspekte
wurden in einer 40-seitigen Studie[2] der Welternährungsorganisation
(FAO) beleuchtet, die Anfang März 2022 publiziert wurde.

In Russland und in der Ukraine wird das Wintergetreide in der Regel im
Juni und Juli geerntet. Ab April wächst diese Aussaat und es müsste
gedüngt werden. Zur gleichen Zeit beginnt die Periode der Aussaat von
Sommergetreide und Sonnenblumen. Aussaat und Ernte, aber auch die
Düngung und Behandlung mit Pestiziden in der Ukraine dürften durch die
kriegsbedingte Zerstörung von Äckern, durch die fehlende
Zugänglichkeit der Äcker aufgrund von Kampfhandlungen und durch das
Fehlen von Arbeitskräften, die zum Militärdienst eingezogen wurden,
beeinträchtigt werden. Hinzu kommt bei Stickstoffdünger, der sich auch
zur Herstellung von Sprengstoff eignet, dass er für militärische
Zwecke abgezweigt werden könnte. Die FAO schätzt, dass in der Ukraine
20 Prozent des Wintergetreides nicht geerntet werden und dass 30
Prozent der Felder unbestellt bleiben könnten. Ein großer Teil der
ukrainischen Getreideexporte wird normalerweise über die
Schwarzmeerhäfen abgewickelt, insbesondere für die Exporte in den
Nahen Osten und nach Nordafrika. Diese Häfen stehen derzeit jedoch
nicht zur Verfügung. Auf der russischen Seite sind es vor allem
Handelssanktionen, die zu einem verringerten Angebot an Getreide auf
dem Weltmarkt führen könnten. Bezüglich des Sonnenblumenöls schätzt
die FAO ein, dass dies - im Gegensatz zu Getreide - durch andere
Ölfrüchte (Raps, Soja etc.) leichter ersetzt werden könne.

Schon 2021 hatte der Food Price Index der FAO, in den die
Weltmarktpreise von 95 Agrarrohstoffen und Nahrungsmitteln
einfließen,[3] den Wert von 2008, als es in 39 Ländern zu
"Brotrevolten" kam,[4] deutlich überschritten. Während der Index im
Jahr 2008 bei 117,5 lag, kletterte er 2021 auf 125,7. Dass es keine
neuen Brotrevolten gab, bei denen in der Regel die städtische
Bevölkerung der betroffenen Länder erschwingliche Lebensmittelpreise
einfordert, war vor allem auf staatliche Subventionen zurückzuführen.

Preistreibend wirkte im vorigen Jahr vor allem die Preisentwicklung
bei Energierohstoffen. Selbst in Deutschland hatte das schon vor
Ausbruch des Ukraine-Krieges zu rund fünf Prozent höheren
Lebensmittelpreisen geführt. Der Präsident des Handelsverbands
Deutschland, Josef Sanktjohanser, rechnet mit einer zweiten Welle an
Preissteigerungen in Deutschland, die dann "sicherlich zweistellig"
ausfallen werde.[5]

Es gibt berechtigte Zweifel, dass finanziell angeschlagene Länder, die
infolge von Klimawandel und Corona-Krise schon in den Jahren zuvor
extrem belastet wurden, die Preissteigerungen bei Lebensmitteln
abpuffern können. In einem Arbeitspapier der Bundesakademie für
Sicherheitspolitik[6] wird von "schwindender staatlicher Stabilität im
Nahen und Mittleren Osten" (angesichts der realen Situation ein
Euphemismus) gesprochen. Die Autoren des Papiers betrachten Ägypten,
Jordanien, Libanon, Libyen und Tunesien als Länder, die vor inneren
Unruhen stehen würden, weil sie "signifikant von
Nahrungsmittelimporten abhängig sind".

Modellrechnungen der FAO zufolge wird sich die Zahl der unterernährten
Menschen weiter erhöhen. Diese Zahl steigt bereits seit mehreren
Jahren wieder an (2019: 799 Mio.; 2020: 814 Mio.; 2021: 817 Mio). Im
Jahr 2022 erwartet die FAO zusätzlich zwischen 7,6 (mittleres
Szenario) und 13,1 Millionen Menschen (worst case) in dieser
Kategorie.

In einem gemeinsam veröffentlichten Papier von FAO und
Welternährungsprogramm (WFP)[7] wurden die Hunger-Hotspots für die
Zeit von Februar bis Mai 2022 identifiziert. Das sind Länder, in denen
Teile der Bevölkerung von akuter Hungerkrise und damit verbunden
Hungertod bedroht sind. Das sind Äthiopien, Jemen, Südsudan und - in
den Medien kaum beachtet - Nigeria. Hinzu kommen die "Besorgnis
erregenden" Länder Afghanistan, Demokratische Republik Kongo, Haiti,
Honduras, Sudan, Syrien und die Zentralafrikanische Republik. Viele
dieser Länder sind von einer WFP-Unterstützung abhängig. Aber die
Lieferungen des WFP müssen auf dem Weltmarkt eingekauft werden. Das
sind in der Tat düstere Aussichten.

Wenn hohe Lebensmittelpreise auf Haushalte mit geringer Kaufkraft
treffen, hat das auch bei Menschen, die nicht von einer akuten
Hungerkrise bedroht sind, negative Konsequenzen - selbst in
Deutschland. Um das Essen zu finanzieren, wird dann bei Ausgaben für
Heizung, Bildung und Gesundheit gespart.

Die Dringlichkeit, den Ukraine-Krieg zu beenden, besteht also nicht
nur mit Blick auf die unmittelbar betroffene Bevölkerung in diesem
Land, sondern auch aufgrund der schwerwiegenden Auswirkungen auf
Millionen von Menschen, die Tausende Kilometer entfernt vom Krisenherd
leben. Diplomatie ist die einzige Lösung.
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Medien im Kampfmodus

von Rüdiger Dammann



Gerade passiert, was seit geraumer Zeit allenfalls Alptraumgespinste
waren: Es herrscht Krieg in Europa. Wie konnte es dazu kommen? Wer hat
warum welche Fehler gemacht? Glaubt man dem Mainstream der
"westlichen" Medien und Politik, gibt es da einen "durchgeknallten"
Autokraten mit neuen/alten Weltmacht-Ambitionen, der nun alles auf
eine Karte setzt und buchstäblich "russisch Roulette" spielt. Alles
oder nichts - was unter den gegebenen Umständen in Wahrheit identisch
ist: Am Ende wird alles - die Menschheit, die Erde - ins Nichts
gebombt.

Ist das eine zutreffende Beschreibung? Nein! Ist hier und jetzt das
"Gute" - Demokratie, Freiheit, Menschenrechte - durch das "Böse"
bedroht? Ja und nein! Die Dinge sind, wie so oft, komplexer, als es
die Schlagzeilen der Gazetten und die Parolen der Politiker (und
Politikerinnen) gern hinausposaunen. Darüber aufzuklären, ist, in
aller Bescheidenheit, auch diese Zeitschrift da. Deshalb hielten und
halten wir es für nötig darauf hinzuweisen, dass kein
friedensstiftender Segen darauf liegt, Russland immer weiter "an die
Wand" zu drücken, dass es ein Irrglaube ist, zu meinen, mehr Waffen
würden "unsere" Sicherheit erhöhen. Das nun wieder beschworene
"Gleichgewicht des Schreckens" entbehrt jeder humanen und historischen
Ratio. Es folgt allerdings einer kapitalistischen Logik, denn ein
Waffengang sichert auch Karrieren, Einkommen und Profite; natürlich
nur für diejenigen, die nicht selbst daran teilnehmen müssen, sondern
ihn organisieren und befehligen. Aber jeder Waffe, so viel sollte klar
sein, sind die Anwendungsabsicht und ein Vernichtungswille
gewissermaßen eingeschrieben, Herstellung und Proliferation sind
bereits Teil des Krieges.

In diesem Sinne sind "wir" längst Kriegspartei - im Ukraine-Krieg wie
in vielen anderen Konflikten. Und viele Medien, anstatt
differenzierend zu mäßigen, sortieren aktuell, forsch eskalierend,
nach Freund und Feind zackig mit. Dabei ist völlig unbestritten, wer
in der gegenwärtigen Situation der Aggressor ist. Mit seinem
Angriffskrieg überzieht der russische Präsident die Ukraine mit Leid
und Vertreibung, Zerstörung und Tod. Dieses Verbrechen ist durch
nichts zu rechtfertigen, auch nicht durch den Hinweis, dass die Nato
vor nicht allzu langer Zeit im Falle des Kosovo ganz ähnlich agiert
hat wie heute Russland. Wenn eine "Untat" jede andere ins Recht
setzte, entsteht nahezu zwangsläufig eine Gewaltspirale, die den
langerkämpften Frieden in ganz Europa und weltweit bedroht. Dagegen
sollten wir, die Medien, anschreiben und unter allen Umständen zu
vermeiden suchen, auch noch Öl ins Feuer zu gießen.

Doch die Erregungssehnsucht scheint übermächtig. Ich betreibe seit 30
Jahren politische Publizistik, aber eine Situation wie diese,
beginnend mit der "Corona-Debatte" und sich in der Ukraine-Tragödie
weiter verschärfend, habe ich noch nie erlebt. Über viele Themen wurde
in den vergangenen Jahrzehnten heftig (und zurecht) gestritten: über
Wiederbewaffnung, Frauenrechte oder Auslandseinsätze der Bundeswehr,
über Fremdenfeindlichkeit, Klimawandel oder Einwanderungspolitik.
Dabei ging es längst nicht immer zimperlich zu, aber es war stets ein
Ringen um die "richtige" Position, mindestens in Ansätzen. Das ist
aktuell anders. Heute, scheint mir, gibt es keine "Grautöne" mehr, es
gibt nur noch schwarz oder weiß, Freund oder Feind, "like" oder
"dislike". Auch die Medien leisten nicht mehr in erster Linie
Aufklärung, sie liefern auch kaum noch Erklärungen, sondern nehmen
lieber gleich Partei.

Das hat irre Folgen. Ich bringe doch kein Verständnis für die
russischen Gräuel in der Ukraine auf, wenn ich Dostojewski lese, wenn
ich in München oder anderswo als Russe Musik mache, wenn ich russische
Behindertensportler an den Paralympics oder russische
Kinderbuchverlage an der Buchmesse in Bologna teilnehmen lasse. Wir
erleben hier eine moralische Hysterisierung, die jeder friedlichen
Lösung geradezu entgegensteht.

Und der Irrsinn setzt sich im Politischen fort, ebenfalls sekundiert,
statt kontrolliert durch die "Vierte Gewalt". Hat der russische
Präsident "gelogen" - so das Urteil der deutschen Außenministerin, des
französischen Präsidenten und nahezu aller journalistischen
Kommentatoren -, wenn er bis kurz vor dem Angriff auf die Ukraine
beteuerte, keinen Krieg zu wollen? Vielleicht hat er, vielleicht hat
er nicht. Das ist journalistisch von keinerlei Relevanz.
Moralisierende Küchenpsychologie. Hat die Nato gelogen, als sie der
sich auflösenden Sowjetunion zusicherte, sich nicht weiter nach Osten
auszudehnen? Haben Herr Scholz und Frau Baerbock uns wissentlich
getäuscht, als sie noch kurz nach dem russischen Einmarsch
unmissverständlich erklärten, auch im Falle der Ukraine an dem
Grundsatz festzuhalten, keine Waffen in Krisengebiete zu liefern? Hat
Herr Lindner gelogen, als er den Wählern versprach, den Staatshaushalt
zu sanieren und die Staatsverschuldung weiter abzubauen, nun aber
plötzlich kein Problem damit hat, den Militärhaushalt mit 100
Milliarden Euro zu "boostern"? Belügen uns die Grünen seit Jahren,
wenn der Ex-Parteivorsitzende und jetzige Minister Habeck die höheren
Militärausgaben rechtfertigt, weil "die Sicherheit im Zweifel
wichtiger als die Umwelt" sei - und damit gleich doppelt die
Gründungsidee der Friedens- und Umweltpartei konterkariert?

Selbstverständlich kann ich die Fragen nicht mit Bestimmtheit
beantworten, möchte aber empfehlen, mit derlei "moralischen" Verdikten
etwas umsichtiger umzugehen und zu bedenken geben: Ist es nicht eher
so - wie in unser aller Leben -, dass man hin und wieder gezwungen
ist, eigene Grundsätze im Lichte veränderter Bedingungen anzupassen?
Das nennt man im Allgemeinen "Lernen".

Nun möchte ich die genannten Beispiele wahrlich nicht als
Lernfortschritte werten. Und selbstverständlich ist es nicht dasselbe,
wenn unterschiedliche Menschen das Gleiche tun. Es geht mir lediglich
darum, dafür zu werben, auch im Zustand - berechtigter - Erregung
nicht vollends den Verstand zu verlieren.
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Die Erinnerungen an mein erstes Lebensjahrzehnt sind durch den
Überfall auf Polen 1939 dominiert. Er ging 1941 in Hitlers Raubzug
nach "Weizen der Ukraine und Öl aus Baku" (O-Ton Hitler) in den
2. Weltkrieg über. Die Verwüstung der Ukraine, Belorusslands,
Russlands bis zum Kaukasus feierten wir Gymnasiasten mit gesteckten
Fähnchen an der Russlandkarte im Klassenzimmer als Siege der Wehrmacht
- bis wir spätestens 1945 aufgewacht sind. Jetzt befinde ich mich im
zehnten Jahrzehnt meines Lebens, und wieder - oder noch immer? - tönen
im deutschen Radio die alten Hasstiraden gegen Russland und seinen
Präsidenten. Auf dem Fernsehbildschirm können wir am Kriegsgeschehen
vor Ort "teilhaben" und die Leiden der Bevölkerung aus sicherer
Distanz miterleben. In was für eine Welt wachsen meine Enkel und
Urenkel hinein?

Um es unmissverständlich auszusprechen: Ich verurteile aus tiefer
humanistischer Überzeugung jeden Krieg. Meine erste Frage: Welchen
Nutzen zieht welche Seite daraus? Die russische Militäraktion in der
Ukraine bringt beiden Seiten Tod und Zerstörung. Sie schadet Russland
und seinem Präsidenten Wladimir Putin persönlich, der seinem Volk die
nationale Würde zurückgegeben, das Lebensniveau stabilisiert und
Russlands Status als europäische Großmacht wiederhergestellt hat. Die
Nato-Staaten kündigten verschärfte "Strafen" an, sie wollen "Russlands
Wirtschaft und Handel eindämmen" und das Land "international
isolieren" (O-Ton Bundestag 27.02.2022). Woher nimmt sich die Nato das
Recht, Politiker anderer Länder zu "bestrafen"?

Das ukrainische Volk muss die Kriegshandlungen ertragen und Tote und
Verletzte beklagen, weil sein Präsident Selenskyj die Forderungen
ostukrainischer Regionen nach Autonomie in den Landesgrenzen trotz
Zusage und Vertrag (Minsk 2) abgelehnt hat. Wem nutzt diese
Verweigerung der Autonomie? Der Krieg schafft Feindschaft zwischen
zwei Brudervölkern, deren Großväter und Großmütter vor über 75 Jahren
gemeinsam die Hitlerfaschisten vertrieben haben. Die Väter und Mütter
der jetzigen Soldaten beider Länder haben ihre Heimat wieder
aufgebaut. Wer hat einen Nutzen davon, wenn Ukrainer und andere Völker
der früheren UdSSR gegen Russland aufgestachelt werden?

Erster Nutznießer dieser Aktion des russischen Militärs sind 
USA-Präsident Joe Biden und die Nato-Staaten in Europa. Beim
Antrittsbesuch von Olaf Scholz in Washington sagte Biden auf der
gemeinsamen Pressekonferenz: "Sollte Russland die Ukraine überfallen,
würde Nord Stream 2 nicht stattfinden." Was hat der USA-Präsident mit
Nord Stream 2 zu tun, einer vertraglich vereinbarten Gasleitung
zwischen der BRD und Russland? Nichts! Und doch maßt er sich an, über
ihre Inbetriebnahme zu entscheiden - und das in Gegenwart des
deutschen Regierungschefs. Dieses Machtgehabe amerikanischer
Präsidenten beruht auf ihrem seit 1990 unbeirrten Selbstverständnis,
die USA wären die "einzige Weltmacht" (Brzezinski 1997).

Die Mehrzahl der Staaten der Welt sehen vor allem die von den USA
militärisch überfallenen und zerstörten Länder wie Afghanistan, den
Irak, Libyen, Syrien, in Afrika, Lateinamerika, die ständig bedrohten
Staaten wie Iran, Kuba, Nordkorea und nicht zuletzt die VR China. Die
militante Weltherrschaftspolitik der USA hat das Vertrauen in die
Führungsfähigkeit der USA erschüttert. Welcher Präsident der USA ist
für diese Kriegsverbrechen bestraft oder mit Sanktionen belegt worden?
In den USA belasten Machtkämpfe zwischen Demokraten und Republikanern,
enorme Verschuldung und Rassismus das Leben. Biden braucht nach innen
und außen Erfolge. Die Selenskyj-Regierung hat mit der Verhinderung
der Grenzregelung zu Russland Biden zu außenpolitischem Erfolg
verholfen. Nach innen punktet er bei seinen Frackinggas-Monopolen, die
nun ihr Gas nach Europa exportieren können.

Zweiter Nutznießer des militärischen Debakels zwischen Russland und
der Ukraine sind die europäischen Nato-Staaten. Zunächst sei daran
erinnert, die Gründung der Nato 1948 erfolgte auf der Lüge, Stalin
wolle zum Rhein vordringen. Die westlichen Demokratien müssten
geschützt werden. Adenauer verkündete im Bundestag, die "Russen" seien
an allem schuld. Der kalte Krieg gegen die Sowjetunion und ihre
Verbündeten heizte sich auf. Stalins Note von 1952 zur Regelung der
deutschen Frage wies Adenauer zurück. Es ist nicht neu,
Friedensbereitschaft von anderen zu fordern, bei Verhandlungen
Angebote abzulehnen und durch unannehmbare Bedingungen zu beantworten.

Bundespräsident Steinmeier erinnerte in seiner Antrittsrede am 13.
Februar wie auch Bundeskanzler Scholz im Bundestag am 27.02.2022 an
die KSZE von 1975. Ein sehr gutes Forum, um den Krieg in der Ukraine
zu beenden und eine neue europäischen Friedensordnung zu schaffen, an
der alle Staaten Europas mitwirken. Damals haben 35 Staaten Europas,
die USA und Kanada neun Jahre (1966-1975) verhandelt, bis die
Staats- und Regierungschefs am 1. August 1975 die "Schlussakte von
Helsinki" unterzeichneten. Die erste Lehre der KSZE: Geduld bei
Sicherheitsverhandlungen.

Eine zweite Lehre: Keiner der 35 Staaten stellte Vorbedingungen. Alle
anstehenden Probleme Europas wurden nach Sicherheitsfragen, Handels-
und Wirtschaftsinteressen sowie humanitären und kulturellen Aufgaben
in die berühmten "drei Körbe" von Helsinki getan und gemeinsam
verhandelt. Friedliche Koexistenz in Praxis.

Eine dritte Lehre nenne ich politische Beweglichkeit bei komplexen
Verhandlungsgegenständen. In der Endphase der Verhandlungen verlangte
die CDU/CSU in der Bundestagsdebatte zur KSZE am 17.10.1974, dass die
Regierung vor Unterzeichnung der Schlussakte Vorbedingungen stellt.
Bei Annahme hätte die KSZE scheitern können, doch das wurde abgelehnt.
Die Gleichberechtigung der Mitgliedstaaten funktionierte bis 1990.

Seit Auflösung der UdSSR und des Warschauer Paktes verhalten sich die
USA wie der oberste Weltpolizist. USA-Präsident Obama behandelte
Russland nun als Regionalmacht. In diesem Kontext wurde unter
Bundeskanzler Helmut Kohl die KSZE zur OSZE umorganisiert. Die
"Friedens- und Sicherheitspolitik" der KSZE übernahm fortan die Nato,
die "Wirtschaftspolitik zum gegenseitigen Vorteil" die EG (EU). Die
Gleichberechtigung aller KSZE-Mitglieder war aufgehoben.

1998 führte die Nato einen Krieg zur Zerschlagung Jugoslawiens,
UN- sowie KSZE/OSZE-Mitglied. Auf dem Balkan bildeten sich neue
Staaten. Am 27.02.2008 erklärte sich der Kosovo gegen den Willen der
serbischen Regierung zum selbständigen Staat. Die USA, die im Kosovo
einen Militärstandort unterhielten, haben den neuen Staat am Tag
danach anerkannt. Wo war da der Respekt vor dem Völkerrecht? Biden und
seine Nato-Claqueure berufen sich jetzt auf das Völkerrecht, um Putin
"zu bestrafen", weil er die Volksrepubliken Donezk und Lugansk
anerkannt hat. Ihre Doppelmoral und ihr USA-Vasallentum macht die
europäischen Nato-Staaten zu Handlangern amerikanischer, statt zum
Verteidiger eigener Interessen. Deutsche Politiker ließen sich dafür
beklatschen.

Die Nato ignoriert die berechtigten Sicherheitsinteressen Russlands.
Nach Auflösung der UdSSR tummeln sich in den selbständig gewordenen
Sowjetrepubliken Amerikaner und Westeuropäer mit Hilfsangeboten aller
Art und werben für den Nato-Beitritt. Im Baltikum haben Nato und EU
militärische Vorposten bezogen. Bis an Russlands Grenzen ist ein 
Nato-geführter Ring von Staaten mit amerikahörigen Regierungen gezogen. In
diesem "Ring" fehlen noch die Ukraine und Belarus. Wer also, Herr
Bundespräsident, legt wem "eine Schlinge um den Hals"?

Das Kernproblem für die Zuspitzung der internationalen Lage und damit
eine gewachsene Kriegsgefahr sind die Veränderungen im internationalen
Kräfteverhältnis zwischen den Großmächten. Die USA spüren, dass ihr
Einfluss und ihre Macht schwindet. Russland ist eine militärische,
politische und ökonomische Großmacht, noch dazu mit großen
Bodenschätzen. Putin hat Biden mit seiner unverzeihlichen
Militäraktion in der Ukraine de facto eine Steilvorlage geliefert, die
europäischen Nato-Brüder zu einem groß angelegten Feldzug gegen
Russland von der Leine zu lassen. Die "erste Sonntagssondersitzung"
des Bundestages am 27.02.2022 war eine peinliche Friedensheuchelei.
Vorneweg CDU-Scharfmacher Friedrich Merz. Die CDU war es, die 1975 die
KSZE verhindern wollte. Sie wollte damals keine gleichberechtigten
Staaten in Europa, und sie will sie auch heute nicht. Hochrüstung und
ein Gegeneinander der Völker sind jedoch falsche Mittel, um Frieden zu
stiften. Die gegenwärtige Konfliktlage in Europa ist keine Neuauflage
der Ost-West-Konfrontation und auch nicht nur Kampf der USA um
Absatzmärkte für ihr Frackinggas. Diese und weitere äußere
Erscheinungen des Russland-Ukraine-Konfliktes sind eine akute
Kriegsgefahr für Europa. Die Situation erfordert unverzüglich ein
diplomatisches Handeln aller Seiten. Die militärischen Aktivitäten
Russlands in der Ukraine müssen beendet werden. Europa braucht eine
Politik der Europäer für Europas Interessen, eine neue "Konferenz für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa" (KSZE).
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

LNG-Terminals, koste es, was es wolle


Grüner Minister will Klimakrise mit Frackinggas befeuern

von Wolfgang Pomrehn



Werden wir in Zukunft bei den Gaslieferungen von den USA abhängig
statt von Russland? Das ist keine gute Idee. Und es ginge anders.

Schon vor Russlands Angriff auf die Ukraine waren die Gaslieferungen aus
den Lagerstätten in der sibirischen Arktis und insbesondere die
Direktleitungen am Grunde der Ostsee, Nord Stream 1 und 2, hoch umstritten.
Zum ersten lehnen Umwelt- und Klimaschützer die neuen Gaspipelines aus
gutem Grund wegen der mit ihnen verbundenen Emissionen von Treibhausgasen
ab. Zum zweiten fordern die baltischen Staaten, Polen und die USA mehr
Unabhängigkeit von russischen Energielieferungen, Deutschland bezieht
hingegen bisher nicht nur rund die Hälfte seines Erdgasbedarfs aus
Russland, sondern auch in etwa ein Drittel seines Rohöls und schließlich
den größeren Teil der importierten Steinkohle.

Und zum dritten sind da noch US-amerikanische Energiekonzerne, die gerne
ihr in Übersee verflüssigtes Frackinggas in Deutschland verkaufen würden.
Olaf Scholz hatte bereits in seiner Zeit als Wirtschaftsminister der
US-Seite den Bau sog. LNG-Terminals angeboten, die das Flüssiggas anlanden
könnten. Auch der neue grüne Wirtschafts- und Klimaminister Robert Habeck
engagierte sich bereits vor fünf Jahren dafür - entgegen der Beschlusslage
in seinem heimatlichen Landesverband in Schleswig-Holstein. Als Kieler
Umweltminister hatte er Plänen für ein Terminal an der Mündung des
Nord-Ostsee-Kanals in Brunsbüttel an der Unterelbe zugestimmt.

In Deutschland fehlen derartige Anlagen bisher und jene der Nachbarländer -
EU-Staaten haben 26 derartiger Terminals - sind weit davon entfernt,
Deutschland mitversorgen zu können. Sei es, weil die jeweiligen Kapazitäten
nicht reichen, sei es, weil Engpässe im Pipelinenetz die Weiterleitung
ausreichender Mengen nach Mitteleuropa unmöglich machen. Besonders auf der
iberischen Halbinsel gibt es ungenutzte Terminalkapazitäten, doch sind die
Verbindungen zum französischen Pipelinenetz zu klein, um diese für die
anderen EU-Staaten zugänglich zu machen.

Explosive Nachbarschaft

Also sollen nun auch in Deutschland Terminals her. Neben Brunsbüttel werden
bereits seit einigen Jahren auch Anlagen in den niedersächsischen
Küstenstädten Wilhelmshaven und Stade diskutiert und planerisch
vorbereitet. Allerdings sind diese nicht gerade populär. An den Standorten
haben sich Bürgerinitiativen formiert, und erst im August 2021 hatte es am
vorgesehenen Bauplatz an der Unterelbe in Brunsbüttel ein Klimacamp,
Sitzblockaden und Aktionen mit Kajaks auf dem dort mündenden
Nord-Ostsee-Kanal gegeben.

Anfang des Jahres hatte sich schließlich die niederländische Vopak LNG
Holding aus dem Projekt zurückgezogen, eventuell, weil die lokalen Behörden
wenig Neigung zeigen, Ausnahmen vom Bebauungsplan für das Industriegebiet
zuzulassen, in dem das LNG-Terminal entstehen soll.

Die Anlage soll nämlich in einer ziemlich bedenklichen Nachbarschaft
angesiedelt werden. Da gibt es z.B. eine Sondermüllverbrennungsanlage. Dann
wäre da noch ein stillgelegtes, noch nicht demontiertes AKW mit all seinen
verstrahlten Innereien, sowie ein angeschlossenes Zwischenlager für hoch
radioaktive, und ein weiteres Lager für mittel- und schwachradioaktive
Abfälle. Letzteres hat vor acht bis zehn Jahren mehrfach Schlagzeilen
gemacht, weil dort der Strahlenmüll in reichlich angerosteten Fässern
aufbewahrt wird.

Abgerundet wird die illustre Nachbarschaft des geplanten LNG-Terminals von
einem "Chemie-Park", das heißt einer Ansammlung von Betrieben der
chemischen Industrie, in denen unter anderem Chlor und Düngemittel
hergestellt werden. Da wundert es eigentlich nicht, dass die Stadt
Brunsbüttel meint, bereits genug Gefahrenpotenzial an einem Ort versammelt
zu haben. An der Elbe hat man offenbar wenig Verlangen, das von Jonas
Jonasson in Der Hundertjährige, der aus dem Fenster stieg und verschwand
für Wladiwostok imaginierte Schicksal zu erleiden.

Doch nun, nach dem Angriff Russlands auf die Ukraine, nach dem damit
verbundenen dramatischen Stimmungsumschwung in Deutschland, nach der
Ankündigung der Außenministerin Annalena Baerbock, Russland ruinieren zu
wollen, scheinen alle politischen Blockaden aus dem Weg geräumt: Nun wollen
die Bundesregierung und nicht zuletzt der grüne Wirtschafts- und
Klimaschutzminister den Bau schnell vorantreiben.

Habeck hatte bereits im Januar, bevor die russische Armee den ersten Schuss
abfeuerte, kräftig Werbung für die neuen Anlagen gemacht. Anfang März
erneuerte er sein Drängen unter anderem in einer gemeinsamen Erklärung mit
dem schleswig-holsteinischen Ministerpräsidenten Daniel Günther (CDU).
Energieunabhängigkeit von Russland heißt die Parole, und da sich nicht nur
in Brunsbüttel die privaten Interessenten zurückgezogen haben, wird wohl
der Steuerzahler einige Milliarden Euro aufbringen müssen.

Wasserstoff aus der Ukraine?

Vollkommen unklar ist, ob als Lieferant jemand anderes als die USA mit
ihrem Frackinggas in Frage kommt, wenn es nicht doch wieder Russland sein
soll. Derzeit kommt etwa ein Viertel des in der EU angelandeten
Flüssiggases aus Russland, die anderen großen Anbieter auf dem Weltmarkt
orientieren sich eher nach Ostasien. Dort sind die besten Preise zu
erzielen, und dort ist schon jetzt die Nachfrage nach LNG mit Abstand am
größten.

Der im März veröffentlichte LNG-Ausblick des Energiemultis Shell geht davon
aus, dass die Nachfrage in Ostasien weiter steigt und schon Mitte des
laufenden Jahrzehnts eine erhebliche Lücke zwischen Angebot und Nachfrage
klaffen wird. Weiter steigende Preise scheinen also ziemlich sicher - ein
weiterer Grund, der gegen die Flüssiggasterminals spricht.

In SoZ 3/2022 hatten wir ausführlich geschildert, weshalb Erdgasnutzung aus
Sicht des Klimaschutzes keine gute Idee ist. Gegenüber dem konventionellen
Erdgas ist Frackinggas allerdings noch einmal schlimmer, weil bei der
Förderung größere Mengen des Treibhausgases Methan entweichen.

Insgesamt ist die Bilanz von Frackinggas so schlecht, dass es nicht besser
abschneidet als Kohle - zu diesem Ergebnis kommt eine Untersuchung der
Energy Watch Group um den ehemaligen grünen Bundestagsabgeordneten
Hans-Josef Fell herum, der seinerzeit einer der Väter des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes war.

Die Krönung der Klimaschädlichkeit ist allerdings die energieaufwändige
Verflüssigung zu LNG, bei der weitere Emissionen entstehen. Das Gas muss
für den Transport stark herunter gekühlt werden und wird dann auf
Spezialtanker geladen. Da es sich auf der Überfahrt langsam erwärmt, muss
ein Teil unterwegs in die Atmosphäre abgelassen werden, damit der Druck
nicht zu sehr steigt. Erwärmung bedeutet nämlich, dass sich das Flüssiggas
ausdehnt.

Think small

Nun werden die geplanten Investitionen in Erdgasinfrastruktur - sei es ein
neues Heizkraftwerk in Berlin oder die LNG-Terminals an der Nordseeküste -
in den letzten Jahren meist schön, das heißt grün geredet, in dem eine
künftige Nutzung für Wasserstoff versprochen wird. Doch das ist vorerst
nicht viel mehr als ein PR-Gag.

Zwar hat Wasserstoff ein großes Potenzial, wenn es darum geht, die
Treibhausgasemissionen auf Null runterzufahren. Er kann Koks in der
Stahlindustrie und Erdgas in der chemischen Industrie ersetzen.
Entsprechend hat schon die alte Bundesregierung angefangen, eine
Wasserstoffstrategie zu erarbeiten; und schon ist die Rede davon - auch bei
den Grünen -, Wasserstoff von weither zu importieren. Im
Bundestagswahlkampf wurde sogar die Vorstellung ventiliert, den Wasserstoff
aus der Ukraine zu importieren.

Allerdings hat die Ukraine zwar Kohle- und Atomkraftwerke, aber sehr wenig
erneuerbare Energieträger. Der dort mit Elektrolyse gewonnene Strom wäre
also bis auf weiteres alles andere als grün, und ob die dortigen
Gaspipelines überhaupt Wasserstoff transportieren können, ist unklar. Dafür
müssen die inneren Oberflächen der Rohre dichter sein als für Erdgas. Alles
in allem erscheinen die großtechnischen Blütenträume von im großem Maßstab
importiertem Wasserstoff nicht viel realistischer als jenes
Wüstenstromprojekt Desertec, um das in den Nullerjahren viel Wind gemacht
wurde.

Derart gigantomanische Visionen scheinen die unvermeidliche
Begleiterscheinung einer von großen Konzernen beherrschten Wirtschaft.
Diese mögen es nämlich nicht kleinteilig, sondern können nur in
Großprojekten denken. Entsprechend lieben sie große Windparks auf See und
haben zuletzt auch an Land kleine Genossenschaften und lokale Projekte von
den Landesregierungen per Ausschreibeverfahren aus dem Ring kicken lassen.

Für die Wasserstoffwirtschaft würden sich jedoch kleinteilige Lösungen
technisch in besonderer Weise anbieten. Bei der elektrolytischen Erzeugung
von Wasserstoff mit überschüssigem Wind- oder Solarstrom wird Wärmeenergie
frei, die sich nur in kleineren Anlagen sinnvoll nutzen und z.B. in Nah-
und Fernwärmenetze einspeisen lässt. Und Wärmeenergie wird ohnehin in
großem Umfang gebraucht, wenn man aus dem fossilen Erdgas aussteigen will.
Von Stadtwerken betrieben, könnte lokale Wasserstoff- und Wärmeerzeugung
zudem die Wertschöpfung vor Ort ermöglichen, wäre also ein Beitrag zur
Stärkung der Kommunen.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2500: "Atomraketen sind Magneten" - Der Krieg und was dagegen getan werden könnte

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2022

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

'Atomraketen sind Magneten'


Der Krieg und was dagegen getan werden könnte

Gespräch mit Ariane Dettloff



Ariane Dettloff, 78, ist ein Urgestein der Kölner Friedensbewegung und
 Mitglied der Deutschen Friedensgesellschaft - Vereinigte
 KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK).


Bis heute arbeitet sie als Journalistin, u.a. für die Zeitung Contraste.
 Sie hat drei Jahre in Japan gelebt und sich dort mit den Folgen des
 Atombombenabwurfs auf Hiroshima beschäftigt. Später, Anfang der 80er
 Jahre, war sie aktiv im Widerstand gegen die Stationierung der
 Pershing-II-Raketen in Mutlange.


Aktuell läuft ein Prozess gegen sie, weil sie zusammen mit anderen die
 Startbahn des Fliegerhorsts in Büchel (Eifel) besetzt hat. Das ist der
 Ort, über den die "nukleare Teilhabe" der Bundesrepublik gesichert wird,
 dort sind US-Atombomben gelagert, die im Ernstfall von deutschen Piloten
 abgeworfen werden sollen.


Das Gespräch führte Gerhard Klas.



Wie kam es dazu, dass du dich so viele Jahrzehnte in der
Friedensbewegung engagiert hast?

Ariane Dettloff: Es gibt viele Gründe. Vielleicht auch mein Erleben
als kleines Kind in Leipzig: In den letzten Kriegstagen des Zweiten
Weltkriegs habe ich mit meiner Familie während der Bombenangriffe im Keller
gesessen. Und da habe ich garantiert die geballte Angst meiner Eltern und
der Nachbarn mitbekommen. Inhaliert sozusagen.

In den letzten Jahren hast du dich vor allem gegen die Atombomben in
Büchel engagiert. Wie reagieren die Leute dort auf den Ausbruch des
Krieges?

Ariane Dettloff: Da trauen sich eigentlich nicht so viele Menschen,
ihre Gegnerschaft zu den Atomwaffen öffentlich zu bekennen. Denn der
Fliegerhorst ist der größte Arbeitgeber in dieser strukturschwachen Gegend.
Aber hinter vorgehaltener Hand bedanken sich doch etliche Bewohnerinnen und
Bewohner für unsere Aktivitäten an diesem Standort. Sogar der eine oder
andere Polizist. Atomraketen sind Magneten. Sie ziehen natürlich
gegnerische Angriffe auf sich. Das ist eine große Gefahr, die auch die
Menschen in der Eifel spüren.

Seit Ausbruch des Krieges spricht die Ampelregierung von einer
"Zeitenwende". Geht sie in die richtige Richtung?

Ariane Dettloff: Auf gar keinen Fall. Insbesondere die 100
Milliarden mehr für die Bundeswehr sind gruselig angesichts der
Herausforderungen der Klimakatastrophe. Wir von der DFG-VK sind ganz klar
pazifistisch orientiert. Waffenlieferungen sind Öl ins Feuer. Sie
verlängern und eskalieren den Krieg. Das passiert ja laufend in allen
möglichen Kriegsgebieten.

Wenn Waffen keine Lösung sind - was könnte getan werden, um den Krieg zu
befrieden und gleichzeitig dem Willen zum Widerstand, der zumindest bei
einem Teil der ukrainischen Bevölkerung ausgeprägt ist, gerecht zu
werden?

Ariane Dettloff: Waffen sind das Gegenteil einer Lösung. Wir
plädieren nach wie vor für Gespräche und für Verhandlungen. Die müssen auch
eines Tages stattfinden. Anders ist es gar nicht vorstellbar. Nur wie lange
dieser Krieg dauert, darauf haben wir keinen Einfluss. Wir können aber
einwirken, indem wir die Antikriegsbewegung sowohl in Russland als auch in
der Ukraine unterstützen.

Wir helfen natürlich Deserteuren und Kriegsdienstverweigerern aus beiden
Ländern. Dass Männer zwischen 18 und 60 Jahren nicht mehr aus der Ukraine
ausreisen dürfen, verstößt ja auch gegen das Menschenrecht auf
Kriegsdienstverweigerung. Das gibt es weder in der Ukraine noch in
Russland.

Bemerkenswert sind auch Bewohner:innen der Stadt Berdjansk und anderen
Städten, die sich ohne Waffen den Panzern entgegengestellt haben. Sie haben
die Panzer gestoppt und haben mit den Soldaten gesprochen, die zum Teil gar
nicht wussten, in welchen Krieg sie da ziehen. Die Soldaten hatten das
lediglich für ein Manöver gehalten. Die sind dann tatsächlich umgekehrt.
Wir in der Friedensbewegung setzen auf soziale Verteidigung, auf passiven
Widerstand, auf Sabotage. Das passiert auch in der Ukraine. Da werden zum
Beispiel Wegweiser umgedreht oder anders beschriftet, sodass die Panzer in
falsche Richtungen fahren.

Passiver Widerstand bedeutet aber auch Nichtkooperation mit den Besatzern.
Das hat damals sogar in Norwegen während der Besatzung durch die Nazis gut
funktioniert. Der norwegische Regierungschef Quisling, der mit den Nazis
kollaborierte, war regelrecht verzweifelt: Die Lehrer weigerten sich, die
ideologische Gleichschaltung zu betreiben, einige gingen dafür sogar ins
Gefängnis. Es gab Sabotageakte, vor allem an Gleisen und Zügen, mehrere
illegale Zeitungen, Demonstrationen, Streiks. Kinos und Theater weigerten
sich, Propagandastücke der Nazis zu spielen, usw.

Nazi-Soldaten und ihre norwegischen Sympathisanten wurden von vielen
Norwegern gemieden, die eine "Eisfront" aufgebaut hatten: In Bussen oder
Straßenbahnen standen sie lieber auf oder wechselten den Platz, als sich
neben einen Deutschen oder Nazi zu setzen. Sie boykottierten Geschäfte, die
sich im Besitz von Nazis befanden, sie wiesen Deutsche in die falsche
Richtung, wenn sie nach dem Weg fragten.

Wie steht es um die Friedensbewegung in Deutschland?

Ariane Dettloff: Es gibt uns noch, das galt auch schon für die Zeit
vor dem Krieg. Aber wir haben schon einmal bessere Zeiten erlebt. Große
Sorgen macht uns, dass in den vergangenen Jahren so viele
Abrüstungsverträge gekündigt worden sind und jetzt aktuell überhaupt keine
Verhandlungen über Abrüstung mehr stattfinden. In den 80er Jahren war die
Friedensbewegung sehr stark. Und das war auch die Zeit der
Abrüstungsverträge. Sogar ein Politiker wie Michail Gorbatschow hat
öffentlich erklärt, dass die starke Friedensbewegung in Deutschland für ihn
eine wichtige Rolle gespielt hat, dem Kalten Krieg den Rücken zu kehren.

Derzeit werden viele Vorwürfe an die alte Friedensbewegung artikuliert,
es sei jetzt an der Zeit, dass sie ihre Positionen überdenkt, der
Pazifismus sei heute nicht mehr zeitgemäß. Machen dir diese Stimmen
Sorgen?

Ariane Dettloff: Die Stimmen sind lauter geworden, ohne Zweifel.
Aufrüstung und Waffen sollen jetzt friedliche Verhältnisse herstellen,
sogar Kriege werden als notwendig betrachtet. Mir macht es große Sorge,
dass die Stimmung in der Bevölkerung nach dem Kriegsbeginn so schnell
umgeschlagen ist. Das erinnert mich etwas an die Begeisterung zu Beginn des
Ersten Weltkriegs, als der Reichstag auch mit den Stimmen der
Sozialdemokratie für die Kriegskredite stimmte. Auch der Bundestag hat vor
einem Monat wieder mit ganz überwältigender Mehrheit für Kriegskredite
gestimmt. Deutschland hat zwei Weltkriege angezettelt. Wir sollten keinen
dritten Weltkrieg anheizen.

Was erwartest du für die diesjährigen Ostermärsche? Ist möglicherweise
eine weitere öffentliche Diskreditierung der Friedensbewegung zu
erwarten?

Ariane Dettloff: Das könnte geschehen. Wir werden dort zwar vor
allem gegen den Aggressor Russland auftreten. Aber wir werden auch auf die
Kriegsursachen hinweisen, was ja in den Medien kaum noch geschieht. In der
Ukraine herrscht seit acht Jahren Krieg und in der Ukraine gibt es auch
sehr starke rechtsextreme Kräfte.

Einer unserer Freunde, ein Kriegsdienstverweigerer und Pazifist, muss sich
schon lange in der Ukraine versteckt halten. Er ist mehrfach von
Rechtsextremen zusammengeschlagen worden und fürchtet um sein Leben. Er war
einst ein glühender ukrainischer Patriot gewesen. Als Journalist war er
dann auch im Donbass unterwegs, hat über das Kriegsgeschehen dort
berichtet.

Als er die Gräueltaten der rechtsextremen Milizen dort miterlebte, die in
die ukrainische Armee integriert sind, rief er dazu auf, den Kriegsdienst
in diesem Bruderkrieg zu verweigern. Daraufhin wurde er schärfstens
attackiert. Er wurde wegen Wehrkraftzersetzung angeklagt und hat dafür im
Gefängnis gesessen. In der Ukraine kann er sich nicht mehr öffentlich
äußern. Einige von uns in der DFG-VK stehen in persönlichem Kontakt mit
ihm.
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GYNÄKOLOGIE/659: Generationswechsel in der Geburtshilfe - Hat der Hebammenberuf eine Zukunft? (Securvital)

Securvital 2/22, April - Juni 2022

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Generationswechsel - Hat der Hebammenberuf eine Zukunft?

Astrid Froese sprach mit einer erfahrenen Hebamme und ihrer Tochter, die
sich für diesen im Wandel befindlichen Beruf entschieden hat.



Jana Benecke, 49, ist seit 2008 als Hebamme tätig. Sie arbeitet am
Städtischen Klinikum Lüneburg und zusätzlich freiberuflich. Sie betreut
Schwangere und Wöchnerinnen, hat eine Akupunkturausbildung und gibt
Rückbildungskurse. Ihre Tochter Lina, 21, studiert Hebammenwissenschaft an
der Medizinischen Hochschule Hannover.


Securvital: Während viele schwangere Frauen händeringend nach einer
Hebamme suchen, geben viele Hebammen ihren Beruf gerade auf: aus
Altersgründen, wegen der Schichtarbeit oder weil sie angesichts der teuren
Haftpflichtversicherung nicht rentabel arbeiten können. Haben wir einen
Hebammenmangel?

Jana Benecke: Ja, auf jeden Fall. Ich selbst bin bereits im Januar bis
September so ausgebucht, dass ich keine weiteren Frauen annehmen kann. Und
es stimmt, der Beruf verlangt viel ab. Doch der Mangel entsteht vor allem
durch zu wenig Ausbildungsplätze. Schon während meiner Ausbildung gab es
rund 1800 Bewerbungen auf 20 Plätze und das ist kaum besser geworden. Viele
würden gern als Hebamme arbeiten - trotz der Bedingungen. Kliniken füllen
die Lücken daher mittlerweile durch ausländische Fachkräfte. Auch bei uns
auf der Geburtsstation in Lüneburg arbeiten einige italienische Hebammen,
für deren Unterstützung wir sehr dankbar sind.

Securvital: Wie wirkt sich der Wandel in der Kliniklandschaft auf die
Geburtshilfe aus?

Jana Benecke: Leider werden immer mehr kleine Häuser geschlossen, weil ihr
Betrieb nicht wirtschaftlich genug ist. Große Kliniken werden noch größer
und das Arbeitsaufkommen immer höher, weil Frauen von weiter weg kommen,
die nicht wissen, wo sie sonst hinsollen. Die flächendeckende Versorgung
geht damit verloren.

Securvital: Parallel dazu verändert sich gerade die Ausbildung. Haben
Hebammen früher Hebammenschulen besucht, absolvieren sie heute ein
Bachelorstudium an medizinischen Hochschulen. Wieso?

Jana Benecke: Die Akademisierung der Ausbildung folgt Vorgaben der EU.
Dadurch soll ein europäischer Standard entstehen, sodass man auch im
Ausland arbeiten kann und die Ausbildung anerkannt wird.

Securvital: Wie sieht die neue Ausbildung konkret aus?

Lina Benecke: Sie gliedert sich in das theoretische Studium an der
Hochschule und den praktischen Teil auf den für die Geburtshilfe relevanten
Stationen. Im Studium lernen wir Anatomie, Biochemie und die Basics, die im
Klinikalltag wichtig sind. Gerade sprechen wir über die Ernährung von
Neugeborenen. Zu den Inhalten der früheren Ausbildung kommt das Erlernen
des wissenschaftlichen Arbeitens.

Jana Benecke: Dies finde ich sehr wichtig. Denn viele Dinge aus dem
Hebammenwissen werden nun wissenschaftlich überprüft. Über Jahrhunderte
haben Hebammen ihr Wissen von Generation zu Generation weitergegeben, aber
sie konnten die Wirksamkeit nicht belegen. Das ändert sich nun. Die
wissenschaftliche Arbeit stärkt uns Hebammen in unserem Wissen, aber auch
in unserem Standing gegenüber den Ärzten. Wir tragen viel Verantwortung im
Kreißsaal, aber wir werden schlecht bezahlt. Dabei sind wir es, die am
meisten mit den Frauen zu tun haben.

Securvital: Hat die Akademisierung auch Nachteile?

Lina Benecke: Der Zugang zum Beruf ist beschränkter, da ihn nur noch Leute
mit Abitur erlernen dürfen. Und das Abitur sagt nicht zwangsläufig etwas
darüber, ob du eine gute Hebamme sein wirst. Auch haben wir weniger
Praxisstunden als zu Zeiten der Ausbildung meiner Mutter, das finde ich
schade. Beim Hebammenberuf kommt es stark auf den Kontakt zur werdenden
Mutter an. Da muss man viel Zeit mit der Frau verbringen, mit den Händen
arbeiten und nicht nur in Büchern stecken.

Securvital: Die Arbeit von Hebammen ist sehr vielfältig und für viele
werdende Mütter enorm hilfreich. Was gehört alles dazu?

Jana Benecke: Zunächst mal ist es sehr unterschiedlich, wann Frauen zu uns
kommen. Manche melden sich früh, andere warten ein paar Wochen. In der
Vorbereitung auf die Geburt helfen wir den Frauen bei
Schwangerschaftsbeschwerden wie Übelkeit oder Kreislaufproblemen - aber
auch bei psychischen Problemen. Denn natürlich gibt es auch Frauen, für die
ist die Nachricht erst mal ein Schock. Die beraten wir. Bis auf die
Ultraschalldiagnostik können wir auch die Schwangerschaftsvorsorge
übernehmen. Im Zentrum unserer Arbeit steht die Begleitung rund um die
Geburt. In Deutschland ist es Pflicht, dass im Kreißsaal eine Hebamme
zugegen ist. Ein Arzt greift nur ein, wenn es Komplikationen gibt. Solange
alles natürlich verläuft, begleiten wir.

Lina Benecke: Wir bezeichnen Frauen auch nicht als Patientinnen. Sie sind
schwanger, das ist normal und schön.

Jana Benecke: Genau. Und unsere Aufgabe als Hebamme ist es, Frauen in
diesem natürlichen Prozess zu unterstützen, sie in ihren physischen und
psychischen Möglichkeiten zu stärken und sie während der Geburt zu
schützen. Es ist ein sehr schöner Beruf, da die Frauen für unsere Hilfe
unheimlich dankbar sind. Manchmal entstehen daraus bleibende Kontakte, wenn
man als Familienhebamme die Geburt des ersten, zweiten, dritten Kindes
betreut. Im Anschluss an die Geburt übernehmen wir für 8 bis 12 Wochen die
Wochenbettbetreuung, bei Stillschwierigkeiten auch länger. Dazu kommen noch
die Rückbildungskurse.

Securvital: Die neue Bundesregierung möchte die Geburtshilfe mit
verschiedenen Maßnahmen stützen. Dazu gehört, dass sie die
Betreuungssituation im Kreißsaal verbessern und die Rolle von Hebammen
stärken möchte.

Jana Benecke: Die Pläne gehen auf jeden Fall in die richtige Richtung. Zum
Beispiel der Ausbau von hebammengeleiteten Kreißsälen, in denen Hebammen
Geburten eigenverantwortlich begleiten. Ich habe in einem solchen Kreißsaal
gelernt. Die Frauen kommen bereits vor der Geburt zu Vorsorgeuntersuchungen
und lernen dabei die Hebammen kennen. Es ist erwiesen, dass
hebammengeleitete Geburten natürliche Entbindungen fördern und medizinische
Eingriffe während der Geburt, wie zum Beispiel den Kaiserschnitt,
verringern.

Lina Benecke: Ich persönlich finde, dass über Kaiserschnitte viel zu wenig
aufgeklärt wird. Darüber, wie viele Schmerzen die Frauen danach haben und
wie schwer es für sie ist, wieder beschwerdefrei zu werden. Und dass sie
sich auch nicht so gut um das Kind kümmern können, wie sie es gern würden.

Jana Benecke: Das stimmt. Auch über das Thema Geburtseinleitung müsste
vorab mehr gesprochen werden. Denn so wie es Wunschkaiserschnitte gibt,
gibt es auch Wunscheinleitungen, wenn zum Beispiel der errechnete
Geburtstermin erreicht ist. Dabei sind die Wehen deutlich schmerzhafter und
werden schon Tage vorher eingeleitet, sodass die Frauen bei der Geburt
häufig sehr gestresst und entkräftet sind. Wir sollten natürliche Geburten
so weit wie möglich fördern. Und dafür wünsche ich mir eine allgemein gute
Zusammenarbeit von Ärzten und Hebammen - den jungen und den erfahrenen.
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Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 3, März 2022

Telemedizin unterstützt Rettungskräfte

von Dirk Schnack



TELEMEDIZIN. Die notfallmedizinische Versorgung der
Rettungsdienst-Kooperation in Schleswig-Holstein (RKiSH) wird um einen
wichtigen Faktor ergänzt: Den Rettungskräften sollen künftig Ärztinnen
und Ärzte als Unterstützung zur Seite gestellt werden, die im
Bedarfsfall telemedizinisch zugeschaltet werden können. Fünf
Landkreise werden profitieren.


An der telemedizinischen Einsatzunterstützung arbeitet die RKiSH
bereits seit mehreren Jahren. Im Herbst 2021 hatte das
Landesgesundheitsministerium die Umsetzung genehmigt. Nun wird
zunächst die erforderliche Infrastruktur aufgebaut, anschließend
sollen die Einsatzkräfte im Umgang mit der Technik geschult werden.
Der erste Einsatz mit telemedizinischer Unterstützung steht noch nicht
fest. Vorbilder für das Telemedizin-Projekt gibt es im Bundesgebiet
bereits u. a. durch Projekte in Aachen und in Greifswald.

Ziel ist es, langfristig die komplette Fahrzeugflotte des
Rettungsdienstes so auszurüsten, dass vom Wagen aus telemedizinische
Unterstützung angefordert werden kann. Die Zentrale dafür wird in
Pinneberg ausgebaut, von wo aus rund um die Uhr Ärztinnen und Ärzte
per Telefon-, Video- oder Datenanruf telemedizinisch beratend im
Einsatz sein werden. Dafür werden Vitaldaten wie Blutdruck,
Herzfrequenz oder EKG-Bild der behandelten Personen digital an die in
der Zentrale arbeitenden Ärztinnen und Ärzte übermittelt. Ziel ist es,
wichtige medizinische Entscheidungen für eine gezieltere Behandlung
der Patienten in kürzerer Zeit als bislang treffen zu können.

Die RKiSH ist nach eigenen Angaben der erste Rettungsdienst in
Schleswig-Holstein, der ein solches System implementieren wird. "Der
Rettungsdienst hat sich von einem Transportdienst längst zu einer
leistungsfähigen Notfallversorgung entwickelt," sagte
RKiSH-Geschäftsführer Michael Reis. Die medizinischen Anforderungen an
den Rettungsdienst seien gestiegen, gleichzeitig verzeichne die Zahl
der Einsätze im RKiSH-Einsatzgebiet einen anhaltenden Anstieg: "Seit
längerem arbeiten wir an Strategien, um im Rahmen einer
differenzierten Notfallversorgung unsere Ressourcen auch in der
Zukunft weiterhin optimal einsetzen zu können. Die Telemedizin ist ein
entscheidender Schritt in diese Richtung", sagte Reis weiter.

Die Telemedizin soll auch helfen, die Zeit bis zum Eintreffen einer
Notärztin oder eines Notarztes zu überbrücken. Diese müssen zum Teil
weite Strecken bis zum Einsatzort zurücklegen, während die Teleärzte
direkt verfügbar sein werden. Notfallsanitäter können mithilfe der
telemedizinischen Unterstützung zum Beispiel entscheiden, ob
Betroffene ins Krankenhaus gebracht werden oder anderweitig versorgt
werden müssen. So könnte das Modell nach Ansicht der RKiSH auch zu
einer Reduzierung unnötiger Kliniktransporte beitragen.

"Dies entlastet nicht nur das Rettungsdienstpersonal, sondern auch die
Notaufnahmen und Notfallambulanzen in den Krankenhäusern. Vor allem
aber hilft es den Patientinnen und Patienten, denen vielleicht mit
einer Versorgung im heimischen Umfeld durch Hausärzte, Pflegedienste
oder anderen Hilfen besser gedient ist, als aus dem Krankenhaus gleich
wieder nach Hause entlassen zu werden", sagte der Ärztliche Leiter
Rettungsdienst der RKiSH, Dr. André Gnirke.

Nach seinen Angaben ermöglichen Standardarbeitsanweisungen
Notfallsanitätern zwar schon jetzt in vielen Notfällen, eigenständige
Maßnahmen zu ergreifen und Entscheidungen zu treffen. Die Möglichkeit,
in Zweifelsfällen oder bei Bedarf ärztliche Expertise hinzuzuschalten,
bestand bislang aber nicht.

Auch bei Transporten zwischen verschiedenen Standorten, etwa bei der
Verlegung von einem Krankenhaus der Grund- und Regelversorgung in eine
spezialisierte Klinik, können Telemediziner künftig von der Zentrale
aus die live übermittelten Patientendaten überwachen, damit den
Transport unterstützen und die Sicherheit erhöhen.

Schleswig-Holsteins Landesgesundheitsminister Dr. rer. pol. Heiner
Garg (FDP) begrüßte das Konzept, weil es die Konsultation zwischen
Rettungsdienstmitarbeitenden und Ärztinnen und Ärzten erleichtert und
zugleich Ressourcen schont. "Menschen müssen darauf vertrauen können,
in Notfallsituationen bestmöglich medizinisch versorgt zu werden. Wir
in Schleswig-Holstein verfügen in der Notfallversorgung bereits über
sehr gute Strukturen. Die Telemedizin ermöglicht es, diese Strukturen
noch weiter zum Wohle der Patientinnen und Patienten sowie zum Vorteil
der Rettungskräfte und Ärztinnen und Ärzte zu optimieren", sagte Garg.

Wie umfangreich das Projekt ist, zeigen aktuelle Zahlen der
Rettungsdienstkooperation. In ihren Einsatzgebieten der fünf
Landkreise Dithmarschen, Steinburg, Rendsburg-Eckernförde, Segeberg
und Pinneberg fuhren die Einsatzkräfte im vergangenen Jahr insgesamt
mehr als 226.000 Einsätze. Die Flotte der rund um die Uhr eingesetzten
Fahrzeuge umfasst mehr als 100 Rettungswagen, die langfristig alle
telemedizinisch ausgerüstet werden sollen.
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Debatte: Legalisierung der Leihmutterschaft in Deutschland als Chance 

von Jutta Pliefke und Katharina Rohmert



Wir setzen eine Kommission zur reproduktiven Selbstbestimmung und
Fortpflanzungsmedizin ein, die Regularien für den
Schwangerschaftsabbruch außerhalb des Strafgesetzbuches sowie
Möglichkeiten zur Legalisierung der Eizellspende und der
altruistischen Mutterschaft prüfen wird."

So steht es im Koalitionsvertrag der aktuell [Anm. der SB-Red. im Juli
2021] amtierenden Bundesregierung. Ein bemerkenswerter Schritt, im
Vergleich zu: "Die Leihmutterschaft lehnen wir ab, da sie mit der
Würde des Menschen unvereinbar ist" aus dem Koalitionsvertrag von
CDU/CSU und SPD der 18. Legislaturperiode.

Nach dem Embryonenschutzgesetz §1 Abs. 1 Nr. 7 ist eine
Leihmutterschaft in Deutschland strafbar, ebenso wie die Beratung zu
oder Mithilfe bei einer Leihmutterschaft im Ausland. Dieses Verbot
stellt allerdings einen erheblichen Eingriff in die
Fortpflanzungsfreiheit und in das Recht auf Familiengründung dar,
argumentieren auch Juristen wie Prof. Dr. jur. Jochen Taupitz,
Vorsitzender der Zentralen Ethikkommission (ZEKO) bei der
Bundesärztekammer.

Etwa ein Fünftel der Frauen und Männer in Deutschland zwischen 20 und
50 Jahren sind ungewollt kinderlos. Jedes sechste Paar mit
Kinderwunsch ist von Fertilitätsstörungen betroffen. In etlichen
Fällen werden medizinische Maßnahmen in Anspruch genommen, und so sind
im Jahr 2019 21.588 Kinder mithilfe der Reproduktionsmedizin zur Welt
gekommen (D.I.R.-Jahrbuch, 2. Oktober 2021). Die Inanspruchnahme einer
Leihmutter kann für manche Menschen mit Kinderwunsch die einzige
Möglichkeit sein, ein genetisch verwandtes eigenes Kind
beziehungsweise überhaupt ein Kind zu bekommen. Für homosexuelle Paare
oder alleinstehende Männer ist ein Kinderwunsch mit einem genetisch
verwandten Kind auf anderem Weg nicht umsetzbar.

Unterschieden wird zwischen einer kommerziellen Leihmutterschaft, die
gegen Bezahlung von Vermittlungsagenturen in Ländern, in denen dies
zulässig ist, durchgeführt wird, und einer sogenannten altruistischen
Leihmutterschaft, bei der keine Bezahlung der Leihmutter oder nur eine
Aufwandsentschädigung erfolgt. Die Anzahl der an einer
Leihmutterschaft interessierten Wunscheltern ist nicht bekannt. Durch
viele ausländische Anbieter auf Internetportalen und gut besuchte
Kinderwunschmessen hier in Deutschland ist aber von einem deutlichen
Bedarf auszugehen. Deutschen Interessenten steht im Moment nur der Weg
über Agenturen und Kliniken im Ausland offen. Informationen und
Ansprechpartner*innen, die gezielt deutsche Menschen mit Interesse an
einer Leihmutter ansprechen, finden sich im Internet ohne lange Suche.
Kliniken in Russland, Georgien, der Ukraine, den USA und anderen
Ländern platzieren dort ihre Angebote.

Alle Fachgesellschaften, Parteien und Verbände sind sich einig, dass
das bestehende Embryonenschutzgesetz mangelhaft ist und einer Reform
bedarf. Dabei muss eine zeitgemäße Reformierung aktuelle
gesellschaftliche, medizinische und ethische Aspekte berücksichtigen,
um Vorgaben zu machen, wie Fortpflanzungsmedizin zukünftig reguliert
werden soll. Dafür lohnt sich auch der Blick ins Ausland. Es gibt eine
Reihe von Ländern, in denen die Leihmutterschaft zugelassen ist und in
denen versucht wurde, Antwort auf diese und andere Fragen zu finden.

Beispiel Niederlande

Es ist ausschließlich eine altruistische Leihmutterschaft möglich, und
bei der Wunschmutter muss eine medizinische Indikation vorliegen. Die
Wunscheltern müssen verschiedengeschlechtlich sein. Die Leihmutter
muss bereits mindestens ein Kind geboren haben und darf nicht älter
als 44 Jahre sein. Rechtliche Mutter ist zunächst die Leihmutter, sie
trifft alle Entscheidungen während der Schwangerschaft und der Geburt.
Die Wunscheltern adoptieren dann das Kind.

Beispiel England und Wales

Eine altruistische Leihmutterschaft ist grundsätzlich zulässig, die
Zahlung einer gerichtlich festgelegten angemessenen
Aufwandsentschädigung ist möglich. Die austragende Frau ist die
rechtliche Mutter des Kindes und kann nicht zur Herausgabe gezwungen
werden. Die endgültige Zustimmung kann frühestens sechs Wochen nach
der Geburt erteilt werden. Die Elternschaft auf diesem Weg steht auch
nicht verheirateten gleich- und verschiedengeschlechtlichen Paaren
offen.

Beispiel Israel

Ganz aktuell ist seit dem 1. November 2022 eine Elternschaft mithilfe
einer Leihmutter in Israel auch für Single-Männer und homosexuelle
Paare möglich. Israel setzt mit dieser Regelung eine Vorgabe des
Obersten Gerichtshofs aus dem Jahr 2021 um. Der Ausschluss von Männern
wird dort als "Verstoß gegen die Menschenrechte" bewertet. Eine
Regelung für die Leihmutterschaft für heterosexuelle Paare und Frauen
gibt es in Israel bereits seit 1996.

In vielen deutschen Medien waren 2020, zu Beginn der Pandemie, Bilder
aus Säuglingsheimen in der Ukraine zu finden. Dort wurden von
Leihmüttern ausgetragene und zurückgelassene Neugeborene versorgt,
deren Wunscheltern nicht zu ihren Kindern reisen konnten. Auch haben
Wunscheltern aus Deutschland immer wieder Probleme, die familiäre
Zuordnung ihrer Kinder von deutschen Gerichten anerkennen zu lassen.
Deshalb schließt die Stellungnahme der Leopoldina
"Fortpflanzungsmedizin in Deutschland - für eine zeitgemäße
Gesetzgebung von 2019" mit der Forderung, im Sinne des Kindeswohls
zumindest die rechtliche Zuordnung zu den Wunscheltern zu ermöglichen
sowie eine straffreie medizinische und psychosoziale Beratung zur
Leihmutterschaft zu erlauben.

Die Frage nach der Zulässigkeit einer Leihmutterschaft ist komplex, da
die Rechte und Wünsche verschiedener Parteien (Leihmutter,
gegebenenfalls Eizellspenderin, Wunscheltern und Kind) sowie mögliche
Folgen erfasst und gegeneinander abgewogen werden müssen.

Die psychologische Entwicklung der Kinder scheint nach der zur
Verfügung stehenden Studienlage unauffällig zu verlaufen. Ebenfalls
begrenzt sind die Untersuchungen, die die Folgen für die Leihmütter
erheben. Es scheint aber so zu sein, dass die Situation der Leihmütter
aus Entwicklungsländern nicht ohne Weiteres auf eine geregelte
Leihmutterschaft in Europa übertragbar ist und die Art und Weise der
rechtlichen, medizinischen und psychosozialen Regelungen entscheidend
ist.

Längst ist in den Gegenargumenten und Fragen zur Leihmutterschaft
alles problematisiert, was gesetzlich geregelt werden muss: was
passiert zum Beispiels, wenn die Leihmutter das Kind nach der Geburt
nicht abgeben will? Oder wer entscheidet über medizinische Fragen
während der Schwangerschaft, wer bestimmt über die Inanspruchnahme
beispielsweise von pränataler Diagnostik und deren mögliche
Konsequenzen? Antworten braucht es jetzt schon, wenn Paare nämlich die
Dienste einer Leihmutter im Ausland in Anspruch nehmen.

Ein fortbestehendes totales Verbot der Herbeiführung einer
Leihmutterschaft löst die Problematik des Reproduktionstourismus
nicht, verhindert eine gute medizinische Versorgung im eigenen Land
und steht einer breiten gesellschaftlichen Auseinandersetzung eher im
Wege. Kinderwunsch darf außerdem nicht vom Geldbeutel der Menschen
abhängen, und das Recht auf Beratung - auch zu Leihmutterschaft - ist
flächendeckend zu gewährleisten.
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Für einige Menschen gibt es keine Möglichkeit, selbst eine
Schwangerschaft auszutragen. Frauen* mit dem
Mayer-Rokitansky-Küster-Hauser-Syndrom haben von Geburt an keine
Gebärmutter, bei vielen Frauen* mit dem Ashermann-Syndrom verhindert
eine Schädigung der Gebärmutterschleimhaut das Austragen einer
Schwangerschaft. Das Gleiche gilt für Frauen* nach invasiven
Operationen und Bestrahlungen im Rahmen einer Krebserkrankung oder
nach erfolglosen reproduktionsmedizinischen Behandlungen, für einige
trans- und intergeschlechtliche Personen und für homosexuelle
Männer*paare. Viele dieser Menschen leiden unter der Tatsache, dass
ihnen diese Möglichkeit versagt ist. Die Leihmutter*schaft stellt für
sie die einzige Möglichkeit dar, ein genetisch verwandtes Kind zu
bekommen. Nur Männer*paare haben zusätzlich die Möglichkeit der
genetischen Elternschaft über das Co-Parenting.

Der Wunsch, eigene Kinder zu bekommen, ist nachvollziehbar und
verständlich. Es stellt sich jedoch die Frage, ob das Leid oder der
Wunsch der Auftraggebenden es rechtfertigt, dass eine Frau* die
Risiken von Schwangerschaft und Geburt auf sich nimmt. Die
Leihmutter*schaft unterscheidet sich in besonderer Weise von der
Entscheidung zu einer Eizellspende. Eine Leihmutter* (oder auch
Leihgebärende) stellt ihren Körper über mehrere Monate hinweg zur
Verfügung. In ihr wächst ein Kind, das sie nach der Geburt abgibt. Im
Vorfeld ist es schwierig abzuschätzen, wie sich die Bindung zum
Ungeborenen entwickelt und wie sie die Abgabe des Kindes nach der
Geburt verkraftet. Zudem sind Schwangerschaft und Geburt mit
erheblichen gesundheitlichen Risiken verbunden. Diese können auch
Auswirkungen auf mögliche Folgeschwangerschaften haben (durch
Geburtsverletzungen, Sectio etc.).

Kaum Studien zu den langfristigen Auswirkungen auf Leih*mütter

Da bei der Leihmutter*schaft in den meisten Fällen Eizellen der
Auftragseltern oder einer Spender*in verwendet werden, kommen die
Risiken der Schwangerschaft nach Eizellspende dazu. So schreibt die
Leopoldina 2019 in ihrem Positionspapier für ein zeitgemäßes
Fortpflanzungsmedizingesetz (Seite 66): "Die Häufigkeit einer
Präeklampsie [Bluthochdruck, der mit Eiweißverlust und
Wassereinlagerungen einhergeht] bei erstgebärenden Frauen beträgt drei
bis fünf Prozent. Bei einer Eizellspende ist das Risiko für
Komplikationen etwa um den Faktor 2 erhöht. Auch das Risiko für
Frühgeburtlichkeit ist bei der Eizellspende gegenüber der
IVF-/ICSI-Methode bei Einlingen auch nach Einbeziehung weiterer
Faktoren wie dem Alter der Mutter erhöht. Die Risiken steigen bei
Mehrlingen zusätzlich."

Besonders im Bereich der kommerziellen Leihmutter*schaft, wie sie in
einigen Bundesstaaten der USA, in der Ukraine und anderen Ländern
weltweit praktiziert wird, ist es üblich, vertraglich festzulegen, wie
sich die Schwangere zu verhalten hat sowie welche Vorsorge- und
pränataldiagnostischen Untersuchungen sie in Anspruch nehmen muss. In
der Regel wird zumindest ein Teil des Honorars erst nach Geburt und
Kindsabgabe ausbezahlt. In den Verträgen geht es kaum um die seelische
und körperliche Gesundheit der austragenden Frau*, sondern vielmehr um
das optimale "Produkt", nämlich das gesunde Kind, die Zufriedenheit
der Wunscheltern und große Profite. Es ist nicht verwunderlich, dass
es kaum Studien zu langfristigen Auswirkungen auf die Leihmütter*
gibt. Wie verlaufen Folgeschwangerschaften, wie haben sich wiederholte
Leihmutter*schaften auf die eigene Familienplanung ausgewirkt, wie
viele Frauen* entwickeln Wochenbettdepressionen nach Abgabe des
Kindes, und wie sehen sie die Entscheidung Jahre und Jahrzehnte
danach? Auf diese Fragen haben wir bisher keine zufriedenstellenden
Antworten und können Frauen* im Vorfeld nicht umfassend beraten, um
eine selbstbestimmte Entscheidung zu unterstützen.

Da in Deutschland kaum eine Legalisierung der kommerziellen
Leihmutter*schaft diskutiert wird, stellt sich eher die Frage, ob die
nicht kommerzielle Form einen gangbaren Weg für Deutschland darstellen
kann, und ob pro familia ihn als Verband, der für die sexuelle und
reproduktive Selbstbestimmung eintritt, mitgehen kann.

In den Niederlanden und in Großbritannien ist diese Form der
Leihmutter*schaft erlaubt. In den Niederlanden darf eine
Leihmutter*schaft nach abgeschlossener Familienplanung der
austragenden Frau* durchgeführt werden. Sie ist zunächst Mutter* des
Kindes und entscheidet über die Abgabe nach der Geburt. Die
Absichtseltern dürfen selbst eine Leihmutter* im engen Kreis suchen,
zum Beispiel unter Angehörigen oder Bekannten. Vermittelnde Agenturen
sind nicht erlaubt, genauso wenig wie Internetwerbung. Nur die
Übernahme der laufenden Ausgaben der Leihmutter* gilt als legal. Alle
Leihmutter*schaftsverträge werden als illegal betrachtet. Diese
Gesetzgebung verdeutlicht, dass hier das Wohl der austragenden Frau*
und ihre Rechte auf Selbstbestimmung deutlich mehr berücksichtigt
werden.

Doch selbst, wenn eine Frau* die Entscheidung nach ausführlicher
Beratung und Aufklärung und unter Einhaltung der
Selbstbestimmungskriterien trifft, stellen sich folgende Fragen: Soll
ein Staat erlauben, dass Menschen zur eigenen Wunscherfüllung die
seelische und körperliche Gesundheit, die Fruchtbarkeit und die
Fortpflanzungsfähigkeit einer anderen Person aufs Spiel setzen? Kann
die altruistische (altruistisch = selbstlos, uneigennützig,
aufopfernd) von der kommerziellen Leihmutter*schaft abgegrenzt, werden
oder ist sie nicht eher Türöffner für eine nicht rechtebasierte
Nutzung? In der Regel werden in Ländern, in denen die "selbstlose"
Leihmutter*schaft legal ist, Aufwandsentschädigungen gezahlt. In
Großbritannien gibt es Berichte über Zahlungen von umgerechnet 10.000
bis 20.000 Euro. Für Menschen in prekären Situationen, zum Beispiel
bei Überschuldung, kann diese Summe durchaus einen großen Anreiz
darstellen. "Die Erfahrung aus Großbritannien und anderen Ländern
zeigt, dass der Anteil von Leihmüttern, die die Wunscheltern bereits
kannten, gering ist. Es ist wenig plausibel, ein Überwiegen des
altruistischen Motivs bei fremden Leihmüttern anzunehmen, also dass
Frauen für fremde Paare neun Monate ein Kind austragen und die
Geburtsschmerzen auf sich nehmen, ohne dass es finanzielle Anreize
gibt, die einen solchen psychischen und physischen Aufwand als
angemessen erscheinen lassen." (Positionspapier Leopoldina, Seite 84).

Größtes Risiko ist jedoch, dass eine Legalisierung Bedarfe weckt, die
im eigenen Land nicht abzudecken sind. Es ist ein Trugschluss, dass
eine nicht kommerzielle Legalisierung in Deutschland die
Inanspruchnahme in anderen Ländern unterbindet. Ist die "selbstlose"
Version erlaubt, können Praxen und Kliniken über kommerzielle Anbieter
im Ausland informieren, ohne sich strafbar zu machen. Diese schließen
dann bereitwillig die Lücken. So wirbt eine Klinik aus der Ukraine auf
der Seite www.leihmutterschaft-zentrum.de: "Garantierte Geburt eines
Kindes in den Niederlanden. Rechtliche Erlangung einer Geburtsurkunde
in den Niederlanden mit einem vereinfachten Weg zur Legalisierung
eines Kindes in den Niederlanden; ist gültig für Paare, Single-Männer,
Single-Frauen. In Zusammenarbeit mit unseren Partnern haben wir
Remote-Garantieprogramme erfolgreich umgesetzt. Es ist nicht notwendig
in die Ukraine zu kommen, um unsere Kunden zu werden." Dies ist nur
ein Beispiel unter vielen. Aus diesen und ähnlichen Erfahrungen heraus
hat Schweden, ein Land, welches bekannt ist für einen hohen Anspruch
an die sexuelle und reproduktive Selbstbestimmung, 2018 die
Inanspruchnahme einer Leihmutter*schaft verboten, auch Norwegen lehnt
sie ab. Als Gründe werden die mögliche Ausnutzung von Frauen* und die
Risiken für die austragende Frau* genannt. Schweden stuft die
Leihmutter*schaft als Kinderhandel ein.

Fazit: Die Risiken sind zu groß

Aus oben angeführten Gründen haben wir uns in unserem Positionspapier
"Für eine rechtebasierte Fortpflanzungsmedizin" gegen eine
Legalisierung der Leihmutter*schaft ausgesprochen. Uns ist durchaus
bewusst, dass ein Verbot der Leihmutter*schaft körperliche, sexuelle
und reproduktive Rechte ansonsten einwilligungsfähiger Menschen
beschneidet. Aber bei allem Verständnis für Wunsch und Leid der
Wunscheltern denken wir, dass die körperlichen und seelischen Risiken
vor allem für die austragende Frau* zu groß sind.
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Für eine rechtebasierte Fortpflanzungsmedizin

von Dorothee Kleinschmidt und Gabrielle Stöcker



pro familia hat sich im vergangenen Jahr im Fachausschuss Medizin
und in einer Arbeitsgruppe aus Bundesverbands- und
Landesverbandsvertreter*innen mit dem Thema Fortpflanzungsmedizin
befasst. Auf der Grundlage des Positionspapiers des Landesverbands
Nordrhein-Westfalen(1) wurden Forderungen diskutiert, die an ein
künftiges neues Fortpflanzungsmedizingesetz gestellt werden müssen.
Bei den meisten Punkten waren sich die Diskutierenden einig, lediglich
beim Thema Leihmutterschaft gab es unterschiedliche Sichtweisen.

In Kürze wird ein gemeinsames Positionspapier vorgestellt werden,
das auf dem NRW-Positionspapier beruht und das die unterschiedlichen
Abwägungen beim Thema Leihmutterschaft aufnimmt. Um die bisherige
Diskussion nachvollziehbar zu machen und die weitere Debatte
anzuregen, stellen die Autorinnen des Landesverbands
Nordrhein-Westfalen im Folgenden Auszüge aus dem Positionspapier von
pro familia NRW vor, die in die gemeinsame Stellungnahme einfließen
werden. Anschließend werden die konträren Positionen zum Thema
Leihmutterschaft näher beleuchtet.


pro familia setzt sich seit ihrer Gründung für die Durchsetzung
der sexuellen und reproduktiven Rechte ein. Dabei geht es nicht darum,
alles zu erlauben, was medizinisch machbar ist. Zu unterschiedlich
sind die Interessen der Akteur*innen. Gesetzliche Regulierung sollte
jedoch nicht stärker eingreifen als unbedingt notwendig. Bei allen
Schritten reproduktiven Handelns müssen sowohl die Rechte und
Bedürfnisse der Wunscheltern als auch die Rechte der zukünftigen
Kinder auf seelische und körperliche Gesundheit und die der möglichen
Spender*innen von Eizellen, Samenzellen und Embryonen berücksichtigt
werden. In den letzten Jahren gab es wiederholt Forderungen nach einem
neuen Fortpflanzungsmedizingesetz. Das Embryonenschutzgesetz von 1990,
das Abstammungsrecht und die fehlende Gleichstellung
gleichgeschlechtlicher Partnerschaften entsprechen kaum den
Vorstellungen moderner Medizin und Familienformen. Die
Reproduktionsmedizin wird nicht nur durch verschiedenste Gesetze,
sondern auch durch die nicht übereinstimmenden Berufsordnungen der 17
Landesärztekammern geregelt. Nachfolgend werden verschiedene
Teilbereiche und Aspekte beleuchtet, bei denen dringender
Handlungsbedarf auch in Richtung einer bundeseinheitlichen
Rechtsprechung besteht.



Anfang Texteinschub

Erläuterung zur Sprache im Text:

Frau*, Mann*, Mutter*, Vater*, Spender*, Spender*in


Menschen, die eine Gebärmutter haben, können schwanger werden oder in
die Lage kommen, eine Kinderwunschbehandlung in Anspruch nehmen zu
müssen. Sie können cis-Frauen, trans*Männer, non-binäre oder
Intersex*Personen sein. Daher wäre es im Kontext von
Fortpflanzungsmedizin korrekter, von gebärfähigen oder zeugungsfähigen
Menschen, von Menschen mit Uterus oder mit Penis zu sprechen. Auch mit
den Begriffen Mutter, Vater, Spender und Spenderin fühlen sich nicht
alle Personen korrekt wiedergegeben. Zur Vereinfachung des Lesens
haben wir uns in den vorliegenden Texten für die Bezeichnung Frau*,
Mann*, Mutter*, Vater*, Spender* und Spender*in entschieden. Zitate
aus externen Quellen wurden aus Urheberrechtsgründen im Original
belassen.

Ende Texteinschub



Der elektive Single-Embryo-Transfer (eSET): Beim eSET wird aus den
Embryonen nur derjenige ausgewählt, der die besten Entwicklungschancen
aufweist. Um eine solche Auswahl treffen zu können, wird eine größere
Anzahl von Eizellen befruchtet und ihre Entwicklung über einige Tage
beobachtet. Ein solches Vorgehen untersagt das deutsche
Embryonenschutzgesetz. Es verbietet, bewusst mehr Embryonen zu
erzeugen, als der Frau* in einem Zyklus übertragen werden sollen.
Expert*innen sind sich einig, dass die Auswahl und der Transfer eines
einzelnen, gut entwickelten Embryos bei gleichen Schwangerschafts- und
Geburtenraten die Gesundheit von Mutter* und zukünftigem Kind schützt
(Mehrlingsschwangerschaften bergen relevante Risiken für Mutter* und
Kinder). Kaum ein europäisches Land hat ähnlich hohe Zwillings- und
Drillingsraten nach reproduktionsmedizinischer Behandlung wie
Deutschland.

Familiengründung in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften

Es ist im Rahmen der reproduktiven Teilhabe nicht nachvollziehbar,
dass die Co-Mutter* das durch Samenspende gezeugte Kind in einem
umständlichen und entwürdigenden Prozess adoptieren muss. Dies ist
nicht im Sinne der Kinder und widerspricht dem Kindeswohl. Auch
Männer*paare sind in einem Adoptionsverfahren nicht komplett
gleichgestellt.(2) Die Reform des Abstammungsrechts,(3) bereits am 1.
Juli 2017 unter Federführung des damaligen Justizministers Heiko Maas
erarbeitet, wurde bis zum heutigen Tage nicht verabschiedet. Die dort
aufgeführten Regelungen können Rechtssicherheit für Wunscheltern und
zukünftige Kinder, und zwar von Geburt an, gewährleisten.

Moderne Lebensformen und Kassenfinanzierung: Obwohl in Deutschland
immer mehr Paare bei Familiengründung nicht verheiratet sind, wird
diese Lebensform bei der Kinderwunschbehandlung diskriminiert. Eine
Kassenfinanzierung ist nur für verheiratete heterosexuelle Paare
vorgesehen. Selbst bei verheirateten Paaren wird eine
Spendersamenbehandlung nicht kassenfinanziert, auch wenn in der Regel
eine eindeutige und schwerwiegende Fertilitätsstörung beim Mann*
vorliegt. Wesentlich moderner und neuen Familienrealitäten angepasster
entscheiden Schweden und Dänemark. Verheiratet, nicht verheiratet,
sexuelle Orientierung, geschlechtliche Identität oder alleinstehend
spielt in den Angeboten und der Kassenfinanzierung von 90 bis 100
Prozent keine Rolle, da neben der medizinischen auch eine soziale
Indikation zur Finanzierung der assistierten Reproduktion anerkannt
wird.

Samenspenderregistergesetz

Das Samenspenderregistergesetz(4), in Kraft getreten am 17. Juli 2017,
war längst überfällig und hat viele Aspekte gut geregelt. Endlich
besteht Rechtssicherheit für Spender* und Kinder. Die Registrierung
der Spender* ermöglicht den Kindern, Kenntnisse über ihre Herkunft zu
erlangen. Es besteht jedoch noch Nachbesserungsbedarf. So sollte es
unter anderem eine Aufnahme der sogenannten Altfälle und
Aufnahmemöglichkeiten der privaten Samenspenden ins Register geben,
und die Anzahl der gezeugten Kinder pro Spender* sollte begrenzt
werden. Zusätzlich sollte ein freiwilliges, professionelles
Beratungsangebot für die Kontaktaufnahme des Kindes zum Spender*
installiert werden.



Anfang Texteinschub

"Es geht nicht darum, alles zu erlauben, was medizinisch machbar ist.
Zu unterschiedlich sind die Interessen der Akteur*innen."

Ende Texteinschub



Eizellspende

Eizellspende und Samenspende sind durchaus vergleichbar. Und trotzdem
ist die Eizellspende anders, weil die Frau* als Spender*in andere
Risiken eingeht. Unter Befürworter*innen der Legalisierung der
Eizellspende in Deutschland werden die Risiken für die Spender*in
häufig verharmlost. Hervorgehoben wird, dass die Risiken der
Hormonbehandlung für die Spender*in durch Veränderung der
Medikamentengabe in den letzten Jahren kaum noch ins Gewicht
fallen.(5) Die Risiken der Eizellpunktion (Blutungen, Infektionen,
Verletzungen der Nachbarorgane), die Risiken der Vollnarkose bei der
Punktion und die Nebenwirkungen der Medikamente werden nicht selten
negiert. Auch wenn gefährliche Komplikationen sehr selten auftreten,
wird deutlich, dass Ei- und Samenspende nicht gleich zu behandeln
sind. Bei der Eizellspende entscheidet die Frau* jedoch über einen
relativ kleinen, eingegrenzten Zeitraum. Die Behandlung kann jederzeit
abgebrochen werden, Teilentscheidungen können individuell getroffen
und widerrufen werden. Sie unterscheidet sich in diesen Aspekten
deutlich von der Leihmutter*schaft. Es stellt sich die Frage, ob die
Risiken der Eizellspende rechtfertigen, dass der Staat regulierend
eingreift und die reproduktive Freiheit einschränkt. Frauen* und
Männer* dürfen in Deutschland auch in andere, für sie risikoreiche
Eingriffe einwilligen, wenn sie volljährig sind. Daher spricht sich
pro familia für eine Legalisierung der Eizellspende in Deutschland
aus. Es bedarf eng formulierter Ausführungsbestimmungen, die die
größtmögliche Sicherheit und eine selbstbestimmte Entscheidung der
Spender*in ermöglichen.

Embryoadoption

Prinzipiell sollte die Möglichkeit der Embryospende/Embryoadoption
befürwortet werden. Menschen sollten selbstbestimmt über ihre Gameten
(Ei- und Samenzellen), über befruchtete Eizellen im Vorkernstadium und
Embryonen entscheiden können. Den Zentren dürfen durch die Weitergabe
jedoch keine finanziellen Vorteile entstehen, um zu vermeiden, dass
die Entstehung von überzähligen Embryonen aus wirtschaftlichen
Interessen gefördert wird. Der Gesetzgeber muss für umfangreiche
Beratung und Begleitung in allen Phasen des Prozesses sorgen.

Leihmutter*schaft

Die kontrovers diskutierte Leihmutter*schaft wird in diesem Magazin
gesondert betrachtet.

[Anmerkung der Schattenblick-Redaktion: Die Links zu den Beiträgen dieser 
Debatte im Schattenblick finden Sie unten im Text.]

Die oben ausgeführten Forderungen sollten zwingend umgesetzt werden,
um Fortpflanzungsmedizin rechtebasiert und zeitgemäß zu gestalten.
Erfreulicherweise finden sich viele der Forderungen im neuen
Koalitionsvertrag wieder, sodass wir hoffen, dass schon bald mehr
Menschen reproduktive Gerechtigkeit erfahren.

Über die Autorinnen:

Dorothee Kleinschmidt ist Ärztin und Familientherapeutin und bei pro
familia Bochum sowie im Beratungsnetzwerk Kinderwunsch Deutschland
tätig.

Gabrielle Stöcker ist Frauenärztin und systemische Beraterin und
arbeitet bei pro familia Köln. Sie ist Sprecherin des Medizinischen
Arbeitskreises von pro familia NRW.


Fußnoten:

(1) Der ausführliche Text des Positionspapiers von pro familia NRW mit
detaillierten Erläuterungen und Ausführungen findet sich unter 

https://www.profamilia.de/fileadmin/landesverband/lv_nordrhein-westfalen/pro_familia_NRW_rechtebasierte_Fortpflanzungsmedizin_Positionspapier_2020_Mai.pdf

(2) https://www.bundesverfassungsgericht.de/e/ls20130219_1bvl000111.html

(3) https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/News/Artikel/07042017_AK_Abstimmung_Abschlussbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=4

(4) https://www.gesetze-im-internet.de/saregg/BJNR251310017.html

(5) Stoop, D., Vercammen, L., Polyzjos, N. P., de Vos, M., Nekkebroeck, J. & Devroey, P. (2012): Effect of ovarian stimulation and oocyte retrieval on reproductive out-come in oocyte donors.
Fertility and Sterility, 97(6), 13281330. DOI: 10.1016/j.fertnstert.2012.03.012
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Klinischer Alltag in der Reproduktionsmedizin

von Julia Bartley



In diesem Beitrag macht die Autorin deutlich, wie risikobehaftet die
Arbeit der Reproduktionsmediziner*innen in Deutschland aufgrund einer
lückenhaften und überholten Gesetzgebung geworden ist.


Die Reproduktionsmedizin ist ein Bereich der Medizin, in dem
Fragen des Rechts auf individuelle Lebensplanung und reproduktive
Selbstbestimmung, Fragen gesellschaftlicher Normen und Erwartungen,
Fragen ethischer Verpflichtung zum Schutz menschlichen Lebens und auch
die finanziellen Möglichkeiten des Einzelnen maßgeblich die
Behandlungsentscheidungen bestimmen. Es ist die Komplexität dieser
Fragestellungen, es mag aber auch unsere besondere historische
Verantwortung gegenüber einem würdevollen Umgang mit dem Lebens sein,
dass es in Deutschland in den letzten Jahren nicht möglich war, eine
ausgewogene gesetzliche Regelung für die moderne Reproduktionsmedizin
zu finden. Erschwerend kommt hinzu, dass Patient*innen mit der
Diagnose der Unfruchtbarkeit nur selten öffentlich auftreten, um für
ihre Rechte zu streiten, vielleicht aus Scham wegen des "Versagens",
vielleicht aufgrund der Erfahrung, dass ihr Leid manchmal nicht ernst
genommen wird.

Anfang Texteinschub

"Gesetzesänderungen wurden fast ausschließlich durch Strafgerichtsprozesse
erstritten."

Ende Texteinschub

Doch die Folgen der lückenhaften und überholten gesetzlichen
Regelungen in der Reproduktionsmedizin in Deutschland sind alltäglich
gegenwärtig, die Entscheidungen, Möglichkeiten und Grenzen der
Behandlung stets bestimmend und sie führen zu teils immensen
Herausforderungen für Patient*innen und Behandelnde. Nennenswerte
Änderungen der gesetzlichen Regelungen, die die reproduktive
Selbstbestimmung betreffen, wurden in den letzten Jahrzehnten fast
ausschließlich durch Strafgerichtsprozesse erstritten: So kam es zu
einer Zulassung der Präimplantationsdiagnostik 2011 erst nach
Selbstanzeige eines Reproduktionsmediziners, dass er diese durchführe.
Ebenso prozessiert eine Ärztin für das Informationsrecht, darauf
hinzuweisen, dass sie Schwangerschaftsabbrüche durchführt, nachdem sie
wegen dieser Information auf Ihrer Webseite angezeigt wurde.

Die nachfolgenden Fallvignetten sollen veranschaulichen, welchen
medizinischen und persönlichen Herausforderungen sich Frauen und Paare
sowie die behandelnden Ärzt*innen in der reproduktionsmedizinischen
Behandlung stellen müssen, alltäglich und doch meist im Verborgenen.

Reproduktiver nationaler Tourismus - Die Samenspende

Die Samenspende ist die älteste Form der reproduktionsmedizinischen
Behandlung und wurde schon im 18. Jahrhundert beschrieben. Wann die
donogene Insemination in Deutschland erstmals durchgeführt wurde, ist
nicht sicher, aber schon in den ersten Jahrzehnten des 20.
Jahrhunderts wurden mehrere Fallberichte publiziert. Erst die
Entwicklung der Kryokonservierung ermöglichte aber eine breite
Anwendung von Samenspenden. Doch damit entbrannte wiederum eine teils
hitzige Diskussion um die moralischen Vertretbarkeit donogener
Inseminationen: noch 1959 wurde auf dem 62. Deutschen Ärztetag die
Insemination für "standesunwürdig" erklärt und diese Erklärung erst
1970 vom Deutschen Ärztetag zurückgenommen. Vor allem durch die
Spenderkinder erstritten, erfolgte in den 1980-Jahren das Verbot
anonymer Spenden in einigen europäischen Ländern. Viel zu lange hatte
man allein das Wohl des Paar mit seinem Kinderwunsch im Auge, aber
nicht das der Kinder, ein schwerwiegendes Versäumnis. Denn die
Kenntnis unserer Herkunft ist für die Identitätsstiftung meist von
großer Bedeutung. Erst 2017 kam es in Deutschland zu dem "Gesetz zur
Regelung des Rechts auf Kenntnis der Abstammung bei heterologer
Verwendung von Samen", das die anonyme Spende verbietet und die
Samenspende im Samenspenderegistergesetz (SaRegG) umfassend regelt.

Neben dem SaRegG sind für die Behandlungen mit Samenspende die
Verordnungen zur Reproduktionsmedizin der jeweiligen
Landesärztekammern entscheidend, die sehr unterschiedliche
Rahmenbedingungen setzen. Die Samenspende ist in allen Bundesländern
für heterosexuelle Paare möglich, die verheiratet sind oder in einer
eheähnlichen Partnerschaft leben; dies gilt jedoch nicht für lesbische
Paare und Solo-Frauen. Die Ärztekammer (ÄK) in Hamburg war die erste,
die die Behandlung lesbischer Paare ausdrücklich genehmigte, die ÄK
Sachsen-Anhalt die erste, die es dem Ermessen der Ärzt*in freistellte,
auch bei Solo-Frauen eine Samenspende durchzuführen. In Bayern und
Berlin haben die ÄK bisher keine landeseigenen Verordnungen zur
Reproduktionsmedizin verfasst, so dass in diesem rechtsfreien Raum
eine Behandlung mit Samenspende lesbischen und Solo-Frauen zugänglich
ist und geduldet wird. Die meisten Landes-ÄK gestatten die Samenspende
aber nach wie vor allein bei heterosexuellen Paaren in ehelicher oder
eheähnlicher Gemeinschaft.

Es gibt in Deutschland für Inseminationsbehandlungen kein Register, so
dass es bisher nur Schätzungen gab, nach der jährlich mehr als 100
Kinder in Deutschland nach Zeugung mithilfe einer Samenspende geboren
werden. Das SaRegG wird hierzu in Zukunft verlässliche Zahlen liefern
und ein Register zur Erfassung von Inseminationsbehandlungen ist in
Planung.

Blick in die Praxis 

Eine 38-jährige Solo-Frau stellt sich in einer Klinik in
Sachsen-Anhalt vor, da sie sich ein Kind wünscht, aber seit einem Jahr
ohne Partner sei. Ein entscheidender Grund der Trennung war, dass ihr
Partner noch keine Familie gründen wollte, sie aber aufgrund ihres
Alters diesen Wunsch nicht noch weiter hinauszuzögern wollte. Sie
kommt zur Beratung aus Dresden angereist, da sie in Sachsen keine
Klinik gefunden habe, die eine Behandlung für Solo-Frauen anbiete. In
dem ärztlichen Gespräch wird die Patientin über die
Inseminationsbehandlung beraten, des Weiteren informiert, dass nach
dem SaRegG ausschließlich offene Spenden möglich sind, alle so
gezeugten Kindern in einem Zentralen Register (DIMDI) gemeldet werden
und die Kinder Anspruch auf Kenntnis über den genetischen Vater haben.
Des Weiteren wird eine psychosoziale Beratung empfohlen, in der die
zukünftigen Eltern sich mit Expert*innen u.a. zum Umgang mit der
Samenspende gegenüber den Kindern austauschen können. Der Patientin
wird des Weiteren mitgeteilt, dass die Samenspende-Behandlung nicht
als Heilbehandlung anerkannt, sie somit die Diagnostik sowie
Behandlung selbst bezahlen muss und die Behandlung
mehrwertsteuerpflichtig ist.

Folgen

Aufgrund der aktuell unterschiedlichen Gesetzeslage in den einzelnen
Ländern müssen lesbische und Solo-Frauen teils lange Wege auf sich
nehmen, um eine Behandlung durchführen zu können. Es ist völlig
unklar, wie viele Frauen sich deswegen gegen eine Samenspende mit
medizinischer Begleitung entscheiden und stattdessen auf die Suche
nach privaten Spendern im Internet machen. In diesem privaten Bereich
der Samenspende gibt es keine Regelungen für die Sicherstellung der
Kenntnis der Abstammung. Jedes Kind, das infolge der uneinheitlichen
Gesetzeslage in den deutschen Ländern keinen Zugang zum eigenen
genetischen Vater hat, ist zu viel. Des Weiteren ist die
gesundheitliche Vorsorge, z.B. ein Schutz vor sexuell übertragbaren
Krankheiten, den Betroffenen selbst überlassen.

Reproduktiver internationaler Tourismus - Die Eizellspende

Nach dem deutschen Embryonenschutzgesetz ist eine Übertragung einer
Eizelle auf eine andere Frau a priori verboten. Eizellspenden gehören
im europäischen Ausland hingegen mittlerweile zur gängigen Praxis,
wobei in den meisten Ländern aber die Eizellspende wiederum
"geschlossen" ist, also das Kind somit keine Möglichkeit haben wird,
die genetische Mutter zu kennen. Wie problematisch dies für die Kinder
sein kann, wissen wir hinlänglich aus den Erfahrungen von
Samenspendekindern.

Blick in die Praxis

Eine 34-jährige Patientin und ihr Partner wünschen eine Beratung zur
Eizellspende im Ausland. Die Patientin ist infolge einer Chemotherapie
im 19. Lebensjahr in den Wechseljahren. Ihr ist bekannt, dass sie auf
eine Eizellspende angewiesen ist, falls sie ein eigenes Kind austragen
möchte. Dem Paar ist auch bekannt, dass eine Eizellspende in
Deutschland nicht möglich ist, aber sie möchten sich beraten und in
Deutschland medizinisch dabei begleiten lassen. Dem Paar muss
mitgeteilt werden, dass es richtig ist, dass eine Eizellspende in
Deutschland nicht erlaubt ist. Des Weiteren muss dem Paar mitgeteilt
werden, dass Mediziner*innen in Deutschland über die Eizellspende
weder informieren noch beraten dürfen und somit eine solche Behandlung
im Ausland auch nicht begleitet werden darf. Dem Paar darf somit
offiziell nicht einmal mitgeteilt werden, dass in manchen Ländern
"offene" in den meisten Ländern aber "geschlossene" Spenden
durchgeführt werden, mit erheblichen Folgen für das Kind.

Dem Paar wird darüber hinaus mitgeteilt, dass in Deutschland jedoch
eine Embryonenspende gestattet ist. Dies sind Embryonen von Paaren,
die diese selbst nicht mehr verwenden möchten und diesen Embryo zur
Spende freigeben. Dies ist Folge einer paradoxen gesetzlichen Lücke,
da den Gesetzesgebern des Embryonenschutzgesetzes damals die
routinemäßige Kryokonservierung von Embryonen nicht vorstellbar war
und dies daher nicht im Gesetz mit verhandelt wurde. Das Paar wird
über das "Netzwerk Embryonenspende e.V." informiert, das gemeinnützig
in Deutschland bei der Vermittlung altruistischer Embryonenspenden
unterstützt.

Folgen

An dem oben geschilderten Informationsverbot vorbei können sich
Betroffene sehr niedrigschwellig im Internet über Behandlungen mit
Eizellspende im Ausland informieren. Aber dies ersetzt nicht die
persönliche medizinische und geschulte psychosoziale Beratung.
Erhebungen lassen annehmen, dass deutsche Paare eine
Kinderwunschbehandlung mit Eizellspende bevorzugt im Nachbarland
Tschechien sowie in Spanien durchführen lassen - Länder mit
ausschließlich geschlossenen Spenden. Letztendlich bleiben die
Betroffenen mit Ihrer Hilfesuche in Deutschland oft allein oder
bestenfalls im Dunkeln. Wie die tatsächliche Beratungssituation für
die Betroffenen aussieht, ist nicht zu erheben, denn keine
Reproduktionsmediziner*in wird in einer Umfrage kundtun, dass er/sie
ggf. gegen das Gesetz handele.

Reproduktiver Kolonialismus - Leihmütter im Ausland

Eine der wohl ältesten überlieferten Darstellung von einer
Ersatzmutter ist die Geschichte von Abraham, Sara und Hagar, nach der
Sara Abraham gestattet, dass dieser die sehr viel jüngere Dienerin
Hagar zur Frau nimmt, da sie selbst hochbetagt ist nicht schwanger
wird.

Von einer Leihmutter spricht man in der Reproduktionsmedizin heute,
wenn eine Frau für Andere deren Kind austrägt, wenn diese selbst dies
nicht können, sei es zum Beispiel aufgrund von Erkrankungen der Frau
oder bei schwulen Paaren. Dafür ist eine reproduktionsmedizinische
Behandlungen mit künstlicher Befruchtung bis zur Entwicklung eines
Embryos notwendig, damit dieser dann einer Leihmutter zum Austragen
bis zur Geburt übertragen wird. Bei schwulen Paaren ist zusätzlich
eine Eizellspende erforderlich. Das, was eine Leihmutter einbringt,
das Austragen und die Geburt eines Kindes für Andere, ist immens -
körperlich und seelisch. Den beiden miteinander konkurrierenden
Ansprüchen - dem Anspruch auf individuelle reproduktive
Selbstbestimmung einerseits und dem Anspruch auf einen durch die
Gesellschaft getragenen Schutz vor Ausbeutung andererseits - ist kaum
gerecht zu werden. Dennoch müssen sich Gesellschaft und Gesetzgeber
dieser Diskussion stellen, denn schon längst ist Leihmutterschaft eine
wenn auch nicht häufige, so doch gängige Praxis in einigen Ländern.

Die aktuelle Gesetzeslage in Deutschland verbietet den
Reproduktionsmediziner*innen eine Beratung von Frauen und Paare, die
eine Leihmutter in Anspruch nehmen wollen. Erst recht ist eine
medizinische Begleitung dieser Behandlung, die im Ausland erfolgen
soll, untersagt. Aufgrund des reproduktionsmedizinischen Tourismus ins
Ausland hat dies teils fatale Folgen für die Betroffenen: Eltern,
Leihmütter und Kinder.

Blick in die Praxis 

Eine 28-jährige Frau oder ihr Partner stellen sich zu einem
Beratungstermin in einer reproduktionsmedizinischen Klinik vor. Die
junge Frau hat infolge einer Krebserkrankung ihre Gebärmutter
verloren, aber ihre Eierstöcke wurden erhalten. Das Paar erwägt eine
Leihmutterschaft, denn die zehn Jahre ältere Schwester der Frau ist
einverstanden, ein Kind für sie auszutragen. Das Paar wünscht nun eine
medizinische Beratung, welche Behandlungen dafür notwendig wären, und
über die rechtlichen Rahmenbedingen in Deutschland.

Dem Paar muss eine Reproduktionsmediziner*in mitteilen, dass - wie bei
der oben genannten Eizellspende - nicht beraten werden darf, da eine
notwendige Eizellspende durch die Übertragung des Embryos auf die
Schwester in Deutschland strafrechtlich verboten ist und nicht einmal
eine Beratung über die Option einer Eizellspende/Embryonenspende und
die Möglichkeiten einer Leihmutterschaft erlaubt ist.
Reproduktionsmediziner*innen müssen das Paar also ohne Information
wegschicken, wie schon bei der Eizellspende beschrieben.

Folgen

An dem oben geschilderten Informationsverbot vorbei können sich
Betroffene sehr niedrigschwellig im Internet über eine
Leihmutterschaft informieren mit der gleichen Folge wie bei der
Eizellspende. Darüber hinaus sind in einigen Ländern die Bedingungen
für Leihmütter schwer kontrollierbar, was um so bedenklicher ist, da
ohne Frage finanzielle Not Frauen dazu bewegt, Leihmutter zu werden.
Paradoxerweise dürfte übrigens das gleiche geschilderte Paar in
Deutschland beraten und behandelt werden, wenn die Patientin eine
Gebärmuttertransplantation durchführen lassen wollen würde. Die
gleiche Schwester dürfte also ihre Gebärmutter spenden, damit würde
die verbotene Eizellspende entfallen.

Reproduktiver "Mittelweg" - Die Embryonenkultur

Eine weitere besondere Beschränkung in Deutschland betrifft die
Embryonenkultur infolge des Embryonenschutzgesetzes mit der Folge,
dass in Deutschland eine der europaweit höchsten Rate an
Mehrlingsschwangerschaften nach einer künstlichen Befruchtung besteht,
mit erheblichen gesundheitliche Risiken für Mutter und Kind.

In den meisten europäischen Ländern werden mittlerweile die
befruchteten Eizellen für fünf Tage in der Kultur belassen und dann
ein einzelner Embryo übertragen. Mit diesem "elektiven Single
Embryo-Transfer" (eSET) werden deutlich höhere Schwangerschaftsraten
erreicht und gleichzeitig Mehrlingsschwangerschaften fast
ausgeschlossen. Die Eltern entscheiden, ob weitere vorhandene
Embryonen im sogenannten Blastozystenstadium für einen späteren
Transfer eingefroren werden sollen oder nicht.

Dieses Vorgehen ist nach dem deutschen Embryonenschutzgesetz nicht
möglich, mit dem eine Vorratsbefruchtung und insbesondere eine
elektive Auswahl von Embryonen eben verhindern werden sollte, eine
nachvollziehbare Regelung im Spiegel der Euthanasie des Dritten
Reichs. Infolge des Embryonenschutzgesetz können nur so viele
befruchtete Eizellen in die Embryonenkultur genommen werden, wie auch
übertragen werden sollen und die maximale Anzahl ist auf drei
beschränkt. Nach dieser "Dreieregel" findet der Embryonentransfer
meist am dritten Tag nach der Befruchtung mit zwei Embryonen statt.
Die Folge ist die hohe Mehrlingsrate in Deutschland.

Eine erneute Debatte um die juristische Auslegung des
Embryonenschutzgesetzes ermöglicht nun in einem engen Rahmen den eSET
mit dem sogenannten "deutschen Mittelweg", bei dem nur so viele
Embryonen in eine verlängerte Kultur genommen werden, dass nach fünf
Tagen nur ein Embryo zur Übertragung vorliegt. Im Durchschnitt reifen
40 Prozent der Embryonen bis zum Blastozystenstadium heran, aber hier
gibt es deutliche altersabhängige und interindividuelle Schwankungen.
Sollten wider Erwarten mehr Embryonen nach der verlängerten Kultur
vorhanden sein, müssen die Eltern entscheiden, ob eine sogenannte
"Notkryokonservierung" erfolgen soll oder nicht.

Blick in die Praxis

Jede Frau und jedes Paar, das eine Kinderwunschbehandlung mittels IVF
und ICSI durchführt, muss über die Inhalte der "Dreierregel", den
elektiven Single-Embryo-Transfer, den "deutschen Mittelweg" mit der
Möglichkeit einer "Notkryokonservierung" auf Wunsch der Patienten
beraten werden. Die Komplexität dieser Zusammenhänge ist durch die
gesetzlichen Beschränkungen nochmals erschwert.

Folge

Einige reproduktionsmedizinische Zentren bieten den "deutschen
Mittelweg" nicht an, da Ärzt*innen weiterhin Sorge vor möglichen
rechtlichen Folgen haben. Daher nimmt trotz intensiver Kampagnen
vieler Reproduktionsmediziner*innen die zu hohe
Mehrlingsschwangerschaftsrate nur wenig ab. Die gesundheitlichen
Folgen tragen die Kinder und die Eltern.

Über die Autorin:

Julia Bartley ist Ärztliche Leiterin am TFP Kinderwunschzentrum Berlin. 
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Zur Notwendigkeit eines Fortpflanzungsmedizingesetzes

von Jochen Taupitz



Auf dem Gebiet der Reproduktionsmedizin gibt es erhebliche Rechtsunsicherheiten. 
Der Autor zeigt auf, wo konkreter Regelungsbedarf besteht und welche 
Aspekte ein neues Fortpflanzungsmedizingesetzes enthalten sollte.


Die Fortpflanzungsmedizin ist in einer rasanten Entwicklung
begriffen. Immer mehr Personen gründen mithilfe von Techniken der
Fortpflanzungsmedizin eine Familie. Pro Jahr werden in Deutschland
etwa 100.000 In-vitro-Fertilisationen (assistierte Befruchtungen)
durchgeführt. Etwa drei Prozent aller in Deutschland geborenen Kinder
kommen jährlich nach assistierter Fortpflanzung zur Welt - seit 1997
sind es insgesamt weit über 275.000 Menschen. Weltweit verbreiten sich
Verfahren wie Eizellspende, Embryospende/Embryoadoption und
Leihmutterschaft. Da diese Verfahren wie andere Möglichkeiten der
modernen Fortpflanzungsmedizin gewichtige ethische Fragen aufwerfen
und wesentliche individuelle Rechte betreffen, bedarf es einer
angemessenen rechtlichen Gestaltung.



Anfang Texteinschub

"Die gesellschaftlichen Vorstellungen von Ehe und Familie haben sich
erheblich gewandelt, die Rechte von Kindern werden stärker
wahrgenommen."

Ende Texteinschub



Das Embryonenschutzgesetz

Zentrale Regelungen der Fortpflanzungsmedizin, und zwar vor allem
zahlreiche Verbote, enthält das Embryonenschutzgesetz (ESchG) von
1990, das damit bereits über 30 Jahre alt ist. Die Notwendigkeit einer
Überarbeitung des Gesetzes wurde auf politischer Ebene insbesondere
nach der Erzeugung des Klonschafes Dolly gesehen. Nachdem der
Bundestag im März 1997 die Bundesregierung um Unterrichtung über den
gesetzgeberischen Handlungsbedarf beim ESchG aufgrund der beim Klonen
von Tieren angewandten Techniken gebeten hatte, stellte die
Bundesregierung im Juni 1998 den entsprechenden Bericht einer
interministeriellen Arbeitsgruppe vor. Darin legte sie in 12 Punkten
eine Reihe von Änderungen nahe, um das ESchG dem
naturwissenschaftlichen Erkenntnisfortschritt anzupassen. Zu einer
entsprechenden (Teil-)Änderung des EschG ist es jedoch bis heute nicht
gekommen. Auch zahlreichen weiteren Aufforderungen, die
Fortpflanzungsmedizin neu zu regeln, ist der Gesetzgeber bisher nicht
gefolgt. Vielmehr wurde durch Gesetz vom 21. November 2011 lediglich
§3a eingefügt, um die nach einem Urteil des Bundesgerichtshofs
vom 6. Juli 2010 (vermeintlich) entstandene Lücke hinsichtlich der
Präimplantationsdiagnostik zu schließen.

Seit der Verabschiedung des Embryonenschutzgesetzes 1990 hat sich
nicht nur die Reproduktionsmedizin rasant weiterentwickelt und neue
diagnostische und therapeutische Maßnahmen für die
Kinderwunschbehandlung zur Verfügung gestellt. Vielmehr wandelten sich
auch die gesellschaftlichen Vorstellungen von Ehe und Familie ganz
erheblich. Der gesellschaftliche und rechtliche Familienbegriff
umfasst heute sowohl verheiratete als auch unverheiratete, verschieden
geschlechtliche und gleichgeschlechtliche Paare mit gemeinsamen oder
nicht gemeinsamen Kindern. Überdies werden heute die Rechte und das
Wohl von Kindern stärker wahrgenommen. All dies hat dazu geführt, dass
die rechtliche Regelung der Fortpflanzungsmedizin lückenhaft ist,
Rechtsunsicherheit erzeugt, Wertungswidersprüche enthält sowie teils
als ungerecht oder gar dem Kindeswohl abträglich angesehen wird.



Anfang Texteinschub

"Die Verfahren der modernen Fortpflanzungsmedizin betreffen
wesentliche individuelle Rechte. Es gibt dringenden gesetzgeberischen
Handlungsbedarf."

Ende Texteinschub



Konkreter Regelungsbedarf

Als besonders regelungsbedürftig erweisen sich folgende Punkte:

• Die medizinische Praxis der In-vitro-Fertilisation (IVF) in
zahlreichen europäischen Staaten folgt dem allgemein anerkannten
internationalen Stand des Wissens, wonach von mehreren Embryonen
geplantermaßen nur derjenige mit der größten Entwicklungsfähigkeit
übertragen wird. Dieser elektive Single-Embryo-Transfer (eSET)
vermeidet risikobehaftete und gesundheitsgefährdende
Mehrlingsschwangerschaften, ohne dabei die individuelle Chance auf
eine Schwangerschaft nennenswert zu verringern. Dieses Vorgehen ist in
Deutschland jedoch bei Strafe untersagt. Im Gegensatz zu anderen
Ländern werden deswegen in Deutschland Mehrlingsschwangerschaften mit
Frühgeburten in Kauf genommen, die erhebliche Gesundheitsrisiken für
die Kinder und die Mutter mit sich bringen.



Anfang Texteinschub

"Der Single-Embryo-Transfer vermeidet gesundheitsgefährdende Mehrlingsschwangerschaften."

Ende Texteinschub



• Die Spende von Samenzellen ist in Deutschland erlaubt, die
Eizellspende dagegen verboten. Während also infertile Männer mithilfe
einer Keimzellspende eine Familie gründen können, ist diese Option
Frauen, die etwa infolge einer Krebserkrankung keine eigenen Eizellen
mehr bilden können, verwehrt. Diese Ungleichbehandlung der
Geschlechter lässt sich schwerlich rechtfertigen. Beim Verbot der
Eizellspende im Embryonenschutzgesetz hat man sich auf die
vermeintlich schädlichen Auswirkungen einer sogenannten gespaltenen
Mutterschaft berufen. Man befürchtete seelische Konflikte und
Identitätsfindungsprobleme der Kinder, wenn sie erfahren, dass zwei
Mütter (die Eizellspenderin und die austragende Mutter) ihre Existenz
mitbedingt haben. Mittlerweile ist jedoch durch Forschungen im Ausland
belegt, dass keine bedeutsamen Nachteile für die Entwicklung und das
Wohlbefinden der Kinder und die Eltern-Kind-Beziehung entstehen. Auch
die Risiken für die Eizellspenderin konnten durch verbesserte
Stimulationstechniken reduziert werden. Eine unangemessene
Kommerzialisierung wäre durch stringente Vorgaben zu unterbinden, wie
sie aus der Transplantationsmedizin bekannt sind.

• Aufgrund der restriktiven deutschen Gesetzeslage sehen sich
viele Paare veranlasst, eine Eizellspende im Ausland in Anspruch zu
nehmen. Dort wird oft die anonyme Eizellspende praktiziert, wodurch
dem Kind das verfassungsrechtlich verbriefte Recht auf Kenntnis seiner
Abstammung versagt bleibt. Insofern beeinträchtigt das Verbot der
Eizellspende im Embryonenschutzgesetz indirekt das Kindeswohl.

• Die Embryospende/Embryoadoption wird in Deutschland mehr und
mehr praktiziert, ist im Embryonenschutzgesetz aber nicht normiert.
Hier hat schon der Deutsche Ethikrat 2016 eine umfassende gesetzliche
Regelung angemahnt.

• Bei der Zeugung eines Kindes unter Verwendung einer Samenspende
sind die familienrechtlichen Folgefragen bislang nur für Kinder, die
in eine Ehe von Mann und Frau hineingeboren werden, angemessen
geregelt. Hingegen ist die rechtliche Zuordnung eines Kindes zum
nicht ehelichen Lebensgefährten der Mutter keineswegs gesichert und
zur Partnerin beziehungsweise Ehefrau der Mutter nur über den Umweg
der Stiefkindadoption möglich. Aus Gründen der Rechtssicherheit und
vor allem zum Wohl des Kindes sollte der Gesetzgeber daher in allen
Fällen sogenannter gespaltener Elternschaft durch eine Reform des
Abstammungsrechts dafür Sorge tragen, dass die rechtliche Zuordnung
des Kindes zum Wunschelternteil verbindlich mit der Geburt
beziehungsweise zeitnah nach der Geburt erfolgt. Der vom damaligen
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV)
eingesetzte Arbeitskreis Abstammungsrecht hat schon 2017 Thesen
vorgelegt, die als Grundlage für eine Reform herangezogen werden
könnten.

• Besonders schwierige ethische und rechtliche Fragen wirft die
in Deutschland verbotene Leihmutterschaft auf. In jedem Fall besteht
Regelungsbedarf für die im Ausland von einer Leihmutter geborenen,
jedoch in Deutschland aufwachsenden Kinder. Die rechtliche
Eltern-Kind-Zuordnung ist von elementarer Bedeutung für das Wohl
dieser Kinder. Von ihr hängen zahlreiche Rechtsfolgen wie die
elterliche Sorge, Unterhaltsansprüche und die Staatsangehörigkeit ab.

• Auch in Deutschland werden an vielen
fortpflanzungsmedizinischen Zentren Eizellen eingefroren
(kryokonserviert). Zum Teil geschieht dies aus medizinischen Gründen
(zum Beispiel vor einer chemotherapeutischen Behandlung), zum Teil aus
sozialen Gründen (Social Freezing). Im Interesse der Frau, des Paares
und des zukünftigen Kindes sollten die Rahmenbedingungen für die
Aufbewahrung, Befruchtung und Übertragung von Eizellen geregelt
werden.

• Das Embryonenschutzgesetz verbietet zwar die Befruchtung einer
Eizelle mit der Samenzelle eines Mannes nach dessen Tod. Die
Reichweite dieses Verbots ist jedoch umstritten. Höchstgrenzen für die
Dauer der Aufbewahrung von Samenzellen, Eizellen beziehungsweise
Embryonen enthält das Embryonenschutzgesetz nicht. Auch hier besteht
gesetzlicher Klärungsbedarf.



Anfang Texteinschub

"Empfehlungen verschiedener Kommissionen seit 2002 haben nicht zu Aktivitäten 
auf Bundesebene geführt."

Ende Texteinschub



Ein Fortpflanzungsmedizingesetz statt des Embryonenschutzgesetzes notwendig 

Seitdem der Bund durch Einfügung des Art. 74 Nr. 26 GG im Jahre 1994
die entsprechende Gesetzgebungskompetenz erhalten hat, konzentriert
sich die Diskussion um eine weiter gespannte Revision des ESchG auf
die - immer wieder geforderte - Schaffung eines umfassenderen
Fortpflanzungsmedizingesetzes, in dem das ESchG aufgehen sollte. In
einem internen Eckpunktepapier des Bundesgesundheitsministeriums vom
November 2000, dem im Mai 2000 ein viel beachtetes wissenschaftliches
Symposion vorangegangen war, wurden diese Überlegungen näher
ausgeführt. Das Eckpunktepapier wurde später jedoch nicht weiter
verfolgt. Auch die Empfehlungen der Enquete-Kommission "Recht und
Ethik der modernen Medizin" des Deutschen Bundestages aus dem Jahr
2002, des Nationalen Ethikrates aus dem Jahr 2003 und der
Bioethik-Kommission des Landes Rheinland-Pfalz aus dem Jahr 2005, in
einem umfassenden Fortpflanzungsmedizingesetz die betroffenen
Grundrechtspositionen in einen angemessenen (und gegenüber dem ESchG
in vielen Punkten als angemessener angesehenen) Ausgleich zu bringen,
hat bisher zu keinen weiteren Aktivitäten auf Bundesebene geführt.
Stattdessen sind Wissenschaftler*innen aus Augsburg und München aktiv
geworden und haben den "Augsburg-Münchner-Entwurf" eines
Fortpflanzungsmedizingesetzes vorgelegt. Auch seitens der Nationalen
Akademie der Wissenschaften Leopoldina wurden Diskussionspapiere mit
Darlegung des Reformbedarfs vorgelegt und ist gemeinsam mit der Union
der wissenschaftlichen Akademien eine umfangreiche Stellungnahme
veröffentlicht worden. Nicht zuletzt wird immer drängender gefordert,
Forschung an frühen Embryonen in vitro, also außerhalb des
menschlichen Körpers, die für Fortpflanzungszwecke erzeugt wurden,
aber dafür keine Verwendung mehr finden, im Einklang mit
internationalen Standards auch in Deutschland zu erlauben.



Anfang Texteinschub

Stellungnahme


Fortpflanzungsmedizin in Deutschland für eine zeitgemäße Gesetzgebung


Die von der Leopoldina und der Union der deutschen Akademien der
Wissenschaften vorgelegte Stellungnahme liefert eine umfassende
Bestandsaufnahme der fortpflanzungsmedizinischen Praxis und ihrer
medizinischen, ethischen und rechtlichen Herausforderungen. Darauf
aufbauend formuliert die Stellungnahme die Grundgedanken und zentralen
Aspekte einer zukünftigen gesetzlichen Regelung. Sie nennt konkrete
Regelungsvorschläge für gängige fortpflanzungsmedizinische Verfahren
einschließlich der Eizellspende, der Samenspende, der Embryospende und
der Präimplantationsdiagnostik. Für die Leihmutterschaft zeigt sie den
akuten Regelungsbedarf und langfristige Handlungsoptionen auf.


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, Union der deutschen
Akademien der Wissenschaften (2019): Fortpflanzungsmedizin in
Deutschland - für eine zeitgemäße Gesetzgebung. Gemeinsame
Stellungnahme.

https://www.leopoldina.org/publikationen/detailansicht/publication/fortpflanzungsmedizin-in-deutschland-fuer-eine-zeitgemaesse-gesetgebung-2019/

Ende Texteinschub



Schlussbemerkung

Einleitend wurde darauf hingewiesen, dass auf dem Gebiet der
Fortpflanzungsmedizin erhebliche Rechtsunsicherheit besteht; diese
wird insbesondere auf dem Rücken von Patient*innen und
Fortpflanzungsmediziner*innen ausgetragen. Die zahlreichen
Gerichtsurteile, in denen Fortpflanzungsmediziner*innen (zum Teil erst
in letzter Instanz) von einem strafrechtlichen Vorwurf freigesprochen
wurden, belegen dies nachdrücklich. Hinzu kommen die zahlreichen und
vor allem heterogenen Gerichtsurteile zu den Folgen des
Reproduktionstourismus, der durch die äußerst restriktive Rechtslage
in Deutschland angestoßen wird, die ganz offenkundig den Bedürfnissen
vieler Fortpflanzungswilliger nicht mehr Rechnung trägt. Mittlerweile
sehen sich sogar Gerichte veranlasst, offen Rechtspolitik zu betreiben
- ein Armutszeugnis für den untätig bleibenden Gesetzgeber.

Über den Autor

Prof. Dr. Jochen Taupitz ist Seniorprofessor für Bürgerliches Recht,
Zivilprozessrecht, Internationales Privatrecht und Rechtsvergleichung
an der Universität Mannheim sowie Geschäftsführender Direktor des
Instituts für Deutsches, Europäisches und Internationales
Medizinrecht, Gesundheitsrecht und Bioethik der Universitäten
Heidelberg und Mannheim. Zu seinen Forschungsschwerpunkten gehören
Medizinrecht und Medizinethik. Er war Sprecher der Arbeitsgruppe, die
die Stellungnahme der Nationalen Akademie der Wissenschaften
Leopoldina zur Reproduktionsmedizin erarbeitet hat.
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CleanMed Europe 2021 - Designing tomorrow's healthcare

Ein Tagungsbericht von Erik Petersen
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CleanMed Europe ist Europas führende Tagung zum Thema nachhaltige
Gesundheitsversorgung. Hier können Führungskräfte des Gesundheitswesens aus
ganz Europa und darüber hinaus zusammenkommen, um Ideen, Innovationen,
Herausforderungen und Lösungen für Nachhaltigkeit im europäischen
Gesundheitswesen auszutauschen.

Quelle: https://cleanmedeurope.org



Aufgrund des großen Erfolges der letzten CleanMed Europe 2020 und der
Aktualität der Fragestellungen entschloss sich Health Care Without Harm
(HCWH) als Veranstalter schon frühzeitig bereits nach einem Jahr die
CleanMed Europe 2021 (29.11. - 03.12.2021) folgen zu lassen, dieses Mal
gleich als reine Online-Veranstaltung. Der Beteiligung insgesamt tat
das sicherlich keinen Abbruch, zumal der weitaus größte Teil der
Zugeschalteten offenbar mit Unterstützung der jeweiligen Arbeitgeber aus
der Medizinbranche kam. Insgesamt nahmen nach Angaben von HCWH rund 400
Personen aus ganz Europa teil.


Der Klimawandel ist das beherrschende Thema

Zwei Live-Plenen rahmten die fünftägige Veranstaltung ein, dazwischen
liefen insgesamt 18 Live-Sessions und weitere 7 Sessions waren
vorproduziert und jeder Zeit abrufbar. Die Themen setzten im Vergleich zum
letzten Jahr nochmals deutlichere Schwerpunkte. Health Professionals
Sustainability Action [Maßnahmen zur Nachhaltigkeit durch Angehörige der
Gesundheitsberufe](*), Climate-smart Healthcare [Klimagerechtes
Gesundheitswesen](*) und Circular Healthcare [Kreislaufwirtschaft im
Gesundheitswesen](*) waren die zentralen Themen, wozu sich dann noch Safer
Pharma [Sicherere Pharmazie](*) und Sustainable Food [Nachhaltige
Ernährung](*) gesellten: alle angesiedelt im Bereich Klimakrise und
Gesundheitswesen gemäß dem Tagungsmotto Designing tomorrow's
healthcare [Gestaltung des Gesundheitswesens von morgen](*).

Der erste Sprecher Lucien Engelen (Transform.Health) im Start-Plenum
skizzierte in seiner Keynote Healtcare 5.0 - Eine Revolution für einen
gesunden Planeten? den großen Rahmen,
in dem sich alle einzuordnen hätten. Das Gesundheitswesen trägt ja nicht
nur zu einem nicht unerheblichen Teil zum Klimawandel bei, es bietet auch
genau wie andere Sektoren enorme
Möglichkeiten der CO2-Einsparung. Engelen zeigte, dass durch die
Corona-Pandemie vieles angestoßen wurde, was nicht wieder zurückgefahren werden
sollte, sondern im Gegenteil weiter
ausgebaut werden muss, um die notwendigen Nachhaltigkeitsziele erreichen zu
können. Er nannte als ein positives Beispiel die Zunahme der Telemedizin,
die im Idealfall ohne nennenswerte Nachteile für die Patienten eine
deutliche Reduzierung des Patientenverkehrsaufkommens bewirken könne.
Analysen hätten gezeigt, dass ein Krankenhaus die Vorhaltung von 200
PKW-Parkplätzen einsparen könnte bei einem lediglich 5%igen Anteil an
Videokonsultationen. Das Potenzial der digitalen Technologien zur
Umgestaltung des Gesundheitswesens sei längst noch nicht ausgeschöpft, aus
seiner Sicht aber unabdingbar, um zu einer deutlichen Reduzierung des
CO2-Fußabdrucks zu gelangen und einem Kollaps durch Burnout der Beschäftigten
vorzubeugen. Digital first physical second wäre der richtige Ansatz.
In der anschließenden Frage-Antwort-Runde wurde allerdings auch gewarnt,
dass mögliche negative Auswirkungen der Telemedizin berücksichtigt werden
müssten. So könnten insbesondere technikferne Patienten ausgegrenzt werden
bzw. sich abgehängt fühlen, was zu verspäteten Diagnosen und Therapien
führen könnte.

Im Anschluss referierte Roy Jacobs (Philips), wie seine Firma, eine der
größten Europas im Medizinbereich und Hauptsponsor des Kongresses, nicht
mehr nur neue Diagnostikgeräte entwickelt, sondern digitale servicebasierte
Geschäftsmodelle und Innovationen für ein nachhaltigeres Gesundheitssystem
anbietet.

Nachhaltige klimafreundliche Gesundheitsversorgung

Das staatliche National Health System (NHS) Großbritanniens hat sich seit
einiger Zeit eine Vorreiterrolle erkämpft mit einer Vielzahl von
innovativen Ansätzen für eine nachhaltige Gesundheitsversorgung. So wird im
Newcastle Hospital konkret an einer Low Carbon Care [einer
kohlendioxidarmen Pflege](*) gearbeitet. Erstes Etappenziel ist ein
stickoxidfreies Krankenhaus über den Ersatz herkömmlicher Narkosegase. Eine
andere Klinik verlangt von ihren Zulieferern zuerst einmal eine Analyse und
dann eine Reduzierung der CO2-Fußabdrücke der zu liefernden Produkte. Dass
das keine Kleinigkeit ist, zeigt alleine schon die bloße Anzahl der
involvierten rund 500 Firmen.

Viele innovative Ideen kommen aus Dänemark. Hier hat sich unter anderem das
Center for Sustainable Hospitals Network etabliert. Entstanden durch
Eigeninitiative aufgrund von Frustration über die vielen Einwegprodukte im
Klinikalltag, will das Netzwerk helfen, wiederverwendbare Produkte
einzuführen bzw. nicht zu vermeidende Abfälle einem echten Recycling
zuzuführen. Hier sollen auch Patienten mit ins Boot genommen werden, in dem
diese zum Beispiel für Kurzvisiten eigene Handtücher mitbringen und so
Einwegtücher eingespart werden. Auch im Vereinigten Königreich hat sich ein
vergleichbares Center of Sustainable Healthcare gegründet, das
zurzeit als Modellprojekt Green Surgery an fünf Beispielkliniken
ausprobiert.

Krankenschwestern sind die bei weitem größte Gruppe von
Gesundheitsfachkräften. Zur Umgestaltung des Gesundheitssektors zu mehr
Nachhaltigkeit ist eine Einbeziehung der Pflegekräfte unerlässlich. Drei
Nurse Climate Champions aus so unterschiedlichen Bereichen wie
Anästhesie (Irland), Säuglingsstationen und Hepatologie (beide
Großbritannien) stellten ihre Projekte vor, um die Gesundheit zu
verbessern, die Umwelt zu schützen und die Klimaauswirkungen der
Gesundheitsversorgung zu reduzieren - und die zur Nachahmung anregen
sollten.

Dekarbonisierung der Gesundheitssysteme

Mit einem Anteil von 4,4 % an den weltweiten Nettoemissionen ist der
Beitrag des Gesundheitswesens zur Klimakrise nicht zu vernachlässigen. Die
notwendige Dekarbonisierung der Gesundheitssysteme erfordert Maßnahmen auf
allen Ebenen von der Regierung bis hin zu den einzelnen Menschen, die in
den Gesundheitseinrichtungen arbeiten und/oder diese nutzen. Aber um die
Emissionen reduzieren zu können, müssen diese zuerst erfasst werden. Die
Berechnung des Klimafußabdrucks für ein nationales Gesundheitssystem
erfordert qualitativ hochwertige Daten von unterschiedlichen Akteuren.

Hier berichteten Expert*innen aus Frankreich und den Niederlanden von ihren
Erfahrungen und Ergebnissen. Für Frankreich wird ein Betrag des
Gesundheitssektors von 4,6 % der CO2-Emissionen angenommen. Das Ziel einer
vollständigen Dekarbonisierung soll bis 2050 durch eine jährliche Reduktion
um 5 % erreicht werden. Die Datenbasis ist allerdings weiterhin deutlich zu
dünn, um verlässliche Prognosen abgeben zu können. Auch wenn alle jetzt
möglichen Maßnahmen eingerechnet werden, muss mit einer Lücke von ca. 30 %
gerechnet werden, die innerhalb des jetzigen Systems nicht eingespart
werden kann. Hier würde nur ein Systemwechsel zu weniger Pflege und mehr
Prävention helfen.

In den Niederlanden liegt der Anteil des Gesundheitssektors sogar bei rund
8 %. HCWH Europe wird im Rahmen ihres Flaggschiff-Klimaprojekt Operation
Zero eine Methodik entwickeln, die von jeder nationalen Regierung oder
Gesundheitsbehörde verwendet werden kann, um eine robuste Klimabilanz und
eine Netto-Null-Dekarbonisierungsstrategie für ihren Gesundheitssektor zu
entwickeln. Denn ohne verlässliche Datengrundlage kann kein fundierter
Ausstieg aus der Kohlenstoffnutzung erfolgen.

Neben Kohlendioxid sind auch die anderen Treibhausgase zu berücksichtigen.
Emissionen der besonders langlebigen Narkosegase können bis zu 5 % der
CO2-Bilanz eines Gesundheitssystems ausmachen. In Großbritannien sind diverse
Pilotprojekte gestartet, die Emissionen von Narkosegasen reduzieren und
langfristig auf Null bringen wollen.

Die Gesundheitsgebäude machen fast 25 % des gesamten CO2-Fußabdrucks des
Gesundheitswesens aus. Wie könnten Krankenhäuser von morgen aussehen?
Welche Spezifikationen könnten sie benötigen? Welchen Zweck könnten sie
erfüllen? Das sind die Fragen, die sich Architekten und Ingenieure von
heute stellen. Die Gesundheitsgebäude von morgen müssen nicht nur
klimaneutral sein, sondern auch einen Raum bieten, der entspannt ist,
Heilung und schnelle Genesung unterstützt
und eine nachhaltige Gesundheit fördert. Die Einbeziehung klarer
Nachhaltigkeitsziele in die Gebäudeplanung kann gesündere Gebäude fördern
und die Integration von biophilem Design kann zu besseren
Gesundheitsergebnissen sowie zu einer geringeren Umwelt- und Klimabelastung
beitragen. Eine stärkere Einbeziehung der Natur in die
Gesundheitsversorgung kann nicht nur eine bessere Gesundheit und Genesung
fördern, sondern auch dazu beitragen, Treibhausgasemissionen und die
Auswirkungen des Klimawandels zu reduzieren.

Natur, Umwelt, Gesundheit

Nachdem ein Vertreter des UN Environment Programme (UNEP) einige
Fakten über die Zusammenhänge und Vorteile zwischen Gesundheit, Klimawandel
und Biodiversität für mehr Gesundheit und Wohlbefinden referiert hatte,
folgten konkrete Beispielprojekte aus Spanien und Großbritannien.

Das Forests for Health-Projekt einer spanischen Kinderklinik trägt
zu besseren Gesundheitsergebnissen bei, mindert Treibhausgasemissionen und
heilt das Naturdefizit der Kinder. Sogar Arztgespräche und Besprechungen
finden bei entsprechender Witterung draußen statt. Das Projekt ist für die
Familien durchaus langfristig angelegt, erhält doch jedes Kind während des
Klinikaufenthalts einen sogenannten Geschwisterbaum, der auch nach der
Genesung weiterhin besucht werden kann und soll.

Eine psychiatrische Klinik, ebenfalls in Spanien, initiierte das Healthy
Roof-Projekt, das vorher ungenutzten Raum auf dem Flachdach der Klinik
in eine grüne Oase verwandelte, die unter anderem durch therapeutisches
Gärtnern und selbst gezogene Nahrungsmittel gesunde Gewohnheiten nicht nur
bei den Patient*innen fördert. Nachdem eine erste Idee auf dem Tisch lag,
kamen dann sofort die Bedenken, dass die notwendigen Schutzmaßnahmen viel
zu teuer wären und labile Patienten womöglich vom Dach springen könnten. Es
wurde jedoch berichtet, dass das Dach weiterhin nicht gesichert sei und es
bis dato keine Zwischenfälle jedweder Art gegeben habe.

Der letzte Projektbericht kam wieder einmal aus Großbritannien. Die NGO
Green Space for Health entwickelt Pläne zur Integration von
Grünflächen in klinische Umgebungen. In drei Pilotkrankenhäusern des NHS
arbeiten sogenannte Recovery Ranger, die die Umgebung der Kliniken mit
Anpflanzungen und Pflege von Bäumen, Sträuchern, Blumen, Gemüse und
Kräutern in eine heilsame Umgebung verwandeln, zum Teil auch mit
tatkräftiger Unterstützung von Patient*innen.

Giftfreie und nachhaltige Gesundheitsversorgung

Medizinprodukte spielen eine entscheidende Rolle in der medizinischen
Versorgung. Sie können jedoch gefährliche Substanzen enthalten, die während
der Verwendung in den Patienten gelangen und die Patientensicherheit
gefährden können. Genannt wurde zum Beispiel die Problematik von Phthalaten
und Bisphenol-A in der Neugeborenenversorgung (besonders auch Frühgeborene)
oder Dialyse in den PVC-Schläuchen. Wie ein Beispiel aus Norwegen zeigte,
sind diese heute immer noch nicht verschwunden, da sie offensichtlich aus
Kostengründen immer noch bestellt werden. Bei einer Befragung waren aber
immerhin 84 % der angebotenen Produkte frei von Phthalaten. Jedoch
enthalten immerhin 10 - 30 % der Medizinprodukte eine Vielzahl von nicht
deklarierten und unbekannten toxischen Stoffen. Zertifizierungen wie der
Nordische Schwan oder der Blaue Engel könnten hier bei der
Beschaffung hilfreich sein und die unerwünschten Kontaminierungen proaktiv
verhindern.

Mithilfe des Konzepts der Abfallhierarchie können Maßnahmen identifiziert
werden, die für den Übergang zu einer nachhaltigeren Nutzung der Ressourcen
priorisiert werden sollten, um sicherzustellen, dass Materialien so lange
wie möglich verwendet werden, bevor sie entsorgt werden. Wie verschiedene
Projekte zeigten, können Angehörige der Gesundheitsberufe in der Praxis
mithilfe des Konzepts leichter die Arbeitsabläufe und -praktiken
analysieren und Möglichkeiten identifizieren, den Einsatz von
Einwegprodukten durch Mehrweglösungen zu reduzieren und durch ihren Einkauf
Innovationen auf dem Markt zu fördern. In konkreten Beispielen ging es um
die Möglichkeiten zur Wiederaufbereitung von Einweg-Medizinprodukten (z.B.
Katheter und Herzschrittmacher) und neue Geschäftsmodelle wie die
sogenannte Servitization (Kombination von Sachgütern und Dienstleitungen,
z.B. Leasing-Modelle). Bevorzugt werden sollten Produkte, die durch
Wiederverwendung und Reparatur lange in Gebrauch gehalten werden können.

Etwa 75 % der Emissionen des Gesundheitswesens stammen aus Lieferketten
(Produktion, Transport, Verwendung und Entsorgung von Waren und
Dienstleistungen). Die Umweltauswirkungen dieser Lieferketten lassen sich
erheblich reduzieren, indem Lieferanten mit ins Boot genommen werden und
Nachhaltigkeit und Klimaneutralität bei der Beschaffung eine höhere
Bedeutung als den reinen Geldpreis bekommen.

Arzneimittel und Umwelt

Zwischen 30 - 90 % der oral verabreichten Arzneimittel werden als
Wirkstoffe im Stuhl und Urin von Patienten ins Abwasser ausgeschieden. Da
sie in erster Linie darauf ausgelegt sind, biologisch abbaubare Substanzen
zu beseitigen, haben Kläranlagen nur eine geringe Effizienz gegenüber
Arzneimitteln und deren Stoffwechselprodukten, sodass diese in die
aquatische Umwelt
und letztlich in den Wasserkreislauf gelangen können.(1) Insbesondere
Antibiotika, Zytostatika, synthetische Hormone, entzündungshemmende
Medikamente und Beruhigungsmittel können schädliche Wirkungen auf sensible
aquatische Lebewesen haben. Dabei sind nicht nur verhaltensbezogene,
physiologische und histologische Probleme bei den kontaminierten Lebewesen
von Bedeutung, eine größere Gefahr für die öffentliche Gesundheit geht von
der Entwicklung von Antibiotikaresistenzen aus. End of pipe-Lösungen
sind also schwierig, aufwendig, teuer und niemals zu 100 % effektiv.
Insbesondere niedergelassene Ärzte spielen eine Schlüsselrolle bei der
Reduzierung der unnötigen Verwendung von Arzneimitteln. So wurde aus
Großbritannien berichtet, dass 21 % der verschriebenen Arzneimittel gar
nicht genutzt werden. Patientenaufklärung ist die eine Seite, Änderungen in
den ärztlichen Beschaffungs- und Verschreibungspraktiken die andere Seite.
Hier gibt es noch viel zu tun, obwohl es bereits viele gute Beispiele unter
anderem aus Schweden gibt. Dort wird an einer Liste gearbeitet, die die
Umweltbelastung von Arzneimittel mit einbezieht, wohingegen bei der
Verschreibung meist nur der Preis zählt. Zwar hat auch die Europäische
Arzneimittelagentur bereits 2006 einen Umweltaspekt bei der Zulassung von Arzneimitteln
eingeführt, diesen aber nur als freiwillig gekennzeichnet, sodass nur bei
einem geringen Teil der Arzneimittel ökologische Auswirkungen von den
Antragstellern angeführt werden. Aus Schottland wird berichtet, wie dem
Dilemma begegnet werden kann, dass Patient*innen einerseits eine
Verschreibung erwarten oder sogar verlangen, während die Ärzt*innen
eigentlich nichts verschreiben möchten. Hier kommen Begriffe wie grünes
Rezept oder soziale Verschreibung ins Spiel. Gemeint ist die
tatsächlich formale Verschreibung von Spaziergängen im Wald oder ähnliches,
also nicht nur als Tipp für eine gesündere Lebensweise.

Auch die Pharmaindustrie selbst ist aufgrund ihrer Abhängigkeit von
fossilen Grundstoffen an der Umweltverschmutzung mit Treibhausgasemissionen
beteiligt. Arzneimittel tragen auch erheblich zum CO2-Fußabdruck des
Gesundheitswesens bei. Im Jahr 2019 stellte NHS England fest, dass
Pharmazeutika und Chemikalien 32 % der Emissionen in der Lieferkette
ausmachten. Unter anderem werden jedes Jahr Unmengen unbenutzter
Medikamente weggeworfen, allein für die Niederlande bedeutet das einen
jährlichen Verlust von ca. 100 Mio Euro. Arzneimittelabfälle verursachen ja
aber nicht nur unnötige Emissionen, sondern belasten bei unsachgemäßer
Entsorgung die Umwelt oder können auf den Schwarzmarkt gelangen. Es
bedeutet natürlich auch
einen Verlust wertvoller Ressourcen und treibt die Gesundheitskosten nach
oben. Zwei Beispiele aus den Niederlanden zeigten Möglichkeiten zur
Abfallverringerung auf, indem eine konkret auf
die zu behandelnde Person zugeschnittene Medikation propagiert wurde, wobei
dann keine Reste mehr entstehen. Oder die Abgabe von ungenutzten und/oder
kurz vor dem Ablaufdatum stehenden Medikamenten an andere Nutzer.

Arzneimitteleinsatz in der Lebensmittelproduktion

Gesundheitseinrichtungen in ganz Europa bieten Patienten, Personal und
Besuchern täglich eine beträchtliche Anzahl von Mahlzeiten an. Sie verfügen
daher über eine beträchtliche Kaufkraft, die sie nutzen können, um die
Nachhaltigkeit in der Lebensmittelversorgungskette voranzutreiben und
Umwelt- und Gesundheitsprobleme im Zusammenhang mit dem Missbrauch von
Arzneimitteln in der Lebensmittelproduktion anzugehen. Arzneimittel
gelangen zu einem großen Teil auch durch tierische Ausscheidungen über
Abflüsse aus landwirtschaftlichen Flächen und Ableitungen aus der
Aquakultur in die Umwelt. 75 - 90 % der an Tiere verfütterten Antibiotika
gelangen sogar unverstoffwechselt in die Kanalisation und in Gewässer,
wodurch die Entwicklung von antimikrobiellen Resistenzen (AMR) gefördert
wird. Eigentlich sollte der Gesundheitssektor auch bei der Ernährung mit
gutem Beispiel vorangehen. Zum Beispiel könnte mehr pflanzliche Ernährung
eingeführt und der Fleischanteil zurückgenommen werden. Dieser sollte zudem
überwiegend aus der Bio-Landwirtschaft stammen, die strengere Vorschriften
für die Verwendung von Arzneimitteln in der Lebensmittelproduktion erlassen
hat.

Arzneimittelrückstände im Krankenhausabwasser

Der Gesundheitssektor hat einen Auftrag zur Heilung und dennoch sind
Krankenhäuser bedeutende Hot Spots für spezielle pharmazeutische
Rückstände, die in die Umwelt gelangen, Ökosysteme bedrohen sowie die
Entwicklung von antimikrobiellen Resistenzen (AMR) vorantreiben können und
damit eine ernsthafte Gefahr für die öffentliche Gesundheit darstellen.(3)
Da Arzneimittel so konzipiert sind, dass sie in niedrigen Dosen mit
lebenden Systemen interagieren, sind selbst geringe Konzentrationen in der
Umwelt ein Problem. Während gängige Arzneimittel häufig zu Hause konsumiert
werden, ist der Gebrauch bestimmter spezialisierter pharmazeutischer
Produkte wie Zytostatika, hochwirksame Antibiotika und
Röntgenkontrastmittel hauptsächlich auf Krankenhäuser oder spezielle
Arztpraxen beschränkt. Mittlerweile gibt es verschiedene Systeme, die die
Abwässer derartiger Hot Spots mit speziellen Filtern reinigen können, bevor
diese in die Vorfluter entlassen werden. Eine andere Methode wird aus den
Niederlanden berichtet, dort wird das Abwasser mit Plasma desinfiziert. Aus
Deutschland wurde von einem erfolgreichen Pilotprojekt im Rahmen des Runden
Tisches Röntgenkontrastmittel (RKM) berichtet, wo die Patient*innen nach
dem Röntgen einen Urinbeutel mitbekamen, der den ersten kontaminierten Urin
auffängt. Dieser wird dann zu Hause in den Restmüll entsorgt und gelangt
dann nicht mehr ins Abwasser. Theoretisch könnten auf diese Art bei einer
bundesweiten Anwendung bis zu 6 t Kontrastmittel aus dem Abwasser
ferngehalten werden und das bei moderaten Kosten.(2)(3)

Zukunft einer nachhaltigen Gesundheitsversorgung

Der Gründer und Präsident von HCWH, Gary Cohen, führte ein in die
abschließende Plenarsitzung, die eine Reihe von Schlüsselthemen unter dem
übergeordneten Thema Building Tomorrow's Healthcare nochmals
aufgriff. Die beiden Impulsreferate beschäftigten sich mit Krankenhäusern.
Fiona Daly (NHS) stellte den neuen NHS Net Zero Carbon Building
Standard vor, der auf 40 neu zu bauende Krankenhäuser angewendet werden
soll, um die Zielvorgabe für den CO2-neutralen Gesundheitsdienst in 2040 zu
ermöglichen. Allerdings seien noch viele Probleme zu
bewältigen, unter anderem müssten neben der CO2-Neutralität auch Aspekte
wie Qualität, Nachhaltigkeit oder auch mögliche gesundheitliche
Auswirkungen berücksichtigt werden. Da die Gesundheitsgebäude eine lange
Lebensdauer über mehrere Jahrzehnte hätten, bildeten diese in der Tat die
Basis für einen Net Zero NHS.

In eine ähnliche Richtung deutete der Ansatz von Daniel Eriksson (Nordic
Centre for Sustainable Healthcare - NCSH, Schweden). Er stellte mit
Grønnköpingkiδ das umweltfreundlichste Krankenhaus der Welt
vor, das allerdings nur virtuell existiert. Dort werden alle bekannten
Best-Practice-Lösungen präsentiert, die bereits in verschiedenen nordischen
Krankenhäusern implementiert sind und so allen Interessierten zur Kenntnis
gebracht werden.

Das wären wiederum lediglich zwei kleine Schritte, meinte Gary Cohen und
erinnerte an den großen Fortschritt, der seit Gründung von HCWH im Jahre
1996 geschafft wurde. Das Beispiel
des grünen Krankenhauses ließe sich auch auf andere Bereiche wie
Medizinprodukte oder auch Arzneimittel übertragen. Cohen beklagte die auch
während der Corona-Pandemie weiter fortdauernde globale Ungerechtigkeit
bezüglich des Zugangs zum Gesundheitswesen. Er erinnerte an den
Gründungsslogan von HCWH "first do no harm" und skizzierte ein gerechtes
und nachhaltiges Gesundheitswesen als Modell für weitere Lebensbereiche,
auch für diejenigen Bürger*innen, die vernachlässigt werden und deren
Stimmen nicht zu hören sind.

Fazit

Eine faszinierende Veranstaltung! Beeindruckend, wie viele engagierte
Mitarbeiter*innen jeglicher Hierarchieebenen hier ihre Projekte vorstellten
- und das alles zu Coronazeiten! Unübersehbar die Leuchtturmprojekte aus
Großbritannien und Skandinavien. Vom ehemaligen Klimaweltmeister
Deutschland war im Übrigen fast nichts zu sehen, abgesehen vom
Umweltbundesamt, das sich weltweit mit der Thematik Arzneimittel in der
Umwelt beschäftigt und dafür ebenso globales Lob erhält. Wie ist es
eigentlich möglich, dass der doch angeblich so heruntergewirtschaftete
britische National Health Service (NHS) sich bis 2040 Klimaneutralität
verschreiben kann? Und sich dann auch noch mit vielen konkreten innovativen
Projekten auf den Weg zu diesem Ziel macht? Wann und wo wird in Deutschland
ein klimaneutrales Krankenhaus gebaut? Hoffentlich gibt es im Anschluss an
die nächste CleanMed Europe auch einmal Positives aus Deutschland zu
berichten!


(*) Übersetzung der englischen Begriffe: Redaktion Schattenblick


Anmerkungen

(1) Ausführliche Informationen zur Problematik Arzneimittel und Umwelt auf
nationaler und globaler Ebene finden sich auf der Webseite des
Umweltbundesamtes unter

https://www.umweltbundesamt.de/themen/chemikalien/arzneimittel

(2) Siehe auch Bericht von HCWH Europe (2021): Pharmaceutical residues in
hospital wastewater, report, Brussels unter 

https://noharm-europe.org/articles/news/europe/pharmaceutical-residues-hospital-wastewater

(3) Siehe auch Ergebnisbericht des Runden Tischs RKM (2021) unter 

www.dialog-spurenstoffstrategie.de/spurenstoffe/aktuelles/meldungen/21-10-04-Runder-Tisch_RKM.php

 * 
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UMWELT/248: Gesundheitsforschung - Es wird heiß ...    Umweltmedizinerin Claudia Traidl-Hoffmann im Gespräch (Securvital)

Securvital 2/22, April - Juni 2022

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Gesundheitsforschung: Es wird heiß 


Der Klimawandel beeinflusst nicht nur unsere Umwelt. Er führt auch jetzt
schon zu gesundheitlichen Belastungen.

Astrid Froese sprach mit der Umweltmedizinerin Claudia Traidl-Hoffmann






[image: Porträt von Prof. Dr. Claudia Traidl-Hoffmann - Foto: © 2021 by Anatoli Oskin, Universität Augsburg]

Prof. Dr. Traidl-Hoffmann ist Direktorin der Umweltmedizin am
Universitätsklinikum Augsburg. Sie erforscht die Auswirkungen des
Klimawandels auf die Gesundheit und zeigt Wege auf, wie sich Menschen an
die neuen Bedingungen anpassen können.

Foto: © 2021 by Anatoli Oskin, Universität Augsburg



Securvital: Als Umweltmedizinerin erforschen Sie die Auswirkungen des
Klimawandels auf die menschliche Gesundheit. Wie wirken sich die
Veränderungen auf Allergien und Atemwegserkrankungen aus?

Claudia Traidl-Hoffmann: Da sind zwei Aspekte. Zum einen haben wir eine
längere Pollensaison. Wir sehen aggressivere Pollen und auch neue Pollen,
z.B. Ambrosia oder Glaskraut. Das ist der Effekt über die veränderte
Pflanzenwelt auf uns. Das Zweite ist die zunehmende Umweltverschmutzung
durch Schadstoffe. Diese feuern den Klimawandel mit an und wirken auf uns,
indem sie unser Immunsystem für eine allergische Antwort empfänglicher
machen. Für Menschen mit Atemwegserkrankungen ist darüber hinaus die
zunehmende Hitze ein großer Risikofaktor.

Securvital: Wem macht die zunehmende Hitze sonst noch zu schaffen?

Traidl-Hoffmann: Ältere Menschen sind gefährdet, weil ihr
Herz-Kreislauf-System belastet ist. Und weil sie verstärkt Diabetes oder geschädigte
Herzkranzgefäße haben. Es trifft aber auch junge Leute. Wie einen
Patienten, der bei uns in die Notaufnahme kam. Er hatte den ganzen Tag auf
dem Dach gearbeitet, ohne Kopfbedeckung. Er wurde bewusstlos eingeliefert
mit einer Kerntemperatur von 43 Grad und ist uns leider innerhalb von
Stunden verstorben: 35 Jahre, kerngesund. Dies zeigt, dass wir Menschen
Grenzen haben, was unsere Anpassungsfähigkeit betrifft. Und diese Grenzen
bedeuten, dass wir den Klimawandel unbedingt abmildern müssen.

Securvital: Gibt es auch neue Krankheiten?

Traidl-Hoffmann: Ja, zum Beispiel das West-Nil-Fieber. Neu sind besonders
Erkrankungen, die durch Mücken oder Zecken übertragen werden. Und dann
treten auch verstärkt die auf, die wir schon haben, wie die Leishmaniose
oder Chikungunya. Zudem sehen wir eine Zunahme der Borreliose und der
Frühsommer-Meningoenzephalitis (FSME).

Securvital: In welcher Form sind Kinder von diesen Veränderungen betroffen?

Traidl-Hoffmann: Kinder haben zum einen unter der vermehrten
Pollenbelastung zu leiden. Es gibt neue Daten, die zeigen, dass je früher
ein Kind mit starken Pollenkonzentrationen in Kontakt kommt, die
Wahrscheinlichkeit steigt, dass es eine Allergie entwickelt. Asthma und
Allergien nehmen bei Kindern nachweislich zu - auch durch die
Umweltbelastung, durch Schadstoffe in der Luft, in der Ernährung, im
Wasser. Oder durch Seifen, die unsere Hautbarriere schädigen. Zum anderen
sind Kinder durch Hitze gefährdet. Im schlimmsten Fall, wenn sie im Auto
gelassen werden. Oder wenn sich Schulräume zu sehr aufheizen und dadurch
die Lernleistung beeinträchtigt ist. Oder durch sportliche Sommerspiele im
Juli, bei denen Kinder kollabieren. Hinzu kommt, dass wir durch die höheren
Durchschnittstemperaturen auch eine Zunahme von Diabetes sehen. Kurz:
Unsere Kinder haben es schwerer, gesund zu altern. Ein Kind, das heute
geboren wird, wird mit hoher Wahrscheinlichkeit unter Hitze zu leiden
haben.

Securvital: Was kann der Einzelne tun, um sich zu schützen?

Traidl-Hoffmann: Jede Person kann viel tun. Simple Maßnahmen wie an heißen
Tagen viel trinken, Räume abdunkeln und keinen Sport während der
Mittagshitze treiben. Auch was die Arbeit betrifft, müssen wir umdenken und
zum Beispiel für manche Berufsgruppen die Arbeitszeiten ändern wie in
Südeuropa. Als Allergiker kann ich meine Schleimhäute bei starkem
Pollenflug durch eine FFP2-Maske und eine Brille schützen. Und ich kann
versuchen, erst gar keine Allergien zu bekommen. Das ist das große Ziel
meiner Forschung: die Prävention von Allergien. Wir wissen zum Beispiel,
dass je diverser die Ernährung eines Kindes im ersten Lebensjahr ist, desto
geringer ist die Wahrscheinlichkeit, dass das Kind eine Allergie
entwickelt. Entgegen vieler Mythen haben wir interessanterweise keine
Hinweise darauf, dass langes Stillen vor Allergien schützt. Jeder Einzelne
kann also etwas tun. Aber das Gesundheitssystem muss ihm auch helfen.

Securvital: Was sollten Stadtplaner künftig berücksichtigen?

Traidl-Hoffmann: Wir brauchen mehr Freiräume für Fahrräder und weniger Raum
für Autos. Wir brauchen viele Parks und Grünflächen. Und wir sollten Städte
so anlegen, dass Frischluft reinkommt und gleichzeitig Schutz vor
Extremwetterlagen gegeben ist. Um Kenntnisse dafür zu sammeln, haben wir
ein Forschungsprogramm gestartet, in dem Architekten, Geografen, Mediziner
und Städteplaner mit Doktoranden zusammenarbeiten, um Städte der Zukunft zu
entwerfen.

 * 
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ERNÄHRUNG/1516: Heimische Superfoods (Securvital)

Securvital 2/22, April - Juni 2022

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Heimische Superfoods


Beeren, Spargel oder Hirse sind genauso nährstoffreich wie manch trendige
Exoten.
Vor allem aber sind sie umweltschonender und preisgünstiger.

von Astrid Froese



Sie sollen wahre Wundermittel sein: extrem nährstoffreich,
gesundheitsfördernd und obendrein noch schlank machen - Superfoods. Der
Begriff bezeichnet Lebensmittel aus fernen Ländern, die größere Mengen an
Vitaminen, Mineralien und sekundären Pflanzenstoffen enthalten. Dabei
handelt es sich meist um Obst- und Gemüsesorten, Öle oder Saaten wie Goji-
und Açai-Beeren, Avocado oder Quinoa. Angeboten werden sie in der
Regel in bearbeiteter Form, getrocknet oder als Extrakt, selten frisch.
Superfoods werden Lebensmitteln zugefügt, wie z.B. Chiasamen in Brötchen.
Sie stecken in Kapsel- oder Pulverform in Nahrungsergänzungsmitteln oder
kommen als Zutat in Müslis, Smoothies und Energieriegeln zum Einsatz.

So sehr Superfoods im Trend liegen, die exotischen Lebensmittel haben auch
Nachteile. Ihre langen Transportwege belasten die Umwelt, sie sind
hochpreisig und haben in der Regel viele Verarbeitungsschritte durchlaufen.
Superfoods können die Ernährung durch neue Geschmackserlebnisse bereichern,
aber einen gesundheitlichen Mehrwert im Vergleich zu heimischem Gemüse und
Früchten sieht die Verbraucherzentrale nicht. Im Gegenteil: Die
gesundheitsfördernden Eigenschaften bestimmter Superfoods seien
wissenschaftlich nicht belegt. Sie können sogar mit Schadstoffen belastet
sein und allergische Reaktionen auslösen. Besonders Superfoods in
Kapselform seien aufgrund der hohen Konzentration bestimmter reizender
Stoffe mit Vorsicht zu genießen.

Nachhaltige Alternativen

Wer nicht auf exotische Trendprodukte setzen möchte, für den gibt es eine
Reihe heimischer Alternativen, die schmecken, die Umwelt entlasten und
zudem den Geldbeutel schonen. Vertraute regional erzeugte Produkte von
Wochenmärkten oder aus Lebensmittelläden bereichern den saisonalen
Speiseplan und stärken mit ihren Inhaltsstoffen Körper wie Psyche.

Wahre Kraftspender sind beispielsweise Leinsamen. Sie weisen mehr
Ballaststoffe und einen höheren Gehalt an Proteinen und Omega-3-Fettsäuren
auf als Chiasamen aus Südamerika. Zudem sättigen Leinsamen ebenso gut.

Ein attraktiver Ersatz für die bei Veganern beliebte Körnerfrucht Quinoa,
die überwiegend aus den Anden importiert wird, sind Hirse oder Buchweizen.
Auch Hirse verfügt über wertvolles Protein, ist ebenso glutenfrei und
besitzt darüber hinaus einen noch höheren Zink- und Eisengehalt als Quinoa.

Wer sein Immunsystem stärken möchte, für den kommt die sommerliche
Beerenzeit gerade recht. Denn ab Mai locken wieder die Stände mit frischen
heimischen Früchten. Neben Vitamin C, B1, K und der für schwangere Frauen
so wichtigen Folsäure enthalten beispielsweise Erdbeeren auch Kalzium,
Kalium, Eisen und Zink sowie viele sekundäre Pflanzenstoffe, die das 
Herz-Kreislauf-System stärken und Krankheiten des Nervensystems vorbeugen.
Bereits eine halbe Müslischale Erdbeeren decken den Tagesbedarf eines
Erwachsenen an Vitamin C.

Köstliche Schlankmacher

Ein besonders kalorienarmer Gesundheitshelfer ist Spargel, der diverse
Vitamine und Mineralien liefert. Die in ihm enthaltene L-Asparaginsäure
regt die Nierentätigkeit und damit die Wasserausscheidung an. Spargel wirkt
damit entwässernd und stoffwechselanregend.

Auch Radieschen haben wenig Kalorien und sind kleine Muntermacher. Neben
Ballaststoffen und Kohlenhydraten enthält das rote Knollengemüse Natrium,
Kalzium, Magnesium, Kalium und Eisen. Dazu kommen die Vitamine A, B1, B2,
B6, C und E. Verschiedene Senföle verleihen Radieschen ihren bisweilen
scharfen Geschmack. Senföl wirkt nachweislich antibiotisch und schützt vor
Entzündungen.

Ein wahrer Energiespender ist auch Spinat durch das für den Energiehaushalt
so wichtige Spurenelement Magnesium. Es hilft gegen Muskelkrämpfe und 
-verspannungen, aber auch gegen Müdigkeit, Konzentrationsstörungen,
Kopfschmerzen oder Kreislaufprobleme. Zudem hemmt es die Freisetzung der
Hormone Adrenalin und Noradrenalin und lindert so Stresssymptome.

Ob als Energiequelle, Immunbooster, Schlank- oder Muntermacher: Den
Vergleich mit exotischen Importen brauchen heimische Lebensmittel nicht zu
scheuen. Sie bieten viele wertvolle Inhaltsstoffe und schenken von Saison
zu Saison großartige Geschmackserlebnisse.

 * 
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GESCHICHTE/639: Aufarbeitung - Gewalt in der Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendpsychiatrie in Schleswig-Holstein (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 3, März 2022

"Erschreckendes Bild"

von Dirk Schnack



PSYCHIATRIE. Der Abschlussbericht über Gewalt und Unrechtstaten gegen
Kinder- und Jugendliche in stationären Einrichtungen der
Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendpsychiatrie zwischen 1949
und 1990 in Schleswig-Holstein liegt vor.


Der Bericht bestätigt, was Betroffene schon bei einem Symposium
zum Thema in Kiel geschildert hatten: Kinder und Jugendliche in diesen
Einrichtungen waren Misshandlungen ausgesetzt und wurden
vernachlässigt. In der Aufarbeitung des Lübecker Instituts für
Medizingeschichte und Wissenschaftsforschung berichten Betroffene von
Schlägen, Zwang, Missbrauch, medikamentöser Ruhigstellung und
Ausbeutung, unter deren Folgen sie bis heute zu leiden haben. Darüber
hinaus wurden sexuelle Übergriffe, demütigende Strafpraktiken und
körperliche Misshandlungen geschildert, die ein gravierendes Ausmaß an
Gewalttätigkeit und Willkür des Personals erkennen ließ.

Die Forschenden um Prof. Cornelius Borck sprechen insgesamt von einem
"erschreckenden Bild". Im Fokus standen zwei Einrichtungen in
Schleswig und eine in Wyk auf Föhr. "In allen von uns untersuchten
Einrichtungen kam es regelmäßig zu Gewalt, obwohl die Misshandlung von
Schutzbefohlenen bereits damals dienstrechtlich verboten war", sagte
Borck. In einer ersten Studie hatte sein Institut bereits über die
Medikamentenversuche in diesen Einrichtungen berichtet.

Als Ursache für die Gewalt und Willkür begünstigenden
Rahmenbedingungen werden strukturelle Mängel in den Einrichtungen der
Psychiatrie und Behindertenhilfe genannt, die für die
Nachkriegsjahrzehnte der Bundesrepublik insgesamt kennzeichnend waren.
Hinzu kam laut Bericht eine mangelhafte oder Missstände tolerierende
Kontrollpraxis gegenüber den zu beaufsichtigenden Institutionen.

Auch die im Nachkriegsdeutschland verbreiteten Vorurteile über
Menschen mit Behinderungen und psychischen Erkrankungen werden als
gewaltfördernd angesehen. Berücksichtigt werden müssten außerdem die
Verstrickungen der Einrichtungen in die nationalsozialistische Politik
sowie die Haltung des Klinikpersonals. Viele der interviewten
ehemaligen Mitarbeiter hatten berichtet, dass insbesondere die "alte
Riege" der Pflegekräfte auf Gewalt und Entwürdigung im Arbeitsalltag
zurückgriff.

Zwischen psychiatrischen und heilpädagogischen Zuständigkeiten wurde
oft nicht differenziert. Die kinder- und jugendpsychiatrische
Abteilung des Landeskrankenhauses Schleswig sei im
Untersuchungszeitraum eher eine Großeinrichtung der Behindertenhilfe
und kaum eine Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie gewesen, heißt
es im Bericht. Hinweise auf diagnostische oder therapeutische
Maßnahmen gab es demnach kaum.

Das Land hat laut Bericht Reformen im Bereich der Psychiatrie nur
unzureichend vorgenommen. Der 252-seitige Bericht widmet sich der
politischen Verantwortung in einem Kapitel mit der Überschrift
"Versagen der politischen Entscheidungsträger". Dort wird
klargestellt, dass den politisch und institutionell Verantwortlichen
zumindest die strukturellen Defizite in den Einrichtungen bekannt
waren.

Die Reformbemühungen durch die "Psychiatrie-Enquete" der 1970er-Jahre
hätten wenig Niederschlag gefunden. Die Sanierungsprogramme der
1960er-Jahre und der 1978 vorgelegte Psychiatrieplan konnten die
Erwartungen nicht erfüllen, sodass Reformbemühungen und Interventionen
in erster Linie aus verschiedenen selbstorganisierten
Interessenvertretungen kamen.

Den Bericht hatte das Kieler Sozialministerium als Umsetzung eines
Beschlusses des Landtags an der Lübecker Universität in Auftrag
gegeben. Schleswig-Holsteins Sozialminister Dr. rer. pol. Heiner Garg
(FDP) nannte es "erschütternd, dass Menschen, die Hilfe und Schutz
erwarteten, Misshandlung und Vernachlässigung erfahren haben."

Das Land unterstützt Betroffene inzwischen finanziell und hat dafür
nach eigenen Angaben mehr als sechs Millionen Euro zur Verfügung
gestellt. Damit soll auch nach dem Auslaufen der bundesweiten
Hilfe- bzw. Unterstützungsleistungen durch den Fonds "Heimerziehung"
und durch die Stiftung "Anerkennung und Hilfe" vergleichbare
Anerkennungs- oder Unterstützungsleistung in Schleswig-Holstein
gewährt bleiben.

 * 
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AUSLAND/2620: Texas - Corbevax, erster lizenzfreier Covid-19-Impfstoff ohne Grenzen (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Lizenzfreier Impfstoff ohne Grenzen
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María Elena Bottazzi
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Corbevax ist der erste Impfstoff gegen das Coronavirus, der
lizenzfrei hergestellt werden kann. Die honduranische
Wissenschaftlerin María Bottazzi hat den Open-Source-Impfstoff
mitentwickelt.

(Lima, 18. März 2022, servindi/poonal) - Corbevax ist der erste
Impfstoff gegen das Coronavirus, der lizenzfrei ist. Die honduranische
Mikrobiologin María Elena Bottazzi [1] leitet in den USA gemeinsam mit
dem Wissenschaftler Peter Hotez das Zentrum für Impfstoffentwicklung
im Texas Children's Hospital in Houston. Ihrem Team von
Wissenschaftler*innen ist es gelungen, mit Corbevax einen Impfstoff
gegen das Coronavirus zu entwickeln, der lizenzfrei und günstig
herzustellen ist und dadurch in diversen Ländern in großen Mengen
produziert werden kann. Für ihre Arbeit wurden Bottazzi und Hotez für
den Friedensnobelpreis nominiert [2].

Bei einem von der Entwicklungsorganisation Internews [3] organisierten
online-Gespräch am 16. März unterstrich die Mikrobiologin die
Notwendigkeit, dass die Regionen, die die Impfstoffe am meisten
benötigen, diese selbst produzieren können. Das sei ein Beitrag zur
Dekolonisierung solcher Produkte. Corbevax ist ein Proteinimpfstoff,
der in leicht verfügbaren Hefezellen gezüchtet wird und somit sogar
vegan hergestellt wird. Die Produktion einer Dosis wäre mit etwa drei
Dollar deutlich günstiger [4] als mRNA-Impfstoffe.


Dekolonisierung der Impfstoffproduktion

Während des virtuellen Events unterstrich Bottazzi die Bedeutung der
Kommunikation besonders mit indigenen Bevölkerungsgruppen, die häufig
Zweifel an und Misstrauen gegen die Impfung haben. "Ich möchte die
indigenen Gruppen ermutigen, mit den Wissenschaftler*innen
zusammenzuarbeiten, mit denen, die sicherstellen, dass diese
Technologien sicher und effektiv sind", so Bottazzi. Zudem sei es
wichtig, die indigenen Bevölkerungsgruppen in die Diskussionen über
Impfkampagnen mit einzubeziehen damit sie erkennen könnten, dass diese
notwendig und sicher für die Gemeinschaften seien. "Wenn wir gerecht
sein wollen, brauchen wir einen Dialog mit den Bevölkerungsgruppen,
die Zweifel haben und müssen auf diese Zweifel eingehen", sagte die
Forscherin.

Angesichts des verbreiteten Misstrauens gegenüber einer Immunisierung
unterstrich die honduranische Wissenschaftlerin, dass die
Impfstofftechnologie sicher sei und funktioniere. "Für mich ist das
Wichtigste zu sehen, welches Risiko es birgt, sich nicht durch eine
Impfung zu schützen wenn ich doch weiß, das Impfungen seit Jahren als
wichtiges Instrument der Gesundheitsvorsorge anerkannt sind", so
Bottazzi.

Durch die Pandemie seien diverse Mängel in der Gesundheitsversorgung
deutlich geworden. Daher sei es wichtig, dass staatliche Behörden der
Gesundheitsvorsorge Vorrang einräumten. Denn obwohl dies zentral für
die Sicherheit eines jeden Landes sei, "wurde die Gesundheit immer als
zweitrangig angesehen". Die Schwäche der weltweiten Gesundheitssysteme
zeige sich auch in der Vernachlässigung anderer Krankheiten während
der Covid-19-Pandemie.


Gemeinnütziges Eigentum

Corbevax sei gemeinnütziges Eigentum und könne frei hergestellt
werden, so Bottazzi. Der Impfstoff sei sicher und habe weniger
Nebenwirkungen als beispielsweise Astra Zeneca. Vor seiner Anerkennung
wurde der Impfstoff klinischen Studien zu dessen Wirksamkeit
unterzogen. Dabei hat sich gezeigt, dass der Impfstoff zu über 80
Prozent vor symptomatischen Infektionen durch die damals
vorherrschende Delta-Variante schützt [5]. Zudem hat eine Dosis
Corbevax eine längere Wirksamkeit als andere Corona-Impfstoffe; daher
sei es laut Bottazzi wahrscheinlich, dass mit Corbevax weniger häufig
geboostert werden müsse. Allerdings war die Zahl der Probanden relativ
gering. Bisher ist auch noch nicht bekannt, wie gut der Impfstoff vor
der Omikron-Variante schützt. Um weitere Daten zu erheben oder den
Impfstoff weiterzuentwickeln, benötigen die Forscher*innen mehr
Fördergelder. Die USA und die anderen G7-Staaten haben sich jedoch
trotz entsprechender Bitten der Forschenden bislang geweigert, das
Projekt finanziell zu unterstützen.


Notfallzulassung in Indien

Ende Dezember 2021 hat Corbevax eine Notfallzulassung in Indien
erhalten. Dort werde der Impfstoff bereits Minderjährigen verabreicht,
so Bottazzi. Diese erste Zulassung werde dazu führen, dass sich neue
Türen öffneten, um mit der Immunisierung der ärmeren Regionen der Welt
voran zu kommen, hofft sie.

Das texanische Zentrum für Impfstoffentwicklung entwickelt bereits
seit über 20 Jahren verschiedene Impfstoffe gegen Krankheiten, die vor
allem in Entwicklungsländern verbreitet sind. Dabei hat das Team eher
einen akademischen als einen wirtschaftlichen Schwerpunkt: Es will
forschen, fortbilden und die wissenschaftlichen Erkenntnisse mit
anderen teilen. Momentan versuche ihr Team, einen Impfstoff zu
entwickeln, der gegen sämtliche Coronavirus-Varianten wirkt, so
Bottazzi.


Anmerkungen:
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[3] https://internews.org/

[4] https://www.deutschlandfunknova.de/beitrag/weltweite-impfstoffversorgung-mehr-gerechtigkeit-durch-open-source-impfstoff

[5] https://www.pharmazeutische-zeitung.de/lizenzfreier-corona-impfstoff-aus-den-usa-in-indien-zugelassen-130717/
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Lotsenprojekt mit ermutigenden Ergebnissen

von Martin Geist



PATIENTENLOTSEN. Wer älter ist und unter komplexen Erkrankungen
leidet, kann ein Lied davon singen, was für ein Labyrinth aus
Versorgungsmöglichkeiten und Zuständigkeiten es zu durchdringen gilt.
Ein von der Barmer geleitetes Lotsenprojekt soll Abhilfe schaffen. Die
Krankenkasse setzt sich für eine flächendeckende Einführung ein.


Das im Sommer 2018 gestartete Projekt Rubin steht für "Regional
ununterbrochen betreut im Netz". Wobei mit Netz nicht das Internet
gemeint ist, sondern ein Beziehungsgeflecht aus Einrichtungen und den
dahinterstehenden Menschen, die im Idealfall Hand in Hand im Sinne
bestmöglicher Lebensqualität zusammenwirken.

Zumindest ziemlich nahe kommt man dem Idealfall nach Überzeugung von
Dr. Bernd Hillebrandt, Landesgeschäftsführer der Barmer in
Schleswig-Holstein, mit dem in Rubin erprobten Prinzip einer
Tandemversorgung. Eine Pflegefachkraft und eine hausärztliche Praxis
arbeiten nach diesem Modell eng zusammen und koordinieren mithilfe von
Lotsen die komplette Versorgung, die ein Patient je nach individueller
Situation benötigt.

Care- und Case-Management nennt sich das im Fachbegriff, zum Beispiel
Nicole Tralau ist der Name im richtigen Leben. Die gelernte
Ergotherapeutin hat sich in 180 Theorie- und vielen Praxisstunden
weitergebildet, arbeitet nun im Praxisnetz Herzogtum Lauenburg als
Patientenlotsin oder eben Case-Managerin und kümmert sich um ungefähr
140 kranke Menschen. "Das hört sich sportlicher an, als es ist", sagt
Nicole Tralau, die bei jeder Person gewöhnlich etwa alle drei Monate
einen Hausbesuch macht. Nach ihrer Erfahrung reicht das völlig aus,
sofern gleich am Anfang eine gründliche Bedarfsermittlung erfolgt und
in der Folge die nötigen Schritte in die Wege geleitet werden. Der
Rest, so findet die Lotsin, ist "eine Frage der Organisation und auch
des Telefons".

Zusammen mit der Hausarztpraxis die Medikation im Blick behalten,
zusätzlich mit fachärztlichen Beteiligten Kontakt halten, aber auch
mit Kliniken, Apotheken oder Pflegeeinrichtungen und den Angehörigen
sowieso: Das beschreibt zumindest einen Teil des Aufgabenspektrums der
Lotsin, die darüber hinaus bei Anträgen an Kassen oder andere
Leistungsträger hilft und darüber wacht, dass die Sanitätshäuser
Hilfsmittel zügig und bedarfsgerecht liefern. "Diese Arbeit macht
großen Spaß, weil man immer wieder sieht, wie viel Gutes man
erreicht", sagt Tralau. Sie ist überzeugt, dass sie diese Meinung
nicht exklusiv hat: "Ich habe es mit ganz vielen Patienten und
Angehörigen zu tun. Lob und Dankbarkeit gab es ganz oft, unzufrieden
war bisher wirklich überhaupt niemand."

Dieser Eindruck verfestigt sich auch in großem Maßstab. Im Kreis
Lauenburg und vier weiteren Regionen werden noch bis zum 31. Juni
dieses Jahres regionale Praxisnetzwerke mit Rubin-Projekten für
jeweils 640 Personen wissenschaftlich ins Visier genommen. "Die ersten
Ergebnisse zeigen eine hohe Zufriedenheit und Akzeptanz", sagte Prof.
Katja Götz vom Institut für Allgemeinmedizin an der Universität Lübeck
bei der Vorstellung der Ergebnisse im Rahmen einer Pressekonferenz im
Februar in Kiel. Demnach zeigen sich in der Evaluation jeweils etwa 80
% der Patienten und Angehörigen sehr zufrieden mit dem Projekt, sogar
knapp 90 % der Befragten beider Gruppen würden Rubin weiterempfehlen.
Entlastet durch die Unterstützung fühlen sich allerdings nur 51,1 %
der Angehörigen. "Das ist aber normal und bestätigt sich in anderen
Studien", erläutert Götz. Angehörige fühlen sich demnach oftmals
allein schon durch die emotionale Verbundenheit mit den bedürftigen
Menschen sehr stark in die Pflicht genommen.

Aus anderer Perspektive überzeugt von dem Modell ist Markus Knöfler,
Geschäftsführer des Praxisnetzes für die Rubin-Modellregion Herzogtum
Lauenburg. Mehr als 140 ärztliche und therapeutische Fachkräfte,
sieben Kliniken, eine Rehaklinik, drei Medizinische Versorgungszentren
und zahlreiche medizinische Dienstleister haben sich in diesem
Netzwerk zusammengeschlossen. Die Erfahrungen legen aus Sicht von
Knöfler allemal eine Fortführung über den kommenden Sommer hinaus
nahe. Gerade auch im ärztlichen Bereich werde die Arbeit der Lotsen
oft als äußerst hilfreich empfunden, betont er.

"Jetzt muss der Bund ran", fordert der Mann aus dem
schleswig-holsteinischen Süden und ist sich darin einig mit
Hillebrandt. Der plädiert wie die Barmer bundesweit dafür, dieses
Modell der Patientenlotsen flächendeckend in die Regelversorgung aller
gesetzlich Versicherten zu übernehmen. Die Praxislotsin oder den
Praxislotsen gäbe es also bald auf Rezept, sollte die Politik dieser
Forderung folgen.

Hillebrandt zeigt sich in dieser Hinsicht hoffnungsfroh. Schließlich,
so argumentiert er, habe die Ampel-Koalition festgelegt, dass
erfolgreiche Projekte des Innovationsfonds der Gesetzlichen
Krankenversicherung in die Regelversorgung zu überführen seien.
"Explizit werden hier die Patientenlotsen genannt", fügt er hinzu. Die
Krankenkasse ist sogar schon einen Schritt weitergegangen und hat die
Verstetigung des Projekts juristisch prüfen lassen. Fazit von
Rechtsanwalt Dr. Thomas Ruppel, Spezialist für Medizin- und
Gesundheitsrecht: "Die Überleitung in die Gesetzliche
Krankenversicherung wäre machbar, und zwar ohne weitere Bürokratie."



Anfang Texteinschub

Mehr als 4.000 Menschen machen mit


Im von der Barmer geleiteten Projekt Rubin sind noch bis zum 31. Juni
2022 neben dem Praxisnetz Herzogtum Lauenburg die Modellregionen
plexxon (Ammerland), Leipziger Gesundheitsnetz, Gesundheitsregion
Siegerland und Ärztenetz Lippe aktiv. Einbezogen sind jeweils 640
Patienten, die rechnerisch von 3,8 Lotsen an die Hand genommen werden.
Um eine seriöse wissenschaftliche Betrachtung zu gewährleisten, kommen
drei Kontrollgruppen mit je 400 Frauen und Männern hinzu, die nicht an
Rubin teilhaben.


Damit erfasst Rubin 4.400 Menschen insgesamt und bietet eine breite
Datenbasis. Durchschnittlich 81,6 Jahre alt und zu 64 % weiblich sind
die Patienten, die an dem Modell teilnehmen. Von ihnen leben 38 %
allein, immerhin 71 % gaben aber an, von Verwandten unterstützt zu
werden. Das vierjährige Projekt kostet 8,1 Millionen Euro und wird aus
dem Innovationsfonds der Gesetzlichen Krankenversicherung finanziert.
Erklärtes Ziel des Innovationsfonds ist es, Modelle zu verstetigen,
"die einen relevanten Beitrag zur Weiterentwicklung des deutschen
Gesundheitswesens leisten können". Was die Zufriedenheit betrifft,
sieht es für dieses regionale Betreuungsmodell gut aus, wie es sich
wirtschaftlich darstellt, ist aber noch nicht abschließend berechnet.
"Wir hoffen auf ein Ergebnis von plus-minus Null", sagt Bernd
Hillebrandt von der Barmer, neben der neun weitere Krankenkassen an
dem Projekt beteiligt sind. Zusätzliche Personalausgaben für die
"Kümmerer" könnten demnach im Idealfall sogar mehr als ausgeglichen
werden, weil die betreuten Menschen längere Zeit weniger krank sind
und später oder gar nicht in stationäre Einrichtungen müssen. Dessen
ungeachtet geht es mit dem Projekt Rubin in wenigen Monaten zu Ende.
Sobald die Evaluation komplett vorliegt, wollen die Verantwortlichen
im Herzogtum Lauenburg aber an die zuständigen kommunalen Stellen
herantreten, um eine Folgelösung zu schaffen. Viel besser wäre aber
nach Überzeugung von Bernd Hillebrandt: "Weg von der Projektitis, hin
zu einer Dauerlösung."

Ende Texteinschub
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Wie viele Geburtskliniken braucht das Land?

von Dirk Schnack



GEBURTSHILFE. 18 geburtshilfliche Abteilungen sind landesweit in
Schleswig-Holstein noch in Betrieb. Der Hebammenverband befürchtet
nach der Schließung von Ratzeburg und Eckernförde eine schlechtere
Versorgung. Andere Akteure sehen die Situation weit weniger
dramatisch, sondern setzen auf die hohe Versorgungsqualität in den
größeren Zentren.


Der Hebammenverband nahm die Schließung des Kreißsaals am
Ratzeburger Krankenhaus zum Anlass für einen offenen Brief an
Ministerpräsident Daniel Günther (CDU) und an die Fraktionschefs im
Kieler Landtag. Darin forderte die erste Vorsitzende Anke Bertram
einen Paradigmenwechsel in der Geburtshilfe.

Nach ihrer Wahrnehmung werden Kreißsäle gegen den Widerstand der
Bevölkerung geschlossen. Als Folgen nannte sie "weitere Wege, längere
Fahrtzeiten, eine Gefährdung in Notfallsituationen, eine schlechtere
Versorgung."

Sie forderte deshalb u. a. die Förderung der physiologischen Geburt,
eine Eins-zu-eins-Betreuung, die individuell, wohnortnah und
bedarfsgerecht erfolgen soll sowie eine geänderte Vergütung: Die
Fallkostenpauschalen setzen aus ihrer Sicht Fehlanreize. Bertram
deutet in ihrem Brief an, dass viele Frauen die Entwicklung in der
Geburtshilfe in ihre Entscheidung für die Landtagswahl am achten Mai
einbeziehen könnten.

Das Landesgesundheitsministerium verwies darauf, dass die Schließungen
Entscheidungen der Träger seien. Die Gründe für die Schließungen seien
"fachlich nachvollziehbar" und die Anforderungen des Bundes für
geburtshilfliche Abteilungen stetig gestiegen. Dies führe dazu, dass
insbesondere Geburtskliniken der Level-IV-Versorgung "vermehrt
Schwierigkeiten haben, ihren Betrieb fortzuführen." Im Rahmen der
Krankenhausplanung soll das Thema mit allen Verbänden weiter bewegt
werden. Das Ministerium versicherte zudem: "Nach den Schließungen der
Geburtshilfen in Eckernförde und Ratzeburg ist die Versorgung von
Schwangeren dieser Regionen weiterhin sichergestellt." Umliegende
Kliniken verfügten über ausreichende Kapazitäten.

Im Landtag wurde das Thema noch im Februar diskutiert.
Landesgesundheitsminister Dr. rer. pol. Heiner Garg (FDP) sagte: "Die
Geburtenzahlen in den Geburtskliniken des Levels vier sinken zum Teil
so stark, dass Geburten nicht mehr täglich durchgeführt werden. Eine
geringe Geburtenzahl erschwert zum Beispiel die Suche nach geeignetem
Fachpersonal, was wiederum Auswirkungen auf die Qualität hat." Aus
seiner Sicht müßten Qualitätsvorgaben des Gemeinsamen
Bundesausschusses (G-BA) so umgesetzt werden können, dass die
Versorgung in Flächenländern noch möglich bleibt. Garg will sich auch
für transparente Betreuungsschlüssel durch Hebammen, regelmäßige
Fortbildungen des medizinischen Personals, eine Verstetigung des
neonatologischen Simulationstrainings und weitere Boarding-Angebote
einsetzen.

Auch die Einschätzung des Berufsverbandes der Frauenärzte (BVF) fiel
anders als die der Hebammen aus. Die Landesvorsitzende Doris Scharrel
hält die Schließung von Geburtskliniken, die zu geringe Fallzahlen,
eine qualitativ nicht ausreichende Ausstattung und keine
kinderärztliche Versorgung aufweisen, unter Hinweis auf die von der
Landesregierung vorgeschlagenen Maßnahmen für richtig. "In solchen
Abteilungen fehlt die Routine und sie haben hohe Vorhaltekosten", gab
Scharrel zu bedenken. Das flächendeckende Vorhalten kleiner
Strukturen, die zum Teil ausschließlich mit Belegärzten arbeiten
müssen, sei nicht zielführend. Oberstes Ziel müsse lauten: "Schaden
von Mutter und Kind unter der Geburt im Hinblick auf das weitere Leben
abwenden." Um das zu erreichen, hält Scharrel eine gewisse
Konzentration nicht nur für vertretbar, sondern für erforderlich.

Nach Angaben der Krankenhausgesellschaft Schleswig-Holstein (KGSH)
gibt es Geburtshilfekliniken in Kiel (UKSH und Städtisches
Krankenhaus), Lübeck (UKSH und Marienkrankenhaus), Flensburg, Husum,
Schleswig, Rendsburg, Heide, Preetz, Neumünster, Itzehoe, Pinneberg,
Henstedt-Ulzburg, Segeberg, Eutin, Geesthacht und Reinbek. Sieben
Abteilungen sind geschlossen worden. Die daraus resultierenden weißen
Flecken auf der Landkarte hält KGSH-Geschäftsführer Patrick Reimund
nicht für unzumutbar. Er gab zu bedenken: "Es führt in Einzelfällen zu
Verschlechterungen der Erreichbarkeit. Wenn das allerdings zu
qualitativen Verbesserungen der Versorgung führt, würde ich eine
ergebnisoffene Diskussion für sinnvoll halten."
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Gesundheit der Kinder und Jugendlichen im Fokus

von PM/RED



Die Corona-Krise hat Kinder und Jugendliche psychisch stärker
belastet. Um 3 % stieg der Anteil der Mädchen und Jungen im Alter
zwischen 15 und 17 Jahren, bei denen erstmals eine Depression ärztlich
behandelt wurde im Jahr 2020 im Vergleich zum Vorjahr. Dies berichtet
die DAK Gesundheit als ein Ergebnis ihres aktuellen Kinder- und
Jugendreports. Zum Vergleich: Im Bundesdurchschnitt betrug dieser
Anstieg 8 %. Besonders auffällig ist der Anstieg bei Mädchen, die in
Schleswig-Holstein doppelt so häufig betroffen waren wie Jungen.

Es gab aber auch positive Ergebnisse: Deutlich weniger Schulkinder
kamen 2020 wegen Alkoholmissbrauchs in eine Arztpraxis oder in ein
Krankenhaus - um 42 % sank dieser Anteil im Vergleich zum Vorjahr
(bundesweit um 28 %). Bei Grundschulkindern sank die
Neuerkrankungsrate an Adipositas um 2 %, im Bund dagegen stieg die
Rate um 16 %. "Schleswig-Holstein steht bei der Kinder- und
Jugendgesundheit im Bundesvergleich noch gut da. Trotzdem geht es
vielen Mädchen und Jungen gerade im späten Jugendalter nicht gut",
sagte DAK-Landeschef Cord-Eric Lubinski. Er forderte von der
Landesregierung, Maßnahmen aus dem Aktionsprogramm "Aufholen nach
Corona" umzusetzen. Von der künftigen Regierung erwartet er, das Thema
Kinder- und Jugendgesundheit nach der Wahl "weiter oben auf der
Agenda" zu halten. In die Analyse für den DAK-Report sind Daten von
rund 50.000 bei der DAK Gesundheit in Schleswig-Holstein versicherten
Kindern und Jugendlichen eingeflossen.
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WIRKSTOFF/587: Antibiotika-Surveillance in Schleswig-Holstein (SHÄB)
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Antibiotika-Surveillance in Schleswig-Holstein

von Stephan Göhrmann



MONITORING. Zusammen mit Vertretern der Interessengemeinschaft der
Heilberufe (IdH) initiierte die Ärztekammer das Schleswig-Holstein
Antibiotikaverbrauch- und Resistenzmonitoring (SHARM). Die Suche nach
einem Monitoringkonzept führt zum Vergleich mit anderen Stellen im
Bundesgebiet. Doch lassen sich diese ohne Weiteres auf
Schleswig-Holstein anwenden?


Bereits auf einem Treffen der Interessengemeinschaft der
Heilberufe in Schleswig-Holstein (IdH) im letzten Jahr beschäftigten
sich die Kammer- und Verbandsakteure mit der Antibiotika-Vergabe in
Schleswig-Holstein. Im August vergangenen Jahres folgte eine
Fortbildung zur Antibiotika-Resistenz in Schleswig-Holstein.
Apothekerkammer, Zahnärztekammer, Tierärztekammer und Ärztekammer
warnten gemeinsam vor einer nächsten Pandemie - einer bakteriellen.
Der nächste nur logische Schritt der "Resistance gegen Resistenz", wie
die Fortbildungsveranstaltung postulierte, wurde mit der Initiierung
einer Projektgruppe unternommen, die das Ziel verfolgt, ein
Antibiotika-Resistenz-Monitoring für Schleswig-Holstein zu erarbeiten.
Nach einem ersten Treffen im vergangenen Herbst lud die Ärztekammer
nun erneut den Arbeitskreis des "Schleswig-Holstein
Antibiotikaverbauch- und Resistenzmonitoring" (SHARM) ein.
Gastreferenten vom Robert Koch-Institut (RKI) sowie von
Monitoringstellen aus Sachsen und Niedersachsen stellten ihre
verschiedenen Systeme vor.

ARS - als Reaktion auf die Entstehung und Ausbreitung von
Antibiotika-Resistenzen hat das Bundesministerium für Gesundheit die
Deutsche Antibiotika-Resistenzstrategie (DART) entwickelt. Mit der
Antibiotika-Resistenz-Surveillance in Deutschland (ARS) wurde die
Infrastruktur für eine flächendeckende Surveillance der
Antibiotika-Resistenz etabliert. Projektteilnehmer sind Laboratorien,
die Proben aus Krankenhäusern und Arztpraxen mikrobiologisch
untersuchen. Sie übermitteln kontinuierlich - sprich täglich bis
wöchentlich - Datensätze aus der Routine für das gesamte Spektrum
klinisch relevanter bakterieller Erreger ans ARS. Das RKI stellt
anschließend den Monitoringstellen aggregierte Daten zur Verfügung,
die daraus etwa Verordnungshinweise für verschiedene Regionen
erstellen können. Eine Stelle, die an das ARS-System angeschlossen
ist, ist die Landesuntersuchungsanstalt Sachsen. Dort profitiert man
bereits von der bundesweiten Datenerfassung: Proben, die in
sächsischen Praxen entnommen werden, aber zur Analyse in Labore
außerhalb Sachsens geschickt werden, werden durch das bundesweite
RKI-System zur Verfügung gestellt. Die Daten können direkt aus dem
RKI-Server geladen werden. Die Monitoringsstelle benötigt für die
Datenauswertung und -bearbeitung keine zusätzliche IT-Infrastruktur.
Voraussetzung für die Datenübermittlung an das RKI der Labore ist eine
Hybase-Schnittstelle. Die Installationskosten übernimmt das RKI.
Laufende Kosten müssen die Labore selbst tragen.

Mit dem Antibiotika-Resistenz-Monitoring in Niedersachsen (ARMIN)
verfolgt das Niedersächsische Landesgesundheitsamt seit 2006 die
Resistenzentwicklung bakterieller Infektionserreger. Teilnehmende
Labore übermitteln ihre Daten ebenfalls über die Hybase-Schnittstelle.
Diejenigen, die an das bundesweite ARS angekoppelt sind, müssen jedoch
zusätzlich an ARMIN übermitteln. Die Datenübermittlung erfolgte hier
bisher jährlich, seit einer Systemumstellung Anfang 2022 erfolgt sie
wöchentlich. Die Daten können u. a. nach Kreis und Einrichtungsart
differenziert werden. Zudem kann mit den teilnehmenden Laboren über
bestimmte Befunde gesprochen werden, da die Daten nicht über das RKI
aggregiert werden. Ein Vorteil der Eigenproduktion: Das System wird
derzeit auf eigenen Wunsch weiterentwickelt. Weiterentwicklung von ARS
werden durch das RKI vorgenommen.

Anbindung ans ARS oder eigenes System? Viele Argumenten sprechen
derzeit für eine Anbindung an das ARS-System. Nicht zuletzt, weil in
Schleswig-Holstein bereits einige Labore an dieses System
angeschlossen sind. Um die Antibiotika-Resistenzen möglichst umfassend
abbilden zu können, sei nach Auffassung des SHARM-Arbeitskreises eine
Beteiligung weiterer Labore sowie die Berücksichtigung
veterinärmedizinischer Daten sinnvoll.
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ARTIKEL/663: E-Zigarette - Chance oder Risiko für Menschen mit psychischer Erkrankung? (Soziale Psychiatrie)

Soziale Psychiatrie Nr. 174 - Heft 4/21, Oktober 2021

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

E-Zigarette: Chance oder Risiko?

Eine Alternative zum Tabakkonsum für Menschen mit psychischer Erkrankung?

von Ilja Ruhl



In diesem Beitrag werden sowohl die besondere Situation psychisch
erkrankter Tabakabhängiger berücksichtigt als auch die Besonderheiten
einer Entwöhnung vom Tabakkonsum mittels der E-Zigarette vor dem
Hintergrund einer psychischen Erkrankung thematisiert. Mögliche
Implikationen für die Praxis werden erläutert.


Weltweit sterben jährlich sechs Millionen Menschen an den Folgen
des Tabakkonsums, der damit als die wichtigste vermeidbare
Todesursache gilt (Rabenstein & Rüther 2019). Die
Rückfallwahrscheinlichkeit liegt bei 97 Prozent in einem Zeitraum von
sechs Monaten, wenn bei der Entwöhnung keine weiteren Hilfsmittel
verwendet werden (Kotz et al. 2020).

Die E-Zigarette wird als eine Möglichkeit diskutiert, um vom
Tabakkonsum abstinent zu werden oder den Zigarettenkonsum zu
reduzieren. Die Anzahl der regelmäßigen Konsumenten von E-Zigaretten
in Deutschland liegt laut dem Verband des eZigarettenhandels e.V. bei
rund 2,5 Millionen (Stand 2017). Die WHO beobachtet einen Anstieg der
Konsumenten in den USA von 7 Millionen (2011) auf 41 Millionen im Jahr
2018 (Jones 2019). Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen
rauchen überdurchschnittlich häufig (Banham & Gilbody 2010) und können
unter Umständen von der E-Zigarette profitieren.

E-Zigaretten und psychische Erkrankung

Der Anteil der Tabakraucher bei Menschen mit schweren psychischen
Erkrankungen wird auf 75 bis 85 Prozent (Ziedonies et al. 2003)
geschätzt und liegt damit sehr hoch. Während in der
Allgemeinbevölkerung der Anteil der Raucher in den letzten 40 Jahren
gesunken ist, zeigten sich bei den Menschen mit schweren psychischen
Erkrankungen keine Veränderungen. Alarmierend ist auch der sehr viel
höhere Anteil (3-fach erhöht) von psychisch erkrankten Menschen, die
an einer chronisch obstruktiven Lungenerkrankung (COPD) leiden
(Himelhoch et al. 2003).

Neben den massiven negativen Auswirkungen des Rauchens auf die
körperlichen Funktionen profitieren z.B. Menschen, die an einer
Schizophrenie leiden, auch von den psychoaktiven Wirkungen des
Rauchens. So können sich durch das Rauchen die kognitiven Leistungen
verbessern, depressive Symptome sowie Stressempfinden lassen nach
(Aubin et al. 2003).

Funktionsweise der E-Zigarette

Der Aufbau der E-Zigarette ist im Prinzip immer sehr ähnlich. Zwar
gibt es zwischen den einzelnen Produkten Unterschiede, das
Grundprinzip ist aber zumeist vergleichbar. Eine E-Zigarette besteht
aus einem Akku, einer Verdampfereinheit mit Tank, dem Verdampferkopf
und einem Mundstück (Drip-Tip). Das Liquid wird in den Tank
eingefüllt, über den Verdampfer vernebelt und der Dampf über das
Mundstück inhaliert. Die Energie für diesen Vorgang kommt von einem
Akku. Die Geräte unterscheiden sich vor allem darin, wie viel Dampf
bei jedem einzelnen Zug durch den Akku erzeugt wird, wie intensiv der
Geschmack ist und in der Größe des Liquidtanks. Sowohl in der Szene
als auch in einigen wissenschaftlichen Publikationen hat sich für das
Konsumieren von E-Zigaretten der Begriff des Dampfens (Vapen)
durchgesetzt.

Das Liquid ist beim Dampfen das Produkt, das permanent verbraucht und
nachgekauft werden muss. Eine eindeutige Verbrauchsangabe ist dabei
schwierig, weil der Bedarf vom individuellen Konsumverhalten und von
den entsprechenden Geräten abhängt. Zum Liquid kommen noch die Kosten
für die Verdampferköpfe hinzu, die auch konsumabhängig verschleißen
und dann ausgetauscht werden müssen. Eine Alternative sind die
sogenannten Selbstwickler. Dabei werden die Verdampferköpfe selbst
gebaut, was aber eine gute Konzentration und feinmotorisches Geschick
erfordert. Es können noch zwei wichtige Konsumformen unterschieden
werden. Beim Direct-to-Lung-Konsum (DTL) wird der Dampf in einem Zug
inhaliert. Bei dieser Art des Inhalierens wird eine sehr große Menge
Dampf pro Zug aus der E-Zigarette in der Lunge aufgenommen, deshalb
enthält das Liquid hier eher niedrige Konzentrationen von Nikotin.
Beim Mouth-to-Lung-Konsum (MTL) ist es tendenziell umgekehrt. Die
Dampfmengen sind niedriger, dafür ist der Nikotinanteil im Liquid
etwas höher. Diese Konsumform, bei der der Dampf vor dem Einatmen kurz
im Mund aufgenommen wird, entspricht, was das Inhalationsverhalten
betrifft, mehr dem konventionellen Rauchen einer Zigarette. Für einen
erfolgreichen Ausstieg aus dem Tabakkonsum mittels der E-Zigarette
kann das Wissen um diese zwei Konsumformen wichtig sein. Bei
Unzufriedenheit mit der einen Variante sollte der anderen eine Chance
gegeben werden, bevor der Rauchstopp deswegen womöglich aufgegeben
wird.

Grundsätzlich gilt das Dampfen gegenüber dem Tabakkonsum als sehr viel
günstiger. Schätzungen gehen beim momentanen Stand nach Amortisierung
der Anfangsinvestition von Einsparungen zwischen 50 und 75 Prozent
aus. Dies wird sich durch ein im Juni 2021 beschlossenes Gesetz ab dem
kommenden Jahr ändern. Ab 2022 werden sowohl nikotinhaltige wie -freie
Liquids für E-Zigaretten besteuert. Die Steuer erhöht sich jährlich
bis zum Jahr 2026 und verdoppelt bis dahin den jetzigen Preis. Diese
Entscheidung wird von verschiedenen Suchtmedizinern und -forschern
kritisiert, weil sie den Ansatz der Schadensminimierung unterläuft. In
Italien hat man die Besteuerung von E-Liquids wieder stark abgesenkt,
weil dort nach der Einführung der Steuer der Umsatz bei den
Tabakprodukten deutlich anstieg und der Konsum von E-Zigaretten um 70
Prozent gesunken ist.

Für umstiegsinteressierte Raucher, die sich nicht mit den klassischen
E-Zigaretten anfreunden können, besteht die Möglichkeit, auf
sogenannte Tabakerhitzer zurückzugreifen. Bei diesen Produkten wird
Tabak nicht verbrannt, sondern so weit erhitzt, dass lediglich ein
Dampf, aber kein Rauch entsteht. Die gesundheitsschädlichen Emissionen
sind im Vergleich zur herkömmlichen Tabakzigarette um 80 bis 99
Prozent reduziert (Pieper et al. 2018). Sie haben ebenfalls den
Vorteil (wie bei den E-Zigaretten), dass sich weder im Raum noch z. B.
an Kleidungsstücken ein Rauchgeruch anlagert. Anders als E-Zigaretten
bieten sie kaum einen finanziellen Vorteil gegenüber der
Tabakzigarette. Sie sind aber in der Handhabung unkomplizierter und
die Verbrauchsmaterialien sind leichter zugänglich, weil sie in der
Regel überall dort erworben werden können, wo auch Zigaretten verkauft
werden.

Gesundheitsgefährdung

Grundsätzlich suggeriert die öffentliche Berichterstattung, trotz
vielzähliger Studien, die die positive Wirkung der E-Zigarette
belegen, keine eindeutige Sachlage zu der Frage, wie sehr E-Zigaretten
die Gesundheit langfristig gefährden. Vor dem Hintergrund einer
bestehenden Tabakabhängigkeit sind sich viele Experten aus
verschiedenen Bereichen (z. B. Suchtmedizin, Toxikologie, Pneumologie)
mittlerweile einig, dass die E-Zigarette gegenüber der Tabakzigarette
die deutlich weniger schädliche Alternative darstellt. Insbesondere
die durch die Tabakverbrennung entstehenden giftigen Stoffe wie z. B.
Kohlenmonoxid, Blausäure, Formaldehyd und Stickoxide sind im Dampf der
E-Zigarette nicht enthalten. Nikotin spielt abgesehen von einer
möglichen suchterhaltenden Wirkung bei der E-Zigarette als schädlicher
Stoff eine untergeordnete Rolle. Das Nikotin gilt als nicht
krebserregend. Es verdichten sich zudem Hinweise, dass die
suchtauslösende Wirkung des Nikotins vor allem auf die Inhalation mit
Tabakrauch zurückzuführen ist. Eine Nikotinabhängigkeit lässt sich z.
B. durch Nikotinpflaster nicht erzeugen (Pullan et al. 1994, Newhouse
et al. 2012). Gesundheitswissenschaftler sind sich recht sicher, dass
die E-Zigarette im Vergleich zur Tabakzigarette 9599 Prozent weniger
schädlich ist. Die Einschätzung der Organisation Public Health England
(GOV. UK 2018) kommt zu dem Ergebnis, dass die Gefahr einer
Krebserkrankung beim Konsum von E-Zigaretten bei weniger als 0,5
Prozent gegenüber dem Rauchen liegt (vgl. auch Stephens 2017).

Neben einer möglichen Eigengefährdung der "Dampfer" selbst spielt im
wissenschaftlichen Diskurs auch die Gefährdung von Personen im Umkreis
der Dampfer eine bedeutende Rolle. Nach aktueller Studienlage gelten
die an die Umgebungsluft abgegebenen Stoffe im Vergleich zur
Tabakzigarette als gesundheitlich unbedenklich (O'Connell et al. 2015;
GOV.UK 2018, S. 163). Mitunter kann aber der Geruch des Dampfes einer
E-Zigarette Menschen in der direkten Umgebung stören.

E-Zigarette als Mittel zur Raucherentwöhnung

Während die Einschätzung der E-Zigarette als Mittel in der
Tabakentwöhnung noch vor einigen Jahren sehr skeptisch gesehen wurde,
mehren sich in der jüngeren Vergangenheit die wissenschaftlichen
Hinweise auf ein recht hohes Potenzial, die die E-Zigarette in
Hinsicht auf eine Entwöhnung vom Tabakkonsum hat und deshalb ein
Mittel der Schadensminderung darstellt. Die aktuelle Version der
S3-Leitlinie "Rauchen und Tabakabhängigkeit: Screening, Diagnostik und
Behandlung" gibt keine Empfehlung zur Verwendung von E-Zigaretten.
Diese Einschätzung wird von Anhängern der Risikominimierung scharf
kritisiert. Die englischen Leitlinien zur Raucherentwöhnung aus dem
Jahr 2018 äußern sich dagegen vorsichtig positiv (National Institute
for Health and Care Excellence 2018), während die staatliche Agentur
Public Health England aus demselben Jahr empfiehlt, dass Raucher
professionelle Unterstützung erfahren sollten, wenn sie mittels der
E-Zigarette versuchen, den Tabakkonsum zu beenden (GOV.UK 2018). Die
Cochrane Collaboration sieht in einer im April 2021 erschienenen
Metastudie beim Rauchstopp einen Vorteil der E-Zigarette gegenüber
Nikotinersatzprodukten aus der Apotheke (Hartmann-Boyce 2021).

E-Zigarette bei vorerkrankter Lunge

E-Zigaretten werden für die Entstehung von COPD bisher nicht
verantwortlich gemacht. Es stellt sich die Frage, ob eine Substitution
mit E-Zigaretten bei Menschen mit einer vorgeschädigten Lunge (z. B.
diagnostizierte COPD) ratsam sein kann. Sollten alle anderen Methoden
zur Erreichung einer Abstinenz bisher erfolglos gewesen sein, so wird
der Rückgriff auf die E-Zigarette bei Personen mit COPD zumindest von
einigen Lungenmedizinern nicht grundsätzlich abgelehnt. Erste, über
einen längeren Zeitraum durchgeführte Studien belegen bei COPD eine
Verbesserung der Lungenfunktion und der respiratorischen Gesundheit
(Polosa 2020). Bei Asthma führte der vollständige Umstieg auf die
E-Zigarette zu einer Abnahme von Asthmasymptomen und einer
Verbesserung der Lungenfunktion (Polosa 2016). Eine Vielzahl der
positiven Effekte sind laut Studienlage zum Vergleich von Rauchstopp
gegenüber Konsumverringerung, insbesondere auch für das
kardiovaskuläre Krankheitsrisiko (Pope et al. 2009) lediglich bei
einem kompletten Verzicht auf Tabakzigaretten zu erwarten (Anthonisen
et al. 2002, Oelsner et al. 2020). Der sogenannte Dual-Use, also ein
Mix aus Tabak- und E-Zigarettenkonsum ist deshalb nicht zu empfehlen
und sollte nur für eine Übergangszeit praktiziert werden.

Sollte ein Klient mit Vorerkrankung Interesse an einem Umstieg auf die
E-Zigarette haben, ist die Rücksprache mit dem Haus- oder ggf.
Lungenfacharzt obligatorisch. Dabei muss man sich als betreuende
Person darauf einstellen, dass die Ärzte mitunter dem Konsum von
E-Zigaretten gegenüber sehr skeptisch sind. Vor dem Hintergrund einer
Schadensreduzierung kann sich eine solche thematische
Auseinandersetzung im Sinne der Klienten mitunter aber mit dem Hinweis
auf die Studienlage lohnen.

(Mögliche) Hürden für Menschen mit psychischer Erkrankung

Trotz der vielen Vorteile der E-Zigarette im Vergleich zum Rauchen von
Tabak ergeben sich in der praktischen Anwendung auch Nachteile
gegenüber der herkömmlichen Zigarette, die insbesondere für Menschen
mit einer schwereren psychischen Erkrankung eine Hürde darstellen
können. So sind die Anfangsinvestitionen für ein brauchbares und
langlebiges Gerät mit rund 30 bis 40 Euro recht hoch. Zudem sind die
den Geräten beigelegten Anleitungen oft sehr rudimentär, viele
Anfänger informieren sich deshalb im Internet über die Handhabung der
Geräte. Einen Internetzugang haben aber Menschen mit einer psychischen
Erkrankung häufig aus Kostengründen nicht, und Internetcafés sind
nicht in jeder Region einfach zu erreichen. Dort, wo es keine
entsprechenden Geschäfte gibt, bleibt den Käufern lediglich die
Online-Bestellung eines Gerätes. Weil viele Betroffene einen
eingeschränkten Zugriff auf ihr Bankkonto haben oder kein
Online-Banking betreiben, ist der Online-Kauf von E-Zigaretten und
Verbrauchsmaterialien erschwert oder gar unmöglich.

Ein weiterer Nachteil der E-Zigaretten ist ihre Handhabung, die bei
einigen Geräten ein gewisses Geschick erfordert. So ist das Auffüllen
der Liquid-Tanks für Menschen mit einem Tremor oder eingeschränkter
Feinmotorik ein recht schwieriges Unterfangen. Problematisch ist auch
die notwendige Bevorratung mit Liquids, Verdampferköpfen und ggf.
einem Ersatzakku. Das setzt ein gewisses Maß an Planung voraus, damit
nicht plötzlich mangels Verbrauchsmaterials dann doch wieder auf die
herkömmliche Zigarette zurückgegriffen wird. Ähnliche Schwierigkeiten
ergeben sich unter Umständen auch bei einer kurzfristigen oder
ungeplanten Aufnahme in die Psychiatrie.

Implikationen für die gemeindepsychiatrische Praxis

Nach heutigem medizinischem Kenntnisstand können Mitarbeitende im
psychiatrischen Bereich den bestehenden Wunsch von Klienten, auf die
E-Zigarette umzusteigen im Sinne einer Schadensminimierung bestärken
(Sharma et al. 2017). Dies gilt insbesondere für Klienten, bei denen
bisher alle therapeutisch begleiteten Versuche, das Rauchen
aufzugeben, fehlgeschlagen sind. Die oben aufgeführten Besonderheiten
der E-Zigarette in Bezug auf Anschaffung, Verfügbarkeit von
Verbrauchsmaterialien und Handhabung erfordern möglicherweise die
Unterstützung der Klienten durch die Profis. Voraussetzung für eine
solche Unterstützung ist selbstverständlich ein Grundwissen aufseiten
der Profis.

Im Rahmen von Gruppenangeboten können Klienten sich einerseits zu
Schwierigkeiten im Umgang mit der E-Zigarette austauschen und sich
andererseits aber auch gegenseitig im Wunsch, mit dem Rauchen
aufzuhören, bestärken.

Anders als beim Tabakkonsum wird beim ausschließlichen Gebrauch der
E-Zigarette die Verstoffwechselung von Psychopharmaka nicht
beeinflusst. Bei einem vollständigen Umstieg auf die E-Zigarette ist
deshalb die Messung des Medikamentenspiegels dringend anzuraten.

Der oben erwähnte Umstand, dass keine Gesundheitsgefährdung der
Menschen im Umfeld von Nutzern von E-Zigarettenkonsumenten ausgeht,
könnte dort ein positiver Aspekt sein, wo in der
gemeindepsychiatrischen Versorgung der Nichtraucherschutz von
Mitarbeitenden und Mitbewohnern auf die Selbstbestimmung der
Klientinnen und Klienten trifft. Insbesondere im Betreuten Wohnen gibt
es mitunter Diskussionen darüber, ob Mitarbeitende oder WG-Mitbewohner
sich z. B. verrauchten Wohnräumen aussetzen müssen. Sollten Klienten
auf die E-Zigarette umsteigen, ist das Wissen darum, dass in diesem
Fall die Emissionen keine Gesundheitsgefährdung anderer darstellen,
von großer Bedeutung.

Vielleicht liegt in der E-Zigarette auch langfristig die Chance, die
Raucherräume in der Psychiatrie etwas zu "entschärfen" und sie so auch
für andere Aktivitäten nutzbar zu machen. Der Verleih der E-Zigarette
seitens der Klinik, z. B. während eines stationären Aufenthaltes, ist
vermutlich rechtlich und ökonomisch nicht opportun, aber gerade in der
Psychiatrie finden sich manchmal unkonventionelle Wege, um die
Situation der Patienten zu erleichtern, wie z. B. in der Vergangenheit
durch die Ausgabe von sogenannten Sozialzigaretten.
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Anfang Texteinschub

Vorteile


• Rauchreduktion oder -stopp wirkt weniger bedrohlich, weil

habituelle Handlungen weiter vollzogen werden können.


• Positive Wirkungen des Nikotins auf Kognition und Stimmung bei
psychischer Erkrankung bleiben zum Teil erhalten (bei Verwendung
nikotinhaltiger Liquids).


• Mit der E-Zigarette steht ein weiteres Mittel zur
Raucherentwöhnung vor dem Hintergrund zur Verfügung, dass der Einsatz
von pharmazeutischen Anti-Craving-Mitteln bei einigen psychischen
Erkrankungen umstritten ist, weil Depressionen verstärkt oder
Psychosen ausgelöst werden könnten.


• Vielfältige Wirkungen des Rauchstopps:

- Nach aktuellem Kenntnisstand massive Verringerung des Krebsrisikos

- Verbesserung der Lungenfunktion

- Verringerung des Risikos von Herz-Kreislauf-Erkrankungen

- Keine gelben Finger/Zähne

- Kein Rauchgeruch in Wohnbereichen und Kleidung



Nachteile


• Möglicherweise Gewichtszunahme


• Finanzierung


• Relativ hohe Anfangsinvestition notwendig


• In ländlichen Regionen ist Liquidnachkauf häufig nur online
möglich (nicht immer unproblematisch bei eingeschränktem Zugang zu
Online-Banking)


• Verfügbarkeit und Handhabung


• Bei einigen Tanks wird eine gute Feinmotorik zum Befüllen mit Liquid 
vorausgesetzt.


• Ist die E-Zigarette nicht verfügbar, besteht eine hohe
Wahrscheinlichkeit, dass auf Tabakerzeugnisse zurückgegriffen wird.


• Bei kurzfristiger Klinikaufnahme ist die Verfügbarkeit von Equipment nicht immer gegeben.

Ende Texteinschub
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Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Von einem, der auszog, das Fürchten zu lernen

Porträt eines mehrfachen Seitenwechsels

von Ralf-Gero C. Dirksen



Netto hatte ich rund zehn Jahre akut mit meiner schizoaffektiven
Störung - der phasenhaften Kombination aus Depression und Psychose -
zu tun. Meistens wurde ich in psychiatrischen Fachkliniken,
überwiegend auf geschlossenen Stationen behandelt, bis ich meinen
Abschluss als "Master of Desaster" (1) machte und die Krankheit hinter
mir ließ. Meine Geschichte soll Anlass sein, um Menschen, die sich in
einer ähnlichen Situation befinden, trotzdem Hoffnung zu machen.

Erste Psychiatrieerfahrung

Meine erste Krise ereilte mich mit Mitte zwanzig, als ich mich im
Studium befand. Auslöser war eine unglückliche Liebe, die mich im
Innersten erschütterte. Nach der Trennung war ich verbittert, fand
aber kein Ventil für meine heftigen Gefühle. Zeitweise glaubte ich,
meine Ex-Freundin an bestimmten Orten zu sehen, ohne es genau
bestätigen zu können. Diagnose: psychotische Depression.

Der Seitenwechsel von einem durchschnittlich unbeschwerten
Studentenleben in das Grauen einer Depression kam bei mir relativ
spontan und massiv. Keineswegs sind es Depressionen (Plural!), die
irgendetwas unbestimmtes darstellen, so etwas wie eine schlechte
Angewohnheit, die man halt hat. Depression (Singular!) ist ein nicht
steuerbarer seelischer Zustand mit extremen kognitiven und
körperlichen Auswirkungen: Watte im Kopf, innere Unruhe, schwere
Beine. Eben noch Normalität, und dann empfindet man sich selbst als
komplett anders im Vergleich zu seinem Vorleben. Ängste bestimmen den
Tag; was mache ich, wenn mir die einfachsten Dinge nicht mehr
gelingen? Ich konnte nicht mehr mit anderen mitschwingen, traute mich
nicht mehr, jemanden anzusprechen, weil ja auch kein Selbstwert mehr
vorhanden war. Ich fühlte mich vollständig von meiner Umwelt
abgeschnitten, auf mich allein zurückgeworfen, unendlich einsam. Und
dann die Bedrohung aus dem Innern, der man am liebsten nachgeben
möchte, damit endlich alles ein Ende hat. Ich war mehr als ein Mal
kurz davor, mir das Leben zu nehmen: Ich stand auf einem Hochhaus oder
lag mit dem Föhn in der Wanne. Ich hatte Riesenglück und
wahrscheinlich höheren Beistand, dass ich noch am Leben bin. Bei einer
Depression erscheint Suizid für die Betroffenen als eine reelle
Lösungsalternative.

Nach insgesamt neun Monaten war das außergewöhnliche Leben in einer
psychiatrischen Fachklinik zu Ende und ich nahm mein gewohntes Leben
in der Universitätsstadt wieder auf. Ich hatte das Gefühl, wieder der
neugierige und ehrgeizige Mensch zu sein, nur glücklicher. Meine
bestehenden Probleme wie Prüfungsangst und eine generelle Unsicherheit
blieben weiterhin verdeckt.

Psychiatrie als Beruf

Das Thema Psychiatrie hatte mich aber aufgrund meiner eigenen
Erfahrungen so "angefressen", dass ich nach dem Studienabschluss eine
duale Ausbildung zum Public-Relations-Berater begann und mir eine
Fachklinik suchte, für die ich eine PR-Konzeption verfassen konnte.
Ich war beseelt von der Aufgabe der gesellschaftlichen
Entstigmatisierung psychiatrischer Patientinnen und Patienten. Nicht
weniger als der Imagewandel von den alten "Schlangengruben" zu einem
modernen Unternehmen der Gesundheitswirtschaft schwebte mir als Ziel
vor. Dabei halfen mir ganz erheblich meine eigenen persönlichen
Erfahrungen, von denen ich aber in der betreffenden Klinik niemandem
erzählte. Der Seitenwechsel blieb geheim. Ich wäre sonst mit meinem
Anliegen Ende der Neunzigerjahre nicht ernst genommen worden. Nach dem
Abschluss der PR-Ausbildung wurde ich als Leiter Kommunikation
übernommen und stieg schnell zur Führungskraft für Strategie und
Kommunikation auf. Berufsbegleitend absolvierte ich eine Weiterbildung
in Health Care Management mit MBA-Abschluss und wechselte in die
Schweiz zu einem privaten Krankenhauskonzern, wo ich
Kommunikationsdirektor wurde.

Trotzdem wollte ich mich immer noch weiterbilden und mehr lernen. Ich
begann deshalb ein Promotionsstudium im Fach Organisationsentwicklung
und Gruppendynamik in Wien.

Dabei hatte ich nicht mit den mehrfachen Belastungen gerechnet, die
auf mich zukamen. Im Job war ich häufig angespannt, im Zweifel
darüber, ob meine Leistungen wirklich gut genug waren. Die üblichen
Intrigen im Business und toxische Vorgesetzte setzten mir zu. Meine
Frau bemerkte, dass ich nicht abschalten könne. Die Freizeit wurde von
dem Dissertationsvorhaben aufgefressen, dazu kam das permanente
Pendeln mit dem Flugzeug zwischen Arbeits-, Studien- und Wohnort. Ich
war regelrecht ausgebrannt. Nach rund fünfzehn Jahren kam die
Krankheit wieder als ausgewachsene schizoaffektive Störung. Der Profi
wurde wieder Betroffener.

Odyssee durch die Psychiatrie

Diesmal war das gestörte Gefühl eine nicht enden wollende Belastung.
Meist brauchte ich mehrmals täglich Professionelle und Angehörige, die
mir sagen mussten, dass "alles wieder gut wird". Insbesondere meine
Mutter, zu der ich eine besonders emotionale Vertrauensbeziehung habe,
musste mir immer wieder das Gleiche sagen, damit ich wenigstens mal
für eine Minute Glauben und Zuversicht spüren und die Angst in Schach
halten konnte.

Die Therapien in den Krankenhäusern habe ich aktiv mitgemacht, wenn
ich dazu in der Lage war. Ich wollte ja, dass es mir wieder besser
geht. Zum Teil gab es dort innovative Ansätze wie Schwertarbeit,
Wasser-Shiatsu oder eine Art osteopathische Körpertherapie. Aber auch
jede Form von Sport hat bestimmt ihren Nutzen für Spannungsabbau und
Genesung. Die klassische Ergo- oder Musiktherapie hat meines Erachtens
aber wenig geholfen. Therapie ist immer ein indirektes Vortasten.

Bei mir besserte sich der Gesundheitszustand meist nach mehreren
Wochen oder Monaten, bis er sich dann nach einigen Wochen wieder
verschlechterte. Ein ewiges Auf und Ab, das mich allmählich zermürbte.
Meines Erachtens ist eine psychische Erkrankung ein beschleunigender
Flummi, der an die Wände einer Box - dem eigenen Wesen - springt und
für seelisches Chaos sorgt. Was kann ich tun, damit der Ball wieder in
der Mitte "schwebt" und ich ausgeglichen bin?

Jahrelang war ich in Kliniken, die mir vor allem mit einer immer
wieder wechselnden Pharmakotherapie helfen wollten. Am Ende hatte ich
das Gefühl, dass das Prinzip der Behandlung für mich "Viel hilft auch
viel" lautete. Im Gegensatz dazu trat das Psychoanalytische immer mehr
in den Hintergrund und wich einer "therapeutischen Begleitung", wobei
das Prinzip "Walk and Talk" beim Rauchen im Park ganz sinnvoll ist:
Therapeutin und Patient sind gleicher, und beim Gehen können die
Gedanken besser fließen, während man sich sonst wie mit einem "Brett
vor dem Kopf" fühlt. Ich habe auch eher Schutz und die Gespräche mit
Pflegenden in den Kliniken gesucht als allein mein drastisches Erleben
zu Hause durchstehen zu müssen.

Erneute Seitenwechsel

Sogar meine Dissertation habe ich in einer psychiatrischen Klinik zu
Ende geschrieben. Ich war unsicher über meinen Weg und fragte meine
Mitpatientinnen und Mitpatienten, ob ich meine Doktorarbeit
abschließen sollte. Alle bejahten. So funktionierte ich mein
Krankenzimmer kurzerhand zum Büro um und machte mich an die Arbeit.
Das hat mir insgesamt sehr viel Auftrieb gegeben, sodass die
Freiheitsgrade ohne schizoaffektive Episoden größer wurden. 2011
vollzog ich dann noch mal einen Seitenwechsel und wurde Referent im
Vorstandsbereich Medizin und Qualitätssicherung der
Management-Holding eines öffentlich-rechtlichen Klinikenverbundes in
München; dieses Mal mit Wissen des Vorstands über meine
Krankheitsgeschichte.

Das Arbeiten und Leben in der Isarmetropole hat mir sehr viel Spaß
gemacht. Damit ich aber im Berufsleben mithalten konnte, glaubte ich
meine Medikamente mit Zustimmung eines ärztlichen Psychotherapeuten
umstellen und reduzieren zu müssen. Dies stellte sich als Fehler
heraus und ließ mich schließlich in eine schwere Psychose fallen.
Klinikaufenthalte in München und Baden-Württemberg schlossen sich an.

Ich hatte zwischendurch auch gute Phasen, die ich nutzte, um
Versäumtes wie Bildung oder Reisen nachzuholen. Als die ständigen
Aufenthalte in der Psychiatrie nicht mehr abreißen wollten, bekam ich
eine Elektrokonvulsionstherapie (EKT) als "Ultima Ratio" für
resistente Krankheitsverläufe. Danach dauerte es noch etwa ein halbes
Jahr, bis es mir nachhaltig besser ging. Deshalb kann ich nicht genau
sagen, ob es einen Kausalzusammenhang zwischen der EKT und der
Verbesserung meines Zustands gab. Zwischenzeitlich hatte aber die
behandelnde Oberärztin meine Zwangsentlassung veranlasst, weil ich aus
ihrer Sicht nicht mehr als therapierbar galt - ein erlebter Tiefpunkt
ärztlicher Behandlungskunst! Mit meiner Hoffnung war ich am Ende, ein
Gefühl der Resignation machte sich breit. Es heißt ja, wenn man nicht
mehr laufen kann, dann trägt einen der Herrgott. Und mich musste er
viel herumtragen. Es gab unzählige Situationen, in denen ich
dekompensierte. Eine Grenzerfahrung, bei der man glaubt, dass es jetzt
nicht mehr weitergeht, und irgendwie schließt sich doch wieder etwas
Neues an. Als ich dann in eine andere norddeutsche Klinik kam, fand
ich Ruhe und Geborgenheit in der Kirche des Hauses. Mit anderen
Patientinnen und Patienten sprach ich nicht viel und zog mich meist
zurück. Ich litt immer an einem extremen Morgentief. Als ich dann
spürte, dass das Tief immer flacher wurde, bis es ganz ausblieb, da
konnte ich es fühlen: "Es ist vorbei, ich bin frei!" Sofort begann ich
alles, was mir möglich war, nachzuholen - vor allem die Kontakte zu
Freunden und das Reisen.

Lösungsansätze

Im Laufe der Zeit habe ich dann einiges für mich herausgefunden. Erst
mal musste ich mir Zeit verschaffen. Also blieb mir nichts anderes
übrig, als die Erkrankung mit allen Konsequenzen zu akzeptieren. Ich
stellte fest, dass ich wieder Mut fasste, indem ich kleine Mutproben
bestand: irgendwo alleine hinfahren, auch wenn es einem nicht gut
ging; in die Sauna gehen und die Nähe der anderen Menschen dort
spüren; jemanden Unbekanntes ansprechen und zum Kaffee einladen. Merkt
er, dass irgendetwas nicht mit mir stimmt? Bei einer Reise mit meiner
Schwester ging mir der "Arsch ganz schön auf Grundeis". Aber dass ich
fliegen durfte und dabei fast schon ein bisschen mit den Stewardessen
flirtete, das war eine riesige Belohnung. Es war gut, das gemacht zu
haben, erkannte ich schließlich.

Um die Eigenstigmatisierung eines psychisch kranken Menschen zu
durchbrechen, griff ich zu einem Trick: Ich schrieb Listen zu ganz
unterschiedlichen Erlebnissen in meinem Leben und sah diese Erlebnisse
als meinen gedanklichen Besitz an. Das konnten Reisen sein, Treffen
mit Freunden, Besuche von Museen oder sakralen Bauten, Opern- bzw.
Kinovorstellungen etc. Gleichzeitig unternahm ich Aktivitäten, um
diese Listen fortzuführen. Manchmal setzte ich auch nur ein geplantes
Ziel auf eine Liste. Wenn das dann erreicht wurde, war das ein schöner
Erfolg. So gelang es mir, die Identifikation mit meiner positiven
Vergangenheit wiederzubeleben und mit den Aktivitäten der Gegenwart
und Plänen der Zukunft zu verknüpfen, sodass eine Brücke über das Tal
der psychischen Erkrankung gebaut werden konnte.

Heute gehe ich davon aus, dass mehrere Faktoren zur Genesung geführt
haben. Vor allem muss man aber seinen eigenen Weg finden, der zu
Lösungen führt, die eine Antwort auf die Frage geben: "Was ist gut für
mich?"

Psychische Erkrankungen können jeden treffen. Aber man kommt da auch
wieder raus. Ich appelliere an Betroffene, Ausdauer zu haben und immer
wieder neue Dinge auszuprobieren. In meinem Fall tappte ich selbst
lange im Dunkeln. Ich wollte immer nur wieder zurück in mein altes
Leben.

Ich war ein erfolgreicher, mehrfach studierter Manager im Gesundheits-
und Sozialwesen, der u.a. für psychiatrische Einrichtungen tätig
war - mit gesellschaftlichem Ansehen, einem Top-Gehalt und privater
Idylle mit einer Ehefrau und diversen Freunden. Das alles habe ich
nicht mehr. Heute beziehe ich eine Erwerbsminderungsrente, bin
geschieden, weil meine Frau die durch die Krankheit bedingte
Wesensveränderung von mir wie das In-sich-gekehrt-Sein nicht mehr
ertragen wollte. Meine damaligen Lebensmittelpunkte in der Schweiz und
in Süddeutschland habe ich eingetauscht gegen die Wurzeln meiner
Kindheit und Jugend in Schleswig-Holstein, um wieder frei atmen zu
können. Inhalte meiner früheren vielseitigen Vollzeitjobs habe ich
jetzt in meine interdisziplinäre Tätigkeit als freiberuflicher
Wissenschaftsjournalist integriert. Aber natürlich arbeite ich nicht
mehr acht bis zwölf Stunden täglich wie früher, sondern genieße mein
begrenztes Arbeitspensum und viel Freizeit. Ohne die ganze
Administration des Berufslebens bin ich heute auch viel kreativer.

Fazit

Mancher Abschied war auch schmerzhaft - so empfand ich die Rückkehr in
meine beschauliche Heimatstadt zunächst als Höchststrafe. Schnell
begann ich aber, die Nähe zu meiner Familie und die besondere
Work-Life-Balance einer Kleinstadt zu schätzen. Heute lebe ich ein
zufriedenes Leben. Eine alte Frau auf Madeira hat mir mal erzählt, was
ihrer Meinung nach Glück bedeutet. Sie sagte: "Gesundheit - Zeit (für
die Seele) - ein bisschen Geld". Ich bin nicht der größte Fisch im
Teich, aber einer der schönsten, was heißen soll, dass ich nicht mehr
so ehrgeizig und karriereorientiert wie früher bin, sondern meine
Nischen suche, gerne in der Freizeit oder einer ehrenamtlichen
Tätigkeit. Zum Beispiel habe ich Deutsch für Flüchtlinge unterrichtet
oder Kinder aus prekären Familienverhältnissen betreut. Mit der
Überwindung der schizoaffektiven Störung bin ich zurückgekehrt, aber
in ein anderes Leben. Demütig zu sein und sich zugleich seiner selbst
bewusst werden. Seit Jahren bin ich nun völlig beschwerdefrei. Ich
fühle mich gesegnet und voller Zuversicht. Die Champions-League habe
ich schon gewonnen (nach den ganzen Strapazen mit der Erkrankung),
warum soll ich jetzt nicht auch die Weltmeisterschaft gewinnen? Nicht
auf dem höchsten beruflichen Niveau, sondern so, dass es zu mir passt:
Vielleicht beginne ich noch mal ein Studium, mache eine Weltreise oder
begleite einfach Menschen mit psychischer Erkrankung bei ihrer
Genesung. Ich kann wieder machen, was ich wirklich möchte.


Über den Autor:

Dr. phil. Ralf-Gero C. Dirksen ist Gesundheitsökonom und
Organisationsentwickler mit den Schwerpunkten Strategie, Kommunikation
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(1) Dies ist eine Würdigung meines Freundes, dem leider schon
verstorbenen Künstler Jiri Keuthen, der mich immer so nannte, als wenn
er geahnt hätte, was mit der Bewältigung einer psychischen Krankheit
noch auf mich zukommen würde. Neben meinen anderen Abschlüssen bin ich
sehr stolz auf diesen "Titel".

(2) Die ganze Geschichte ist nachzulesen in dem E-Book: Ralf-Gero
Dirksen (2019): Wenn die Seele brennt. Leben mit schizoaffektiver
Störung - ein Erfahrungsbericht. 2., neu bearb. Aufl., München:
neobooks 2019, 141 S., ISBN 978-3-7502-1589-4
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Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Das Rinderknecht-Rhizom - ein Beitrag zum Stand der Psychiatriereform

von Ulrich Lewe



Der Beitrag stellt anhand von Trends in der aktuellen psychiatrischen
Praxis dar, wie sich in einem veränderten gesellschaftlichen und
rechtspolitischen Klima in Teilen der Psychiatrie eine zunehmend
repressivere Haltung gegenüber psychisch Kranken etabliert.


1999: In dieser Zeitschrift erscheint ein Artikel von Friedrich
Leidinger mit dem Titel "Zero Tolerance - Forensische Psychiatrie im
politischen Alltag". Sein Fazit: "Während soziale Benachteiligung,
Ungleichheit und Entfremdung zunehmen, während materielle
Entsolidarisierung und Individualisierung als politische Ziele der
neuen Sozialdemokratie die bisherige gesellschaftliche Balance
aushebeln, verlangt der Zeitgeist statt nach wirklichen Lösungen nach
symbolischen Akten in Form therapeutischer Modelle und verschärfter
Sanktionen. Für psychisch Kranke ist das allemal ein ungesundes
Klima." (Leidinger in: SP 03/1999).

2021: Die neue Sozialdemokratie sieht alt aus. Dank Hartz IV und
Riester-Rente sind ihr die Wähler in Scharen davongelaufen. Der NSU
hat eine Blutspur durch Deutschland gezogen. Bundeswehr und Polizei
sind von rechtsradikalen Netzwerken infiziert. Die
nationalkonservativ-faschistoide AfD sitzt mit starken Fraktionen in
allen Parlamenten. In der Psychiatrie hat ein Diskurswechsel
stattgefunden. Der "Minderwertige und Schmarotzer am Volkskörper" von
gestern (Blasius 1984, S. 11) ist abgelöst vom "Gefährder". Der steigt
zu einer verbreiteten Diskursfigur auf, die von den staatstragenden
Parteien der Mitte instrumentalisiert wird, um das
liberal-demokratische Tatstrafrecht in ein undemokratisch-autoritäres
Präventiv- und Täterstrafrecht umzubauen. "Der Ausnahmezustand im
modernen Präventivstaat [...] tendiert dazu, auch nach erfolgter
Krisenbewältigung zum rechtlichen Normalzustand zu werden; dies kann
zu einer gefährlichen Beschleunigung des längst eingeschlagenen Kurses
in Richtung eines präventiv-autoritären Sicherheits-, Kontroll- und
Überwachungsstaates führen." (Gössner 2020, S. 11)

Und wie verhält sich unsere reformierte Psychiatrie zu diesen Entwicklungen?

Das Rinderknecht-Rhizom alter Wein in neuen Schläuchen

Ich versuche mich an einer Antwort und beginne dazu mit der Geschichte
vom "Rinderknecht-Rhizom" (Rhizom/Rhizomatik: Methode, um verborgenen
Entwicklungen, Beziehungsgeflechte und Wissenstransfers aufzuspüren,
die in unbestimmten Zeitabständen zufällig oder nicht wieder
auftauchen; s. Deleuze & Guattari 1977):

1920 erscheinen zwei Arbeiten, deren Inhalte vom damals gängigen Sound
der Selektion und Vernichtung geprägt sind: Das Buch "Die Freigabe der
Vernichtung lebensunwerten Lebens" (Binding & Hoche 1920) und der
Artikel "Über kriminelle Heboide" (Rinderknecht 1920). Diese sollten
eine Unterform der jugendlichen Schizophrenie sein. Erste Anzeichen
seien im Kindesalter zu entdecken und würden zwanghaft zur
Kriminalität führen. Den Zweck ihrer "Entdeckung": "Die rechtzeitige
Erkennung dieser Art von Schizophrenen ist wichtig, um die
Korrektionsanstalten für Jugendliche und auch die eigentlichen
Strafanstalten von ihrem schlechten Einflusse zu entlasten"
(Rinderknecht 1920, S. 35).

Fast hundert Jahre später erleben wir eine Wiedergeburt. Die Herren
Psychiater S. Lau & H.-L. Kröber greifen tief in die Mottenkiste der
biologistischen Degenerationslehre, packen diese sehr eigenwillige
Typenkonstruktion ohne eine historische Kontextualisierung wieder aus
und preisen sie zur erneuten Anwendung an (Lau & Kröber 2017). Diesmal
natürlich nicht mit dem Ziel der Selektion, sondern der
frühestmöglichen Behandlung, die vorzugsweise eine neuroleptische zu
sein habe. Damit dehnen sie die pharmakologische Kampfzone auf Kinder
und Jugendliche aus, ohne einen Gedanken an die fatalen Nebenwirkungen
und Spätfolgen zu verschwenden, und unterschlagen, dass diese
"Diagnose" aus dem Theoriearsenal von Vordenkern der Vernichtung
stammt.

Zu ihnen gehören der Chef von Frau Rinderknecht, der bekannte
bürgerlich-liberale Psychiater Eugen Bleuler und der ebenso bekannte
rassistische und antisemitische Psychiater Emil Kraepelin (Schwartz et
al. 2017). Sie entwickelten das noch heute dominierende Diagnose- und
Krankheitsverständnis psychiatrischer Erkrankungen (Herzog 1984;
Wetzel 2000). Ihr theoretischer Ansatz eröffnet die Möglichkeit,
"einen biologischen Zusammenhang einzuführen, auch wo er nicht
nachweisbar ist, und eine spekulative Theorie zu benutzen, wo
Tatsachen fehlten, ohne dass deswegen das naturwissenschaftliche
Vokabular verlassen werden musste" (Herzog 1984, S. 64). Daran hat
sich bis heute nichts geändert. Das Buch "Die Vermessung der
Psychiatrie" von Stefan Weinmann belegt das anschaulich (Weinmann
2019).

Fazit: Die Mainstreampsychiatrie ist mehrheitlich verwurzelt in der
Gedankenwelt ihrer Gründerväter. Aus deren biologistischen Grundansatz
lässt sich keine Resistenz gegenüber undemokratischen und autoritären
Entwicklungen ableiten.

Fürsorgliche Belagerung - einige Trends seit 1999

• Verheimung / Verheimlichung: Heime, in denen Menschen
zusammengezwungen werden, sind auch immer Orte der Verheimlichung. Sie
entziehen Menschen der öffentlichen Wahrnehmung und machen sie dadurch
unheimlich, d.h., sie sind aktive Stigmaproduzenten (vorhandene
Ausnahmen bestätigen die Regel). Im Vergleich von 11 europäischen
Ländern ist der Verheimungsgrad in Deutschland extrem ausgeprägt.
Hierzulande ist er seit 1998 exponentiell von 100 auf 230 Plätze pro
100.000 Einwohner angestiegen. In den anderen Ländern liegt er bei 80
und weniger (Chow & Priebe 2016).

• Zwangseinweisungen nach Betreuungsrecht und den
Psychisch-Kranken-Gesetzen der Länder: Sie steigen seit Jahren
kontinuierlich an. Nach Betreuungsrecht von 40.557 (2006) auf 55.292
im Jahr 2015. Zwangseinweisungen nach den Länder-Psych-KG steigen dem
Trend nach von 62.410 (2006) auf 84.677 im Jahr 2016 (Drucksache
10/11619 Deutscher Bundestag 18. Wahlperiode 2017). Vergleichende
Untersuchungen zeigen, "dass Unterbringungen und Zwangsmaßnahmen in
Deutschland eher häufiger als im internationalen Vergleich zur
Anwendung kommen" (Zinkler 2017, S. 2).

• In der forensischen Psychiatrie hat sich von 1999 bis heute die
Anzahl der nach § 63 StGB Untergebrachten von 2.500 auf ca. 7.000
mehr als verdoppelt. Die durchschnittliche Dauer der Unterbringung
stieg von 6 auf 10 Jahre an. Seit 2014 sitzen hier mehr Menschen für 5
Jahre und länger ein als im Strafvollzug. Damit liegt für schizophren
Etikettierte die Wahrscheinlichkeit, länger als 5 Jahre interniert zu
werden, 100-mal höher als für den Rest der strafmündigen Bevölkerung.
Vergleichende Untersuchungen belegen, dass Deutschland bei diesen
Kennzahlen Europameister ist (Lewe 2021).

Aber wer ist für diese Entwicklung verantwortlich? Antwort a: Die
Rechtsprechung ist es nicht. Die Anzahl der Unterbringungsanordnungen
nach § 63 StGB ist seit 2007 von jährlich N=694 auf N=612 im Jahr
2016 gesunken (Destatis 2007 2016, Fachserie 10 Reihe 3).

Antwort b: Wenn die jährliche Inzidenz sinkt, kann man die Prävalenz
der Unterbringungen nur steigern, wenn man die Internierten länger
festhält. Diese Entwicklung ist seit 2004 nachweisbar. Sie liegt in
einer Phase, in der "Der psychiatrische Maßregelvollzug als
bevorzugtes Instrument der Sicherheit" agiert (Seifert & Leygraf 2016,
S. 227). Für diese Entwicklung sind die forensischen Vollzugsleiter im
Zusammenspiel mit den forensischen Gutachtern verantwortlich. Sie
reagieren auf das veränderte gesellschaftliche und rechtspolitische
Klima, ohne dass ihnen jemand eine Anweisung dazu gegeben hätte. So
geht "psychiatrisches Befriedungsverbrechen" (Basaglia &
Basaglia-Ongaro 1980).

• Erleichtert wird dieses Treiben durch die §§ 20/63
StGB, die legitime Abkömmlinge des faschistischen
"Gewohnheitsverbrechergesetzes" vom 1. Januar 1934 sind. Es knüpfte
"im Gegensatz zum übrigen Sanktionssystem nicht an die begangene Tat,
sondern primär an eine für die Zukunft prognostizierte Gefährlichkeit"
an (Jasch 2009, S. 1). Wenn heute in den neuen Polizeigesetzen der
Länder "Gefährder" (keine überführten Straftäter) festgesetzt werden
können, sagt die forensische Psychiatrie (ForPs): "Ik bün all hier",
das machen wir schon lange. Wenn heute der Innenminister des Landes
NRW, Reul, die Beweislastumkehr (der Täter muss seine Unschuld, nicht
der Richter seine Schuld beweisen) im Strafrecht in die Debatte
bringt, ruft die ForPs: "Ik bün all hier", bei uns muss der
Internierte seine Ungefährlichkeit beweisen, nicht wir ihm seine
Gefährlichkeit. Und wenn aktuell über den Gefährderdiskurs versucht
wird, das Tat- in ein Täterstrafrecht umzuwandeln und den "Gefährder"
über den schuldangemessenen Strafzeitraum hinaus festzuhalten, winkt
die ForPs lässig ab: "Ik bün all hier", das machen wir schon immer so.

Wer so brav am reaktionären Mainstream teilhat, der geht auch mit
seinen Internierten nicht zimperlich um. Damit sind wir beim "Folter-Rhizom" 
angekommen.

Das Folter-Rhizom

1963: Das CIA-Folterhandbuch "Kubark" ist fertig gestellt. Es
reflektiert den Stand der Wissenschaften (Medizin, Psychologie,
Soziologie) zu der Frage, was die besten Mittel sind, um den
Widerstand des Gefolterten zu brechen. Es ist unter Mitarbeit eines
deutschen Fascho-Folter-Doktors, W.P.E. Schreiber, entstanden und ganz
sachlich im Ton eines wissenschaftlichen Handbuches verfasst (Jelpke
2007; Klee 2003). Die Androhung von und die Traktierung mit
Elektroschocks wird dort empfohlen.

1963: Die Sterberate der Anstaltsinsassen, die nach 1945 wesentlich
höher war als bei der übrigen Bevölkerung, hat sich einigermaßen auf
Normalniveau eingependelt (Faulstich 1998). Die Anstalten dümpeln in
den alten Routinen vor sich hin. Unterbrochen werden sie nur, wenn
sich ein Anstaltsinsasse renitent benimmt. Dann gehen ein Trupp
kräftiger Pfleger und ein Arzt ans Werk. Nach getaner Arbeit findet
sich in seiner Krankenakte der Eintrag: "E-Schock-Serie, wieder
stationssoziabel".

2021: Die Renaissance des E-Schocks steht in voller Blüte. Beim
Weltkongress der World Psychiatric Association 2017 in Berlin wird
seine Anwendung bei Kindern und Jugendlichen empfohlen (Ghaziuddin &
Walter 2014). In der S3-Leitlinie "Unipolare Depression" ist die
Elektrokrampftherapie (EKT) als wirksame Behandlung schwerer Verläufe
anerkannt und in der S3-Leitlinie "Schizophrenie" als Ultima Ratio bei
scheinbar unbehandelbaren Krankheitsverläufen. Dabei folgen die
Leitlinien einem altbekannten Muster: Je hilfloser der Psychiater,
desto aggressiver seine Behandlungsmethode.

Und der E-Schock als Foltermethode? Man arbeitet dran.

02/2017: Der deutsche Ethikrat veranstaltet zum Thema "Zwang in der
Psychiatrie" eine Anhörung. Befürworter und Ablehner des
"therapeutisch wohltätigen Zwanges" kommen zu Wort (Deutscher
Ethikrat, öffentliche Anhörung, 2017; www.ethikrat.org).

09/2017: Der Krampfpraktiker J. Gather und der Krampfethiker J.
Vollmann nehmen diese Vorlage auf und veröffentlichen in einem
psychiatrischen Fachblatt eine positive Stellungnahme zur Anwendung
des E-Schocks unter Zwang (Gather & Vollmann 2017).

11/2018: Der Deutsche Ethikrat veröffentlicht seine Stellungnahme
"Hilfe durch Zwang?" (Deutscher Ethikrat [Hrsg.] 2018;
www.ethikrat.org). Das Fragezeichen ist ein rhetorisches, denn er
kommt zu dem Ergebnis, dass dieser, falls wohltätig, durchaus zu
vertreten sei. Damit wischt er die begründeten Einwände vom Tisch, die
in der Anhörung 02/2017 aus klinischer (Zinkler, M.),
Betroffenen- (Daszkowski, J.) und rechtlicher (Osterfeld, M.) Sicht
geltend gemacht wurden (Deutscher Ethikrat, Anhörung 23.02.2017;
www.ethikrat.org).

Und wie läuft es mit dem Zwangs-E-Schock in der Praxis? Das zeigt die
Chronologie einer Auseinandersetzung, die eine Mutter und ihr
psychisch erkrankter Sohn führten. Nach mehreren Zwangseinweisungen
und relativ erfolgloser Neuroleptikamedikation holt sich das
zuständige Amtsgericht die Zustimmung seines Betreuers zu einer
Zwangs-E-Schock-Behandlung. Die behandelnde Klinik lehnt diese aus
ethischen und medizinischen Gründen ab. Was macht man in so einem
Fall? Man holt sich einen Gutachter, der die Zwangsbehandlung aus
ethischen und medizinischen Gründen befürwortet. Das Amtsgericht
genehmigt daraufhin "die Durchführung einer Elektrokonvulsionstherapie
in Form der elektrischen Auslösung von sechs großen zerebralen
Anfällen mithilfe von uni- oder alternativ bilateral angelegten
Elektroden innerhalb von zwei Wochen, [...] und wenn der Betroffene
von den ärztlichen Maßnahmen nicht überzeugt werden kann - die
Anwendung von Gewalt (Festhalten, 3- bis 5-Punkt-Fixierung) [...]"
(Bundesgerichtshof Beschluss XII ZB 381/19 vom 15.01.2020;
www.bundesgerichtshof.de). Der Betroffene möchte sich ungern sechs
große zerebrale Anfälle innerhalb von 14 Tagen mit Gewalt verpassen
lassen und legt mit seiner Mutter beim zuständigen Landgericht
Rechtsbeschwerde gegen diesen Beschluss ein. Die wird zurückgewiesen,
und wir halten als Zwischenergebnis fest: Zwei Gerichtsinstanzen
befürworten eine Zwangs-EKT, obwohl der Betroffene sie ablehnt und es
gegensätzliche ärztliche Stellungnahmen gibt. Der Betroffene und seine
Mutter geben nicht auf. Sie legen beim Bundesgerichtshof
Rechtsbeschwerde gegen diese Beschlüsse ein. Dieser kassiert sie und
gibt den Beschwerdeführern recht (Beschluss: s.o.). Man kann auf der
Webseite des BGH den Beschluss samt Begründung nachlesen. Man kann
aber auch davon ausgehen, dass die Fraktion der Zwangsschocker nur
kurz vom BGH geschockt war und weiter an der Ausweitung ihrer
Kampfzone arbeiten wird.

1963: Im Kubark-Folter-Handbuch wird die soziale und sensorische Deprivation 
als gängiges "Behandlungsmittel" empfohlen.

2019: Gängig ist sie auch in der forensischen Psychiatrie: Man nennt
sie hier nur anders: z. B. "Absonderung im Kriseninterventionsraum".
Der sieht so aus: "Die besichtigten Krisenräume [...] waren [...]
lediglich mit einem Bett und einer offen im Raum stehenden Toilette
ausgestattet. Eine Sitzgelegenheit fehlte. Der Tageslichtzugang wurde
teilweise aufgrund eines Milchglasfensters gemindert" ("Nationale
Stelle zur Verhütung von Folter", Jahresbericht 2019, S. 40;
www.nationalestelle.de)

Zu Dauer und Häufigkeit dieser Isolierungspraxis gibt es Schätzungen.
Eine Befragung von Chefärzten forensischer Kliniken ergab, dass etwa
13 Prozent der behandelten Patienten mindestens einmal von einer
Zwangsisolierung betroffen waren (Jacovljevic & Wiesemann 2015). In
zwei forensischen Kliniken in Baden-Württemberg wurde die Häufigkeit
von Zwangsmaßnahmen untersucht. In den ersten vier Wochen der
Unterbringung wurden 37,5 Prozent der Internierten mit einer
Zwangsisolierung traktiert. Über die gesamte Dauer der Unterbringung
waren bei 70 Prozent der Untergebrachten Zwangsmaßnahmen angeordnet
worden (Horvath 2017). Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe, ein
großer Betreiber forensischer Kliniken mit einem Einzugsgebiet von 8
Millionen Einwohnern, hat ermittelt, dass hier am Stichtag 1. Juli
2019 75 Internierte (§§ 63/64 StGB/126a StPO) länger als
sieben Tage in einer Isolierzelle abgesondert waren, davon 41 länger
als drei Monate und 28 länger als ein Jahr (LWL Gesundheits- und
Krankenhausausschuss: Berichtsvorlage Nr. 14/2088, 2019). Wenn man
diese Zahlen auf Deutschland (82 Millionen Einwohner) hochrechnet,
dann hockten an diesem Tag etwa 750 Menschen sieben Tage und länger in
einer Isolierzelle, davon 410 länger als drei Monate und 280 länger
als ein Jahr. Soziale und sensorische Deprivation als
Regeltraktierung.

Fazit: Die im europäischen Vergleich sehr hohen "Repressionsindizes"
belegen, dass gewichtige Teile der Psychiatrie in Deutschland längst
Akteure des Rechtstrends sind. Für psychisch Kranke ist das Klima
allemal noch ungesunder geworden.

Dr. rer. medic. Dipl.-Psych. Ulrich Lewe

Literatur beim Verfasser
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BERICHT/031: Am Lebensrand - der assistierte Suizid ... Verhindern, was keiner braucht? (SB)

Verhindern, was keiner braucht?

Autonome Entscheidung über den assistierten Suizid durch Gesetzentwürfe
erneut gefährdet

Von Christa Schaffmann - 31. März 2022
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Im Jahr 2021 zum Beispiel wurden deutschlandweit 346 begleitete
Selbsttötungen vermittelt.
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Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat am 26. Februar 2020 entschieden,
dass § 217 Strafgesetzbuch, der bis Anfang 2020 die "geschäftsmäßige
Suizidhilfe"*) verbot, verfassungswidrig und nichtig ist. Jeder Mensch -
freiverantwortliches Handeln vorausgesetzt - hat das Recht auf einen
selbstbestimmten Tod. Der Suizid ist nicht verboten, weshalb auch die Hilfe
beim Suizid nicht strafbar sein kann.

Im Karlsruher Urteil wurde kein neues Gesetz gefordert. Wichtige Regelungen
hätten getroffen werden können ohne Gesetz - z.B. auf standesrechtlicher
Ebene. Viele Wissenschaftler, Juristen aber auch Mediziner konnten deshalb
nicht nachvollziehen, wieso schon bald nach der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts Gesetzentwürfe auftauchten, die überwiegend nicht
dem Karlsruher Urteil folgten und eine Fülle von Hürden konstruierten, um
Suizide nach Möglichkeit zu verhindern. Statt im Sinne des Urteils seriöse
Möglichkeiten für ein selbstbestimmtes Sterben zu schaffen, selbst für
Menschen, die nicht schwer krank sind, sahen sie ihre Aufgabe offenbar
darin, Sterbewilligen ihren Wunsch auszureden. Mehr oder weniger offen
sprachen die Verfasser aus, dass ihr eigentliches Ziel in der
Suizidprävention bestehe.

Für diese braucht es ebenso wenig ein Gesetz. Die Deutsche Gesellschaft für
Humanes Sterben (DGHS) macht es mit ihrem Beratungskonzept vor, wie eine
Suizidpräventionsberatung aussehen kann, die ergebnisoffen ist, dem
Suizidenten nicht einzureden versucht, dass sein Leben entgegen seiner
eigenen Überzeugung doch lebenswert sei, oder bemüht ist ihm zu vermitteln,
dass das Leben eines Menschen in der Werteordnung des Grundgesetzes an
oberster Stelle steht. Denn letzteres ist falsch. An oberster Stelle steht
die Menschenwürde. Sie ist unantastbar; erst Artikel 2 nennt das Leben und
lässt zudem Eingriffe in dieses Lebensrecht zu. Die verfassungsrechtlich
geschützte Selbstbestimmung schließt die Bestimmung über die Art und Weise
eines würdevoll empfundenen Todes mit ein. Eine Lebenspflicht existiert
nicht, höchstens aus religiösen Gründen, wenn man glaubt, das Leben als ein
Geschenk Gottes nicht wegwerfen zu dürfen. Die Bundesrepublik Deutschland
ist jedoch ein säkularer Staat, weshalb dieser Einwand gegen einen
selbstbestimmten Tod nicht greift. Auch das Argument, ein liberaler
Umgang mit selbstbestimmtem Sterben werde zu einem starken Anstieg von
Suiziden, ja womöglich zu einer neuen Normalität bei der Beendigung des
Lebens führen, wird verwendet.

Dem stehen nachprüfbare Zahlen gegenüber: Die DGHS hat 2021 120
Freitodbegleitungen vermittelt, DIGNITAS Deutschland 97 und der Verein
Sterbehilfe 129, insgesamt also 346. Die Anzahl der Sterbefälle in
Deutschland betrug im gleichen Jahr 1.016.899 Tote, davon allein im
Straßenverkehr 2.569. Bei ihrer gemeinsamen Pressekonferenz lieferten die
DGHS, DIGNITAS-Deutschland und der Verein Sterbehilfe den Beleg dafür, dass
es derzeit keines wie auch immer gearteten normativen Schutzkonzeptes durch
den Gesetzgeber bedarf. Ein solches bräuchte es nur, wenn es konkrete
Anhaltspunkte für eine Gefährdung schutzbedürftiger Menschen gäbe. Eine
solche Gefährdung ist nicht erkennbar und schon gar nicht belegbar.

Trotzdem liegen dem Bundestag nun drei aus dem Parlament heraus entstandene
Gesetzentwürfe vor, über die noch vor der Sommerpause ein Meinungsaustausch
erfolgen soll, bevor voraussichtlich im Herbst darüber abgestimmt werden
wird. Der zuletzt vorgelegte und restriktivste Entwurf ist der von Kirsten
Kappert-Gonther (Die Grünen) und Lars Castellucci (SPD). Dem liberaleren
von Renate Künast und Katja Keul (Die Grünen) et al. bescheinigen einige
Juristen Unvereinbarkeit mit der Verfassung. Dazwischen bewegt sich der
noch vor seiner Zeit als Gesundheitsminister von Karl Lauterbach
eingebrachte. Einige Verfasser - Abgeordnete sowie zu Rate gezogene
Lobbyisten in Gestalt von Ärzten, Kirchenvertretern und anderen - zögern,
Selbstbestimmung zu erlauben, so als nähme man ihnen etwas weg, was der
gekippte Paragraph 217 so schön geregelt hatte.

Am 30. März 2022 wurde von der Deutschen Gesellschaft
für Suizidprävention (DGS) und dem Deutschen Hospiz- und PalliativVerband
(DHPV) überraschend eine völlig neue Idee ins Gespräch gebracht. Die
beiden Organisationen verlangen die Verabschiedung eines Gesetzes, das
bundesweit die Grundlagen und Rahmenbedingungen für Angebote der
Suizidprävention schafft. Die Debatte darüber müsse zeitnah im Bundestag
geführt und ein entsprechendes Gesetz vor einer gesetzlichen Regelung zur
Beihilfe zum Suizid verabschiedet werden, heißt es in der dazu
herausgegebenen Pressemitteilung. Die Verfasser glauben gut informierten
Kreisen zufolge selbst nicht, dass es dazu schnell kommen wird, steht
dieses Thema doch nicht primär auf der Agenda der Politik. Immerhin stützen
sie mit ihrem umfangreichen Vorschlag den restriktiven Entwurf von
Kappert-Gonther und Castellucci, was bei Menschen, die das Karlsruher Urteil
begrüßt haben, die Alarmglocken läuten lässt.

Noch reicht die Zeit, ein unnötiges Gesetz zu verhindern oder mindestens an
den Entwürfen weiter zu arbeiten. Inspirationen für Änderungen existieren
zu Hauf u.a. von der Humanistischen Vereinigung, dem Humanistischen Verband
sowie in Form des Berliner Appells, den die DGHS, DIGNITAS, der Verein
Sterbehilfe und die Giodarno-Bruno-Stiftung im Februar veröffentlicht
haben.

Arbeitsfelder könnten u.a. die vorgeschriebenen Beratungen in eigens dafür
eingerichteten Beratungsstellen für Suizidenten sein. Offenbar halten
manche Verfasser Menschen, die ihr Leben beenden wollen, automatisch für
beratungsbedürftig, unterstellen ihnen eine unüberlegte Entscheidung, nicht
ausreichende Bildung oder leichtfertiges Handeln. Auch die geplanten
Gespräche mit einem Psychiater für alle Antragsteller auf einen
assistierten Suizid - egal, ob sie psychisch krank oder in der
Vergangenheit auffällig gewesen sind - stellt eine Zumutung dar. Per Gesetz
droht eine Entmündigung, weil ein Arzt unter Umständen zum Schutz des
Bürgers vor sich selbst den Antrag ablehnt - auch wenn das Karlsruher
Urteil genau dies sowohl Ärzten als auch Beratern, Politikern und allen
anderen, die meinen, es besser zu wissen als der Suizident, verbietet,
indem es die freie Entscheidung über den Tod, auch den assistierten, dem
Sterbewilligen überlässt.

Jeder Bürger hat in den kommenden Monaten noch das Recht,
Bundestagsabgeordneten seine Meinung und ggf. Erfahrung mitzuteilen und auf
diesem Wege unter Umständen noch Einfluss zu nehmen auf ein Gesetz, dass
zwar nicht Millionen von Menschen betrifft, aber Menschen in einer
verzweifelten Lage, die der Gesetzgeber nicht noch erschweren sollte.

*) Der Begriff "geschäftsmäßig" bedeutet in der Sprache der Juristen
wiederholtes Handeln, nicht zu verwechseln mit Geschäftemacherei im
Profitinteresse.
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INTERVIEW/044: Am Lebensrand - der assistierte Suizid ...    PD Dr. med. habil. Ute Lewitzka im Gespräch (SB)

Gibt es so etwas wie eine Pflicht zu leben?

Es ist nicht erlaubt, den begleiteten Suizid zu verbieten.
Aber für alle, die in der Suizidprävention arbeiten, ist das
wirklich ein Problem.

Christa Schaffmann im Gespräch mit PD Dr. med. habil. Ute Lewitzka vom
Universitätsklinikum Dresden - Februar 2022
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Schattenblick: Im Jahr 2020 starben in Deutschland laut Statistischem
Bundesamt 9.206 Personen durch Suizid. Wie sicher sind die vorhandenen
Daten, und was wissen wir über die Gesamtzahl hinaus z.B. über Gründe und
Vorerkrankungen?

Ute Lewitzka: Wir haben nicht wirklich viele Daten, ausgenommen die Anzahl
der Suizide. Sie werden gemeldet, weil es sich um eine nicht-natürliche
Todesursache handelt, bei der jedes Mal die Staatsanwaltschaft mit
eingeschaltet wird. Die Anzahl der Suizidversuche wird von uns geschätzt;
sie werden in vielen Fällen zwar festgestellt aber nirgendwo erfasst oder
gemeldet. Es bleibt außerdem eine Dunkelziffer, z.B. durch Suizide in
Altenheimen, die nicht immer erkannt werden. Das ist kein Vorwurf. Wir
müssen nur davon ausgehen, dass, wenn ein alter Mensch im Heim über Nacht
eingeschlafen ist, u.U. am Morgen nicht immer untersucht wird, ob im Körper
Spuren z.B. extrem vieler Schlaftabletten nachweisbar sind.

Schattenblick: Das klingt nicht nach einer grundsoliden Datenbasis.
Trotzdem erklärten Psychiater zuletzt beim DGPPN-Kongress im vergangenen
Herbst, 60 bis 90 Prozent aller Suizide seien auf eine psychische
Erkrankung zurückzuführen.

Ute Lewitzka: Es gibt schon Möglichkeiten, auch unter Menschen, die sich in
keiner psychiatrischen Einrichtung, sondern zu Hause das Leben nehmen,
nachzuforschen. Wir nennen das psychologische Autopsie. Dabei wird nicht
nur mit einer Person aus dem Umfeld gesprochen, sondern mit mehreren: u.a.
dem Hausarzt, dem Ehepartner, der Tochter und dem Arbeitskollegen. Darüber
hinaus werden persönliche Schriftstücke gesichtet sowie verschiedene
Lebensbereiche abgefragt, was danach eine recht valide diagnostische
Einschätzung erlaubt. Dennoch halte ich die oft genannten Zahlen zwischen
60 und 90 oder noch mehr Prozent von psychisch Kranken unter den
Suizidenten für zu hoch. Trotz der durchaus aufwendigen psychologischen
Autopsie bleiben Unsicherheiten, denn eine Diagnose am Verstorbenen selbst
ist nicht mehr möglich.

In Deutschland haben wir aber noch ein ganz anderes Problem, bei dem ich
gerade gegen Windmühlen laufe. Suizide werden bei uns in eine bestimmte
Kategorie eingeordnet - die X-Kategorie aus der internationalen
Klassifikation von Krankheiten, kurz ICD 10. In dieser Kategorie werden
alle Suizide verschlüsselt. Auf Grund der Datenschutzgrundverordnung wird
ein Teil dieser Suizide von den statistischen Landesämtern in die sog.
R-Kategorie - das bedeutet "sonstige Todesursachen" - eingeordnet. Das
geschieht zum Schutz des Verstorbenen, denn diese Daten sind grundsätzlich
öffentlich zugänglich. Das ist vom Standpunkt des Datenschutzes
nachvollziehbar, für die Forschung aber problematisch, denn es führt zu
Verzerrungen, wenn wir nicht wissen, wie hoch der Anteil der Suizide unter
den "sonstigen Todesursachen" tatsächlich ist. Für uns wäre es schon
relevant, ob es zehn oder einhundert Prozent sind.

Schattenblick: Alle Gesetzentwürfe enthalten den Begriff
freiverantwortliches Handeln. Wird das bei psychisch Kranken grundsätzlich
infrage gestellt?

Ute Lewitzka: Nein. Auch ein gesunder Mensch kann u.U. nicht
freiverantwortlich handeln - z.B. durch Beeinflussung durch Angehörige.
Auch bei psychisch Kranken gehen wir in vielen Fällen - z.B. bei der
Einwilligung in eine Operation - von einem freiverantwortlichen Handeln
aus. Im Zusammenhang mit dem Suizid ist das - weil es eine unumkehrbare
Handlung ist - jedoch schwieriger zu beurteilen.

Ob eine autonome Entscheidung vorliegt, muss bei jedem Suizidenten
nachgefragt bzw. geprüft werden, nicht nur bei den psychisch Kranken. Ich tue
mich schwer, krisenhafte Zustände immer als Krankheit abzustempeln.
Manchmal handelt es sich um eine Lebenskrise, die in einigen Wochen oder
Monaten nicht mehr existiert. Gerade bei psychischen Erkrankungen ist der
Langzeitverlauf wichtig für die Beurteilung. In einer halben Stunde kann
der beste Arzt nicht mit 100prozentiger Sicherheit entscheiden, ob sein
Gegenüber freiverantwortlich handelt, ob sein Wunsch dauerhaft sein wird
oder "nur" im Rahmen einer Lebenskrise besteht. Noch ein weiteres Problem:
welcher Zeitpunkt ist für die freiverantwortliche Entscheidung
ausschlaggebend: Der Tag, an dem der Suizident mit dem Arzt gesprochen hat
oder der Tag, an dem er sich das Leben dann tatsächlich nimmt? Dafür kann
es m.E. kein Gesetz geben. Wichtig ist hierbei, sehr differenziert zu
beurteilen. Die Situation für Menschen mit terminalen Erkrankungen ist eine
andere als die mit behandelbaren psychischen Krankheiten.

Schattenblick: Und dann gibt es ja noch eine weitere Gruppe: die, die gar
nicht erkrankt sind und trotzdem sterben wollen.

Ute Lewitzka: Die müssen aus meiner Sicht nochmal anders betrachtet werden.
Sie stellen die größte Herausforderung dar.

Schattenblick: Warum? Wenn jeder Mensch das Recht hat, sich das Leben zu
nehmen (und das hat das BVerfG bestätigt), und wenn das ein Recht auf Hilfe
beim Suizid einschließt (steht ebenfalls im Urteil), was soll ein Arzt -
die Freiverantwortlichkeit vorausgesetzt - denn dann noch begutachten? Soll
er dann entscheiden, dass das Leben des Suizidenten doch lebenswert ist,
ihm eine Bescheinigung für einen assistierten Suizid verweigern und damit
indirekt empfehlen, sich doch einfach vor die U-Bahn zu werfen? Dazu hat
der Arzt aber überhaupt kein Recht. Oder wie sehen Sie das?

Ute Lewitzka: Ich habe keine saubere Lösung dafür oder nur eine, die es
wieder unpraktikabel machen würde. Es ist nicht erlaubt, den begleiteten
Suizid zu verbieten. Aber für alle, die in der Suizidprävention arbeiten,
ist das wirklich ein Problem.

Schattenblick: Sollten die beiden Aufgaben dann mindestens voneinander
getrennt werden?

Ute Lewitzka: Vielleicht wäre das eine Lösung. Durch meine klinische Arbeit
begegnet mir ein solcher Zustand (d.h. ein gesunder Mensch möchte nicht
mehr leben) nicht wirklich, ich gebe aber zu, dass ich eben auch durch
meine "psychiatrische Brille" schaue. Es gibt einige Argumente, die
dagegensprechen, dass sich ein wirklich gesunder Mensch das Leben nehmen
möchte. Meist besteht ein Verlust, eine Kränkung oder eine Angst, und die
sollte man zunächst erst mal besprechen können.

Schattenblick: Beschäftigen Sie sich auch damit, wie andere Länder und
Kulturkreise mit dem Thema Suizid umgehen?

Ute Lewitzka: Der Blick über den Tellerrand ist uns wichtig. Wir tauschen
uns mit Forschern in anderen Ländern aus. Das ist auch etwas, was uns in
Sorge bringt. Dortige Erfahrungen belegen, wie eng das Recht auf den Suizid
und dessen Unterstützung und das Thema "Tötung auf Verlangen"
zusammenhängen. Belgien und die Niederlande machen es vor. So sind in
Belgien die Fälle assistierter Suizide bei Depressiven stark angestiegen.
Ich musste bei dieser Nachricht an den Fall eines schwer Depressiven
denken, den ich jahrelang, auch mit experimentellen Verfahren, behandelt
habe - ohne Erfolg. Und dann gab es ein persönliches Ereignis und innerhalb
weniger Wochen veränderte er sich zusehends zum Positiven. Ich würde deshalb
gern immer alle Optionen probieren und nicht aufgeben.

Schattenblick: Das verstehe ich aus Ihrer Perspektive. Aber der Patient hat
doch auch das Recht, nichts mehr probieren zu wollen. Es ist sein Leben.
Wollen Sie ihm das Recht, über dessen Fortsetzung zu entscheiden,
absprechen?

Ute Lewitzka: Das ist eine sehr komplexe Frage: Gibt es so etwas wie eine
Pflicht zu leben? Ich empfehle hier das Buch von Giovanni Maio "Medizin
ohne Maß", in welchem er wunderbar diesen Aspekt beleuchtet. Eine andere
Konstellation macht mir viel größere Sorgen: was ist, wenn ein Mensch den
Wunsch nach einem assistierten Suizid geäußert hat, am Ende aber aus
unterschiedlichen Gründen das Mittel nicht mehr selbstständig einnehmen
kann. Soll ihm dann jemand die tödliche Injektion verabreichen und ihn ins
Jenseits bringen? Wir sprechen da von Tötung auf Verlangen. Da entstehen
hochproblematische Situationen, weshalb die in der Suizidprävention Tätigen
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts nicht begrüßt haben. Sie sehen
besorgt schon jetzt die Sterbehilfevereine auf der Matte stehen.

Schattenblick: Und denen unterstellen Sie in jedem Fall ein Profitinteresse?

Ute Lewitzka: Diese Organisationen sind international gut vernetzt, haben
aus meiner Sicht eine große Macht. Wenn der Gesetzgeber das nicht sehr klar
regelt, wird es garantiert neue Klagen geben, und dann bin ich sehr
gespannt, wie das Gericht darauf reagieren würde. Mich beschäftigt aber
noch ein anderes Problem: Wir haben durch das Urteil jetzt die für das
Gesundheitssystem kostengünstigere Lösung, denn jahrelange Psychotherapie
und psychiatrische Behandlung und erst Recht der Ausbau der
Palliativmedizin sind natürlich teurer als die einmalige Dosis eines zum
Tod führenden Medikaments. Aber gegen diese Rechnung sträube ich mich.

Schattenblick: Allerdings hat das Verfassungsgericht sein Urteil nicht mit
Blick auf das staatliche Gesundheitsbudget, sondern mit Blick auf
Menschenrechte und Menschenwürde gefällt. Oder wollen Sie ihm finanzielle
Motive unterstellen?

Ute Lewitzka: Das Verfassungsgericht hat keine finanziellen Interessen im
Sinn. Im Gegenteil: auch hier wird ja der Schutzauftrag des Staates
dokumentiert. Aber um dies zu tun ist eine bessere palliative Versorgung
nötig, eine bessere Pflege in Heimen, um so den Wunsch nach einem Suizid
bei vielen gar nicht erst entstehen zu lassen. Denn warum wollen z.B. alte
Menschen sterben? Um ihren Angehörigen nicht zur Last zu fallen, weil sie
wissen, wie "teuer" die Versorgung ist; um einer nicht-menschenwürdigen
Versorgung im Alter zu entgehen. Die Lösung dieser Probleme kann aus meiner
Sicht nicht darin bestehen, den assistierten Suizid zu ermöglich, sondern
es muss dafür gesorgt werden, dass Menschen in Würde altern und auch
sterben können. Denn das gehört zum Leben dazu.

Schattenblick: Das ist der Wunsch vieler Menschen, auch ganz unabhängig von
ihrer Einstellung zum assistierten Suizid. Eine bessere Versorgung ist
notwendig, wünschenswert, aber sie ist nicht die Alternative zum Recht, das
eigene Leben beenden zu dürfen, warum auch immer. - Wenn alle Ärzte so
denken würden wie Sie, wer könnte dann Sterbehilfe leisten?

Ute Lewitzka: Ich schätze, dass genügend Ärzte den assistierten Suizid
nicht nur als Möglichkeit unterstützen, sondern dafür auch selbst zur
Verfügung zu stehen werden, darunter auch Psychiater. Theoretisch müssten
es gar nicht immer Ärzte sein, aber das wünschen sich halt viele
Suizidenten. Auf der anderen Seite habe ich gerade von einer Patientin den
Satz gehört: "Was macht es mit mir, wenn ich nicht einmal dem Arzt
vertrauen kann, dass er in erster Linie mein Lebensretter ist?" Das
signalisiert für mich, dass man bei verschiedenen Gruppen von Menschen mit
dem Wunsch nach Suizidassistenz auch verschieden vorgehen muss. Ich kenne
auch Kollegen, die sagen, die Ärzte sollten die Sterbebegleitung
einschließlich Medikamentengabe besser Sterbehelfern überlassen.

Schattenblick: Also doch Sterbehilfeorganisationen? Wie sollten Menschen
erfahren, wer, wo für die Sterbebegleitung zur Verfügung steht? Wenn wir an
die Debatte darüber denken, was Werbung für und was Information über
Schwangerschaftsabbrüche ist, dann bin ich da sehr skeptisch. Ich erwarte,
dass Krankenkassen und Ärztekammern dazu auskunftsfähig und -willig sein
werden.

Ute Lewitzka: Da fast alle Gesetzentwürfe eine Beratung zwingend vorsehen,
wäre das auch eine mögliche Aufgabe am Ende einer Beratung. Im Übrigen
sorgen genau diese Sterbehilfevereine dafür, dass dieses Wissen "bekannt"
wird. Werbung ist in allen Gesetzentwürfen richtigerweise ausgeschlossen
worden.

Schattenblick: Ja, aber das Beispiel beim Schwangerschafts-Abbruch hat doch
gezeigt, dass Gegner von Abbrüchen jegliche Information zu
unterschiedlichen Methoden, zu Risiken und über die durchführenden Kliniken
als Werbung ansehen.

Ute Lewitzka: Informationen sind notwendig. Aber zu denen müssen dann
auch die gehören, in denen über mögliche Risiken bei der
Medikamentengabe bzw. Injektion eines todbringenden Cocktails aufgeklärt
wird. Die verbreitete Vorstellung von einem ganz entspannten Einschlafen,
trifft eben nicht in allen Fällen zu. Wie überall in der Medizin bleibt
auch hier ein Restrisiko.

Schattenblick: Gibt es unter den vorliegenden Gesetzentwürfen für Sie einen
Favoriten?

Ute Lewitzka: Angreifbar sind alle. Mein persönlicher Favorit ist der von
Kirsten Kappert-Gonther (Die Grünen) und Lars Castellucci (SPD); er scheint
mir der Vernünftigste zu sein.

Schattenblick: Fast alle Entwürfe verlangen eine Beratung, einige nicht aus
dem Parlament stammende wollen nur dann Beratung, wenn der Suizidwillige
sie selbst nachfragt. Braucht Ihres Erachtens jeder Beratung?

Ute Lewitzka: Auch an diesem Punkt würde ich differenzieren. Ich musste oft
die Erfahrung machen, dass viel zu wenige Menschen ausreichend über
Palliativ-Medizin informiert sind. In Fällen mit schwerer Erkrankung würde
ich eine Beratung unbedingt empfehlen. Ein Palliativmediziner kann
erklären, was hier möglich ist. Ein anderer umstrittener Punkt ist die
Zeit, die in den unterschiedlichen Entwürfen festgesetzt wird, bis ein
Betroffener tatsächlich Sterbehilfe erhält. Ich weiß, dass viele Menschen
diese zu lang finden. Aber gerade bei psychisch Kranken muss ich eine lange
Dauer befürworten, braucht es doch oft Wochen, bevor z.B. ein Medikament
überhaupt anschlägt. Eine psychotherapeutische Behandlung dauert Monate bis
Jahre. Auch bei diesem Punkt halte ich eine Differenzierung unter den
Suizidenten für sinnvoll.

Schattenblick: Geben Sie der Verabschiedung des Gesetzes noch in diesem
Jahr eine Chance?

Ute Lewitzka: Nicht mehr vor der Sommerpause, aber das würde ich mir auch
gar nicht wünschen, denn wir brauchen unbedingt noch Zeit für einen Diskurs
über unterschiedliche Sichtweisen sowie unter den betroffenen Berufsgruppen
 - den Medizinern, den Psychiatern, den Juristen, Psychologen, Soziologen -
als Anstoß für sinnvolle Korrekturen und Kompromisse zur Reduzierung von
Entwürfen. Eine Verabschiedung im späten Herbst kann ich mir jedoch
vorstellen.
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INTERVIEW/043: Am Lebensrand - der assistierte Suizid ...    Prof. Dr. Georg Marckmann im Gespräch (SB)

Bürokratische Monster statt Hilfe für Suizidenten

Prof. Dr. Georg Marckmann über Gesetzentwürfe zum assistierten Suizid

Das Gespräch führte Christa Schaffmann - Februar 2022
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Prof. Dr. Georg Marckmann ist Vorstand des Instituts für Ethik, Geschichte
und Theorie der Medizin an der Ludwig-Maximilians-Universität München und
Präsident der Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Foto: by Yves Krier



Schattenblick: Der Bundestag plant, noch in diesem Jahr ein neues Gesetz
zum assistierten Suizid zu beschließen. Sie haben sich gegen ein solches
Gesetz ausgesprochen. Warum?

Georg Marckmann: Ein Gesetz ist nicht notwendig - abgesehen von der
Änderung des Betäubungsmittelgesetzes. Nachdem das Bundesverfassungsgericht
den § 217 für verfassungswidrig erklärt hat, sind wir zu der Rechtsordnung
zurückgekehrt, die Deutschland seit 1871 hatte. Die Suizidassistenz ist
nicht strafbar, weil man - wenn der Suizid als solcher nicht strafbar ist -
nicht für die Hilfe bei einer nicht strafbaren Handlung bestraft werden
kann.

Schattenblick: Gibt es I.E. keinerlei Regelungsbedarf?

Georg Marckmann: Es sollte Standards geben, die die freiverantwortliche
Entscheidung der suizidwilligen Menschen sichern. Die Betroffenen müssen
entscheidungsfähig und ausreichend darüber informiert sein, welche
Möglichkeiten ihnen zur Verfügung stehen. Diese Voraussetzungen kann man in
einem Gesetz verankern, muss es aber nicht. Alternativ könnte man eine
entsprechende Regelung in das Berufsrecht aufnehmen. In der Schweiz hat
dies die Akademie der medizinischen Wissenschaften (SAMW) gemacht; analog
könnte in Deutschland die Bundesärztekammer eine Vorgabe erstellen, unter
welchen Bedingungen Ärzte Beihilfe zur Selbsttötung leisten können. Ich bin
der Meinung, dass man möglichst wenig gesetzlich regeln sollte und würde
daher eine standesrechtliche Regelung bevorzugen.

Schattenblick: Welchen Eindruck erzeugen die vorliegenden aus dem Parlament
stammenden Gesetzentwürfe bei Ihnen?

Georg Marckmann: Das sind für mich bürokratische Monster - sehr
ausführlich, bemüht, jedes einzelne Detail zu regeln. Ich weiß nicht, ob
das praktikabel ist und noch weniger, ob es den betroffenen Menschen hilft.
Wichtiger scheint mir eine Antwort auf die Frage: Wie können wir
verzweifelten, in vielen Fällen schwerkranken Menschen eine bessere
medizinische und palliativmedizinische Versorgung, eine bessere Pflege
bieten, sodass zumindest bei einigen der Suizidwunsch gar nicht erst
entsteht? Doch darauf geben die Regulierungskonzepte mit engen Vorgaben
keine Antwort.

Schattenblick: So sind die Entwürfe auch nicht angelegt. Das könnte m.E.
eher ein Investitionsprogramm für die von Ihnen genannten Bereiche leisten.

Georg Marckmann: Genau. Die Suizidprävention vorrangig beim Einzelnen
anzusetzen, ist der falsche Weg. Die Politik sollte dafür sorgen, dass die
Bedingungen z.B. in Pflegeeinrichtungen besser werden, eine flächendeckend
gute Palliativversorgung existiert, es Unterstützungsangebote für
vereinsamte Menschen gibt und vieles mehr.

Schattenblick: Die bürokratischen Monster, von denen Sie gesprochen haben,
erschweren Suizide für alle, wenn sie sie nicht sogar unmöglich machen. Mit
 Suizidprävention haben sie nicht wirklich etwas zu tun. Wäre es hilfreich,
die Entwürfe mindestens zu entschlacken und auf professionelle Beratung zu
reduzieren, in deren Verlauf all das, was in den vorliegenden Papieren
mehreren Ärzten plus Beratungsstellen zugeschrieben wird, genauso gut
ermittelt werden kann und noch dazu in einem deutlich entbürokratisierten
Prozess?

Georg Marckmann: Ich finde es nicht überzeugend, für die notwendige Prüfung
der freiverantwortlichen Entscheidung spezielle Beratungsstellen
einzurichten. Wieso kann das nicht alles in einer ärztlichen Hand liegen -
die Prüfung, die Medikamenten-Verordnung und - wenn gewünscht - auch die
Sterbebegleitung? Warum sollte sich der zum Suizid Entschlossene einen Arzt
nicht selbst auswählen dürfen, z.B. seinen Hausarzt, der ihn seit langem
kennt, der die Umstände viel besser einordnen kann, dem der Betroffene auch
mehr Vertrauen schenkt als einem Fremden? Um Missbrauch vorzubeugen, könnte
man die Prüfung der Freiverantwortlichkeit durch einen zweiten,
unabhängigen Arzt vorsehen. Ebenso wäre es keine gute Lösung, wenn die
Suizidassistenz nach dem Vorbild des Schwangerschaftsabbruchs geregelt
würde: Letzterer ist anders als der Suizid generell strafbar, nur unter
bestimmten Voraussetzungen ist von einer Strafe abzusehen.

Schattenblick: Dies könnte aber passieren. Wie würde Karlsruhe wohl
reagieren?

Georg Marckmann: Das Bundesverfassungsgericht müsste das Gesetz eigentlich
erneut kassieren. Aber damit wäre keinem suizidwilligen Menschen geholfen.
Das Karlsruher Urteil ist sehr klar in seinen Formulierungen; man kann die
Lektüre nur jedem empfehlen. Danach hat jeder Mensch - auch unabhängig von
einer lebensbedrohlichen Erkrankung - das Recht sich das Leben zu nehmen,
was auch die Freiheit einschließt, dabei Hilfe von anderen in Anspruch zu
nehmen.

Dass die Suizidassistenz nicht vom Vorliegen einer unheilbaren Erkrankung
abhängig gemacht wird, ist tatsächlich eine Herausforderung. So weit sind
die meisten anderen Länder mit einer liberaleren Regelung von Suizid nicht
gegangen. Dafür braucht es spezielle Unterstützungsstrategien und -angebote.
Im Vordergrund sollte immer die Hilfe für die Betroffenen stehen, und
diese Hilfe darf keine Einbahnstraße zum Weiterleben sein.

Schattenblick: Was wird oder was sollte passieren, wenn es zu einer
steigenden Zahl von Selbsttötungen kommt?

Georg Marckmann: Sollte es dazu kommen, brauchen wir eine gute Evaluation.
Es darf nicht sein, dass wir bei einer steigenden Zahl nicht die
Lebensbedingungen verbessern, sondern mit noch mehr Einschränkungen bis hin
zu Verboten reagieren. Schon jetzt habe ich Sorge, dass man bei den vielen
Gedanken, die man sich über die Beratung von Einzelnen macht, die
systemischen Lebensbedingungen aus dem Blick verliert.

Schattenblick: Verstehe ich das richtig, dass Sie befürchten, das Hauptziel
von Gesprächen, die der Betroffene mit einem Arzt und/oder in einer
Beratungsstelle führt, gerät aus dem Blickfeld?

Georg Marckmann: Die Gefahr besteht durchaus. Die Kernaufgabe ist doch, dem
Betroffenen eine informierte, freiverantwortliche Entscheidung zu
ermöglichen; im Einklang mit den längerfristigen Werthaltungen, wie wir das
auch bei medizinischen Behandlungsentscheidungen tun. Die vom Betroffenen
am Ende gefällte Entscheidung müssen wir ermöglichen und nicht verhindern -
egal, ob diese am Ende dem beteiligten Arzt oder Berater gefällt, ob er sie
für angemessen hält oder nicht.

Schattenblick: Haben die Kirchen in Ihren Augen bei diesem Thema eine
besondere Kompetenz?

Georg Marckmann: Die Religion spielt wahrscheinlich eine große Rolle bei
der Entscheidung des Einzelnen für oder gegen einen Suizid. Religion kann
sinnstiftend für viele sein, unabhängig von ihrer Zugehörigkeit zu einer
Kirche. Aber wir leben in einem säkularen Staat. Religion ist Privatsache.
Sie darf nicht zur Grundlage für allgemeine gesellschaftliche Regelungen
gemacht werden. Die Kirchen sollten deshalb auch keinen Einfluss auf solche
Gesetze und die darin enthaltenen Regelungen nehmen, da sie partikulare
Interessen vertreten. Das Bundesverfassungsgericht hat diesen Punkt sehr
klar formuliert: Die Bewertung, ob das eigene Leben lebenswert ist oder
nicht, obliegt nur dem einzelnen Menschen, ebenso die Konsequenz, die er
aus der Beurteilung zieht.

Schattenblick: Die vorliegenden Gesetzentwürfe lassen das Bestreben
erkennen, bei psychisch Erkrankten besondere Hürden aufzubauen - sowohl was
die Diagnostik betrifft als auch die Fristen bis zur evtl. Genehmigung
eines assistierten Suizids. Steckt darin der Verdacht, sie seien unfähig
zur selbstbestimmten Entscheidung über ihren Tod?

Georg Marckmann: Viele von ihnen können durchaus selbstbestimmt
entscheiden. Man muss aber diejenigen Menschen identifizieren, bei denen
der Suizidwunsch Teil oder Symptom der psychischen Erkrankung ist im
Unterschied zu einer Reaktion auf die Folgen der Erkrankung. Ein Beispiel
wäre ein Patient mit einer therapierefraktären Psychose, der selbstbestimmt
die krankheitsbedingten Einschränkungen nicht mehr bereit ist länger zu
ertragen und darauf reagiert - wie bei einer unheilbaren körperlichen
Erkrankung. In diesem Fall steht dem assistierten Suizid nichts im Wege.
Ich sehe aber schon die Gefahr, dass psychisch Kranken eher unterstellt
wird, sie seien zu selbstverantwortlichem Handeln nicht in der Lage.

Schattenblick: Würden Sie in jedem Fall beim Wunsch nach assistiertem
Suizid neben einem Allgemeinmediziner und/oder dem behandelnden Arzt einen
Psychiater hinzuziehen?

Georg Marckmann: Nein. Nur, wenn der Arzt im Gespräch mit dem
Suizidwilligen vermutet, die selbstbestimmte Entscheidung des Betroffenen
könne durch eine psychische Erkrankung beeinträchtigt sein, sollte ein
Spezialist hinzugezogen werden.

Schattenblick: Sehen Sie in Ärzten die am besten geeignete Berufsgruppe für
einen assistierten Suizid?

Georg Marckmann: Ich glaube, dass Ärzte über besondere Kompetenzen
verfügen, um mit Menschen zu sprechen, die ihrem Leben ein Ende setzen
möchten. Ich würde daher Ärzte bevorzugen - nicht nur in Krankheitsfällen,
in denen ein Arzt sowieso zwingend mit dem Suizidwilligen sprechen sollte,
sondern auch im Gespräch mit einem gesunden Menschen, der sterben möchte ...

Schattenblick: ... einem lebensmüden oder - wie z.B. die Deutsche
Gesellschaft für Humanes Sterben es ausdrückt - lebenssatten Menschen ...

Georg Marckmann: ... ggf. auch unter Hinzuziehung sozialer Dienste, sollten
bei der Unterhaltung zuvor nicht bekannte Gründe/Krisen zur Sprache
gekommen sein. Dabei benötigen Ärzte eine besondere Ausbildung und
Erfahrung in der Gesprächsführung, wie sie beispielsweise auch bei der
Erstellung einer Patientenverfügung gefordert ist. Dabei geht es auch
darum, welche Einstellung jemand zum Tod hat, wie gerne die Person noch
lebt, und wo sie ggf. einen Punkt sieht, an dem sie nicht um jeden Preis
weiterbehandelt werden möchte. In beiden Fällen muss der Betroffene dabei
unterstützt werden, eine für seine ganz individuelle Lebenssituation
stimmige wohlinformierte Entscheidung zu treffen.

Schattenblick: Aber wollen Ärztinnen und Ärzte diese Aufgabe auch
übernehmen?

Georg Marckmann: Ich denke, dass für die überschaubare Anzahl von Fällen,
in denen jemand um eine Hilfe bei der Selbsttötung bittet, genügend Ärzte
zur Verfügung stehen werden. Unter meinen Studierenden können sich derzeit
meist rund zwei Drittel vorstellen, Suizidassistenz zu leisten.
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HINTERGRUND/242: Uruguay - Candombe, die Lunte des Lebens nicht verglimmen lassen (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Uruguay 

Candombe - die Lunte des Lebens nicht verglimmen lassen

Von Carlos Ramos
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Der uruguayische Candombe-Meister Perico Gularte über
musikalische Tradition und neue Normalität, Entwurzelung und Kultur in
Bewegung.

(Montevideo, 6. März 2022, npla) - Februar in Montevideo.
Karnevalszeit. Aus der Karneval-Kultur in Uruguay ist der Candombe
nicht wegzudenken. 2009 von der UNESCO zum Immateriellen Kulturerbe
der Menschheit erklärt, verbindet Candombe Gesang, Tanz und
Percussion.


Candombe: Kommunikation mit den Gottheiten und der
Natur

Der ursprüngliche Candombe wurde von den Menschen afrikanischer
Herkunft praktiziert, die sich in der Kolonialzeit an den Ufern des
Río de la Plata angesiedelt hatten. Es waren Menschen, die zwangsweise
aus ihren Ländern gebracht und versklavt worden waren. Der Candombe
verband Gesang, Tänze und musikalische Elemente mit der Kommunikation
mit der Natur, den Gottheiten und den Geistern. Schriftliche Erwähnung
fand diese besondere kulturelle Ausdrucksform erstmals im Jahr 1834 in
Montevideo. Verschiedene soziale Gruppen und Familienzusammenhänge in
den Straßen Montevideos bewahrten und beschützten das kulturelle und
spirituelle Ausdrucksmittel und prägten die heute verwendeten
Bezeichnungen der unterschiedlichen Stilrichtungen. Daher spricht man
nun vom Toque Ansina aus dem Viertel Palermo, vom Cuareim, der aus dem
Viertels Sur stammt, und vom Toque Gaboto aus dem Bezirk Cordón.


Drei Trommeln in Bewegung

Der Candombe, insbesondere die Llamada, wird mit drei verschiedenen
Trommeln gespielt: dem Tambor Chico, dem Tambor Repique und dem Tambor
Piano. José Pedro Gularte Pilar "Perico", Trommler, Hafenarbeiter im
Ruhestand, Schiedsrichter beim Fußball und lebendiger Teil der
Geschichte des Stadtviertels von Palermo, stammt aus "Ansina", einer
der Wiegen der Trommeln von Montevideo. Der Name Gularte ist eng mit
dem Candombe verbunden. Pericos Tante Martha Gularte, die wichtigste
Candombe-Interpretin der 50er und 60er Jahre, ist bis heute
unvergessen. Wie lässt sich der unverwechselbare Klang des Candombe in
Worte fassen? "Den Tambor Piano spielt man sehr sanft, und immer die
gleiche Melodie, etwa so: ducutungu, ducutu", beginnt Perico. "Der
Tambor Chico unterstützt die Metrik: kalakang, kalakang, immer in der
gleichen Geschwindigkeit, und der Repique ist ein spielendes Kind, er
bereichert den Klang mit unzähligen Variationen, aber immer in dem
Rhythmus des Tambor Piano und gemäß der Metrik, die der Tambor Chico
vorgibt." Eine Besonderheit des Candombe ist, dass die Trommeln sich
vorwärtsbewegen, erzählt Perico. Das heißt, der Candombe wird nicht
nur auf der Bühne aufgeführt, sondern in der Bewegung, auf der Straße.
Die Mitglieder einer Candombe-Gruppe tragen ihre Trommeln um den Hals,
spielen und rufen das Publikum auf, sich anzuschließen und
mitzufeiern.


Uruguayische Kultur in der Diaspora

"Der Candombe wurde schon immer auf verschiedene Arten gespielt, und
er hat eine fantastische Entwicklung genommen. Wir haben das große
Glück, dass heute unsere Brüder und Schwestern, die Uruguay verlassen
haben, um woanders ihr Glück zu suchen, den Candombe in die
verschiedenen Länder mitgenommen haben. Daher kennt man ihn heute in
Schweden, in den USA, in Spanien und sogar in Japan. Und was den
Candombe auch sehr stark gemacht hat, war, dass viele Landsleute
hierher kamen, um ihre Trommeln zu finden, denn wie es in schon in
diesem Lied heißt: "Wenn ich eine Trommel spüre, weiß ich nicht, was
mit mir geschieht". So ist das dann. Du vermisst den Ramírez-Strand,
das Stadion, die Avenida 18 de Julio, die so schmal ist im Vergleich
zu den Städten mit ihren breiten und beleuchteten Alleen."

Damit spricht Perico gleich mehrere sensible Themen an. Zum einen die
Migration, die Diaspora, die immer auch Entwurzelung bedeutet.
Zugleich bezieht er sich auf seinen Cousin Jorge Damian Barcia Gularte
(Jorginho), von dem die Melodie stammt, die er singt. Der Sohn seiner
Tante Martha war ein außergewöhnlicher Musiker. Eines Abends wurde
Jorginho vor einer Diskothek in Montevideo so schwer verprügelt, dass
er sich von den Folgen nie mehr erholte. Er starb 2013. Die Umstände
des Angriffs wurden nie aufgeklärt.




[image: Drei Faßtrommeln unterschieden durch Höhe und Umfang - Foto: Negromacondo (CC0 1.0) [https://creativecommons.org/publicdomain/zero/1.0/deed.en], via Wikimedia Commons]

Uruguayische Candombe-Instrumente, genannt "Chico", "Repique" und "Piano".

Foto: Negromacondo (CC0 1.0) via Wikimedia Commons

[https://creativecommons.org/publicdomain/zero/1.0/deed.en]



Migration und Entwurzelung. Welche Bedeutung hat die Bewahrung der
Kultur, der Wurzeln, wenn man nicht in seinem Heimatland, in seiner
vertrauten Umgebung ist? Und welche Rolle spielt darin die Trommel?
"Die Trommel hat etwas Verführerisches. Sie ist ein Instrument mit
einer Seele, auch wenn sie nichts macht. Die Trommel ruft dich. Sie
ist wie ein Wächter deines Geistes, und sie zu spielen macht dich
glücklich."


Kultureller Widerstand, Frieden, Freiheit und nie wieder Krieg

Die Covid19-Pandemie hat die Gewohnheiten aller Menschen durcheinander
gebracht. Die alten Menschen, die das Andenken, die Kultur, die
Geschichten und den Austausch lebendig halten, haben nun große
Schwierigkeiten, mit dem Rest der Bevölkerung zusammenzukommen. Ob aus
Altersgründen, aus gesundheitlichen Gründen oder wegen einer
medizinischen Behandlung, sie verlassen ihr Zuhause nicht so, wie sie
es gern würden. Also übernehmen nun die neuen Generationen:
Enkelkinder, Neffen und Nichten springen ein und sorgen dafür, dass
die Lunte des Lebens nicht verglimmt. Sie nutzen die sozialen
Netzwerke, machen Tonaufnahmen, schneiden Dokumentarfilme und
interviewen per Streaming ihre Tanten, Mütter, Väter, Cousins,
Cousinen, Freundinnen und Freunde. Da gibt es zum Beispiel das
argentinische Dokumentarfilmkollektiv MascaróCine mit dem Film Soy
tambor; oder die Combo candombero mit Paola Correa via Zoom. Mit
Interview und Gesang. Dies sind nur zwei von vielen Möglichkeiten, wie
wir die digitalen Kommunikationsmittel nutzen können, um Erinnerung zu
vermitteln, um Isolation und Einsamkeit entgegenzuwirken und um die
Kultur am Leben zu erhalten.

Beim diesjährigen Karneval würdigte die Gruppe La Jacinta bei ihrer
Aufführung den Meister des Candombe, Perico Gularte: Gemeinsam träumen
und kämpfen, auch in Zeiten der Pandemie und der neuen Normalität,
verbunden durch das Vermächtnis des uruguayischen Candombe.
Kultureller Widerstand, Frieden, Freiheit und nie wieder Krieg. Wir
wollten von Perico wissen, welche Bedeutung die Trommel in seinem
Leben innehat. "Leben, Leben, viel Leid beim Lernen, ich glaube, das
habe ich schon oft gesagt. [...] Es ist so schön, sich
zurückzubesinnen, die Trommel zu spielen und zu merken, dass noch
Energie übrig ist, um ein paar Schritte zu gehen, einfach nur drei
oder vier Häuserblocks, und unseren Candombe zu spielen."


Ein Audiobeitrag mit viel Musik und einem Interview mit Perico
Gularte ist zu finden unter:

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/perico-gularte-memorias-de-un-tambor-uruguayo/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/candombe-die-lunte-des-lebens-nicht-verglimmen-lassen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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AKTION/106: Protestaktion vor Umweltministerium - "Kein Essen mehr in den Tank" (foodwatch)

foodwatch e. v. - Pressemitteilung 07.04.2022

"Kein Essen mehr in den Tank": 

foodwatch und Deutsche Umwelthilfe fordern Ende der staatlichen
Förderung von Agrokraftstoffen

Protestaktion vor Umweltministerium



foodwatch und die Deutsche Umwelthilfe haben die Bundesregierung
aufgefordert, die staatliche Förderung von Agrokraftstoffen zu
stoppen. Unter dem Motto "Kein Essen mehr in den Tank" protestierten
Aktivist:innen der beiden Organisationen am Donnerstag vor dem
Bundesumweltministerium in Berlin. Angesichts drohender
Hungerkatastrophen weltweit sei es unverantwortlich, dass weiterhin
Lebensmittel wie Weizen oder Mais in Autotanks landen.

Allein in Deutschland wachsen auf einer Fläche rund dreimal so groß
wie das Saarland Pflanzen zur Herstellung von Agrokraftstoffen. Diese
Fläche könne stattdessen für die Produktion von Nahrungsmitteln
genutzt werden, so foodwatch und die Deutsche Umwelthilfe.
Umweltministerin Steffi Lemke, Agrarminister Cem Özdemir und
Wirtschaftsminister Robert Habeck beraten derzeit über das Thema, eine
Entscheidung zum weiteren Umgang mit der staatlichen
Agrokraftstoff-Förderung scheint kurz bevorzustehen.

"Beim Agrokraftstoff ist die Sachlage klar: Es spricht nichts dafür
und alles dagegen. Der Anbau von Getreide, Raps & Co. für Sprit
verschlingt riesige landwirtschaftliche Flächen und befeuert damit die
Klimakrise und das Artensterben. Lebensmittel, die bei uns als Sprit
im Tank landen, fehlen zudem andernorts auf den Tellern der Menschen -
angesichts einer drohender Nahrungsmittelkrise durch den Ukraine-Krieg
ist das unverantwortlich. Schluss mit der unsinnigen Verbrennung von
Lebensmitteln als Kraftstoff! Bundesumweltministerin Steffi Lemke muss
gemeinsam mit ihren Ministerkolleginnen und Ministerkollegen sofort
Abhilfe schaffen: Mit einer simplen Gesetzesänderung können
Nahrungsmittel in deutschen Autotanks endlich passé sein", so Sascha
Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der Deutschen Umwelthilfe.

Saskia Reinbeck von foodwatch erklärte: "Es ist absolut
unverantwortlich, dass tonnenweise Lebensmittel in Autotanks landen -
und dieser Irrsinn noch staatlich gefördert wird. Allein in Europa
wird täglich Weizen für umgerechnet 15 Mio. Brote verbrannt.
Gleichzeitig drohen in Ländern im Nahen Osten und in Afrika
katastrophale Hungersnöte. Die Bundesregierung kann und muss jetzt
handeln und die schädliche Förderung von Agrokraftstoffen sofort
beenden."

In Deutschland werden auf knapp 800.000 Hektar Pflanzen wie Raps oder
Mais für die Herstellung von Agrokraftstoffen angebaut. Etwa 60
Prozent der gesamten Rapsanbaufläche in Deutschland ist für den Anbau
von Rapsöl für Agrokraftstoff belegt, 12 Prozent des in Deutschland
verwendeten Getreides werden energetisch genutzt. Agrokraftstoffe
werden herkömmlichem fossilen Diesel und Benzin beigemischt. Die
Bundesregierung fördert Agrokraftstoffe, indem sie es
Kraftstoffherstellern ermöglicht, die Beimischung auf die gesetzlich
vorgeschriebene Treibhausgasminderungsquote anzurechnen. Da
Agrokraftstoffe teurer sind als fossile Kraftstoffe würden sie ohne
staatliche Förderung nicht eingesetzt werden.

Expert:innen kritisieren seit vielen Jahren, dass der Anbau von
Pflanzen für Kraftstoff in Konkurrenz zur Produktion von Lebensmitteln
steht und dass der Einsatz von Agrokraftstoffen aufgrund des immensen
Flächenverbrauchs klimaschädlich ist.




Quellen und weiterführende Hinweise

"Hohe Klimakosten durch vermeintlich grüne Agrokraftstoffe": DUH
zu Agrokraftstoffen

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Naturschutz/Agrokraftstoffe/DUH_Briefing_Agrokraftstoffe_23_02_2022_final.pdf

"CO2-Opportunitätskosten von Biokraftstoffen in Deutschland": Studie
des Ifeu-Instituts

https://www.ifeu.de/fileadmin/uploads/pdf/CO2_Opportunit%C3%A4tskosten_Biokraftstoffe_1602022__002_.pdf

Anmerkung der SB-Redaktion: 

siehe auch DUH Pressemitteilungen zum Thema vom 17. und 24. März 2022
im Schattenblick unter: 

Infopool / Umwelt → Landwirtschaft → Aktion

www.schattenblick.de\infopool\umwelt\landwirt\ulak0055.html

www.schattenblick.de\infopool\umwelt\landwirt\ulak0056.html
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INTERNATIONAL/215: Kleinbauern und Welternährung - Kurswechsel bei den Vereinten Nationen und Offener Brief an die FAO (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Kleinbauern und Welternährung: Kurswechsel bei den Vereinten Nationen
und Offener Brief an die FAO

von Pressenza München, 22. März 2022



Eine Änderung der Definition von Kleinbauern durch die Ernährungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen FAO (Food and
Agricultural Organisation) führt dazu, dass deren Anteil an der weltweiten
Nahrungsmittelproduktion nunmehr um ein Vielfaches geringer erscheint als
zuvor. Zivilgesellschaftliche Organisationen und Vertreter von Kleinbauern
sehen darin eine große Gefahr, die zu einem Politikwechsel hin zu mehr
Unterstützung für industrielle Großbetriebe führen könnte. Die Folge wären
Zerstörung traditioneller regionaler und lokaler kleinbäuerlicher
Strukturen, obwohl gerade diese enorm zur Welternährung beitragen.


Kleinbauern ernähren die Welt zu 70%

Seit vielen Jahren herrschte relative Übereinstimmung darüber, dass
Kleinbauern und Familienbetriebe in etwa 70% aller Nahrungsmittel weltweit
erzeugen, die industrielle Landwirtschaft hingegen nur 30%, wobei letztere
aber für die Mehrheit der Umweltschäden verantwortlich ist, allen voran die
Fleisch- und Milchindustrie [1], da sie im Gegensatz zu Kleinbauern nicht
ökologisch und regional, sondern ökonomisch und global wirtschaftet. Der
Löwenanteil der Welternährung wird durch kleinbäuerliche Familienbetriebe
geleistet und selbst die FAO ging von diesem Anteil aus, den sie in ihrem
Bericht von 2014 sogar mit 80% bezifferte (siehe Pressemitteilung vom
Oktober 2014 [2]).

Kleinbauern, vor allem im globalen Süden, auf dem afrikanischen und
asiatischen Kontinent, aber auch in Teilen Lateinamerikas, produzieren
hauptsächlich für lokale und regionale Märkte. Sie haben oft weniger
technische Mittel zur Verfügung, schaffen dafür aber lokale Arbeitsplätze
und tragen somit erheblich zur Existenzsicherung in ländlichen Gegenden
bei. Zudem arbeiten sie mit traditionellen und regenerativen Anbaumethoden,
setzen weniger Pestizide und Gentechnik ein und legen mehr Wert auf das
ökologische Gleichgewicht, indem sie Biodiversität kultivieren und
Monokultur meiden. Kurz, sie arbeiten mit und nicht gegen die Natur,
produzieren nährstoffreichere Nahrung als die Agrarindustrie und schonen
zudem Ressourcen und Klima, schon allein durch kürzere Transportwege und
weniger Verpackung.


Übereinstimmung über die Wichtigkeit von Kleinbauern

Daher war man sich bisher auch darüber einig, sowohl bei der FAO als auch
bei anderen Organisationen der Vereinten Nationen wie dem Internationalen
Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung IFAD [3], dass Kleinbauern das
Rückgrat der Welternährung bilden und entsprechend unterstützt werden
sollten. So riefen die Vereinten Nationen auch für 2019 bis 2028 die
"Dekade der Bäuerlichen Familienbetriebe" aus [4]. Selbst Dr. Martin Frick,
Leiter des Berliner Büros des Welternährungsprogramms der Vereinten
Nationen (WFP), bestätigte kürzlich in einem Interview mit der
Heinrich-Böll-Stiftung [5] zu den Auswirkungen des Krieges in der Ukraine
auf die globale Ernährungssicherheit: "Lokale Märkte spielen eine ganz
wesentliche Rolle, denn 80% der Welternährung wird immer noch von
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern produziert. Wenn wir Klimagerechtigkeit
ernst nehmen, dann müssen wir zuallererst Kleinbäuerinnen und Kleinbauern
unterstützen. Die Covid-Krise und die Schockwellen des Ukraine-Konflikts
zeigen, dass wir resiliente lokalisierte Nahrungsmittelsysteme brauchen."


Die Kehrtwende der FAO

Doch es scheint, dass die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen FAO vor kurzem einen Kurswechsel vollzogen hat. Laut
ihrem neuesten Bericht von 2021 sollen Kleinbauern und Familienbetriebe
plötzlich nur noch 30% der weltweiten Nahrungsmittel produzieren. Das ist
eine beachtliche Kehrtwende, die nicht mit veränderten Bedingungen oder
strukturellen Veränderungen in der Landwirtschaft zu erklären ist, sondern
mit einer geänderten Definition des Begriffs "Kleinbauern".

So wurde nun von der FAO festgelegt, dass ein Betrieb nur noch als
"kleinbäuerlich" (engl. "small farm") gilt, wenn er auf einer Fläche von
weniger als 2 Hektar wirtschaftet. Das ist problematisch, weil es weder
geographische Gegebenheiten, noch die Art der landwirtschaftlichen
Produktion oder andere Faktoren berücksichtigt. So kann zum Beispiel "ein
25 Hektar großer Zuckerrohrfarmer in Ruanda als Großbauer angesehen werden,
während ein Landwirt, der in Brasilien auf 200 Hektar Zuckerrohr anbaut, im
lokalen Vergleich als Kleinbauer gilt", wie der Artikel "Was sind
eigentlich Kleinbauern?" von Thomas Beutler auf der Webseite "2000m2" der
Zukunftsstiftung Landwirtschaft erklärt [6].


Vom Nährwert zum Marktwert - verschobene Prioritäten?

Neben der Änderung des Flächengröße für die Definition von Kleinbauern,
durch die nun viele durchs Raster fallen und schlicht nicht mehr gezählt
werden, zeichnet sich noch eine weitere Kursänderung ab: Der neue Bericht
misst die Produktivität von Kleinbauern am kommerziellen Marktwert anstatt
am realen Verbrauch. Hierdurch wird die Leistung der Kleinbauern, Familien
und Gemeinden auch ohne Gegenleistung oder außerhalb erfassbarer
kommerzieller Märkte zu ernähren, außer Acht gelassen. Auch die oftmals
während der Erntewochen abgegebenen Überschüsse an Bedürftige sind für die
Hungerbekämpfung gerade in armen Ländern von großer Bedeutung. Diese neue
Art der Produktivitätsmessung lässt Kleinbauern "ineffizienter" erscheinen,
als sie es tatsächlich sind. Andererseits werden die durch industrielle
Landwirtschaft entstehende Überschussproduktion sowie
Lebensmittelverschwendung beim Bemessen der Produktivität der
Agrarindustrie nicht von deren Produktivität abgezogen. Es zeichnet sich
klar ein Kurswechsel ab, in dem man nun mehr Fokus auf kommerzielle
Erfassbarkeit legt und weniger auf die tatsächliche Hungerbekämpfung.


Offener Brief

Als Reaktion auf die Kehrtwende der FAO haben nun acht
zivilgesellschaftliche Organisationen, die sich mit Landwirtschaft, Rechten
von Kleinbauern und Ernährungssouveränität [7], also dem Recht der Menschen
und souveränen Staaten, auf demokratische Weise ihre eigene Agrar- und
Ernährungspolitik zu bestimmen, seit Jahren auseinandersetzen, einen
Offenen Brief an den Generaldirektor der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation FAO geschrieben, die Teil der Vereinten
Nationen ist und somit eine gesellschaftliche Verpflichtung zur Publikation
verlässlicher Daten hat.

Im Offenen Brief [8] an die FAO, den wir untenstehend auf deutsch
publizieren, wird um Stellungnahme und um Klärung der Zahlen und Daten
gebeten, da dies nicht unerhebliche politische Auswirkungen haben könnte.
Abgesehen vom Angriff auf die Rechte von Kleinbauern, die ohnehin bereits
durch agrarindustrielle Expansion, Klimawandel und Landgrabbing bedroht
sind, sehen die unterzeichnenden Organisationen darin einen Freischein, in
Zukunft weniger Förderung und Unterstützung für Kleinbauern und
Familienbetriebe vorzusehen und diese stattdessen in die profitorientierte
Agrarindustrie fließen zu lassen, wie es sogar in einer der zwei Studien
empfohlen wird, auf denen der neue FAO-Bericht gründet. Das könnte für die
globale Hungerbekämpfung fatale Folgen haben, denn nur weil sich
Definitionen und Zählweisen ändern, ändert dies nichts an der Tatsache,
dass immer noch hauptsächlich Kleinbauern die Welt ernähren, und dies auch
produktiver und in einer für die Umwelt zuträglicheren Weise tun als die
Agrarindustrie.


Gefährlicher Trend

Es scheint sich ein gefährlicher Trend bei den Vereinen Nationen
abzuzeichnen. Im Herbst letzten Jahres fand der UN-Ernährungsgipfel 2021
statt, der von vielen kleinbäuerlichen und indigenen Organisationen,
vertreten durch das Bündnis "Civil Society and Indigenous Peoples'
Mechanism for relations with the United Nations Committee on World Food
Security" mit über 300 Millionen Mitgliedern aus 500
zivilgesellschaftlichen Gruppen, boykottiert wurde [9]. Sie beklagten die
"Entführung" des Gipfels durch die Partnerschaft mit dem World Economic
Forum und organisierten einen Gegengipfel, um der Enttäuschung Ausdruck zu
verleihen, dass die Stimmen der vielen Kleinbauern weltweit nicht gehört
wurden, während die großen transnationalen Agrar- und Lebensmittelkonzerne
überproportional vertreten waren. Wie zahlreiche soziale Bewegungen und
zivilgesellschaftliche Organisationen berichteten, die sich seit Jahren für
eine agrarökologische und menschenrechtsbasierte Transformation der
bestehenden Ernährungssysteme aussprechen, ist der UN-Ernährungsgipfel zu
einer Industrieveranstaltung 11 verkommen.

Nachdem rund 500 Millionen kleinbäuerliche Familienbetriebe weltweit somit
in ihrer Existenz bedroht wären, ist das bereits Grund genug, den
Kurswechsel der FAO höchst kritisch zu sehen. Da wir hier aber von nichts
Geringerem als der Welternährung sprechen, und die Zahl der hungernden
Menschen steigt - trotz groß aufgelegter Ernährungsprogramme wie der Grünen
Revolution für Afrika (AGRA), finanziert durch sogenannte philanthropische
Stiftungen, die dazu führten, dass heute in Afrika mehr Menschen hungern
als zuvor, und die somit kläglich gescheitert sind 12, gilt es hier, ganz
genau hinzusehen.


Lokale Strukturen für globale Lösungen

Es bleibt abzuwarten, ob und in welcher Weise die FAO auf den Offenen Brief
reagieren wird. Wenn sie es aber wirklich ernst damit meint, den globalen
Welthunger bekämpfen zu wollen und auch die UN-Nachhaltigkeitsziele
einzuhalten, so führt kein Weg daran vorbei, Kleinbauern, die im übrigen zu
einem nicht unerheblichen Anteil aus Frauen bestehen [13], mit ihren
sozialen Netzwerken und lokalen Strukturen zu unterstützen und zu stärken,
anstatt sie aus dem Diskurs herausfallen zu lassen. Die Lösung für den
Welthunger liegt in der gerechten Verteilung von Ressourcen und Kleinbauern
streben nicht nach maximalem Profit, sondern nach dem Erhalt ihrer lokalen
und regionalen Gemeinschaften, von denen sie ein wichtiger Teil sind, und
zu denen auch eine intakte Natur zählt, von der sie leben. Wie bereits von
Vandana Shiva in ihrem Buch "Wer ernährt die Welt wirklich? - Das Versagen
der Agrarindustrie und die notwendige Wende zur Agrarökologie" ausführlich
beschrieben, sind Kleinbauern, vor allem Kleinbäuerinnen, die wahren
Ernährer, Erzeuger von gesunden Lebensmitteln, Hüter der natürlichen
Ressourcen wie Boden, Wasser und freiem Saatgut, Erhalter von Biodiversität
und Artenreichtum und nicht zuletzt auch Klimaschützer.


Anmerkungen

[1] https://www.forbes.com/sites/jeffmcmahon/2019/04/04/meat-and-agriculture-are-worse-for-the-climate-than-dirty-energy-steven-chu-says/

[2] https://www.fao.org/news/story/en/item/260535/icode/

[3] https://www.ifad.org/en/web/latest/-/news/launch-of-the-un-s-decade-of-family-farming-to-unleash-family-farmers-full-potential

[4] https://www.welthungerhilfe.de/aktuelles/blog/2019/un-dekade-der-baeuerlichen-familienbetriebe/

[5] https://www.boell.de/de/2022/03/10/krieg-der-ukraine-die-auswirkungen-sind-dramatisch

[6] https://www.2000m2.eu/de/sind-eigentlich-kleinbauern/

[7] https://www.weltagrarbericht.de/themen-des-weltagrarberichts/ernaehrungssouveraenitaet.html
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[9] https://www.theguardian.com/global-development/2021/mar/04/farmers-and-rights-groups-boycott-food-summit-over-big-business-links

[10] https://foodsov.org/stop-the-corporate-hijack-of-the-2021-world-food-systems-summit/
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[13] https://www.oxfam.org/en/empowering-women-farmers-end-hunger-and-poverty
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Offener Brief



1. Februar 2022


Dr. QU Dongyu
 Director-General
 Food and Agriculture Organization of the United Nations
 Viale delle Terme di Caracalla
 00153 Rome, Italy


Sehr geehrter Herr Dr. QU,


Betreff: FAO-Verwirrung über die Rolle von Kleinbauern bei der Deckung
 des Nahrungsmittelbedarfs der Weltbevölkerung


Ein aktueller Bericht der FAO [i] offenbart Widersprüche in Bezug auf
 den Beitrag von Kleinbauern zur Welternährungssicherheit. So ist unklar,
 was die FAO unter einem Kleinbauern oder einem kleinen Familienbetrieb
 versteht, welche Landgröße, wenn überhaupt, einen kleinen Betrieb
 ausmacht, wie wichtig die Unterscheidung zwischen
 Nahrungsmittelproduktion und -verbrauch ist, was der Unterschied zwischen
 Marktwert und Nährwert ist und wie die industrielle Nahrungsmittelkette
 immer wieder versagt. Die unklare Definition der FAO trägt in Verbindung
 mit einigen anderen Dokumenten (1) dazu bei, dass in der Öffentlichkeit
 der falsche Eindruck entsteht, dass Kleinbauern nur ein Drittel der
 weltweiten Nahrungsmittel produzieren (2), während die Unterzeichner zu
 dem Schluss kommen, dass Kleinbauern die wichtigsten
 Nahrungsmittellieferanten für mindestens 70 % der Weltbevölkerung sind
 (3).


Die Daten und politischen Annahmen in der FAO-Veröffentlichung vom Juni
 2021 (Welche Landwirtschaftsbetriebe ernähren die Welt und ist Ackerland
 weiter konzentriert worden? [ii]) offenbaren wichtige Widersprüche, die
 Klärung bedürfen.


Der Bericht von 2021 beabsichtigt, die Verwirrung zu beseitigen, die
 durch ein FAO-Papier aus dem Jahr 2014 (4) entstanden ist, das nahelegte,
 dass 80 % der weltweiten Nahrungsmittel von Familienbetrieben erzeugt
 werden, indem nun eine Definition von kleinen Familienbetrieben verwendet
 wird, die im Widerspruch zu der von der FAO und IFAD lancierten UN-Dekade
 der Bäuerlichen Familienbetriebe (2019 - 2028) steht. Die
 FAO-IFAD-Definition von bäuerlichen Familienbetrieben umfasst "Modelle
 in der Land-, Fischerei-, Forst-, Weide- und Aquakulturwirtschaft und
 schließt Kleinbauern, indigene Völker, traditionelle Gemeinschaften,
 Fischer, Bergbauern, Waldnutzer sowie kleine Viehzüchter und Hirten mit
 ein." (5) Diese Definition ähnelt dem, was wir als kleinbäuerliche
 Produktion bezeichnen würden, obwohl wir auch urbane und stadtnahe
 Nahrungsmittelproduktion mit einschließen. Überraschenderweise beschränkt
 die FAO-Publikation von 2021 nun Kleinbetriebe auf den Anbau von
 Feldfrüchten und einige mit Viehhaltung auf dem Hof (6). Durch diese
 einseitige Einschränkung der Vielfalt der bäuerlichen Produktionssysteme
 und dem Bestehen darauf, dass kleinbäuerliche Betriebe nur weniger als 2
 Hektar groß sein dürfen, kommt die Studie 2021 zu dem Schluss, dass
 Kleinbauern 35 % der weltweiten Nahrungsmittel auf 12 % des Ackerlands
 erzeugen (7).


Die willkürliche Begrenzung durch den Bericht auf 2 Hektar steht im
 Widerspruch zu den Schlussfolgerungen des Chefstatistikers der FAO, der
 auf der Grundlage einer Konsultation aus dem Jahr 2018, an der mehr als
 50 Staaten teilnahmen, einen universellen Schwellenwert für Landbesitz
 ablehnte und stattdessen eine Reihe von relativen Maßstäben aufstellte,
 um kleine landwirtschaftliche Betriebe von Land zu Land unterschiedlich
 zu definieren (8).


Wir bekräftigen das Recht der Kleinbauern, sich selbst zu
 identifizieren, und stellen zudem fest, dass national definierte
 Beschreibungen von Kleinbetrieben im Durchschnitt 5 Hektar oder etwa 25 %
 der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche ausmachen (9), und kommen -
 zusammen mit anderen im FAO-Bericht von 2021 zitierten Studien (10) - zu
 dem Schluss, dass die kleinbäuerlichen Betriebe der Welt etwa die Hälfte
 der weltweiten Nahrungsmittel produzieren. Das bedeutet, dass der Anteil
 der Kleinbauern an der weltweiten Nahrungsmittelproduktion auf etwa 70 %
 ansteigt, wenn die Standard FAO-IFAD-Definition (d.h. einschließlich
 handwerklicher Fischer, urbaner Produzenten, Jäger und Sammler sowie
 kleine Viehzüchter und Hirten) angewandt wird (11).


Außerdem misst der FAO-Bericht von 2021 Produktivität anhand des
 "Wertes", was vermutlich, obwohl nicht näher definiert, der Marktwert ist
 (12). Das ist unrealistisch. Obwohl Kleinbauern routinemäßig auf dem
 Markt verkaufen, ernähren sie ihre Familien und Gemeinschaften auch
 außerhalb der kommerziellen Märkte. Auch der Wert von "Hungernahrung"
 oder "wenig genutzten" Lebensmitteln, die in den Wochen vor der Ernte
 (und erst recht in unserem künftigen Klima) lebenswichtig sind, kann
 nicht hoch genug eingeschätzt werden. Bauernfamilien bauen auch
 nährstoffreiche Lebensmittel an, die nicht auf dem Markt erhältlich oder
 erschwinglich sind (13).


Abgesehen von der Verwirrung um den Wert sind wir nicht
 damit einverstanden, dass der Schwerpunkt des Berichts auf der
 Lebensmittelproduktion und nicht auf deren Verbrauch liegt. Die
 Lebensmittelverluste und -verschwendung im industriellen Sektor -
 einschließlich der absichtlichen Überproduktion (14) (und des
 Überkonsums) (15) - werden im Bericht trotz ihrer Marktrelevanz nicht
 behandelt. Wir sind nach wie vor davon überzeugt, dass Kleinbauern nicht
 nur einen Großteil der weltweiten Nahrungsmittel anbauen, sondern auch
 wesentlich erfolgreicher darin sind, den Nahrungsmittelbedarf von
 Menschen in unsicheren Lebensverhältnissen zu decken.


Wir sind überrascht, dass die jüngste Veröffentlichung der FAO ihre
 eigene seit langem vertretene Ansicht untergräbt, dass kleine Betriebe
 produktiver sind als große (16). Obwohl sie nur 12 % des Landes
 bewirtschaften, wird im Bericht von 2021 eingeräumt, dass kleine Betriebe
 (unter 2 Hektar) 35 % der Nahrungsmittel produzieren - was suggeriert,
 dass kleine Betriebe fast dreimal produktiver sein müssten. Trotzdem
 erklären sich die Autoren in Bezug auf die Produktivität kleiner
 landwirtschaftlicher Betriebe für neutral.


In dem FAO-Papier von 2021 wird auch argumentiert, dass Großbetriebe
 mindestens 70 % der weltweiten landwirtschaftlichen Nutzfläche
 beanspruchen und von den politischen Entscheidungsträgern
 unverhältnismäßig weniger Aufmerksamkeit erhielten als kleine Betriebe.
 Die Studie drängt darauf, größeren Produktionssystemen mehr
 Aufmerksamkeit zu schenken, um den künftigen globalen
 Nahrungsmittelbedarf zu decken (17). Es werden keine Daten vorgelegt, die
 eine politische Bevorzugung von Kleinbauern begründen.


Nichtsdestotrotz hat die Studie in einem Punkt Recht - nur nicht in dem,
 den sie vermitteln will. Politische Entscheidungsträger müssen
 verstehen, warum die industrielle Nahrungsmittelkette so wenig
 Nahrungsmittel produziert, während sie den größten Teil der
 landwirtschaftlichen Flächen und Ressourcen der Welt verbraucht.
 Politische Entscheidungsträger sollten sich fragen, warum sie enorme
 kommerzielle Subventionen, Land und andere Anreize in ein industrielles
 System investieren, das so viel Macht und Profitabilität hat und unserer
 Umwelt und Ernährungssicherheit so stark schadet (18).


Wie in vielen Studien eingeräumt wird, sind die Schätzungen aufgrund
 lückenhafter und unzuverlässiger Daten und der Tatsache, dass man sich
 auf Daten stützt, die ein Vierteljahrhundert alt sind, nur ungefähr (19).
 Dennoch gibt es überzeugende Beweise dafür, dass die kleinbäuerliche und
 außerlandwirtschaftliche kleinbäuerliche Produktion für mindestens 70 %
 der Weltbevölkerung absolut lebenswichtig ist. Der FAO-Bericht von 2021
 stellt diese 70 %-Schätzung eher durch Schlussfolgerungen als durch
 Statistiken in Frage und riskiert auch hier, politische
 Entscheidungsträger in die Irre zu führen und die Prioritäten zu
 verzerren. Wir würden es begrüßen, wenn wir in naher Zukunft die
 Gelegenheit bekämen, unsere politischen und Daten-bezogenen Differenzen
 zu diskutieren.


Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die internationale Gemeinschaft
 von weniger Verwirrung und mehr gemeinsamer Forschung und Klarheit
 seitens der FAO profitieren würde. Es gibt nur wenige Themen, die
 wichtiger sind als die Frage, welches System - die Agrarindustrie, die
 mehr als 70 % der landwirtschaftlichen Ressourcen verbraucht und nur 30 %
 der Menschen versorgt, oder die Ernährungssouveränität, die bereits 70 %
 der Menschen mit weniger als einem Drittel der landwirtschaftlichen
 Ressourcen ernährt (20) - am besten dazu in der Lage ist, den enormen
 Herausforderungen der Ernährungssysteme des 21. Jahrhunderts zu begegnen.


Wir freuen uns auf Ihre Antwort.


Mit freundlichen Grüßen,


Alliance for Food Sovereignty in Africa

 A Growing Culture

 ETC Group

 GRAIN

 Groundswell International

 Institute for Agriculture and Trade Policy

 Landworkers Alliance

 The Oakland Institute
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HEGEMONIE/1838: Grün gewaschen ... (SB)



Es liegt an dir, der Einberufung nicht zu folgen,

Ich möchte nicht sterben!

Es liegt an dir, der Einberufung nicht zu folgen,

Ich möchte nicht töten!

Denn der, der sterben wird,

Ist der der töten wird.

Vielleicht möchte ich die Weizenfelder sehen,

über Kiew und herunter zum Meer.

All die jungen Menschen in allen Zeiten

marschierten begeistert los um zu sterben ...

The Clash - The Call Up (1980) [1] 

Gut einen Monat nach Beginn des russischen Angriffes auf die Ukraine
hat sich die Sprachregelung, dass es sich um einen Krieg "Putins"
handle, weitgehend durchgesetzt. Die Personifizierung der Aggression
eines Staates ist auf dem Fieberthermometer internationaler Konflikte
im Bereich eines akuten Handlungsnotstandes angesiedelt. Dass die
NATO sich in diesem Fall zurückhält, um statt dessen die Ukraine zum
Widerstand aufzurufen und aufzurüsten, muss nicht heißen, dass das
Militärbündnis auf Dauer zuschauen wird. Aus den in seinen
Hauptstädten und Medien debattierten Eskalationsszenarios geht
hervor, dass sie Partei für den angegriffenen Staat nimmt und bei
gegebenem Anlass auch aktiv ins Geschehen eingreifen würde. Allein
die atomare Bewaffnung Russlands macht die Konsequenzen einer solchen
Eskalation so unkalkulierbar, dass die Büchse der Pandora erst einmal
verschlossen bleibt und die Ukraine zu Lasten ihrer Bevölkerung einen
Stellvertreterkrieg führen muss.

Um so schärfer wird auf dem Feld der polemischen Überzeichnung des
Gegners geschossen. Von der Pathologisierung des russischen
Präsidenten und herabwürdigenden Bezeichnungen aller Art ist es nur
ein kleiner Schritt, um mit dem Hitler-Vergleich das Maximum
rhetorischer Steigerungslogik zu erreichen. Auf dem Feld
geschichtspolitischer Relativierungen die Exkulpation deutscher
Kriegsgräuel zu betreiben ist das eine, bei einem Kriegseintritt der
NATO und Bundesrepublik zugleich den deutschen Diktator und seinen
russischen Konterpart im Kampf bezwingen zu können das ganz andere.
Zwei mal im letzten Jahrhundert ist der Griff nach der eurasischen
Landmasse gescheitert, doch das Ende der Geschichte wurde vorzeitig
ausgerufen. Wie schon nach dem Jugoslawienkrieg, als Bundeskanzler
Gerhard Schröder bei einer Rekrutenvereidigung im Hof des Berliner
Bendlerblocks am 20. Juli 1999 die Losung ausgab, nun gelte es,
"Verantwortung für die Menschenrechte zu übernehmen - auch und gerade
dort, wo deutsche Armeen in der Vergangenheit Terror und Verbrechen
über die Völker gebracht haben" [2], produziert die Negativfolie des
deutschen Faschismus einmal mehr das Gute einwandfreier
Kriegsvorwände. Die bombenfeste Haltbarkeit einer Moral, die 27
Millionen auf der Seite der Sowjetunion in Folge des deutschen
Eroberungskrieges gestorbene Menschen zum Anlass nimmt, mehr Waffen
zu produzieren und mehr Krieg zu führen, findet ihren aktuellen
Niederschlag in der Mobilisierung der deutschen Bevölkerung für die
Verteidigung einer Ukraine, die jedes Recht auf Selbstverteidigung
hat, was sie nicht davon abhalten muss, dem Staat des Aggressors in
mancherlei Hinsicht ähnlicher zu werden, als es der Glaubwürdigkeit
liberaler Freiheitsrhetorik gut täte.
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Gegen Militarismus und Krieg ...
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Im Aufwind der "wertegeleiteten Außenpolitik"

23 Jahre nach dem Angriff der NATO auf Jugoslawien greift
Außenministerin Annalena Baerbock nicht minder tief als ihr
Parteigenosse und Vorgänger im Außenamt, Joseph Fischer, der 1999 im
Kosovo ein zweites Auschwitz verhindern wollte, in den Fundus
bellizistischer Moral. Bei der Auftaktveranstaltung zur
Entwicklung einer Nationalen Sicherheitsstrategie am 18. März
kündigte sie an: "Aus unserer Geschichte, aus der deutschen Schuld für Krieg
und Völkermord erwächst für uns, erwächst für mich in der Tat eine
besondere Verantwortung: Und zwar die Verpflichtung, jenen zur Seite
zu stehen, deren Leben, deren Freiheit und deren Rechte bedroht
sind." [3]

Dafür gäbe es in dieser Welt zweifellos auch unter zivilen
Bedingungen mehr als genug Gelegenheit, etwa durch tätiges Eintreten
für eine Form sozialer Gerechtigkeit, die die ökonomischen
Gewaltverhältnisse zwischen Staaten weltweit einebnete. So lange dies
nicht der Fall ist, werden diese für Millionen Menschen über Leben
oder Sterben entscheidenden Unterschiede weiter vertieft - ohne das
Erzeugen von Mangel und Not kann kapitalistische Verwertungslogik
nicht funktionieren. Wer alles hat und nicht Gefahr läuft, dass ihm
alles genommen wird, begibt sich nicht unter die Knute des
Lohndiktats, fällt als produktives Mitglied der Arbeitsgesellschaft
aus, unterwirft sich keiner staatlichen Autorität.

Um Hunger und Armut nicht als Problem eigener Beteiligung an der
Zementierung sozialer Ungleichheit erkennen zu lassen, weisen
sicherheitspolitische Perspektiven den Weg zu Maßnahmen, die nach dem
Ausschöpfen rechtlicher und diplomatischer Zwangsmittel stets zum
Horizont militärischer Gewaltanwendung führen. Das hehre Anliegen,
die Schwachen, Ausgebeuteten, Erniedrigten und Getretenen zu
verteidigen, muss in seiner Selbstlosigkeit Religionsstiftern wie
Jesus überlassen bleiben. Ohne die Erwartung eigenen Gewinns tritt
kein staatlicher Akteur in den Ring globaler Gewaltregulation, so er
nicht als Opfer eines Aggressors zur Verteidigung genötigt wird. Im
Fall einer Sicherheitsdoktrin, die sich anschickt, in asymmetrische
Konflikte auf der Seite der Unterlegenen zu intervenieren, weist die
Rechnung des Bezwingens eines Feindes der Wertegemeinschaft stets
einen nationalen Ertrag aus, der die Frage aufwirft, warum zum Kalkül
des Krieges nicht von vornherein Klartext gesprochen wird.

Genau dieses Kalkül soll mit dem Verweis auf eine wertegeleitete
Außenpolitik und die daraus möglicherweise resultierende militärische
Gewaltanwendung dementiert werden. Deutschland führt Krieg nur aus
dem vermeintlich besten aller Gründe, dem moralischen Anspruch,
Gerechtigkeit und Frieden zu schaffen auch und gerade mit Waffen,
denn den notorischen Bösewichten dieser Welt ist nicht anders
beizukommen. Fernab der Clausewitzschen Regel, Krieg sei "eine bloße
Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln", werden die Gründe zu
militärischer Gewaltanwendung der Unantastbarkeit normativer
Setzungen überantwortet. Die Gewissheit, auf der Seite der Guten zu
stehen, bietet maximale Handlungsfreiheit beim Einsatz kriegerischer
Gewalt, so dass die jeweilige militärische Bemittelung darüber
befinden kann, wer seinem moralischen Imperativ Geltung verschafft.

Diesen mit einem Zitat des verstorbenen südafrikanischen Bischofs und
Friedensaktivisten Desmond Tutu zu unterstreichen lässt allerdings
Risse an der Fassade ethisch legitimierter Mobilmachung erkennen. "If
you are neutral in situations of injustice, you have chosen the side
of the oppressor" [4] - wo Tutu an seiner kapitalismuskritischen
Gesinnung ebenso wenig Zweifel ließ wie an seiner gegen Kolonialismus
und Rassismus gerichteten Haltung, da übt sich auch diese
Bundesregierung überall dort, wo kein strategischer Profit zu
erwirtschaften ist, in zweckdienlichem Opportunismus.

So wird der Freiheitskampf der KurdInnen kriminalisiert, türkische
KommunistInnen werden in Deutschland zu langjährigen Freiheitsstrafen
verurteilt. Während türkische Bomben auf das Autonomiegebiet der
nordsyrischen KurdInnen fallen, während tausende politische Gefangene
in türkischen Knästen schmoren und kritische JournalistInnen um ihre
Freiheit und ihr Leben bangen müssen, wird der türkische Präsident
Erdogan nicht minder als befreundeter Autokrat hofiert, als es bei
den Potentaten in Ägypten, wo die politische Opposition brutal
unterdrückt wird, oder Saudi-Arabien, das einen vernichtenden Krieg
im Jemen führt, der Fall ist, um nur zwei Beispiele zu nennen.

Unter einer rot-grünen Bundesregierung 2001 in den Afghanistankrieg
eingetreten, nach fast 20 Jahren wieder abgezogen, hinterlassen die
NATO-Staaten ein Land in Trümmern, dessen Bevölkerung wieder unter
dem Regime der Taliban leidet, dazu aber auch noch einer der
schwersten Hungersnöte der letzten Jahrzehnte ausgesetzt ist. Das
Land benötigt rund vier Milliarden Euro an humanitärer Soforthilfe,
davon ist bislang nur der kleinere Teil zugesagt. Die Bundesrepublik
hat 200 Millionen Euro versprochen, was bei 23 Millionen Hungernden
ein Tropfen auf den heißen Stein ist, während die US-Regierung mehr
als sechs Milliarden Euro des Zentralbankvermögens Afghanistans
beschlagnahmt hat. Großzügigerweise soll davon die Hälfte freigesetzt
werden für humanitäre Zwecke, während die andere Hälfte zur
Entschädigung von Terroropfern weiterhin in US-Gewahrsam bleibt.

Die Hunderte von Milliarden, die in die Aufrüstung der NATO-Staaten
fließen, die mehr als 17 Milliarden Euro, die allein für die
Bundeswehr in Afghanistan ausgegeben wurden, beziffern das monetäre
Verhältnis von Gewalt- und Lebensmitteln so deutlich, dass lieber
nicht darüber geredet wird. Was das Versprechen betrifft, sich um die
zurückgelassenen HelferInnen der Bundeswehr zu kümmern, so wurden
diese zum großen Teil alleingelassen und müssen um ihr Leben
fürchten. Während bereitwillig Flüchtende aus der Ukraine aufgenommen
werden, zeigt sich auch diese Bundesregierung zugeknöpft, wenn es um
das Leben derjenigen geht, die den Versprechungen der Invasoren auf
ein besseres Afghanistan geglaubt haben [4]. Nicht jeder notleidende
Mensch ist gleichermaßen willkommen, auch und gerade bei Flüchtenden
werden Unterschiede ethnischer Herkunft gemacht. Eine
wertegeleitete Außenpolitik verurteilt selbstverständlich jeglichen
Rassismus, solange er nicht die eigene Praxis betrifft.

Es ist mithin komplizierter als in der schwarz und weiß tapezierten
Welt ideologischer Polarisierung, Freund und Feind so sauber zu
sortieren, dass die Rechnung auch in anderen Bündniskonstellationen
aufgeht. Die Fußangeln, die AußenpolitikerInnen zu Fall bringen
können, wenn sie das Schild der Werte nicht nur als Machtmittel vor
sich hertragen, sondern deren widerspruchsfreie Anwendung durch
imperialistische Staatsapparate tatsächlich für möglich halten, sind
so zahlreich, dass letzteres eigentlich nur in der Theorie
stattfindet. Vor Werten in der Außenpolitik gewarnt hat nicht zuletzt
der Realpolitiker Egon Bahr, der sich als Architekt der höchst
erfolgreichen Osteuropapolitik der alten BRD stets im Klaren darüber
war, wie schnell er damit in Teufels Küche geraten wäre. Desmond Tutu
als moralische Lichtgestalt zur Legitimation einer wertegeleiteten
Außenpolitik zu nutzen, könnte denn auch analog zum Vorwurf der
cultural appropriation als eine Form ideologischer Aneignung
bezeichnet werden.

Ohne programmatische Ambiguität, die der Instrumentalisierung
insbesondere an und für sich unteilbarer Menschenrechte Tür und Tor
öffnet, sind die Abgründe zwischen Wertefundierung und
Interessenpolitik imperialistischer Staatlichkeit nicht zu brücken.
Deshalb besteht für Baerbock der Kern einer wertegeleiteten
Außenpolitik gerade darin, "gleichzeitig Werte und Interessen - auch
wirtschaftliche Interessen - zu verteidigen."

Was vor der Ära postfaktischer Realitäten als Quadratur des Kreises
bezeichnet worden wäre, könnte als späte Frucht des von dem
langjährigen sicherheitspolitischen Chefstrategen der EU Robert
Cooper propagierten "neuen liberalen Imperialismus" verstanden
werden. Um offenliegende Widersprüche zwischen Anspruch und
Wirklichkeit EU-europäischer Hegemonialpolitik mit einer
"rechtebasierten Weltordnung" in Übereinstimmung zu bringen, empfahl
er, "sich an die Idee zu gewöhnen, dass Doppelmoral zum Alltag
gehört." Begründet wurde die Einladung zur produktiven Anwendung
doppelter Standards mit der Notwendigkeit, beim Umgang mit
"altmodischeren Systemen außerhalb des postmodernen Kontinents
Europa" auf die "die raueren Methoden einer früheren Ära
zurückzugreifen: Gewalt, Präventivschläge, Betrug und was immer
notwendig wird, um mit denen, die noch immer im 19. Jahrhundert
leben, zurecht zu kommen. Innerhalb der postmodernen Welt halten sich
alle beteiligten Akteure an das Gesetz, doch wenn man den
Operationsradius in den Dschungel verlegt, dann gelten auch die
Gesetze des Dschungels." [5]

Das ist nur ein Beispiel für postmoderne Lesarten kolonialistischer
und rassistischer Suprematie, mit denen der in Anspruch genommene
Werteuniversalismus legalistisch flexibilisiert und als
zivilisatorische Überlegenheit ideologisch überdeterminiert wird.
"Freiheit und Demokratie" sind die zentrale Norm eines weißen
Moralismus, dessen Bewaffnung in diversen Kriegen der NATO-Staaten
oder ad hoc gebildeter Allianzen wie der "Coalition of the willing"
im Irakkrieg blutigste Ergebnisse gezeitigt hat. Dementsprechend
unschwer ist die von der deutschen Außenministerin beschworene
"Sehnsucht nach Sicherheit" als Motiv zur militärischen Sicherung
deutschen Hegemonialstrebens und Wirtschaftswachstums zu
dechiffrieren. Sich nicht von der Methodik beirren zu lassen, dass
verschiedene Faktoren der Soft und Hard Power miteinander vermengt
und moralisch überhöht werden, empfiehlt sich insbesondere für die
Reste einer kritischen Öffentlichkeit, die grundsätzliche Einwände
gegen die Ausweitung imperialistischer Außen- und Kriegspolitik hat.
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Bruchzonen imperialer Konkurrenz

Wer also sind die handelnden Subjekte in diesem Krieg, in dem die
Wertegemeinschaft NATO zugleich außenstehende Beobachterin als auch
in die treibenden Faktoren des Geschehens zutiefst verstrickte
Akteurin ist? Jedenfalls nicht allein die namentlich genannten
Kontrahenten Wladimir Putin und Wolodymyr Selenskyj, die in Politik
und Medien als personifizierte Konfliktparteien fungieren. Auf beiden
Seiten sind Bevölkerungen aktiv beteiligt respektive passiv
betroffen, deren Vielfalt, in den jeweiligen ideologischen
Staatsapparaten kondensiert, am ehesten Aufschluss über die diesen
Krieg bestimmenden Gewaltverhältnisse geben. Ihr Interesse, sich auf
einer Seite zu positionieren und womöglich dafür das Leben zu geben,
muss ernstgenommen werden. Für die individuelle Teilhaberschaft an
Staatsprojekten gibt es Gründe, die nicht einfach diktiert werden
können, darauf gründen auch Praktiken der Unterwerfung, die bei allem
Zwang meist nicht jeden Rest subjektiver Widerständigkeit eliminieren
können.

Nach Auflösung der Sowjetunion 1991 wurden die Gesellschaften
Russlands und der Ukraine radikalen marktwirtschaftlichen Reformen
unterzogen, aus denen die Klasse der neuen Oligarchen als Ausdruck
einer ursprünglichen Akkumulation hervorging, mit der in
privatwirtschaftlichen Wert gesetzt wurde, was zuvor als
staatskapitalistisches Vermögen zumindest nominell dem Wohle der
ganzen Bevölkerung gewidmet war. Der Abbau der meisten sozialen
Sicherungssysteme wie die Zerstörung insbesondere auf dem Land
etablierter Subsistenzstrukturen führte im Ergebnis privater
Aneignung dazu, dass die Menschen durch Mangel und Not auf
kostengünstige Weise für Lohnarbeit verfügbar gemacht wurden. 

Dieser Prozess wäre ohne die Einflussnahme westlicher Kapitalakteure
und die Durchsetzung der allein übrig gebliebenen
Marktwirtschaftsdoktrin weniger schnell und brutal erfolgt, doch
schien dieser Zerstörungsprozess auch ohne die Erschließung eines
gigantischen Territoriums für das stets nach Anlagemöglichkeiten
suchende Investivkapital unausweichlich gewesen zu sein. Der
implodierende Sozialismus hatte ein Vakuum hinterlassen, in dem sich
sozialdarwinistische Energien frei entfalten konnten und das in
erster Linie nationalistische und staatsautoritäre Zukunftsentwürfe
begünstigte, nicht zuletzt weil die Sicherung sozialökonomischer
Mindeststandards den schnellen Anschluss an weltwirtschaftliche
Handelsverhältnisse erforderlich machte.

Das Einschwören der Bevölkerungen auf einen strikt
antikommunistischen Kurs, der nicht nur die Stalin-Ära, sondern auch
den revolutionären Aufbruch 1917 als historischen Fehler verwarf,
ließ wenig Raum für die Formierung einer Linken, die dem Vermächtnis
der Sowjetunion neue emanzipatorische Potentiale hätte abringen
können. Während die liberale Demokratie aufgrund der verheerenden
sozialen Folgen der mit ihr identifizierten ökonomischen
Transformation schnell an Ansehen verlor, boten die SachwalterInnen
nationalchauvinistischer Ideologien Lösungen an, die das Verhältnis
Russlands zu einer zusehends auf EU und USA orientierten Ukraine
insbesondere nach dem Machtwechsel auf dem Euromaidan 2014 und dem
Sezessionskrieg gegen die abtrünnigen Gebiete Donezk und Lugansk
negativ verschärfte.

Spricht der russische Präsident bei der Ukraine von einer Art
"Anti-Russland", dann legt er damit nicht nur Verrat an russischer
Hegemonie nahe, sondern spricht auch die Herausforderung an, die aus
einer der Integration in die Einflusssphäre der EU geschuldeten
Modernisierung des Landes für die Russische Föderation entstehen
könnte. Nicht nur das Vordringen der NATO an Russlands Grenzen, auch
die liberale Transformation der Ukraine unter dem Einfluss westlicher
Kapitalinvestitionen hätte der russischen Bevölkerung
gesellschaftliche Optionen vor Augen geführt, die das soziale
Aufbegehren im Land verstärken könnte. So wurde der Raubzug der
1990er Jahre von dem durch den damaligen Präsidenten Boris Jelzin
handverlesenen Nachfolger Wladimir Putin zwar beendet, aber nicht
aufgehoben. Sein Arrangement mit den Transformationsgewinnern, das
diesen zum Preis politischer Enthaltsamkeit Nichteinmischung in ihre
Geschäfte versprach, drängte die schlimmsten soziale Auswüchse des
entfesselten Neoliberalismus zurück. Doch die aus der Rohstoffrente
abgezweigten sozialen Zugeständnisse konnten die herrschenden
Klassenwidersprüche nicht ohne Einschränkung demokratischer wie
ökonomischer Entwicklungsmöglichkeiten befrieden.

Die Festlegung auf eine agrarische, fossile und mineralische
Ressourcen extrahierende Volkswirtschaft, als dessen industriell am
meisten entwickelter Sektor die Rüstungsindustrie herausstach, hatte
eine gesellschaftliche Blockierung zur Folge, die als potentielles
Einfallstor für die ExponentInnen einer Modernisierung nach
westlichem Vorbild die anwachsende Unterdrückung
zivilgesellschaftlicher Initiativen und linksoppositioneller
Bewegungen erforderte. Was von diversen AutorInnen als
bonapartistische Regime ausgewiesen wird [6], ist leichter angreifbar
als die liberalen Gesellschaften der EU. Diese können in höherem
Ausmaß gesellschaftliche Kohärenz erzeugen, weil sich ihre
Funktionseliten besser darauf verstehen, die Klassenantagonismen und
Gewaltverhältnisse kulturindustriell zu moderieren, durch
Subjektivierungsprozesse zu individualisieren und durch eine
extraktivistische Wohlstandsproduktion zu befrieden.

Nachdem 1991 über 80 Prozent der Bevölkerung die Unabhängigkeit der
Ukraine befürwortet haben, wurde dieses auf den Bruchzonen imperialer
Interessen liegende Land von drei Seiten, der EU und den USA
westlicherseits, Russland östlicherseits und den Krisengebieten im
Kaukasus im Süden, erheblichem geostrategischen Druck ausgesetzt.
Durch die stark anwachsende staatliche Verschuldung insbesondere nach
der Finanzkrise 2008 geriet die Ukraine unter das Diktat der
Internationalen Finanzinstitutionen wie westlicher Kreditoren, die
die Auspressung billiger Arbeitskraft und die Privatisierung
insbesondere der Agrarwirtschaft mit der rabiaten Durchsetzungskraft
vollzogen, die für das neu zu erobernde Territorium der
osteuropäischen Transformationsstaaten üblich war. Ohne die
Rückendeckung äußerer Akteure wäre die Herrschaft der ukrainischen
Oligarchen, die die Politik des Landes bis heute maßgeblich bestimmen,
vor allem dann nicht durchsetzbar gewesen, wenn sich eine starke
soziale Opposition herausgebildet hätte.

Dies zu verhindern war nicht nur Aufgabe der rechtsradikalen
Fußtruppen der großen Kapitalfraktionen in der Ukraine. Ein
insbesondere nach 2014 um sich greifender Nationalchauvinismus sorgte
für die erfolgreiche Anwendung der Strategie des Teilens und
Herrschens. Das gilt für beide Konfliktparteien, so dass der jeweils
gegen den anderen gerichtete Vorwurf des Nazismus ebenso sehr ein
Mittel zum Zweck der Vertiefung ethnischer und nationaler
Feindseligkeit ist, als er bei bestimmten Akteuren auch inhaltlich
zutrifft. Vor allem jedoch steht die sich antifaschistisch gebende
Bezichtigung, es auf der anderen Seite mit Nazis zu tun zu haben, nicht
selbstverständlicherweise dafür, ein emanzipatorisches oder gar
sozialrevolutionäres Anliegen zu verfolgen. Klassenfragen werden
bestenfalls unter dem Begriff der Korruption verhandelt, und wo
linksradikale Oppositionelle den Kopf heben, werden sie auf beiden
Seiten der Front als Vaterlandsverräter stigmatisiert und
kriminalisiert. [7]

Auch in der Bundesrepublik nimmt die staatliche Repression zu, doch
noch werden antagonistische Bewegungen eher ausgegrenzt und
stigmatisiert, als mit langjährigen Haftstrafen belegt. Das gibt es,
aber nicht auf Massenbasis, wiewohl eine derartige Repressionspraxis
stets am Horizont des staatlichen Gewaltmonopols droht. Die
gewaltsame Unterdrückung der sozialen Opposition und weitreichende
Einschränkung der Pressefreiheit, wie derzeit in Russland
praktiziert, tragen einem hohen Widerspruchspotential Rechnung, das
nicht zur Geltung gelangen soll. In der Ukraine wiederum werden linke
Parteien verboten, Roma verfolgt, nichtweiße Menschen diskriminiert
und eine regionale Gewaltherrschaft rechter Milizen akzeptiert. Unter
den 400.000 dort lebenden Roma sollen 10 bis 20 Prozent über keine
gültigen Personaldokumente verfügen oder lediglich alte sowjetische
Papiere besitzen, was auch zu Schwierigkeiten bei der Flucht führen
kann. In beiden Staaten gibt es zudem starke Bestrebungen,
patriarchale und heteronormative Werte durchzusetzen, was davon
abweichenden Menschen kaum eine andere Wahl lässt als ins Ausland zu
gehen oder sich gegen die jeweilige Regierung zu stellen.
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Staaten führen Kriege, Menschen sterben darin

Von Russland oder der Ukraine zu sprechen, wenn es um die Benennung
der Kriegsparteien gilt, ist auf jeden Fall zutreffender, als die
feindlichen Brüder Putin und Selenskyj ins Schwarz-Weiß-Schema von
Böse und Gut einzuordnen. Wenn der Berichterstattung zu glauben ist,
können sich beide Regierungen der mehrheitlichen Unterstützung ihrer
Bevölkerungen sicher sein, was die Wahrscheinlichkeit eines langen
Krieges vergrößert und den Kreis der AnsprechpartnerInnen einer
internationalen Antikriegsbewegung kleiner macht. Sich in diesem
Krieg als dritte Partei auf die Seite einer Regierung zu stellen, ist
dennoch fatal, wird damit doch die Teilhabe an Herrschaftsinteressen
reklamiert, die auch im Fall der von kriegerischer Aggression
betroffenen Ukraine virulent sind. 

Einmal unterstellt, dass es NATO und EU nicht nur um die Integration
der Ukraine in ihre Einflusssphäre, sondern die Schwächung der
staatlichen Integrität Russlands und die langfristige Festlegung des
Landes auf die Rolle eines von transnationalen Kapitalen
bewirtschafteten Rohstofflieferanten geht, dann ist die Bevölkerung
der Ukraine gleich mehrfach betroffen. Durch Russland in Form
eines Krieges, der die Frage aufwirft, wieso sich die russischen
Streitkräfte nicht auf Donezk und Lugansk als Operationsgebiet
beschränkt haben, was unter dem Titel einer Verteidigung dieser
Regionen gegen Angriffe der ukrainischen Streitkräfte die
Einbeziehung der Zivilbevölkerung in Kampfhandlungen weitgehend
verhindert hätte, ohne den NATO-Staaten in die Hände zu spielen. 

Für Russland ist der Vergleich mit dem Ende der Sowjetunion, das mit
der Besetzung Afghanistans und der Rekrutierung der Mujaheddin
insbesondere durch die US-Regierung für den Kampf gegen die
Okkupanten eingeleitet worden sein soll, nicht ganz entlegen. Dieser
Verdacht liegt auch nahe, weil die Vorbereitung der Ukraine auf eine
Kriegsführung nach Partisanenart durch die NATO in Form erheblicher
Geldmittel, umfassender Rüstungslieferungen und des Einsatzes darauf
spezialisierter AusbilderInnen seit Jahren im Gang ist. [8]

Die langfristige geopolitische Einkreisung Russlands durch die NATO,
die Aufrüstung der ukrainischen Bevölkerung im Vorfeld des 24.
Februars und die Einflussnahme westlicher Vorfeldorganisationen und
Finanzakteure auf die ukrainische Zivilgesellschaft als bloße
Verschwörungserzählung zu denunzieren ist wenig plausibel. Zweifellos
ist der Angriff Russlands so verwerflich wie jede kriegerische
Aggression. Zu bestreiten, dass die Bevölkerung des Landes auch für
NATO, EU und USA blutet, ist vor allem dann wenig glaubwürdig, wenn
die Empörung über diesen Angriffskrieg von weitreichender Ausblendung
eigener Aggressionen in aller Welt begleitet wird. Auch wenn dies für
die doppelte Buchführung des "wohlwollenden Imperialismus" kein
Problem darstellt, so bleibt der von den USA befürwortete und
unterstützte Krieg im Jemen, der fast 400.000 Menschen das Leben
gekostet und eine humanitäre Katastrophe epochalen Ausmaßes ausgelöst
hat, ein unauflösbarer Widerspruch für den Anspruch auf
Gleichbehandlung aller Menschen und Staaten.

Katar, das nun unter Einpreisung von Menschenrechtsverletzungen, die
für eine wertegeleitete Außenpolitik inakzeptabel sein müssten, als
Ersatzlieferant für Russland im Gas- und Ölsektor hofiert wird,
könnte nicht besser demonstrieren, dass die Frage, wer gerade als
Bösewicht durchs mediale Dorf getrieben wird, kaum inhaltlicher Art
ist, sondern vor allem mit strategischen Zwecken beantwortet wird. So
begründete der FDP-Außenpolitiker Alexander Graf Lambsdorff die Reise
des Wirtschaftsministers Robert Habeck nach Katar mit der
Notwendigkeit, den Standort Deutschland ökonomisch voranzubringen,
weil sonst auch kein Sondervermögen im Umfang von 100 Milliarden
Euro für die Bundeswehr finanzierbar wäre. "Mittelfristig bleibt unsere
Werteorientierung, die übrigens auch nicht Interessen ausblendet,
also keine naive Außenpolitik ist, erhalten, aber natürlich ist in
der kurzen Frist angesichts dieses dramatischen Ereignisses in
Osteuropa eine andere Herangehensweise jetzt nötig." Diese
"pragmatische" Herangehensweise sei vor dem "Hintergrund einer
zeitlich differenzierten Betrachtung auch zu rechtfertigen." [9]

Sprich die Prioritäten einer wertegeleiteten Außenpolitik variieren
je nach Zeitpunkt und Situation nach der Maßgabe, stets den größten
Vorteil für die Bundesrepublik zu erwirtschaften. Das ist schlichte
Interessenpolitik, und das Verschieben perspektivischer Parameter zur
Einlösung nämlicher Werte könnte den Vorwandscharakter dieses
ethischen Anliegens nicht besser dokumentieren. Letztlich handelt es
sich um eine Frage des Blickwinkels, die Sache kann so oder auch
anders gesehen werden, postmoderne Konsistenz und liberaler
Voluntarismus ergänzen sich aufs Beste, was den Opfern kriegerischer
Vernichtung den Trost schenkt, dass ihr Sterben dem
Legitimationsgetriebe Deutschlands immerhin einige pflichtschuldige
Pirouetten wert ist. Wer eine in sich widersprüchliche
Regierungspolitik mit machiavellistischem Winkeladvokatentum
rechtfertigt, nimmt dann auch gerne die Entstehung populistischer
Bewegungen in Kauf.

Wie sehr der Widerstand der ukrainischen Bevölkerung gegen die
russische Invasion auch heroisiert wird, bleibt doch die Frage, für
wenn die MilizionärInnen und SoldatInnen eigentlich ihr Leben aufs
Spiel setzen. Der blau-gelbe Nationalpathos, der auch auf den Straßen
und in den Medien der Bundesrepublik den Ton angibt, lässt den
Klassencharakter der ukrainischen Gesellschaft so gründlich außer
Acht, wie vergessen wird, dass Menschen, die vor dem Krieg aus der
Ukraine in die Bundesrepublik kamen, auch noch dankbar dafür sein
sollten, sich als besonders billige Arbeitskräfte ausbeuten zu
lassen. Sie standen bisher im Gefälle europäischer Lohnniveaus ganz
unten, wie das Beispiel der privaten Hauspflege zeigt, wo polnische
PflegerInnen für die Zeit, die sie im Dienst deutscher
Pflegebedürftiger verbrachten, zur Pflege ihrer bedürftigen
Angehörigen in Polen UkrainerInnen anheuerten.

Wie für Nationalökonomien der Semiperipherie typisch hat sich in der
Ukraine auch ein großer Arbeitsmarkt für biologische Dienstleistungen
wie die der Leihmütterschaft etabliert [10]. Dass Menschen aus
ökonomischem Druck dazu genötigt werden, sich nicht nur auf dem
konventionellen Markt für Lohnarbeit zu verdingen, sondern die eigene
Physis etwa durch Organentnahmen, Arzneimittelversuche oder Sexarbeit
verwertbar zu machen, ist ein typisches Merkmal für sogenannte
Transformationsstaaten, denen langfristig die Aufnahme in die EU in
Aussicht gestellt wird, die sich bis dahin jedoch ohne
Mitspracherecht den Maßgaben EU-europäischer Privatisierungs- und
Austeritätspolitik zu beugen haben.

Es gibt mithin viele gute Gründe, sich solidarisch mit der
Bevölkerung der Ukraine zu zeigen, nicht jedoch mit einem
Staatsprojekt, dass im kriegerischen Kampf der Imperien und ihrer
Vasallen auf einer Seite fest verortet ist. Die Ukraine ist kein
sozialistischer Staat, der von einem äußeren Aggressor angegriffen
wird, weil er der Welt die Möglichkeit vor Augen führt, wie sich ohne
Ausbeutung von Mensch und Natur leben lässt. Ein Versuch dieser Art,
die in Nordsyrien praktizierte Selbstorganisation Rojavas, findet
keinen Beifall durch die ideologischen Staatsapparate in aller Welt,
sondern fällt deren strategischen Interessen regelmäßig zum Opfer.
Das gilt auch für Russland, das lieber mit der Türkei Geschäfte
macht, als für den Schutz dieses Sozialexperiments einzutreten.
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Die Abgründe neuer Blockbildung

Dreiunddreißig Jahre nach dem Mauerfall ist das Blockdenken zurück.
Der demokratische "Westen" gegen den autoritären "Osten". Autoritäre
Allianzen im "Westen" treten in den Hintergrund, Kritik an den
chronischen Schattenseiten liberaler Demokratie verstummen zusehends.
Staaten werden umarmt, denen noch vor kurzem Rechtsstaatlichkeit und
Demokratie abgesprochen wurden. Sie gehören wieder zum demokratischen
Wir. Mit dem Krieg in der Ukraine wird Autoritarismus im "Westen" auf
das Putin-Regime externalisiert. Dabei breitet sich autoritärer
Populismus seit langem in Europa aus, inmitten der liberalen
Demokratie, in sich als illiberal bezeichnenden Staaten, aber nicht
nur dort.

Isabell Lorey - Kriegerische Männlichkeit und autoritärer Populismus [11] 

Wenn von militärischer und staatlicher Gewalt betroffenen Flüchtenden
nichtweißer Herkunft nicht die gleiche Empathie zuteil wird wie den
Kriegsopfern in der Ukraine, wenn Solidarität
selektiv geübt und dem ursprünglichen Begriffskontext des sozialen
Widerstands gegen Ausbeutung und Unterdrückung enthoben wird, dann
liegt der Verdacht nahe, es mit der politischen Instrumentalisierung
grundmenschlicher Praktiken des aktiven Mitgefühls und
Füreinandereinstehens zu tun zu haben. Dieser Verdacht vertieft sich,
wenn im Ergebnis mehr Zerstörung, mehr Not und mehr Mangel erzeugt
werden. Es hätte durchaus Möglichkeiten gegeben, diesen Krieg zu
verhindern, kurzfristig durch Zugeständnisse an Russland und die
Einstellung der Ausdehnung der NATO, auf längere Sicht durch eine
eigenständige Sicherheitspolitik der EU und die Aufkündigung des
Nordatlantikvertrages als unzeitgemäßes, dem Kalten Krieg
entspringendes Bündnis der Blockkonfrontation.

Zur Eskalation eines Konfliktes gehören immer zwei Seiten, das gilt
insbesondere im Fall einer das Militärpotential Russlands mehrfach
übersteigenden Hochrüstung der NATO-Staaten. Der russische Präsident
hat viele Jahre von sich aus auf geopolitischen Ausgleich mit NATO
und EU gedrängt, was schon deshalb nicht erstaunlich ist, weil er als
Jelzins Wahl für das Amt des Präsidenten und bekennender
Antikommunist über jeden Verdacht erhaben ist, den Realsozialismus
der Sowjetunion oder den Kriegskommunismus der Bolschewiki
wiedererstehen zu lassen. Wie sehr Putin auch ethnonationalistischer
Ideologie und großrussischer Ambition verfallen sein mag, er ist
nicht zuletzt als ehemaliger Geheimdienstler und Staatsbürokrat so
berechenbar und rational, dass er die Rechnung imperialer Größe stets
mit dem Wirt mächtiger Staatenkonkurrenz gemacht hätte, sprich einem
Ausgleich hegemonialer Interessen lange Zeit zugänglich war.

Wenn Putin nun als das fleischgewordene Böse überzeichnet wird und
als russische Nemesis dem antislawischen Rassismus Zunder geben darf,
dann ist diese demagogische Disposition auf der Seite derjenigen, die
mit Despoten wie Javier Bolsonaro oder Recep Tayyip Erdogan noch nie
Probleme hatten, Gewaltherrschern wie Mohammed bin Salman und Abdel
Fatah El-Sisi gerne ihre Aufwartung machen und einen misogynen
Rassisten wie Donald Trump zumindest demütig ertragen, ebenso der
Zweckratio eigenen Erfolgsstrebens wie populistischer
Feindbildproduktion geschuldet. Nie war Putin so nützlich wie heute,
als er vergessen macht, dass er kein Monopol darauf hat, "wahre
Patrioten von Abschaum und Verrätern" [12] zu unterscheiden.

Dieser an die Gegner des Einmarsches in die Ukraine gerichtete
Anwurf, das über die Presse verhängte Verbot, diesen Krieg als Krieg
zu bezeichnen, das bis zu 15 Jahre lange Wegsperren
antimilitaristischer AktivistInnen sind zweifellos extrem harte
Maßnahmen zur Unterdrückung der inneren Opposition. Doch auch in
NATO-Staaten finden sich viele Beispiele dafür, dass im kriegerischen
Ernstfall mit Folter, Polizeimord und Lagerhaft gegen Menschen
falscher Gesinnung und Hautfarbe vorgegangen wird.

Als liberal geltende Staaten lassen sich bei der Maßregelung
sozialen Widerstands nicht gerne rechts überholen, das
mussten die Gilets Jaunes in Frankreich ebenso erleben wie die Black
Panther Party in den USA, das haben irische RepublikanerInnen in UK
und türkische KommunistInnen in der BRD leidvoll erfahren müssen. All
das wird angesichts anwachsender Breitenwirkung des autoritären
Populismus rechtsradikaler und staatskonformer Provenienz nicht
besser, sondern erhält den Charakter eines Momentums zur Durchsetzung
herrschender Interessen, was im eskalierenden Krisenzyklus vor dem
Problem steht, mit immer mehr Widerstand aus verschiedenen
Richtungen der Bevölkerungen konfrontiert zu werden.

Zwar gibt sich die Mobilisierung für die Verteidigung der Ukraine
besonders menschlich und ist es bei karitativem Engagement wie der
Aufnahme Flüchtender auch. Der Rückenwind des erhebenden Gefühls, auf
der richtigen Seite zu stehen und in Übereinstimmung mit der eigenen
Regierung Widerstand gegen einen faschistischen Diktator leisten zu
können, wird aber auch vom Feuer des Weltenbrandes angefacht. Den
Sprung von der seit Jahrzehnten präsenten, zum Standardrepertoire
ziviler Lebensrisiken gehörenden nuklearen Bedrohung zur willkürlich
provozierten Wahrscheinlichkeit eines atomaren Schlagabtauschs zu
vollziehen ist heute ein Allerweltsphänomen. Der als politischer
Denker geltende Schriftsteller Denis Yücel, die mit kühler
Professionalität argumentierende Journalistin Gesine Dornblüth, der
höchst erfolgreiche Spitzenmanager Mathias Döpfner - sie und viele
mehr eint die Bereitschaft, einen Kriegseintritt der NATO nicht von
vornherein auszuschließen, sondern sehenden Auges das Feld ohne
Wiederkehr zu betreten.

40 Jahre, nachdem über 300.000 KriegsgegnerInnen im Bonner Hofgarten
gegen den NATO-Doppelbeschluss demonstriert haben, sind die
deutschen StaatsbürgerInnen in einem Land mit Atomkriegsagenda
aufgewacht. Nationale Souveränität und aggressives
Wirtschaftswachstum haben einen Preis, der bei einem der weltweit
führenden Industriestaaten und Technologiestandorte mit radioaktiv
strahlenden Zahlen beziffert werden soll. Das Vorhaben der
Bundesregierung, im Rahmen der geplanten Aufrüstungsoffensive auch
atomwaffenfähige Kampfbomber anzuschaffen, bedarf der demonstrativen
Willensbekundung, sie einsetzen zu wollen. Keine militärische
Drohkulisse entfaltet Wirkung ohne die Annahme, es handle sich bei
dem aufgebotenen Vernichtungspotential nicht um eine Attrappe,
sondern ein reales Machtmittel.
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Kontext statt Content

Gegen die weitere Militarisierung der Bundesrepublik mit kritischen
Nachfragen Einwände zu erheben wird in sozialen Netzwerken häufig mit
dem jede Diskussion abrupt beendenden Neologismus "Whataboutism"
quittiert. Allein Vergleiche zu den Kriegen der NATO zu ziehen, um
den einseitig auf Russland zielenden Moralismus in Frage zu stellen,
ist ein solcher. What about Iraq, what about Vietnam, what about
Trump - es gibt keine Analogie, die sich nicht als "Whataboutism" im
Limbus der Verwerflichkeit entsorgen ließe. Diese
Kommunikationsstrategie ist auch unter sich als links verstehenden
Menschen gang und gäbe, obwohl sie im Kern nichts weiter als die
Negation unbequemer Fragen und damit eine klassische Form von Zensur
und Sprechverbot betreibt. Als Symptom einer doktrinären
Stigmatisierung missliebiger Positionen steht diese Sprechpraxis für
die hochgradige Bereitschaft politisch aktiver Menschen, das Gehirn
beim Anschalten des Bildschirms abzustellen, um sich guten Gefühlen
hingeben zu können, deren aggressiver Stachel stets bereit ist, die
Störung des Friedens der JasagerInnen schmerzhaft zu ahnden.

Wo die Einbettung spektakulärer Ereignisse in ihren politischen und
historischen Kontext verhindert wird, soll affirmative Ideologie an
die Stelle herrschaftskritischer Fragen treten. Um die hochgradige
Zustimmung einer Bevölkerung zu politischen Entscheidungen, die ins
eigene Fleisch schneiden - auch einkommensarme US-RepublikanerInnen
sind gegen die Einführung einer allgemeinen Krankenversicherung,
selbst wenn sie die eigenen Arztrechnungen nicht bezahlen können,
weil eine solche Sozialleistung ihre Freiheit beseitige - zu
erklären, wird häufig eine angeblich totale mediale Manipulation
bemüht. Wer damit kundtut, es besser zu wissen, vollzieht die
paternalistische Bevormundung angeblich ohnmächtiger RezipientInnen
von Propaganda, die er den Medien anlastet, von der Warte eigener
Deutungshoheit aus. Sich von Indoktrination zu emanzipieren ist jedem
Menschen möglich, wenn nur die Bereitschaft besteht, sich womöglich
außerhalb jeglichen sozialen und politischen Konsenses zu stellen.
Eben das ist beim Schmähruf "Lügenpresse" nicht der Fall, diese
WutbürgerInnen wollen lediglich andere Formen der Herrschafts- und
Wahrheitsproduktion etablieren, anstatt sich von jeder Bevormundung
zu befreien.

Auch zum Krieg in der Ukraine lassen sich in sozialen Netzwerken
umfassende und differenzierte Berichte aus subjektiver Perspektive
finden, die die Unterstellung, die Menschen würden ohnehin nach
Strich und Faden belogen, als geschlossenes System zirkelschlüssiger
Selbstvergewisserung erkennen lassen. Das ist so legitim wie jede
andere Flucht vor den Schmerzen der Wirklichkeit auch, nur geraten
die Menschen leicht aneinander, wenn sie versuchen, die eigene
Wahrheitsproduktion zu verallgemeinern. 

Auf einer Online-Konferenz der britischen Stop The War Coalition, die
stets gegen die Angriffskriege der NATO auf die Straße gegangen ist
und auch jetzt nicht mit Kritik an der Militärallianz spart, wurde
zum Beispiel die Frage, wie eine von Sprache und Kultur des
Aggressors geprägte Bevölkerung für dessen Sache gewonnen werden
soll, erörtert. Dazu berichtete die ukrainische Juristin Oxsana
Solomou aus London über ihre Heimatstadt Chernigov im Norden der
Ukraine. Dort haben ihre Eltern die ersten zwei Wochen des Krieges
verbracht, und sie unterhält weiterhin enge Kontakte zur ihren dort
lebenden FreundInnen und Verwandten.

80 Prozent der Bevölkerung dieser nahe an den Grenzen zu Belarus
und Russland gelegenen Stadt mit 285.000 EinwohnerInnen sprechen
russisch als erste Sprache. Aufgrund der gemeinsamen Vergangenheit in
der Sowjetunion sei die soziale Integration der Menschen in allen
drei Ländern sehr groß. Für die Bevölkerung Chernigovs sei es
schlicht unfassbar und unvorstellbar gewesen, dass ihre Freunde und
Verwandten plötzlich auf der anderen Seite der Front stehen und auf
sie schießen würden. 60 Prozent der zivilen Infrastruktur der Stadt
seien zerstört worden, darunter Schulen, Krankenhäuser, Apotheken,
Büchereien und das Stadion. Dazu sei es nicht einmal im Zweiten
Weltkrieg gekommen. 40 Prozent der privaten Häuser und Wohnungen
seien nicht mehr bewohnbar. Alle Brücken seien bombardiert worden, es
gebe keine Verbindung mehr zu anderen Landesteilen.

Alle hätten in der Sowjetunion gemeinsam gegen die deutschen Eroberer
gekämpft, so als PartisanInnen, die Seite an Seite lebten und
starben. Neun Millionen UkrainerInnen ließen in diesem Krieg ihr
Leben. Als Mitarbeiterin einer internationalen Anwaltskanzlei in
Moskau habe sie ein erschreckendes Ausmaß an Regierungspropaganda
erleben müssen. Wer wie die KollegInnen in der Kanzlei aufgrund ihrer
Auslandskontakte und -reisen besser Bescheid wüsste, beantworte keine
ihrer Fragen aus Angst vor Verfolgung. Selbst ihre in Russland
lebende Tante habe ihr mitgeteilt, dass sie aus Angst nicht frei
sprechen könne, und sie gebeten, nicht mehr über den Krieg zu reden.
Allein das Wissen darum, manipuliert zu werden, kann mithin auch
Handhabe dazu sein, dagegen vorzugehen. [13]
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Nationalistische Kollektivschuldthese

Mein ganzes Leben

habe ich gelernt, die Russen zu hassen.

Wenn wieder Krieg ausbricht,

dann sind sie es, gegen die wir kämpfen müssen,

die wir zu hassen und zu fürchten haben,

vor denen wir wegrennen und uns verstecken,

und all das tapfer zu ertragen,

mit Gott auf meiner Seite.


Bob Dylan - With God On Our Side (1964) [14]

Der die Republik in Beschlag nehmende Aufruf zur Unterstützung der
Ukraine mit zivilen wie militärischen Mitteln eint die Nation und hat
ein Ventil für Missliebigkeiten aller Art geschaffen. Die pauschale
Diffamierung nicht nur Putins, sondern all dessen, was mit Russland
assoziiert wird, bedient einen Moralismus, der sich klebrig auf die
sozialen Beziehungen legt und sie mit dem Verdacht vergiftet, der
andere weiche womöglich von der herrschenden Freund-Feind-Doktrin ab.
Schon kleine Hinweise darauf, dass dieser Krieg vielleicht etwas
differenzierter bewertet werden könnte und die NATO-Staaten an seiner
Entstehung nicht unbeteiligt seien, reichen dazu aus, das
gegenseitige Misstrauen zu vertiefen und womöglich langjährige
Freundschaften aufzukündigen. Das aus den Hochzeiten der Angst vor
Covid bekannte Phänomen bis zur Feindseligkeit erfolgender
Polarisierung wiederholt sich auf der nächsthöheren Ebene, was
durchaus die Frage aufwirft, ob es sich bei diesem Phänomen nicht um
ein strukturelles Herrschaftsmittel handelt. 

Der gegen KünstlerInnen und AutorInnen aus Russland gehegte
Gesinnungsverdacht und die daraus resultierenden Absagen von
Auftritten und Kündigungen von Arbeitsverhältnissen erfüllen alle
Kriterien dessen, was mit dem Vorwurf, in Deutschland würde mit
moralischem Rigorismus eine woke Cancel Culture bedient, seit Jahren
behauptet wird. Von den Stimmen, die dies lautstark taten, ist
inzwischen nicht mehr viel zu hören. Die Forderung, als Nation
gemeinsam gegen den äußeren Feind zu stehen, ihn also auch im Innern
auszugrenzen, scheint der neoliberalen und nationalkonservativen
Rechten Aufwind bei der Verfolgung jener Stimmen zu geben, die im
Geiste der neuen Kriegsbereitschaft als unpatriotische
VaterlandsverräterInnen gebrandmarkt werden können. Der Liberalismus
transformiert sich an seinem Feindbild und wird ihm immer ähnlicher,
Unterwerfung unter nationale Souveränität ist das Gebot der neuen
Blockbildung, die keine Klassen, sondern nur noch Deutsche,
US-AmerikanerInnen und EU-EuropäerInnen kennt.

Die auf Dauer gestellte Schockoffensive fugenlos aufeinander
folgender Krisen greift tief in die Befindlichkeiten und Mentalitäten
der Arbeitsgesellschaft. Ihre Subjekte sollen verfügbarer für ihnen
fremde Zwecke denn je gemacht werden, steht doch ein globales
Notstandsmanagement auf dem Programm, das jedem einzelnen Opfer wie
im Krieg abverlangt. Wurden Klima- und Naturschutz zuvor zumindest
nominell als Angelegenheit des ganzen Planeten betrachtet, nicht ohne
zugleich nationalen Wachstums- und Gewinnzielen unterworfen zu
werden, so wird nun mit der Alternativlosigkeit eines langfristigen
Projekts imperialen Machtstrebens darüber befunden, was daran
produktiv gemacht werden kann und was auf den Abfallhaufen
sozialökologischer Schranken und anderer Hindernisse
uneingeschränkter Kapitalakkumulation gehört.

So liegt der tiefere Sinn des neuen Schlagwortes "Freiheitsenergien"
- ursprünglich eine Begriffsbildung zur ideologischen Aufladung
fossiler Energieproduktion - darin, das Frieren und Hungern
akzeptabler zu machen, das aus der kriegsökonomischen Neuaufstellung
des Standortes Deutschland resultieren wird. Auch die Einschränkung
des Konsums tierischer Lebensmittel folgt einer Ratio des Mangels,
der die Subjektivität und Unverletzlichkeit jedes Lebewesens nicht
ferner liegen könnte, geht es doch um die Konfrontation mit Russland
und seiner Agrarindustrie. Es war der russische Schriftsteller Leo
Tolstoi, der den Satz geprägt hat: "Solange es Schlachthöfe gibt,
wird es auch Schlachtfelder geben" - ein Grund mehr, ihn
nationalpathologisch zu denunzieren.

Regieren mit Angst und Hass - die Agenda gouvernementaler
Innovationslogik ist auf den ganzen Menschen ausgerichtet, der sich
selbst als Ressource nationaler Ermächtigung begreifen und bewähren
soll. Was könnte dessen Widerstand gegen das Gebot ihm fremder Zwecke
und Ziele besser überwinden als der akute Handlungsnotstand eines
Krieges, den nicht zu führen und doch zu betreiben den Arbeitsmodus
des Imperialismus im Zustand friedlicher Neutralität charakterisiert.
Auf das Mittel repressiver Gewalt muss nur an seinen ideologischen
Rändern zurückgegriffen werden, weil die
Intelligenz verhaltensökonomischer Motivationskontrolle,
arbeitstechnischer Rationalisierung und biophysischer Optimierung
massenhafte Zustimmung zur eigenen Unterwerfung erzeugt.
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Geschlechterverhältnisse entmilitarisieren

Die autoritäre maskulinistische Führerfigur eines Wladimir Putin ist
nur die Spitze dieses kriegerisch-maskulinistischen Identitarismus im
Namen eines vermeintlich geeinten nationalen "Volkes". Wolodymyr
Selenskyj wird als Gegenfigur stilisiert, ihm wird die Rolle des
"tragischen Helden" zugedacht: Der zum ukrainischen Präsidenten
gewählte Comedian würde durch den von Russland aufgezwungenen Krieg
dazu genötigt, "Gewalt zum notwendigen Übel" zu machen. Seine
Inszenierung von Männlichkeit zeigt ihn heldenhaft, demütig,
verwundbar, fordernd. Putin dagegen gilt als kaltes oder verrücktes
Monster. David gegen Goliath - die doppelte Männlichkeit der Krieger.
Die bei Selenskyj gefeierte Maskulinität ist nicht weniger umfassend
kriegerisch, gerade wenn er immer wieder, in vielen nationalen
Parlamenten und der UN-Versammlung via live-Video zugeschaltet, nicht
nur Waffenlieferungen, sondern das Eingreifen der Nato fordert. Damit
treibt er bewusst die Militarisierung in der EU voran und nimmt
zugleich unentwegt - zumindest rhetorisch - einen weiteren Weltkrieg
in kauf.

Isabell Lorey - Kriegerische Männlichkeit und autoritärer Populismus [15] 

Die weitere Liberalisierung binärer Geschlechtlichkeit gehört zu den
wenigen Errungenschaften dieser Bundesregierung, die zumindest formal
zu begrüßen sind. Das gilt nicht für die Instrumentalisierung
sogenannter Identitätspolitiken zur Durchsetzung ganz anderer Zwecke
wie etwa dem der weiteren Militarisierung der Gesellschaft. Wo von
der Herrschaft des Patriarchats geschwiegen, die Einspeisung
kostenloser, meist von Frauen verrichteter Sorgearbeit als
essentielle Bedingung kapitalistischer Produktion stillschweigend
gutgeheißen und mit geschlechtlicher Gleichstellung
Klassenantagonismen zementiert werden, ist für ein befreiendes
Verständnis der Geschlechterverhältnisse nichts gewonnen.

Der russische Präsident hat den Angriff auf die Ukraine am 24.
Februar 2022 unter anderem mit Verweis auf die ansonsten drohende
"Degradierung und Entartung" der "menschlichen Natur" begründet,
womit er von patriarchaler Kleinfamilie und heterosexueller
Geschlechtlichkeit abweichende Lebensweisen zumindest indirekt zu
einem Kriegsgrund erklärte. Er schlug damit in die Kerbe seiner im
Einklang mit der Russisch-Orthodoxen Kirche erfolgenden Abwehr einer
Geschlechterpolitik, die offener und unbescheidener ist als die
Praxis, russischen Frauen am 8. März zum Dank für klaglos erbrachte
Leistungen für Familie und Vaterland Blumen zu überreichen. Was Putin
weltweit einen guten Ruf bei der Klientel eines antifeministischen
Rechtspopulismus verschafft hat und Evangelikale im Süden der USA,
bei denen die Russisch-Orthodoxe Kirche als Hort echter Männlichkeit
in hohem Ansehen steht, sogar zum Übertritt in diese Konfession
veranlasst hat [16], gehört zu den Grundlagen des Glaubens an ein
homogenes Volk, an die Reinheit weißer Identität und die
Notwendigkeit männlicher Bereitschaft zum Opfergang auf dem
Schlachtfeld. Der hierarchische Charakter militärischer
Organisationen, der Korpsgeist der Truppe und der kriegerisch
heroisierte Kampfeswillen stehen allesamt für extreme Formen der
Konkurrenz und des Wettbewerbs - gemeinhin dem Mann zugeschriebene
Qualitäten, die als soziales Geschlecht Ergebnis patriarchaler
Konditionierung über die Jahrhunderte sind.

So dürfen Männer im Alter von 18 bis 60 Jahren die Ukraine
nicht verlassen. Sie werden zum Dienst an der Waffe gezwungen, wenn
sie nicht in der Lage sind, sich über korrupte Strukturen
freizukaufen. Die wenigen AktivistInnen, die den Kriegsdienst aus
Gewissensgründen verweigern, haben einen dementsprechend schweren
Stand. In einer Onlinekonferenz der britischen Stop The War Coalition
berichtet der Friedensaktivist und Rechtsgelehrte Yurii Sheliazhenko,
Vorsitzender des Ukrainian Pacifist Movement, von den Einschränkungen
und Nachstellungen, die seine Bewegung in der Ukraine zu erleiden
hat. [17]

Nonbinäre und Transpersonen, die sich nicht als Frau ausweisen
können, werden in die Streitkräfte integriert, und es bedarf keiner
großen Phantasie sich vorzustellen, wie es ihnen in der aggressiven
Kultur des Militärs ergehen kann. Es gibt auch Frauen, die freiwillig
in den Kampfeinsatz gehen, doch das ändert am maskulinen Charakter
militärischer Gewaltanwendung wenig.

Die medial induzierte Heroisierung des zivilen Widerstands gegen die
russischen Streitkräfte grenzt mitunter an Verantwortungslosigkeit -
mit ihr wird eine Militarisierung des Alltags propagiert, die eine
regelrechte Kriegsromantik entfachen und damit Jugendliche für etwas
begeistern kann, an dem sie womöglich zugrundegehen. Wo individuelle
Risiken etwa des Drogenkonsums strafbewehrt sind oder Tanzpartys
unter Covid-Bedingungen als verantwortungslos gebrandmarkt werden,
erscheint die Militarisierung kapitalistischer Vergesellschaftung
sakrosankt für jede Kritik vergleichbarer Art. 

Geschlechterverhältnisse zu entmilitarisieren hieße denn auch, jede
Form von Zwang zum Kriegsdienst zu unterlassen, als auch die Rolle
der Frau als biologische Produzentin neuer SoldatInnen zu bestreiten.
Sich einer äußeren Aggression nicht zu erwehren kann keine Option
sein, doch deren Zustandekommen und Andauern in Hinsicht auf die
patriarchalen Strukturen und antifeministischen Ideologien der
Kriegsakteure zu untersuchen, um schon ihrer Entstehung
entgegenzutreten, ist eine antimilitaristische Minimalforderung.

Entschiedene Opposition verlangt der Primat einer "feministischen
Außenpolitik", propagiert unter anderem von Außenministerin Annalena
Baerbock, Verteidigungsministerin Christine Lambrecht und der
Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung,
Svenja Schulze. Indem PolitikerInnen unter Verweis auf ihr
biologisches Geschlecht feministische Handlungsweisen für sich
reklamieren, während sie realpolitisch wesentliche Positionen
patriarchaler Herrschaft propagieren, berufen sie sich auf ein
reaktionäres Geschlechterbild, das Biologie und Ideologie in eins
setzt. So hat die feministische Vordenkerin bell hooks in
"Understanding Patriarchy" umfassend begründet, warum pauschale und
identitäre Geschlechtszuweisungen die Tatsache ignorieren, dass
biologische Männer unter dem Patriarchat leiden wie biologische
Frauen es ausüben können, auch wenn es meist umgekehrt ist. 

Mit "feministischer Außenpolitik" wird ein emanzipatorischer Anspruch
erhoben, der am patriarchalen Charakter imperialistischer
Staatspraxis nicht nur scheitert, sondern den Kampfbegriff des
Feminismus für konträre Zwecke missbraucht. So hochentwickelt die
Technik neoliberaler Sinngebung sein mag, Freiheit und Demokratie in
Signaturen ihrer praktischen Negation zu verwandeln, so wenig
akzeptabel kann es für von patriarchaler Gewalt betroffene Menschen
sein, das ihnen auch noch die Sprache des Widerstands genommen und in
ein Herrschaftsinstrument verwandelt wird. Wenn feministische
Befreiung ohne Überwindung des Kapitalismus nicht gelingen kann, wenn
die Dichotomie binärer Geschlechtlichkeit nicht nur ein
Identitätsproblem ist, sondern von sozialen und materiellen
Gewaltverhältnissen bestimmt wird, dann ist das Führen sozialer und
militärischer Kriege im Namen des Feminismus ein Affront, der nicht
passiv ignoriert, sondern aktiv bekämpft werden sollte.

Zudem gilt jetzt, sich mit denjenigen KriegsgegnerInnen in Russland
solidarisch zu zeigen, die angesichts der massiven Strafandrohung
überhaupt noch öffentlich auftreten. Dazu gehören viele feministische
AktivistInnen, die hinsichtlich der Rolle, die Frauen und
Soldatenmütter bei der Beendigung der sowjetischen Besetzung
Afghanistans und der Kriege gegen Tschetschenien gespielt haben, auf
eine erfolgreiche Geschichte sozialen Widerstands zurückblicken
können [18].

Dazu gehören auch MusikerInnen wie Anastasia Kreslina and Nickolay
Kostilev von IC3PEAK, über die schon Auftrittsverbote verhängt
wurden, was sie nicht davon abgehalten hat, den Einmarsch in die
Ukraine mit starken Akzenten zu kritisieren. Ihre an die
künstlerische Avantgarde der frühen Sowjetunion anknüpfende
Bildproduktion [19] beweist, dass ein Boykott russischer Kultur
hierzulande ideologische Substitute von einer Armseligkeit
propagiert, die bereitwillig hinzunehmen den Schatten einer auch
intellektuellen Mangelproduktion wirft, wie er typisch ist für die
lebensfeindliche Praxis des warenförmigen Kapitalismus.
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Von der Friedensdemonstration zum Kampfeinsatz

Worin ist Krieg produktiv, wo er doch in so ungeheurem Ausmaß
Werte zerstört? Eben gerade darin. Die Meinungen, die sich mit dem
Lamento über die Wert- und Kapitalvernichtung aufhalten (womöglich
noch als künstliche Absatzformen aus der Überakkumulation, wenn
andere Absatzformen verschlossen sind), vergessen einen wesentlichen
Punkt, der nicht nur schon von Marx und Luxemburg behandelt wurde,
sondern die gesamte politische Ökonomie des 20. Jahrhunderts
beherrscht: Dass der Kapitalismus kein System ist, sondern ein
gewaltsamer Prozess, in dem die dynamischen kapitalistischen Kerne
ständig nach technisch-sozialen Möglichkeiten suchen, tradierte
Formen sozialer Reproduktion und Gesellschaftlichkeit zu zerstören,
um die daraus gewonnenen lebendigen Partikel neuen Formen der
Arbeitswertauspressung zu unterwerfen.

Detlef Hartmann: Ökonomie des Krieges - Krieg der Ökonomie (2001)

40 Jahre nach der legendären Friedensdemonstration im Bonner
Hofgarten kann von einer Massenmobilisierung gegen den Krieg keine
Rede mehr sein. Ganz im Gegenteil, heute gehen die Menschen
massenhaft mit blaugelben Fahnen auf die Straße und fordern nicht nur
den Rückzug der russischen Kampftruppen, sondern auch die Lieferung
von Waffen in die Ukraine. Wer letzteres tut, legitimiert damit die
Regierungspolitik der meisten NATO-Staaten und scheint keinen Einwand
dagegen zu haben, dass das Militärbündnis auf diese Weise zum
informellen Kriegsakteur wird. Erschwerend hinzu kommen die
kontraproduktiven Auswirkungen von Waffenlieferungen auf
Verhandlungen zur Beendigung des Krieges.

Es ist ein Gebot simpler Logik, dass die durch die Aufrüstung der
ukrainischen Verteidigungskräfte bewirkte Verlängerung des Krieges
schlussendlich in die Forderung eines direkten Eingreifens der NATO
münden kann. Gerade weil die Empathie für die Angegriffenen allen
Einsatz zu ihrer Rettung verlangt, anstatt sie in einem Krieg, der
auch im Interesse der NATO geführt wird - sonst würden die
Streitkräfte der Ukraine nicht waffen- und ausbildungstechnisch
unterstützt werden - allein zu lassen, ist der Schritt zur offiziellen
Kriegsteilnahme schnell getan. Womöglich melden sich einige der
Personen, die Waffenlieferungen in die Ukraine oder gar einen
Kriegseintritt der NATO fordern, freiwillig zum Kampfeinsatz gegen
Russland, was als Konsequenz auf jeden Fall respektabler wäre, als
den Brand aus der Ferne anzuheizen und in vermeintlich sicherer
Distanz zu bleiben.

Unter der Bedingung einer mit allen Instrumenten gesellschaftlicher
Konsensproduktion forcierten Mobilisierung für die Ukraine,
die sich nicht gleichzeitig gegen Russland und die NATO positioniert,
bleibt für radikalen Antimilitarismus nur wenig Platz. So scheint
sich neben der staatskonformen Protestbewegung eine aus den
Mahnwachen für den Frieden, der Querdenkerszene, AfD-PolitikerInnen,
ReichsbürgerInnen, dem Publikum des rechtsradikalen Magazins Compact
und anderen Personen und Gruppen des libertären bis
rechtspopulistischen Spektrums rekrutierende Friedensbewegung zu
formieren, die ihre Parteinahme für Russland mit dem angeblichen
Opferstatus des Landes und der Dämonisierung seines Präsidenten
begründet.

Dass Russland in dieser von imperialer Konkurrenz bestimmten
Konfrontation die schwächere Partei ist, macht aus seiner
grenzüberschreitenden Kriegsführung dennoch keine
Verteidigungshandlung. Nicht anders haben die USA 2001 bei der
Eroberung Afghanistans und 2003 bei der Invasion in den Irak
argumentiert. Es waren in beiden Fällen aggressive Kriege, für die
durchsichtige Vorwandslagen bemüht wurden. Sich als KriegsgegnerIn
auf die Seite Russlands mit dem Argument zu stellen, dass ein solches
Vorgehen für jeden Staat legitim sein müsse, begründet dessen
hegemoniales Eigeninteresse nicht einmal auf legalistische Weise, wie
es die NATO Staaten mit der fallweisen Inanspruchnahme
internationaler Gerichte tun, sondern propagiert einen Revanchismus,
der den Untergang aller Beteiligten in Kauf nimmt. Ohnehin ist die
Schlussfolgerung, der Feind meines Feindes sei mein Freund, bar jeder
Kritik an den Mensch und Natur zerstörenden Verwertungsverhältnissen,
also dem zentralen Problem, das sozialistische und
sozialrevolutionäre Bewegungen erklärtermaßen überwinden wollen.

Für eine gegen jeden Krieg gerichtete antimilitaristische Bewegung
kann die Bezichtigungslogik miteinander konkurrierender Staaten kein
Anlass sein, sich auf eine der beiden Seiten zu stellen, handelt es
sich doch um Herrschaftsprojekte, denen die eigene Bevölkerung
prinzipiell gleichgültig ist. Ihre Verwendbarkeit steht und fällt mit
ihrer Verwertbarkeit in Fabrik und Krieg, sprich der einzelne Mensch
ist austauschbar. Was staatliche Konfliktparteien eint, ist die
Grundlage kapitalistischer Akkumulation auf der Basis der Ausbeutung
von Lohn- und Sklavenarbeit wie der Extraktion von Rohstoffen aller
Art. Von daher empfiehlt sich die kritische Überprüfung des Begriffs
vom Frieden, der keiner ist, so lange er als ideeller Fluchtpunkt
herrschender Ordnung den ihr zugrundeliegenden sozialen Krieg
bemäntelt.

Zweifellos ist eine antimilitaristische Bewegung, die sich hinter die
Forderung "Bundeswehr abschaffen" stellt, immun gegen eine
Infiltration durch staatsautoritäre und rechtsradikale Kräfte.
Gleiches gilt für die Unterstützung von Deserteuren auf beiden
Seiten, was vor allem ihr bevorzugte Aufnahme nach gelungener Flucht
aus dem Land betrifft. Dass diese Forderung nicht von PolitikerInnen
der Regierungskoalition erhoben wird, statt dessen jedoch Waffen in
die Ukraine geschickt werden, unterstreicht die große Bedeutung des
Themas Desertation für jede Antikriegsbewegung.

Anders verhält es sich mit der Forderung nach einem Austritt
Deutschlands aus der NATO, die auch nationalchauvinistischem
Großmachtstreben adäquat ist. Warum das für seine aggressive
Kriegsführung berüchtigte Militärbündnis nicht ganz auflösen und
föderale Strukturen möglichst unbewaffneter und etwa
ökosozialistischer Art an seine Stelle treten lassen? Warum nicht die
Bevölkerungen selbst darüber befinden lassen, ob überhaupt Arbeit,
Energie und Geld in Kriegsunternehmen gesteckt werden soll, nicht nur
weil die globalen Probleme inzwischen wortwörtlich auf der Haut
brennen, sondern weil die Frage der Befreiung von Gewalt ganz neu
gestellt werden müsste?

Vorbildcharakter für AntimilitaristInnen haben sicherlich die
Blockadeaktionen von ArbeiterInnen, die die Logistik des
militärischen Nachschubs unterbrochen haben. In Griechenland wurden
für die Ukraine bestimmte US-Panzer über zwei Wochen lang
aufgehalten, bis StreikbrecherInnen den Boykott durchbrachen [21]. In
Belarus haben EisenbahnerInnen die lebensgefährliche Aufgabe
übernommen, den Nachschub der russischen Truppen in der Ukraine zu
sabotieren [22]. In Hamburg hat die Gewerkschaft Verdi eine
Volksinitiative zum Verbot des Umschlags von Rüstungsgütern im
Hamburger Hafen gestartet [23]. Diese Aktionen zeigen, dass es
praktische Möglichkeiten gibt, Krieg und Militarisierung
entgegenzutreten, um ein Zeichen dafür zu setzen, dass es für keinen
Staat legitime Gründe gibt, in ein anderes Land einzufallen.

40 Jahre Niedergang einer radikalen Linken, aus deren Reihen einige
der aggressivsten deutschen KriegspolitikerInnen hervorgegangen sind,
vor dem Hintergrund einer Krisenentwicklung, die erstmals seit dem
Zweiten Weltkrieg auch die Bevölkerungen der westeuropäischen und
nordamerikanischen Metropolengesellschaften unmittelbar betrifft,
legen nahe, das Übel staatlicher Gewalt mit aller Radikalität an der
Wurzel zu packen. Das kann eine saisonale, am Krieg au jour
erstarkende und dann wieder vergessene Friedensbewegung auch dann
nicht leisten, wenn sie sich explizit antimilitaristisch aufstellt.
Wie die derzeitige Blockbildung demonstriert, geht es sprichwörtlich
um alles - um sozialökologische Fragen, um die Überwindung des
fossilen Kapitalismus, um die Aufhebung patriarchaler Herrschaft und
binärer Geschlechternorm, um den Kampf gegen Kolonialismus und
Rassismus, um den Widerstand gegen faschistische Gruppen, die den
Bürgerkrieg planen, wie die Doktrin eines Ethnonationalismus, der die
Bevölkerungen den jeweiligen Nationaldoktrinen und
Hegemonialprojekten unterwerfen will.

Mit dem Eintreten des potentiell finalen Stadiums der Systemkrise, in
dem alle vorherigen Erschütterungen wie die Währungs- und
Finanzkrise 2008, die permanent vorangetriebene Naturzerstörung und
die auch in gemäßigten Breiten manifest werdende Klimakatastrophe,
der Hunger von rund 10 Prozent der Weltbevölkerung, die weltweit bald
100 Millionen aus verschiedenen Gründen zur Flucht getriebenen
Menschen unbewältigt andauern, ist eine Bewegung gegen den Krieg
notwendigerweise auch gegen all seine konstitutiven Bedingungen und
Begleitumstände positioniert. Es bedarf eines universalen Bündnisses,
das die Verschränkung der diversen Konflikte und Eskalationen erkennt
und dazu Forderungen stellt, die sich nicht mit dem kleineren Übel
zufrieden geben, sondern ums große Ganze streiten. Das mag sich
idealistisch und utopisch anhören, doch in dieser Situation fallen
halbgare Reformen und opportune Kompromisse so weit hinter die
rasante Geschwindigkeit der multiplen Krisendynamik zurück, dass sie
bestenfalls zur künstlichen Beruhigung taugen. 


Epilog: Lodengrüne Alternativbewegung am Ziel totaler Mobilmachung

Denn wie das Bedürfnis nach einem alternativen Leben ein
Produkt der Gewaltstrategie des Kapitals ist, genauso ist diese eine
Existenzvoraussetzung jeder Alternative. Millionenbeträge
kapitalistisch erpreßter Renten fließen in die friedlichen Nischen,
Millionen unter mörderischen Arbeitsbedingungen hergestellter
"Gebrauchswerte" gestalten den alternativen Alltag. Begreift und
praktiziert man ihn isoliert, dann vergißt man, daß die Parzellen
gesellschaftlich reicher Alternativität das notwendige Produkt der
Rationalisierungen sind, daß sie darum so "frei" sind, weil die
anderen noch mehr vergewaltigt werden; dann vergißt man, daß man die
Freiheit genießen und entwickeln kann, gerade weil die anderen noch
mehr zerstört werden, dann vergißt man, daß man die Rente, die
Arbeitslosenunterstützung darum so "reich"-lich verzehren kann, weil
die anderen durch die Gewalt der technologischen Lebenszerstörung um
so schneller und mehr produzieren müssen; dann unterdrückt man die
Wahrheit, daß in die neuen Lebensformen befreiten Subjekte pro Tag
hunderte von Gegenständen benutzen und konsumieren können, gerade
weil an ihnen der innere Reichtum der seelisch zerstückelten "wahren"
Produzenten wie Blut klebt.

Detlef Hartmann - Leben als Sabotage (1981) [24] 

In der Barbarei des Krieges lassen Massaker niemals auf sich warten,
sie sind der blutige Schatten "normaler" Kampfhandlungen, deren
Verrechtlichung vor allem dem Zweck dient, Kriege zwischen Staaten
oder gegen aufständische Gruppen überhaupt führbar zu machen. Was
sind Kriegsverbrechen gegen das Verbrechen des Krieges? An welchem
Punkt genau fängt Gewaltanwendung an, wird nicht schon im
Vorfeld des Krieges an vielerlei Stellen durch ökonomischen Zwang,
sozialen Druck und nationalistische Propaganda Gewalt ausgeübt? Wer
will sich frei davon sprechen, auf diese oder jene Weise zum
Blutvergießen beizutragen?

Einmal mehr stehen PolitikerInnen der Grünen an vorderster Front der
Mobilmachung, mit der die in der Ukraine entdeckten Massaker
hierzulande quittiert werden. So verlangt Anton Hofreiter [25] den
sofortigen Ausstieg aus den russischen Energielieferungen, als sei
die Bundesrepublik der einzige Kunde Russlands für Öl und Gas. Waffen
sollen in großem Stil an die Ukraine geliefert werden, zudem soll
deren Regierung nach Belieben Rüstungsgüter bei der deutschen
Industrie bestellen können. Aus Energiemangel resultierende Einbrüche
in der Industrieproduktion sollen durch Staatshilfen kompensiert
werden, gleiches gilt für LohnarbeiterInnen, die in Kurzarbeit
geschickt und zu 100 Prozent staatlich alimentiert werden sollen. Wie
es um die Nöte derjenigen bestellt ist, die schon jetzt auf
Sozialhilfe und Grundsicherung angewiesen sind, bleibt Hofreiters
Geheimnis.

Anlässlich eines Kriegsgeschehens, das der Barbarei fast jeden
Krieges innewohnt und zu dem es auch in den Feldzügen der NATO kommt,
wenn sogenannte "Kollateralschäden" erzeugt werden, mit Nachdruck
Maßnahmen zu fordern, die tief ins Fleisch der Gesellschaft
schneiden, lässt sich mit der Empörung über die Grausamkeiten dieses
Krieges nicht wirklich glaubhaft begründen. Auch Grüne haben keine
vollständige Öffnung der Grenzen gefordert, wenn Tausende Flüchtende
im Mittelmeer ertranken. Dabei wären die gesellschaftlichen Kosten
ihrer Aufnahme weit geringer gewesen, als es bei den nun für
akzeptabel erachteten Einschnitten in die Industrieproduktion und die
Verteuerung der Lebenshaltungskosten der Fall ist. Auch Grüne haben
nicht die Abschaffung der NATO verlangt, wenn in deren Auftrag
Zivilbevölkerungen dezimiert wurden, sondern versucht, sich für
imperialistische Kriegführung unentbehrlich zu machen.

Gleiches gilt für das Hochfahren der Kohleverstromung, die Hofreiter
für erforderlich hält. Wenn die langfristigen, das Leben zahlloser
Menschen gefährdenden Folgen einer neuerlichen Steigerung der
CO2-Emissionen wie die unmittelbar auftretenden Auswirkungen der
neuen Blockkonfrontation auf die Getreidelieferungen in den Globalen
Süden, die Millionen von Menschen mit Mangelernährung und Hungertod
bedrohen, weniger Konsequenzen zeitigen sollen als das Begehen von
Kriegsverbrechen, dann muss es dem Grünen-Politiker um mehr gehen als
die Verschärfung des Wirtschaftskrieges gegen Russland zwecks
Beendigung des Krieges.

Die Radikalität der Mobilisierung zu tiefen Einschnitten in die
soziale und kapitalistische Reproduktion anlässlich eines brutalen
Geschehens, das Kriegen stets immanent ist, hat die Wirkung eines
Schocks, der alle Bedenken gegen weitere Eskalationen vom Tisch fegt.
Die Fixierung auf Einzelereignisse, die zur Begründung umfassender
Maßnahmen nicht nur gegen das Interesse an eigener Lebenssicherung,
sondern auch die sozialökologische Zukunft des Planeten herhalten
muss, mündet in einen Imperativ der Mangelkontrolle, für dessen
Durchsetzung die Bereitschaft der Bevölkerung zum Erbringen von
Opfern aller Art wie ihrer bereitwilligen Zustimmung zu neuen Kriegen
unabdinglich ist.

Hofreiter fordert alle dazu auf zu überdenken, was sie in der
Vergangenheit für richtig gehalten haben, das heißt Prinzipien über
Bord zu werfen, die noch vor wenigen Wochen als unantastbar
erschienen. Die hochgradige Wandlungsfähigkeit dieses und anderer
PolitikerInnen in Leitungspositionen der Regierung und
Koalitionsparteien ist nur dann erstaunlich, wenn die Ideologie von
Freiheit und Demokratie als etwas anderes denn als eine zur
Durchsetzung marktwirtschaftlicher Verwertungsimperative dienende
Wertenorm verstanden wird. Schon in der Gründungsphase der Grünen war
dem Reformismus linksalternativer Lesart die Absicht zu entnehmen,
soziale Innovation ideologisch zu legitimieren, um die Beute
kapitalistischer und imperialistischer Gewalt im Glauben auf die
eigene Seite zu bringen, damit höchst fortschrittlichen und humanen
Zielen zuzuarbeiten. Von daher ist einem Hofreiter kein Vorwurf zu
machen, wenn die Bundesrepublik auch auf sein Betreiben hin einen
Schritt näher zum Kriegseintritt rückt. Wie schon Joseph Fischer
gezeigt hat, findet die politische Adaption grüner Naturideale im
Fressen und Gefressen werden bioorganischer Stoffwechselaktivitäten
zu sich selbst.
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Fußnoten:

[1] in freier Übersetzung aus dem Englischen

https://www.youtube.com/watch?v=b8KE4fREfbE

[2] https://politische-reden.eu/BR/t/37.html

[3] https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/baerbock-nationale-sicherheitsstrategie/2517738

[4] https://www.deutschlandfunkkultur.de/natalie-amiri-afghanistan-taliban-frauen-100.html

[5] https://www.heise.de/tp/features/The-Empire-is-back-3424767.html

[6] https://www.akweb.de/politik/greg-yudin-in-russland-droht-ein-faschistisches-regime/?fbclid=IwAR05agLk0jBGmS2gDX7BG0mVPraHYkROh0NptD--tfeE9SLa4Et0-6uorHI

[7] https://socialistworker.co.uk/features/ukraine-the-shadow-of-2014-on-todays-war/

[8] https://portside.org/2022-02-26/prelude-ukraine-crisis-military-managerialism-and-limits-institutional-discourse

https://www.counterpunch.org/2022/03/25/stockholm-syndrome-2022-the-faustian-bargain-of-left-militarism-in-ukraine/

Zach Dorfman: Secret CIA training program in Ukraine helped Kyiv prepare for Russian invasion, Yahoo News, March 16, 2022

[9] https://www.deutschlandfunk.de/wie-verhalten-gegenueber-katar-und-china-interview-a-graf-lambsdorff-fdp-dlf-64d28020-100.html

[10] https://gen-ethisches-netzwerk.de/maerz-2022/die-leihmuetter-der-ukraine

[11] https://transversal.at/transversal/0422/lorey/de

[12] https://www.nbcnews.com/news/world/scum-traitors-pressure-ukraine-putin-turns-ire-russians-rcna20410

[13 ] ab 1:17 - https://www.youtube.com/watch?v=t8PkjAhjmiI&t=8s

[14] in freier Übersetzung aus dem Englischen 

https://www.youtube.com/watch?v=rMifwzfwyFA

[15] https://transversal.at/transversal/0422/lorey/de

[16] https://bostonreview.net/articles/the-u-s-christians-who-pray-for-putin/

[17] ab 1:01 - https://www.youtube.com/watch?v=lPyavfLuxxg

[18] https://truthout.org/articles/women-are-leading-russias-antiwar-protests-and-theyre-in-putins-crosshairs/

[19] https://www.youtube.com/watch?v=qCljI3cIObU

[20] https://materialien.org/oekonomie-des-krieges-krieg-der-oekonomie/

[21] https://www.klassegegenklasse.org/griechische-eisenbahnerinnen-blockieren-us-panzerlieferung-in-die-ukraine/?fbclid=IwAR3JwVUJSuucSGDPjpPMFANs_a6ymmje1dUQk1b0PU2FROuYvo0g_nXt8vE

[22] https://www.klassegegenklasse.org/eisenbahnerinnen-in-belarus-sabotieren-russischen-angriff-wie-eine-dritte-position-im-krieg-entstehen-kann/?fbclid=IwAR2Z4afU5TMzOz6rBIJ4Bvjl9vB2V6yS-wliOXwLoUu1NdytY-n7JPYcBjc

[23] https://hamburg.verdi.de/gruppen/arbeitskreis-frieden/++co++d2f444e6-8725-11eb-8d52-001a4a160119

[24] Detlef Hartmann: Leben als Sabotage - Zur Krise der technologischen Gewalt, Tübingen 1981, S. 114

[25] https://www.deutschlandfunk.de/haertere-sanktionen-interview-mit-anton-hofreiter-gruene-vorsitzender-des-aus-dlf-1b1675d9-100.html
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KRIEG/1799: Türkei zwischen den Stühlen ... (SB)



"Mit Herrn Selenskyj, aber auch mit Herrn Putin werden wir
unsere Freundschaft bewahren."

Recep Tayyip Erdogan [1]

"Den Westen und Russland gegeneinander auszuspielen gilt als
eines der Hauptprinzipien der Außenpolitik Ankaras."

Stiftung Wissenschaft und Politik [2]



Recep Tayyip Erdogans lang gehegter Traum, unter seiner Führung werde
die 1923 gegründete türkische Republik das hundertste Jahr ihres
Bestehens im Rang einer Großmacht feiern, mag wie eine aberwitzige
Fantasmagorie anmuten. Dennoch hieße es, die machthungrige
Skrupellosigkeit des Despoten und seine Fähigkeit, die geopolitische
Schlüsselstellung der Türkei zu nutzen, um überlegene Mächte
gegeneinander auszuspielen, sträflich zu unterschätzen, sähe man ihn
zwischen allen Stühlen sitzen und dem Untergang geweiht. Stürzen kann
ihn nur die Bevölkerung seines Landes, deren Lebensverhältnisse
allerdings schlechter denn je unter seiner Herrschaft sind. Um diese
zu sichern und fortzuschreiben, setzt er auf Krieg, dessen
Zerstörungsgewalt einen neuen Zyklus der Unterwerfung und Verfügung
einläuten soll. Drohen eskalierende gesellschaftliche Widersprüche die
Klammer des staatlichen Zwangsregimes zu sprengen, schwören
Feindbildproduktion und Kriegseuphorie die Menschen auf Rettung aus
allen Nöten per waffenstarrendem Marschtritt ein.

Während die türkische Kriegsführung im Norden Syriens und des Iraks
unvermindert anhält, ist es nun eine andere, nicht von ihm vom Zaun
gebrochene militärische Auseinandersetzung, aus der Erdogan als Sieger
hervorzugehen trachtet. Schien der russische Angriffskrieg gegen die
Ukraine auch die Türkei in den Abgrund zu stürzen, die gute und
essentielle Beziehungen zu beiden Konfliktparteien unterhält, setzt
der türkische Präsident in höchst bedrängter Lage abermals zu einem
Drahtseilakt an, der ihn in einen Krisengewinner zu verwandeln
verspricht. Die Entwicklung der zivilen und militärischen
Produktivkräfte in Rechnung gestellt, ist die weitaus schwächere
Türkei abhängig von den EU-Staaten, der NATO, den USA, Russland und
teilweise auch von der Ukraine. Dass dabei unter dem Strich kein
nachrangiger Vasall und bloßer Befehlsempfänger herauskommt, zeugt von
erheblichen Schnittmengen der jeweiligen Staatsräson mit den von
Erdogan machiavellistisch ausgesteuerten Interessen türkischer
Regierungspolitik, die sich allseits unverzichtbar zu machen versteht.

Der Einwand, wer sich nicht für eine Seite entscheiden könne, werde
mit Handlungsunfähigkeit bestraft, wird Erdogans opportunistischer
Kaltblütigkeit nicht gerecht. Seine Handlungsfähigkeit resultiert ganz
im Gegenteil daraus, dass er fortgesetzt aus dem Ruder läuft, um sich
auf halbem Wege zurückhalten zu lassen, da der vollständige Verlust
der Türkei als NATO-Mitglied oder umgekehrt aus russischer Sicht als
Stachel im Fleisch des transatlantischen Bündnisses als gravierendster
Störfall eingestuft wird, dem alle sonstigen Ausfälle und Unwuchten
des türkischen Machthabers nachgeordnet werden. Als Mann fürs Grobe an
der Flanke von NATO und EU, der fliehende Menschen fernhält,
widerständige Bestrebungen niedermacht und dschihadistische
Halsabschneider rekrutiert, hat er sich seit Jahren bewährt, ohne
jemals mit ernstzunehmenden Sanktionen behelligt worden zu sein.
Wenngleich seine Repression keinen tatsächlichen oder
herbeifantasierten Widersacher verschont und dabei weit über die von
ihm ohnehin nicht akzeptierten Landesgrenzen hinausgreift, weiß er
sich gebraucht und kann darauf setzen, dafür nicht zur Rechenschaft
gezogen zu werden.

Bellende Hunde beißen nicht

Nachdem das NATO-Mitglied Türkei am 20. Januar 2018 militärisch in
Nordsyrien eingefallen war und den Kanton Afrin besetzt hatte,
übernahmen die meisten internationalen Medien unreflektiert die
türkische Propaganda. Eine Berichterstattung über das Leid der
Bevölkerung durch die türkischen Bombardierungen, die Russland durch
die Öffnung des syrischen Luftraums über Afrin möglich gemacht hatte,
fand damals nicht statt. Die Regierungen der USA, der EU-Staaten und
Deutschlands wie auch die Medienlandschaft in diesen Ländern hüllten
sich weitgehend in Schweigen. Die massenhafte Vertreibung der
überwiegend kurdischen Bevölkerung Afrins durch die als Handlanger der
Türkei fungierenden dschihadistischen Milizen, die umgehend ein Regime
der Scharia errichteten, fand kaum Erwähnung. [3]

Als türkische Streitkräfte im Herbst 2019 erneut in Nordsyrien
einmarschierten und die Gebiete um Serekaniye und Gire Spi besetzten,
gaben sich die westlichen Regierungen allenfalls "beunruhigt" oder
"besorgt", obwohl in einem UN-Bericht auch in dieser Region massive
Menschenrechtsverletzungen nachgewiesen wurden. Der NATO-Staat Türkei
hatte keinerlei Strafmaßnahmen wegen eines Verstoßes gegen das
Völkerrecht zu fürchten, was ebenso für seine Kriegführung im Norden
des Iraks gilt. Luftangriffe und Truppenpräsenz in den beiden
Nachbarländern wie auch die Türkisierung grenznaher Gebiete in Syrien,
die auf eine dauerhafte Okkupation schließen lässt, werden von den
westlichen Mächten in stillschweigender Kollaboration unterstützt,
zumal die von der türkischen Regierung angestrebte Vernichtung des
kurdischen Gesellschaftsentwurfs und Widerstands offensichtlich auch
in Berlin und Brüssel favorisiert wird. Die Wissenschaftlichen Dienste
des Deutschen Bundestags zogen indessen bereits 2018 in Zweifel, dass
die als "Operation Olivenzweig" bezeichnete türkische Invasion im
nordsyrischen Kanton Afrin und dessen Besetzung mit dem Völkerrecht
vereinbar sei. Von Unkenntnis auf höchster politischer Ebene kann also
definitiv keine Rede sein.

Welch ein bemerkenswerter Kontrast zu den überschäumenden Tiraden und
der permanenten Berichterstattung über den Krieg in der Ukraine!
Angesichts dieses Waffengangs zeigte sich Deutschlands grüne
Außenministerin Annalena Baerbock am 4. März 2022 lächelnd mit ihrem
türkischen Amtskollegen Cavusoglu und schrieb dazu in einem
vielbeachteten Tweet: "Nach unzähligen Telefonaten in den letzten
Wochen haben wir uns am Rande des Nato-Treffens endlich persönlich
sprechen können: vielen Dank, Mevlut Cavusoglu, für unsere starke
deutsch-türkische Partnerschaft! In der Russland-Krise stehen wir
zusammen."

Erdogans islamisch-reaktionäre AKP ist Seniorpartnerin in einer
Koalition mit der ultranationalistischen MHP, deren Anhänger auch als
"Graue Wölfe" bekannt sind. Auch aggressiver Antifeminismus gehört zum
Repertoire dieser Regierung, die im März 2021 den Austritt aus der
Istanbul-Konvention des Europarats zum Schutz von Frauen vor
häuslicher Gewalt beschlossen hat. Sie verkörpert eigentlich alles,
wofür die Grünen in Deutschland nicht stehen wollen und was sie zu
bekämpfen vorgeben. Im Koalitionsvertrag der aktuellen Bundesregierung
heißt es indessen auf Seite 154 in verklausulierter Ambivalenz: "Die
Türkei bleibt trotz besorgniserregender innenpolitischer Entwicklungen
und außenpolitischer Spannungen ein wichtiger Nachbar der EU und
Partner in der Nato."

Sevim Dagdelen, Obfrau der Linksfraktion im Auswärtigen Ausschuss des
Bundestags, betonte im aktuellen Zusammenhang, dass das Völkerrecht
für alle gelten müsse: "Gespräche zu einer Verhandlungslösung im
Ukraine-Krieg sind grundsätzlich und allerorten zu begrüßen, auch in
Antalya. Das beharrliche Schweigen der Bundesregierung zu den
Völkerrechtsbrüchen und dem Besatzungsregime des Nato-Partners Türkei
in Syrien zeigt aber unverhohlen, dass das ganze Gerede um eine
sogenannte wertebasierte Außenpolitik nichts als Heuchelei ist und der
Verkleidung der eigenen geopolitischen Interessen dient. Das
Völkerrecht wird dann hochgehalten, wenn es passt." [4]

Wertebasierte Außenpolitik - eine Frage der Deutungsmacht

Dass es bei der vielzitierten wertebasierten Außenpolitik um die
selektive Durchsetzung expansiver Ambitionen samt der dafür
unverzichtbaren Deutungsmacht geht, belegte auch der Antrittsbesuch
des Bundeskanzlers in Ankara. Olaf Scholz war voll des Lobes über
seinen Gastgeber, den er gar nicht erst mit tadelnden Fragen nach den
Menschenrechten in der Türkei belästigt hatte. Ein Treffen mit
Oppositionellen und Vertretern der Zivilgesellschaft, wie es in einem
solchen Fall beinahe obligatorisch ist, um zumindest den Anschein
eines kritischen Blicks zu wahren, stand praktischerweise nicht auf
dem Programm. Den leicht erregbaren Präsidenten zu verärgern, war
nicht angesagt, ging es aus Perspektive deutscher Regierungspolitik
doch vordringlich darum, im Hype um den großen Friedensstifter am
Bosporus nicht abgehängt zu werden.

Nachdem sich die Außenminister Russlands und der Ukraine, Sergej
Lawrow und Dmytro Kuleba, unter der Vermittlung Erdogans am 10. März
erstmals in Antalya getroffen hatten, schickten mehrere europäische
Staaten sowie die NATO umgehend ihre Spitzenvertreter in die Türkei,
um sich über den Hergang des Treffens informieren zu lassen. Erdogan
und sein Außenminister Cavusoglu hatten im Rahmen des "Antalya
Diplomacy Forum" bereits mit NATO-Generalsekretär Stoltenberg, mit dem
Hohen Vertreter der EU für Außen- und Sicherheitspolitik, Josep
Borrell, sowie mit zahlreichen Außen- und Verteidigungsministern der
EU und anderer Länder gesprochen, darunter sogar Vertretern der
Taliban aus Afghanistan. Die Bundesregierung hatte jedoch bis auf
ihren Botschafter in Ankara niemanden in offizieller Mission zu dem
Treffen geschickt. "Über 2500 ausländische Gäste folgten der
Einladung, aber leider nur wenige aus Deutschland", kritisierte
Ex-Außenminister Sigmar Gabriel genüsslich als Heckenschütze, der
unter anderem für ein Treffen mit seinem "lieben Bruder", dem
türkischen Außenminister Cavusoglu, angereist war.

Scholz hatte also einiges nachzuholen, zumal Erdogan ungeachtet
fehlender konkreter Ergebnisse des Treffens in Antalya von einem
"diplomatischen Triumph" sprach und sogar US-Präsident Joe Biden die
türkischen Vermittlungsversuche gelobt hatte: "Der Präsident ist sehr
dankbar für die Rolle, die die Türkei spielt", sagte die Sprecherin
des Weißen Hauses, Jen Psaki, nach einem Telefonat zwischen Biden und
Erdogan. Beide hätten "ihre nachdrückliche Unterstützung" für die
Ukraine bekräftigt und die Notwendigkeit eines sofortigen Endes der
russischen Aggression betont. [5] Nach seinem fast dreistündigen
Treffen mit Erdogan pries auch der Bundeskanzler die diplomatischen
Bemühungen der Türkei und dankte dem Präsidenten, mit dem er
hinsichtlich eines schnellen Waffenstillstands in der Ukraine völlig
einig sei. Die Konflikte mit Armenien, die Repression gegen kurdische
Menschen im In- und Ausland oder die Freilassung des seit 2017
inhaftierten Unternehmers Osman Kavala, die das Auswärtige Amt noch im
Januar offiziell gefordert hatte, spielten plötzlich keine Rolle mehr.
Scholz mahnte lediglich hinterher an, dass die Deutsche Welle
weiterhin frei und unabhängig in der Türkei berichten müsse. Die
Stimmung war herzlich und Erdogan betonte mehrfach, dass man ein neues
Kapitel aufschlagen wolle. Scholz nannte er einen "Freund und
Verbündeten der Türkei" und genoss es sichtlich, allseits umgarnt und
als Schlüssel zur Beendigung des Krieges gerühmt zu werden. Auch mit
dem russischen Staatschef Wladimir Putin hatte er sich persönlich
darauf verständigt, diese Vermittlerrolle einzunehmen.

Im Kontext neo-osmanischer Großmachtfantasien

Erdogan, der mit seiner Vision türkischer Expansion und Weltgeltung
nationalistischen Treibstoff zum Befeuern seiner Hybris generiert,
akzeptiert die aktuellen Grenzen seines Landes nicht. Die Türkei
schließe Gebiete in Syrien, im Nordirak, in der Ägäis, auf dem Balkan
wie auch im Mittelmeer, wenn nicht gar in Libyen ein, die dem
osmanischen Reich oder der türkischen Republik geraubt worden seien.
Und das sind keine bloßen Hirngespinste eines revanchistischen
Geistes, sondern längst in Angriff genommene "Korrekturen" des
beanspruchten Territoriums, wie die Präsenz in Syrien und im Irak, die
Offensive zur See oder die Intervention im libyschen Konflikt wie auch
in Bergkarabach zeigen.

"Wir haben unsere derzeitigen Grenzen nicht freiwillig akzeptiert.
Unsere Gründungsväter wurden außerhalb dieser Grenzen geboren",
unterstrich er kurz nach dem gesteuerten Putschversuch im Juli 2016.
Damit spielte er auf den Widerstand gegen den Vertrag von Lausanne an,
der unter anderem die heutigen Grenzen der Türkei festlegte. Nach der
Niederlage im Ersten Weltkrieg war von dem untergegangenen Osmanischen
Reich nicht mehr viel übriggeblieben, was Erdogan nicht hinnehmen
will. Die Rückkehr zu alter Größe spricht als nationalistisches
Wunschbild erhebliche Teile der Bevölkerung an, wie im Internet
kursierende Karten belegen, die das Land in den vermeintlichen Grenzen
von 1920 zeigen. Dies wird von offizieller Seite gefördert, da selbst
staatlich kontrollierte Sender gelegentlich solche Schaubilder zeigen,
auf denen auch nördliche Teile Syriens und des Iraks, darunter die
Städte Aleppo und Mossul, zur Türkei gehören.

Der türkische Präsident sieht das untergegangene Osmanische Reich als
seinen politischen Bezugsraum, in dem er Einfluss zurückgewinnen will.
Dazu gehört auch die Ukraine, denn die südlichen Teile des jetzigen
Kriegsgebiets standen einst unter türkischer Herrschaft. Bis heute
sind die Krimtataren eine Minderheit in der Ukraine. Die 1783 vom
Zarenreich eroberte Krim war einer der ersten territorialen Verluste
des Osmanischen Reiches und hat für die Türkei einen hohen Symbolwert.
Zum Ärger des Kreml kritisierte Ankara mehrfach die russische Annexion
der Krim 2014 und pochte immer wieder auf die Unabhängigkeit der
Ukraine.

Die Türkei ist an einer Beibehaltung des Status Quo in der Region
interessiert, da Ankara eine unabhängige Ukraine als Gegengewicht zu
Russland sieht. Andererseits hat die türkische Regierung kein
Interesse daran, dass die NATO über einen Beitritt der Ukraine
regional stärker wird. Indem Erdogan nun als Friedensstifter in dieser
Region auftritt, demonstriert er für seine Landsleute, dass er
Gestaltungsmacht in der alten Einflusssphäre zurück gewinnt. Er ist
keineswegs ein Friedensstifter, dessen Glaubwürdigkeit aus einer von
Eigeninteressen ungetrübten Position als neutraler Vermittler
herrührt. Sein Einfluss entspringt ganz im Gegenteil dem Umstand, dass
für seine oszillierenden Ambitionen unerhört viel auf dem Spiel steht,
weshalb er es auch in diesem Konflikt darauf anlegt, als lachender
Dritter zu profitieren.

Kriegsherr von wachsender Waffengewalt

Erdogan sieht die Türkei als bedeutende Regionalmacht mit einer
eigenständigen Außenpolitik. Zum Verdruss der NATO-Partner hat er 2017
das russische Flugabwehrsystem S-400 gekauft. Auch arbeiten die beiden
Regierungen im Syrien-Konflikt derart eng zusammen, dass das gute
türkisch-russische Verhältnis in der EU und den USA die Sorge
verstärkt, Ankara wende sich vom Westen ab. Washington will der Türkei
wegen des Streits um die russischen S-400 keine Kampfjets des Typs
F-35 liefern. Zudem hat Ankara das Problem, dass Exporte eigener
Rüstungsgüter wie Kampfhubschrauber in Konfliktregionen schwierig oder
unmöglich werden, wenn sie mit westlichen Komponenten wie Motoren
ausgestattet sind. Deshalb sucht die Türkei andere Lieferanten, wofür
sich die Ukraine anbietet. So könnte der Motor für ein geplantes
türkisches Kampfflugzeug, das statt der amerikanischen F-35 an die
Luftwaffe gehen soll, aus der Ukraine kommen.

Diese soll auch einen neuen türkischen Marschflugkörper mit einem
Antrieb ausstatten sowie den Motor für den türkischen Kampfpanzer
Altay bauen. Deutsche Firmen waren nämlich nach dem gescheiterten
Putsch 2016 und den anschließenden Massenverhaftungen von
Oppositionellen in der Türkei aus dem Panzerprojekt ausgestiegen. Die
geplante Kooperation in der Rüstungsbranche schließt neben Lieferungen
ukrainischer Gasturbinen und Triebwerke für türkische Kriegsschiffe
und Kampfflugzeuge auch eine gemeinsame Produktion von Kampfdrohnen
inklusive Wartungs- und Trainingszentrum in der Ukraine ein. [6] Diese
Drohnen baut bislang die Firma von Erdogans Schwiegersohn Selcuk
Bayraktar. Die Bayraktar TB2 hat sich bei Kriegseinsätzen in Syrien,
Libyen und Berg-Karabach nach Einschätzung internationaler Experten
außerordentlich bewährt und wurde bereits in Länder wie Aserbaidschan,
Äthiopien, Marokko, Tunesien, aber auch in die Ukraine exportiert.

Schon 2018 hat Kiew 20 Bayraktar TB2-Drohnen gekauft und teils gegen
die "Volksrepubliken" im Donbass zum Einsatz gebracht. Nun ist die
Ukraine zum Schauplatz eines neuen weitreichenden Drohnenkrieges
geworden, in dem beiderseits unbemannte Luftfahrzeuge verschiedener
Größen und mit unterschiedlichen Fähigkeiten eingesetzt werden. Die
Angriffe der Langstreckendrohnen des Typs Bayraktar TB2 sollen dem
russischen Militär empfindliche Schäden beigebracht haben. Inzwischen
scheint die Türkei reichlich Nachschub in die Ukraine geschickt zu
haben. Dies legen jedenfalls Tracking-Webseiten nahe, die in den
letzten Wochen mehrere Transporte vom türkischen Flughafen Tekirdag,
dem Sitz des Drohnenherstellers Baykar, nach Polen dokumentierten.

Die Bayraktar-Drohnen spielen auch im Informationskrieg eine wichtige
Rolle, da die in Einsätzen aufgenommenen Videos medienwirksam
verbreitet werden. Die ukrainische Regierung hat die Bedeutung der TB2
für den Überlebenswillen ihrer Truppen erkannt und bietet über eine
App das Online-Spiel "Bayraktar" an, in dem die türkische Drohne gegen
russische Panzer, die mit dem Symbol "Z" markiert sind, geflogen wird.
Das Ministerium für digitale Transformation bezeichnet dies als
"digitales Beruhigungsmittel", das die "Moral der Bürger" stärken
soll. Unterdessen verbreitete sich in Sozialen Medien ein ukrainisches
Loblied auf die TB2, das die russischen Angreifer als feige "Orks"
schmäht und im Refrain "Bayraktar, Bayraktar" skandiert.

Anders als in den Einsätzen der Bayraktar TB2 im von der Türkei
unterstützen Krieg um Berg-Karabach wird die Drohne im Ukraine-Krieg
westlicherseits positiv konnotiert. Im Gegenzug für diese Aufrüstung
verlangt Erdogan eine Aufhebung von Exportbeschränkungen, die einige
westliche Staaten gegen die türkische Drohnenindustrie verhängt
hatten. [7]

Das gesamte Handelsvolumen zwischen der Türkei und der Ukraine betrug
2021 fünf Milliarden US-Dollar, Ankara ist der größte ausländische
Investor in der Ukraine. Anfang Februar besuchte Erdogan seinen
Amtskollegen Wolodymyr Selenskyj in Kiew und unterzeichnete ein
Freihandelsabkommen. Neben den genannten Rüstungsgütern ist dabei
insbesondere die Lieferung von Weizen und Sonnenblumenöl aus der
Ukraine von Bedeutung für die Türkei, wovon noch die Rede sein wird.

Schon die Lieferung von Kampfdrohnen an Kiew, die gegen pro-russische
Separatisten im Osten des Landes eingesetzt wurden, belastete
zwangsläufig das russisch-türkische Verhältnis. Wiederholte Einwände
und Warnungen aus Moskau veranlassten Erdogan keineswegs zum
Einlenken, doch bot er sich bereits im vergangenen Jahr als Vermittler
an, um die Wogen zu glätten. Er lud Putin und den ukrainischen
Präsidenten Selenskyj in die Türkei ein, was der russische Staatschef
jedoch ablehnte. Anfang Februar bezeichnete Erdogan bei seinem Besuch
in Kiew einen möglichen Angriff Russlands als "nicht realistisch" und
als falschen Schritt. Wenige Tage später sandte er eine inoffizielle
Delegation nach Moskau. Der Kreml reagierte zwangsläufig
zurückhaltend, begrüßte aber zuletzt Gespräche der Türkei mit der
Ukraine.

Hunger nach importiertem Weizen und Sonnenblumenöl

Die Türkei war in der Vergangenheit landwirtschaftlich autark und
belieferte sogar Europa mit Nahrungsmitteln, doch stellte der 2002 an
die Macht gekommene Erdogan dieses Verhältnis mit seiner
Wirtschaftspolitik auf den Kopf. Er gab fruchtbares Agrarland zur
Bebauung und Ansiedlung von Industrie frei. Diese vermeintliche
Modernisierung des Landes führte dazu, dass die Türkei heute Weizen
importieren muss, damit Brot gebacken werden kann. Die Einfuhr von
rund einer Million Tonnen Weizen im Jahr 2002 hat sich bis 2020 in
etwa verzehnfacht. Mit dem Niedergang der Wirtschaft und dem
Wertverlust der türkischen Lira stieg der Brotpreis dramatisch und
durch die Verschärfung der Krise zwischen der Ukraine und Russland
explodierte er geradezu. Da zwei Drittel der Weizenimporte aus
Russland stammen, wuchsen seit Kriegsbeginn die Schlangen vor den
Ausgabestellen für subventioniertes Brot weiter an.

Ein weiterer unverzichtbarer Bestandteil der türkischen Küche ist
Sonnenblumenöl. Als der Anbau von Sonnenblumen und die Ölproduktion
zurückgingen, öffnete die Türkei ihre Pforten für die Einfuhr weit.
Der Preis dafür stieg im letzten Jahr stärker als der für Gold und
seit Kriegsbeginn erhöhte sich der Literpreis im Schnitt noch einmal
um das Vierfache, weil 65 Prozent der diesbezüglichen Importe aus
Russland und der Ukraine kommen. Überall im Land bilden sich Schlangen
vor den Supermärkten, kaufen die Menschen die Regale leer.

Der Regierung gelang es nicht, die Preissteigerungen zu bekämpfen,
doch bekämpft sie anstelle dessen jene, die darüber berichten oder
solche Berichte verbreiten. Polizeipräsidien leiten Ermittlungen ein,
die staatliche Zensurstelle für die Medien verwarnte die Websites,
Rundfunk- und Fernsehanstalten, keine Spekulationen über
Lebensmittelpreise anzustellen. Vielmehr solle man die Verlautbarungen
der jeweiligen Institutionen veröffentlichen. Andernfalls werde es zu
gesetzlichen Maßnahmen kommen, versucht das Regime eine drohende
Hungerrevolte durch Einschüchterung zu bannen. [8]

Engste energiepolitische Zusammenarbeit mit Russland

Lange Schlangen bilden sich in der Türkei auch vor Tankstellen, da der
Literpreis binnen eines Jahres um das Dreifache stieg und der
Treibstoff allein seit Neujahr gut dreißig Mal verteuert wurde. Die
Leute stellen sich abends vor den Tankstellen an, um die
möglicherweise um Mitternacht in Kraft tretende Preiserhöhung zu
vermeiden. Wegen Energieknappheit war das Land Ende Januar gezwungen,
der Industrie drei Tage lang Strom und Gas abzustellen. Ähnlich wie in
Deutschland basiert die Energieversorgung auch in der Türkei
vorwiegend auf russischen Rohstoffen, da ein Drittel des Gases und
knapp ein Fünftel des Öls von dort kommt. Vor zwei Jahren eröffneten
Erdogan und Putin die neue Gas-Pipeline "Turkstream", deren Rohre quer
durchs Schwarze Meer über die Türkei nach Europa führen, wofür
beträchtliche Transitgebühren anfallen. Vergangenes Jahr ging dann der
Abzweiger "Balkan Stream" in Betrieb, der von der Türkei und Bulgarien
über Serbien nach Ungarn führt, wo russisches Gas in weitere
europäische Netze eingespeist werden kann.

Energiepolitisch setzt Erdogan auf die russische Karte, das erste
türkische Atomkraftwerk wird komplett vom russischen Staatskonzern
Rosatom gebaut. An der türkischen Südküste in Akkuyu bei Mersin
entsteht unter russischer Federführung derzeit das neue Vorzeigestück
türkischer Modernität, der erste Block soll noch dieses Jahr in
Betrieb gehen. Nach Fertigstellung wird das AKW rund zehn Prozent des
türkischen Energiebedarfs abdecken, was in etwa dem Verbrauch der
Millionenmetropole Istanbul entspricht.

Außergewöhnlich an diesem Projekt ist insbesondere, dass Russland es
nicht nur baut, sondern auch alles bezahlt und das AKW hinterher
betreibt. Das AKW Akkuyu gilt damit als erstes Projekt in der globalen
Atomindustrie, das nach dem Betreibermodell "Build - Own - Operate"
errichtet wird. Die Akkuyu Project Company ist zu 100 Prozent Rosatom,
die Kosten werden auf rund 20 Milliarden Dollar geschätzt und es ist
vertraglich vereinbart, dass der russische Anteil auch in Zukunft
nicht unter 51 Prozent fallen darf. Rosatom bringt auch das Uran in
die Türkei und die Atompartnerschaft sieht sogar vor, dass die Russen
der Türkei eine Uran-Anreicherungsanlage bauen. Erdogan könnte darin
auch eine Option sehen, sich irgendwann den Zugang zu einer eigenen
Atombombe zu eröffnen, worüber er durchaus schon laut nachgedacht hat.

Rettungsanker Tourismus droht wegzubrechen

Neben Weizen, Sonnenblumenöl und Erdgas importiert die Türkei aber
auch Touristen aus Russland und der Ukraine, wobei Deutschland an
zweiter Stelle zwischen den beiden genannten Herkunftsländern
rangiert. Nach dem Rückgang des Tourismus aus dem Westen gewannen
russische und ukrainische Gäste noch einmal an Bedeutung für die
türkische Wirtschaft. Im vergangenen Jahr waren 4,7 Millionen
Touristen aus Russland eingereist und für 2022 wurden ursprünglich
zehn Millionen Touristen aus diesen beiden Ländern erwartet. Das
letzte Wirtschaftspaket Erdogans beruhte darauf, das Bilanzdefizit
anhand des Tourismus auszugleichen. Die hoffnungsgetragene Kalkulation
mit den Devisen, die in den Sommermonaten auf diese Weise ins Land
fließen sollten, durchkreuzte der russische Angriff am 24. Februar.

Um so mehr sorgt Ankara zumindest dafür, dass die Türkei sogar für
sanktionierte Oligarchen zum neuen Refugium wird. Reihenweise legen
Jachten reicher Russen in Marmaris und Bodrum an. Auch die zwei
Superjachten des russischen Milliardärs Roman Abramowitsch im
Gesamtwert von 1,3 Milliarden Dollar haben in der Türkei angedockt,
wobei die "Eclipse" sogar eigens aus der Karibik in die sicheren Häfen
Erdogans floh. Russische Oligarchen sind nach den Worten des
Außenministers Mevlüt Cavusoglu in der Türkei derzeit ausdrücklich
willkommen, womit die Sanktionen der EU explizit unterlaufen werden.
Und anders als in der EU können russische Besucher an vielen
türkischen Geldautomaten mit ihren heimischen Bankkarten weiterhin
Geld abheben, was für einen gewissen Zustrom sorgen dürfte.

Zu erwähnen ist aber auch die beträchtliche Tätigkeit türkischer
Baufirmen in Russland, wobei das Gesamtvolumen solcher Bauprojekte
bald die Marke von 100 Milliarden Dollar erreicht. Vom Lakhta Center
in Sankt Petersburg bis zum Federation Tower in Moskau, zwei der
höchsten Gebäude in Europa, reicht die türkische Baupräsenz im
Partnerland. Diese florierenden Wirtschaftsbeziehungen möchte Erdogan
auf keinen Fall gefährden, da ein Wegfall der Geschäfte mit Russland
und der Ukraine die Türkei in ihrer labilen Lage empfindlich träfe.

Mit leeren Händen jongliert es sich besser

Mag Recep Tayyip Erdogan angesichts der rasanten Talfahrt der
türkischen Wirtschaft und der dramatisch erodierenden
Lebensverhältnisse im Lande mit nahezu leeren Händen dastehen, so
versteht er es offenbar um so besser, auch mit drei Bällen zu
jonglieren. Er scheint NATO, Russland und die Ukraine derart
gegeneinander auszuspielen, dass ihm niemand in die Parade fährt und
er einen für ihn unverzichtbaren Anteil der Kriegsbeute einfahren
kann. Der türkische Präsident verurteilte die russische Intervention
und bekannte sich zur NATO, der er sogar empfahl, entschlossener gegen
Moskau vorzugehen. Bei der Suspendierung der russischen Mitgliedschaft
im Europarat enthielt sich die Türkei jedoch als einziges Mitglied und
sie beteiligte sich als einziger NATO-Staat auch nicht an den
Sanktionen des Westens gegen Russland. Zwar wendete die türkische
Regierung den Vertrag von Montreux an, der es ihr gestattet, im
Kriegsfall den einzigen Schifffahrtsweg vom Mittelmeer ins Schwarze
Meer zu sperren. Doch durften russische Kriegsschiffe die Meerenge
weiterhin passieren, sofern sie zu ihrem registrierten Heimathafen
gelangen mussten. Damit war dieser Schritt eher unspektakulär und als
Zeichen zur Unterstützung der Ukraine lediglich symbolischer Natur. So
kann Erdogan nun im Gestus des streitschlichtenden Sultans den Rat
erteilen, man möge Putin einen "ehrenvollen Abzug" aus der Ukraine
ermöglichen. Es sei an der Zeit zu sagen, "jetzt musst du der
Architekt des Schrittes sein, der zum Frieden getan werden muss".

Im Februar und damit noch unbeeinflusst vom Krieg in der Ukraine brach
die Inflation in der Türkei weiterhin Rekorde. Sie stieg offiziellen
Angaben des Statistikamts zufolge auf 54,55 Prozent, unabhängige
Experten bezifferten sie sogar auf 123 Prozent. Die Menschen im Land,
von denen 87 Prozent aussagen, kein Auskommen mehr zu finden, neigen
Umfragen zufolge in zunehmendem Maße dazu, der Regierung aus AKP und
MHP die Rechnung für die verheerenden Verhältnisse zu präsentieren. Am
28. Februar hatte ein Bündnis aus sechs ansonsten sehr unterschiedlich
ausgerichteten Oppositionsparteien in Aussicht gestellt, das von
Erdogan eingesetzte Präsidialsystem nach Sultansart wieder durch eine
parlamentarische Ordnung und die Polarisierung durch Versöhnung zu
ersetzen. Dieser Block der von der kemalistischen CHP angeführten
Opposition liegt auch ohne die kurdischen Stimmen bereits knapp in
Führung, so dass die Regierung nach den Wahlen im Juni 2023 absehbar
wechseln müsste.

Dass die Kriegsfolgen auch die türkische Wirtschaft endgültig
zerrütten und somit einen Regierungswechsel unvermeidlich machen, ist
zwar nicht auszuschließen, aber keinesfalls zwingend. Erdogan wird,
zumal im Jubiläumsjahr, das seinen Siegeszug krönen soll, nichts
unversucht lassen, das Blatt wie so oft gewaltsam zu wenden. Er hat in
der Vergangenheit durch Repression gegen die Opposition und
Manipulation des Urnengangs die wichtigsten Wahlen zu seinen Gunsten
entschieden oder deren Ergebnisse nachträglich auszuhebeln versucht.
Auf regulärem Wege abwählen lassen wird er sich gewiss nicht, wobei
die Wahl seiner diesbezüglichen Mittel maßgeblich vom Ertrag seiner
Mission als Friedensstifter abhängen dürfte.

Regierungsnahe Kommentatoren in der Türkei preisen Erdogan bereits als
prägende Figur einer neuen Weltordnung, in der die USA und Europa an
Einfluss verlieren. Dieser Anflug von propagandistisch befeuertem
Größenwahn mag grandios überzogen anmuten, lässt aber umgekehrt auch
nicht zwangsläufig darauf schließen, dass der türkische Machthaber
längst am Ende ist. Gelingt es ihm, sich als erfolgreicher Vermittler
international in Szene zu setzen, könnte ihm dieser Triumph durchaus
den nötigen Schub verleihen, an der Heimatfront das jederzeit
glimmende Feuer türkischen Nationalstolzes zu entfachen, alle realen
Sorgen der Menschen der patriarchalen Einheitsfront wahren Türkentums
zu unterwerfen und eine angestachelte Mehrheit um sich zu versammeln,
die seiner eisernen Faust zujubelt und allen Gegnern Vernichtung
androht. Wer diese Wendung für ausgeschlossen erklärt möge nur
bedenken, wie die angesichts der Wirtschaftskrise, Klimakatastrophe
und Corona-Pandemie in Depression verfallende deutsche
Mehrheitsgesellschaft wie aus dem Nichts in kriegsbegeisterte Euphorie
ausgebrochen ist, die jede noch so monströse Aufrüstung und
Waffenlieferung in Hochstimmung versetzt, wenn es gegen den
Angriffskrieger Putin und den Erzfeind Russland geht.


Fußnoten:

[1] https://www.tagesspiegel.de/politik/scholz-in-der-tuerkei-ploetzlich-wird-erdogan-zum-gefragten-partner/28162910.html

[2] https://www.n-tv.de/politik/politik_person_der_woche/Keine-Sanktionen-Erdogan-baut-mit-Putin-lieber-ein-AKW-article23230964.html

[3] https://www.heise.de/tp/features/Tuerkei-Lost-in-der-Ukraine-Krise-6529398.html

[4] https://www.heise.de/tp/features/Putins-Krieg-und-Erdogans-diplomatischer-Triumph-6546130.html

[5] https://www.handelsblatt.com/politik/international/tuerkei-scholz-trifft-erdogan-doch-der-antrittsbesuch-steht-unter-neuen-vorzeichen/28158694.html

[6] https://www.jungewelt.de/artikel/421707.krieg-in-der-ukraine-balanceakt-in-ankara.html

[7] https://www.golem.de/news/herumlungernde-gefechtskoepfe-neuer-drohnenkrieg-in-der-ukraine-2203-164255-3.html

[8] https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/brief-aus-istanbul/ukraine-krieg-wie-putins-angriff-erdogan-in-bedraengnis-bringt-17864485-p3.html
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FRAGEN/016: Lateinamerika - "Migration ist antikolonialer Widerstand" (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Lateinamerika 

"Migration ist antikolonialer Widerstand"

"Das postkoloniale Kontinuum entlarven!"
 Interview mit den
Migrationsforscherinnen und Aktivistinnen Amarela Varela Huerta und
Soledad Álvarez Velasco von Ana María Morales Troya






[image: Grafische Darstellung einer Frau mit einem Schmetterling auf der Schulter, die einen Blick zurück auf die hinter ihr skizzierte Landschaft wirft, darüber der spanische Titel des Artikels 'Migrar es resistencia anticolonial'. Illustration: Pilar Emitxin]

Illustration: Pilar Emitxin



(Barcelona, 22. Februar 2022, Awasqa) - Gespräch mit den Aktivistinnen
Soledad Álvarez Velasco (Ecuador) und Amarela Varela Huerta
(Mexiko) über Feminismus, schwesterliche Solidarität, transnationale
Freundschaft und vor allem über ihr Engagement für würdige und freie
Migration. Als Interviewerin hatte ich kaum etwas zu tun; eine einzige
Frage genügte, um zwischen den beiden Vertreterinnen des
erkenntnistheoretischen Aktivismus, wie sie selbst es nennen, einen
spannenden Dialog auszulösen.


AM (Ana María): Vielleicht könnten wir damit anfangen, dass ihr
euch vorstellt und uns ein wenig über eure Arbeit erzählt. Ich würde
gerne wissen, wie ihr euch kennengelernt habt, als Personen und als
Aktivistinnen, und wie sich eure Verbundenheit entwickelt hat.

AV (Amarela Varela): Das ist wirklich eine schöne Frage zum Einstieg.
Ich würde sagen, es war Liebe auf den ersten Blick. Als wir uns
kennenlernten, absolvierte Sole gerade ihr Masterstudium in Mexiko,
und ich war soeben aus Spanien zurückgekehrt, wo ich die letzten zehn
Jahre verbracht hatte. Ich war noch nicht wieder richtig angekommen,
und auch Sole fühlte sich zu dem Zeitpunkt hier fehl am Platz. Ich
habe damals wieder hier Fuß gefasst, während Sole weiter um die Welt
reist.

SOLE (Soledad Álvarez): Wir haben uns 2010 kennengelernt, das
Jahr, in dem in Tamaulipas [1] 72 Migrant*innen ermordet wurden. Die
Sozialwissenschaftlerin Leticia Calderón, die seit Jahren zum Thema
Migration forscht, bot im Instituto Mora in Mexiko-Stadt ein Seminar
für Menschen an, die sich mit der Gewalt gegen Migrant*innen auf der
Durchreise in die USA beschäftigten. Das war für mich das
entscheidende Bindeglied, denn von da an haben wir Hand in Hand
weitergearbeitet und dokumentiert, wie die Gewalt zunahm, und wir
haben andere Kämpfe aufgedeckt.

AV: Sole hat zu dieser Zeit eine Menge Feldforschung an der südlichen
Grenze Mexikos betrieben, und ich habe angefangen, die Karawanen der
mittelamerikanischen Mütter zu begleiten. 2011 haben wir zusammen die
Stelle aufgesucht, wo das Massaker von Tamaulipas stattgefunden hatte.
Die Frauen wollten den Ort betreten, wo ihre Kinder umgebracht worden
waren, und dort für sie beten. Was mich ziemlich überrascht hat, war,
dass dort auch nach einem Jahr noch Kleidung und persönliche
Gegenstände verstreut lagen, die wahrscheinlich den ermordeten
Migrant*innen gehört hatten. So haben wir uns kennengelernt.

SOLE: Als Amarela hier ankam, brachte sie jede Menge Geschichten mit,
die wir damals noch gar nicht so gut kannten, nämlich die ganzen Infos
über Frontex Europa. Gerade war wieder ein Boot im Mittelmeer
versunken, und wir hatten hier überhaupt keine Ahnung, was da in
Europa geschah und welche Kämpfe die Migrant*innen dort führen, wie
sie Widerstand leisten. Zum damaligen Zeitpunkt war uns in diesem Teil
der Welt noch nicht so klar, dass inzwischen eine globale
Systemverschiebung stattgefunden hatte mit neuen Migrationskorridoren,
Gewalt und Gegenwehr. Mittlerweile gehören die Grenzen Südamerikas zum
weltweit größten Migrationskorridor, und es gibt vielfältige
Widerstandsstrukturen.

AV: Später lud uns die Sozialforscherin Blanca Cordero nach Puebla
ein, um gemeinsam zu überlegen, wie die Theorien zu politischer
Autonomie mit den Migrationsbewegungen zusammengebracht werden
könnten. Die Autonomist*innen übernehmen hinsichtlich der Gestaltung
der Arbeitswelt den marxistischen Ansatz, ohne jedoch die
Arbeitsmigration zu berücksichtigen, und wir wollten uns dem
Kapitalismus und seinen zeitgenössischen Bedingungen im Kontext der
Arbeitsmigration nähern. Die Betrachtung der Migrationsbewegung aus
dem Blickwinkel des Autonomismus wurde bereits von Intellektuellen
betrieben, die der vorangegangenen Generation angehören,
Marxist*innen, Aktivist*innen der 1970er Jahre, Autonome in Italien
und Frankreich und den Leuten, die die Wende der Kulturwissenschaften
in den Sozialwissenschaften mitgemacht haben. Mich hat das immer
fasziniert. Die materiellen Beziehungen traten in den Hintergrund, und
stattdessen zählte der Überbau. Das Interessanteste an dieser
liebenswerten "Sekte" der Autonomist*innen war für mich immer, dass
sie versucht haben, den Dialog herzustellen, wie meine Mutter sagen
würde, zwischen der Struktur und dem Überbau des Neoliberalismus. Und
der Autonomismus der Migrationen hat meines Erachtens immer den Dialog
angestrebt zwischen denjenigen, die sich mit den Beziehungen zwischen
Kapital und Arbeit befassen, und denjenigen, die die Institutionen der
kulturellen Hegemonie im Neoliberalismus und Kapitalismus
untersuchten.

SOLE: Genau, und bei diesem Workshop zu Autonomie in Puebla kam dann
auch der Vorschlag auf, die Dependenztheorie zu aktualisieren und die
heutigen Kämpfe der Migrant*innen einzubeziehen, um zu verstehen, wie
sich in unseren Ländern die Abhängigkeit vom Export von Arbeitskräften
seit den 1970er Jahren entwickelt hat. Denn als diese kritische
Theorie aufkam, wurde Migration als interne Land-Stadt-Migration
betrachtet, die Migrierenden waren zumeist Indigene; dass in den
Ländern unserer Region bereits Arbeitsmigrant*innen unterwegs waren,
blieb unberücksichtigt. Bei einer Neubewertung der in den 1970er
Jahren entstandenen kritischen Sichtweise müssen die Neukonfiguration
des Weltsystems und seine heutige Hypermobilität also mit einbezogen
werden.

In einem öffentlichen Gedankenaustausch zwischen den
Migrationsforschern Nicholas De Genova und Sandro Mezzadra ging es
unter anderem um die Beziehung zwischen lebendiger und
gegenständlicher Arbeit, Zirkulation, Kapitalismus und dem Regime der
Kontrolle. Die Frage war, inwieweit Migrationskontrolle, das Spektakel
der Gewalt der Grenzen, die auf illegalen Praktiken gründende
Produktion von Migration und die Erniedrigung von Menschen
ineinandergreifen, um Ausbeutbarkeit und Abschiebbarkeit, die
funktional sind für ein Akkumulationssystem, praktikabel zu machen.
Dem spektakulären System von Grenzkontrollen, die sich vervielfältigen
und immer flexibler werden, fällt dabei natürlich eine wichtige Rolle
zu, so versteht es auch die marxistische Kritik. In dem Seminar, von
dem Amarela spricht, ging es darum, Migrant*innen nicht nur als
Arbeitskräfte zu betrachten, sondern als autonome politische Subjekte,
die über eigene Macht verfügen und deren Bewegung als eigener Kampf
betrachtet werden muss. Sie sind eben keine zur Ware gewordene Kraft,
die innerhalb der Struktur der gegenwärtigen kapitalistischen
Akkumulation im Rahmen des neoliberalen kapitalistischen Systems auf
dem amerikanischen Kontinent geformt wurde. Wie Amarela gerade gesagt
hat, haben wir in diesem Seminar einen sehr intensiven Dialog geführt,
weil die Literatur, die wir bis dahin kannten, fast immer auf Englisch
verfasst war und sich größtenteils auf die Situation in den
europäischen Ländern und den USA bezog.

AM: Zurück zu eurer ersten Begegnung ...

SOLE: Ach ja. Amarela, du hattest ein Auto, in Ecuador sagen wir
pichirilo, und hast mich gefragt, warum ich hier bin. Ich war
damals nach Mexiko gekommen, weil ich sehen wollte, wie
Ecuadorianer*innen in die USA reisen, wie sie ankommen und warum und
was sie tun. Es sind fast 5.000 Kilometer von Ecuador bis in die USA.
Wie ist es möglich, in einem Land wie Mexiko aufzuwachsen, in dem das
Thema Migration so komplex ist, und trotzdem spricht niemand darüber,
obwohl es so viele Tote gibt, und nur wenige Fälle werden öffentlich
wahrgenommen. Die 12-jährige Noemi Alvarez kam in der Notunterkunft in
Ciudad Juárez ums Leben. Luis und Marco, zwei Jugendliche, fielen aus
dem Fahrwerk eines Flugzeugs, das von Guayaquil nach New York
unterwegs war. Ich weiß noch, wie ich zu dir gesagt habe: "Ecuador ist
ein vergessliches Land". Ecuador und Mexiko sind miteinander
verflochten, weil ständig Menschen zwischen den Ländern in Bewegung
sind. Es gibt die Reisebusse, und es gibt die Logik der lokalen
kulturellen Religiosität, die Sígsig im Süden des Landes, Cochapamba
und Girón mit Brooklyn und auch mit Mexiko-Stadt und Tapachula
verbindet. Wir sind ein komplexer Kontinent mit vielen
Übereinstimmungen, und man könnte fast meinen, dass jegliche
Diskussion über Migration gezielt durch einen methodologischen
Nationalismus vernebelt wird, der uns daran hindert zu erkennen, dass
wir nicht nur reale räumliche Veränderungen herbeiführen, sondern auch
gemeinsame transnationale Kämpfe auf die Beine stellen können.

AV: Es ist 20 Jahre her, dass ich in Spanien gelebt habe, und damals
war Antirassismus eher eine Randerscheinung. In Europa, das heißt,
besonders in Spanien, herrschte ein anderer Beat, die Prioritäten
waren andere, die Formen des Protests, die Sichtweisen, die
akademischen Codes, und selbst mein Feminismus war anders,
migrantisch, lateinamerikanisch eben. Als ich meine Doktorarbeit
abschloss, bekam ich von Marta Malo [militante Forscherin] ein
kritisches Feedback. In der ihr eigenen liebevollen und vorsichtigen
Art und Weise ließ sie mich wissen, dass es "barbarisch" sei, nur ein
Kapitel meiner Dissertation den Frauen zu widmen, und das hat mich
sehr beeindruckt. In Spanien hatte ich den Kampf der Sans Papiers
begleitet, die (damals) größtenteils Männer waren. Als ich nach Mexiko
zurückkam, gingen hier die Proteste gegen die Feminizide richtig los,
und die Karawane der mittelamerikanischen Mütter bestand
ausschließlich aus Frauen.

Die Zeit des "Kriegs gegen die Drogen" empfinde ich im Rückblick als
Zeit der Trauer. Es gab einen nationalen Marsch für den Frieden, erste
Formen einer neuen politischen Subjektivität, die Suche nach toten
oder lebenden Verwandten und geliebten Menschen war eng mit dem Thema
der Feminizide verbunden; wie ich schon sagte, es war eine Zeit der
Trauer und des Schmerzes, und die politischen Ausdrucksformen jener
Zeit trugen vor allem weibliche Züge. Bei der letzten Gedenkfeier zum
8. März 2021 sagte eine compañera buscadora (eine Frau, die zusammen
mit anderen ohne Unterstützung des mexikanischen Staats nach
verschwundenen Angehörigen sucht), die Morde in Ciudad Juárez hätten
vor 30 Jahren begonnen. Ich glaube, dass sich in dieser Zeit der Wut
und des Schmerzes, wie die Philosophin Mariana Favela sagt, eine
politische Subjektivität entwickelt hat, die wesentlich aus den
Kämpfen der Frauen in Mexiko entstanden ist. Den Kämpfen von Frauen
wurde daraufhin etwas mehr Aufmerksamkeit geschenkt, man kannte die
Bilder von Migrantinnen, die nach ihren Kindern suchen, Frauen, die
auf der Suche nach Vermissten versteckte Gräber mit Schaufeln
ausheben. Wir haben das, glaube ich, damals auch ganz richtig erkannt,
dass es nicht nur um Erwachsene geht, und nicht nur um Mexiko, und
haben versucht, das in unsere feministische Perspektive einzubeziehen.

SOLE: Für die Nähe, die sich zwischen uns entwickelt hat, waren unsere
intellektuellen und politischen Übereinstimmungen und unsere Arbeit
als Aktivistinnen ganz wichtig, und dazu kam dann noch, dass wir als
Feministinnen und Freundinnen füreinander da waren, bei Krankheiten,
Geburten und allem anderen. So kommt es, dass wir so lange schon eng
miteinander verbunden sind. Was auch noch wichtig ist: Wir entstammen
beide einer Generation, die sich durch die Präsenz des
US-Interventionismus in Lateinamerika politisiert hat, und durch die
Beschäftigung mit dem Thema Migration wurde uns erst recht bewusst,
wie massiv und wie umfassend die USA seit den neunziger Jahren die
neoliberale Politik für sich nutzt, um die Migrations- und
Sicherheitsdynamik unserer Länder zu bestimmen, auch wenn das heute
viel subtiler vonstatten geht als in den siebziger und achtziger
Jahren.

In unseren Ländern haben sich analoge Formen der Kontrolle über die
rassifizierten Körper der verarmten Männer und Frauen und
Asylsuchenden aus den Ländern des globalen Südens festgesetzt. Diese
Kontrollmechanismen wirken sich auf das Leben von Frauen, Kindern und
Migrant*innen aus. Unser Ziel war es, Anhaltspunkte zu liefern, um die
Komplexität des Grenzkontrollregimes zu entschlüsseln; wir wollten das
extrem perverse Spiel, das die lateinamerikanischen Länder spielen, um
Grenzen, Mobilität und Leben zu kontrollieren, ethnographisch
analysieren. Das hat uns, würde ich sagen, politischer gemacht;
außerdem wollte ich dieses Phänomen verstehen, das mich sehr geprägt
hat: die Geschichten von Frauen, die an der Südgrenze Mexikos nach
ihren verschwundenen Kindern suchen, die Geschichten von
alleinreisenden Kindern und von Menschen, die im Meer ertrunken waren.
Diese Geschichten vom Tod waren die Geschichten meines Landes, diese
Geschichten kamen aus Ecuador, sie werden bis heute nicht politisch
aufgearbeitet und zählen auch nicht zu den vorrangigen Themen der
feministischen Kämpfe in Ecuador. Etliche ecuadorianische Kinder
wurden in der Obhut ihrer Großmütter gelassen, die das Dreifache an
Pflege leisten müssen, an ihnen hängt die gesamte Reproduktionsarbeit
in den indigenen Ortschaften, den ärmsten des Landes, und niemand
macht sich einen Begriff davon. Da gab es also offensichtlich eine
Parallele zur Situation in Mexiko: Auch dort war die Intervention nach
unten, die Externalisierung der US-Grenze auf unserem Kontinent, nicht
nur in Mexiko, sondern bis in den Süden der Anden, die Ursache
zahlreicher Todesfälle.

AV: Wie die Eltern der verschwundenen Schüler*innen von Ayotzinapa
immer sagen: Das war der Staat, damals wie heute.

SOLE: Genau. Und deshalb ist migrantischer Transit eine Form von
dekolonialem Kampf, denn das Augenmerk auf Migration zu lenken
bedeutet, den Staat und seine Grenzen zu exponieren und das
postkoloniale Kontinuum zu entlarven, das bis heute begleitet wird von
rassistischer Gewalt. Deshalb spreche ich hier von einem Kampf und
einer feministischen Positionierung, die wir von unterschiedlichen
Seiten aus mit unserer Arbeit unterstützt haben: Amarela, indem sie
die Mütter begleitet, die ihre verschwundenen Kinder suchen, oder die
alleinstehenden Mütter in den aktuellen Karawanen unterstützt, die mit
ihren Kindern unterwegs sind; während ich mit den Betreuerinnen
gearbeitet habe, was mich emotional ziemlich mitgenommen hat, weil es
Frauen sind, Großmütter, die sich um Enkel und Urenkel kümmern, die zu
Waisen geworden sind, und während sie dort allein zurückbleiben und
das tägliche Leben in den indigenen Gemeinschaften aufrechterhalten,
verwaist auch das Land jeden Tag ein Stückchen mehr.

Was uns auch noch weiter politisiert hat, war die Begegnung mit den
Kindern und Jugendlichen, die uns gezeigt haben, wie sie sich gegen
dieses Regime der Kontrolle, der Unterdrückung und der Gewalt, das
sich immer wieder selbst reproduziert, zur Wehr setzen. Das hat uns
einen kreativen Weg eröffnet, einen Weg der kollektiven
Gestaltungsmöglichkeiten, und da haben Amarela und ich einiges
vorangetrieben. Ich nenne sie immer meine Wahrsagerin, weil wir so oft
zusammen Pläne schmieden.

AM: Die extremen Auswüchse sind schon ungewöhnlich ... 2010 war
das Massaker mit 72 Toten, das uns umgehauen hat und uns den Atem
stocken ließ, und ab da ging es eigentlich Schlag auf Schlag ...
das Massaker in Camargo, das Massengrab im Mittelmeer, die Kinder in
den Käfigen ...

AV: Ja, selbst in Europa leben immer mehr Kinder auf der Straße (mit
und ohne Migrationshintergrund), und Gewalt im Allgemeinen wird immer
mehr zu etwas Alltäglichem. Aus dem USA oder Mexiko gibt es immer
wieder Geschichten von Kindern, die in den Käfigen sterben,
Geschichten über Entführungen und Menschenhandel ... Das hat uns,
glaube ich, sehr melancholisch gemacht. Es ist schwer, die Realität zu
verkraften, wenn man sie mal ganz anders erlebt hat. Ich denke, diese
Formen der Gewalt schafft und verschärft der Neoliberalismus. Das gilt
übrigens auch für die kapitalistische Ausbeutung in virtualisierten
Arbeitsverhältnissen. Insgesamt verschärft sich die Gewalt. Wir müssen
uns auf einiges gefasst machen, denn der Westen wird seine
todbringenden Technologien, die er hier schon eingeführt hat, auch
noch weiter ausbauen, aber ich bin sicher, dass wir auch Kämpfe
dagegen erleben werden.

SOLE: Ana Tsing, eine brillante Anthropologin, die das Wachstum einer
Pilzart, der Matsutakes, verfolgt (siehe: The Mushroom at the End of
the World: On the Possibility of Life in Capitalist Ruins) hat einmal
gesagt, das Schönste am Wachstum und der Verbreitung von Pilzen sei,
dass es nie aufhört, und wenn die ganze Welt in Trümmern liegt,
komplett in Schutt und Asche: Unter der Erde gibt es immer Leben, das
die Schaffung und Vermehrung von Bakterien und Pilzen aufrechterhält.
In gewisser Weise funktioniert es immer so: Auch wenn alles in
Trümmern liegt, geht das Leben weiter. Das sehen wir auch in
Lateinamerika. In fünf Jahren sind beispielsweise fünf Millionen
Venezolaner*innen in lateinamerikanische Länder emigriert. [...]. Die
Intervention der USA hat das Land stranguliert. Die Widersprüche des
Chávez- und Maduro-Regimes haben das Ihrige für den Zusammenbruch
getan, und nun sind fünf Millionen Menschen heimatlos. Menschen, die
täglich unter den Folgen litten, sind nun zu Fuß unterwegs auf dem
Kontinent.

Ich habe einige Online-Interviews geführt, und was die
Venezolaner*innen erzählen, ist wirklich beeindruckend: Sie bauen
Zeltstädte auf und wieder ab und ziehen weiter, mit dem Boot, zu Fuß,
halten an, gehen weiter, manchmal ist ein Einkaufswagen ihr gesamtes
Zuhause, oder ein Kinderwagen, mit dem sie ihre Familie vorwärts
schieben. Viele Menschen im südlichen Korridor, der die Andenregion
mit den Ländern des Südzipfels verbindet, sind nicht bereit, getrennt
zu migrieren, sondern nur im Familienverband, Mütter mit Kindern, mit
der Großmutter, drei- oder vierköpfige Familien, Wahlfamilien, die aus
nachbarschaftlichen Verbänden bestehen, ganze Familien auf dem Weg
durch Moore, durch die Wüste. Ich glaube, das, was vor einigen Jahren
so speziell in Mexiko war, sieht man heute in ganz Lateinamerika.
Schreckliche Szenen, Menschen, die auf dem Weg nach Peru in den
Mooren, in der chilenischen Wüste sterben. Die Zahl der Toten ist
vermutlich nicht so hoch wie im Korridor Mittelamerika-Mexiko-USA,
aber auch in der Äquatorial- und Andenzone sind bereits Menschen
verschwunden, auch hier gibt es Tote und Menschen, die auf der Straße
leben, Menschen, deren Heimat die Straße geworden ist, und wenn ich
sage: Menschen, dann spreche ich von Millionen. In Ecuador sind
400.000 Venezolaner*innen registriert, dazu kommen all jene, die nach
Kolumbien, Peru und Chile gegangen sind - eine Unmenge von Menschen.
So sieht es im Süden aus.

AV: Genau. Ich möchte nochmal auf die Kinder in den Käfigen
zurückkommen, junge Mittelamerikaner*innen, die abgeschoben werden,
weil sie nach den Kriterien der Gringo-Beamten wie Maras aussehen, und
bei der Rückkehr in ihre Länder werden sie auch von ihren Gemeinden
kriminalisiert, abgelehnt, ausgegrenzt, verlassen und gefürchtet. Das
heißt: Die permanente Entfremdung, der diese jungen Menschen
ausgesetzt sind, wird für sie zum Normalzustand. Angesichts der
Gewöhnung an die Ströme von Völkern in ständiger Bewegung haben die
Regierungen ihre eigenen Instrumente der Einflussnahme entwickelt, und
wir können beobachten, wie auch der Terror, dem diese Menschen
ausgesetzt sind, zum Normalzustand wird. Und gleichzeitig haben die
permanente Gewalt und die Signalwirkung anderer Widerstandsbewegungen
dazu geführt, dass neue Widerstands- und Care-Strukturen entstehen,
in Venezuela finden sich zum Beispiel Gruppen von Menschen, die
gemeinsam den Darién durchqueren, manche sind miteinander verwandt,
andere nicht, manche Verbindungen entstehen erst auf den Straßen oder
an den Grenzen. Wie die mexikanische Anthropologin Valentina Glockner
sagt: Es entstehen Strukturen kollektiver Fürsorge, auch zwischen
Fremden, wir nennen das comunidades de cuidado en movimiento -
Care-Gemeinschaften auf der Flucht, die oft auch nach dem Exodus
weiterbestehen, wo auch immer es jede Person hinverschlägt.

Wir haben in der Karawane Frauen kennengelernt, die unbedingt weiter
zusammenbleiben wollten, ledige Mütter meist, die sich ein neues
soziales Gefüge aufgebaut hatten. Die Karawanen in Mexiko waren für
mich das, was die zapatistische EZLN für meine Mutter war. Sie hatte
das Massaker von 1968 überlebt, und der Aufstand der Indigenen gegen
den Neoliberalismus 1994 gab ihr wieder neue Hoffnung. So ähnlich ging
es mir mit den Karawanen. Für mich sind sie ein Akt der offenen
Rebellion gegen alles, worüber wir hier sprechen. Sie bestehen aus
Familien aller Art, viele sind alleinerziehende Mütter, die sich zu
Familienverbänden zusammenschließen.

SOLE: Ich denke, dass der Aufbau von Widerständigkeit jeder Art
entscheidend vom Zugang zum digitalen Raum profitiert hat. Als ich in
Ecuador mit Migrant*innen aus Syrien, Asien und Afrika arbeitete,
konnte ich sehen, dass die digitale Welt den größten Teil ihres Lebens
ausmacht. Die Digitalisierung der Migration hat auch ihre
Schattenseite, denn sie versorgt das Kontrollregime permanent mit
Daten; dass Google oder Facebook Daten verkauft, ist allgemein
bekannt. Aber für Migrant*innen ist das eine unheimlich wichtige
Möglichkeit, um miteinander in Verbindung zu gehen, Facebook wird
plötzlich zu einem virtuellen Gemeinschaftsraum, hier findet man
Arbeit, Venezolaner*innen stellen einander Uber- und Glovo-Konten zur
Verfügung, um arbeiten zu können, hier gibt es Infos über
Aushilfsjobs, über Transitrouten, über Abfahrtszeiten der Coyotes.

Ich glaube, dass bei dem, was wir vorhin besprochen haben, dass das
Leben in den Ruinen weitergeht, die Digitalisierung, die
Virtualisierung unserer Existenzen eine wesentliche Rolle spielt. Wie
sonst könnten Migrant*innen auf dem aktuellen Stand über Reiserouten
sein, wie sonst sollten sie ihre Netzwerke und ihre Beziehungen
transnational erhalten? Migration, wie wir sie heute erleben, ist
nicht mehr nur ein regionales Phänomen, sondern eine globale Diaspora,
ausgelöst durch die Zunahme von Kriegen, die religiösen und
politischen Konflikte in der Welt, die Auswirkungen des weltweiten
Klimawandels, die Festung Europa und die Tausenden von Toten im
Mittelmeer. Man nimmt es vielleicht nicht unbedingt so wahr, obwohl
die Bewegungen es eigentlich deutlich zeigen, aber: Eine Form des
Widerstands ist vielleicht auch, dass Migrant*innen ihr Fluchtziel von
Europa nach Südamerika umlenken. Die Menschen sagen sich: "Ich werde
mein Leben nicht riskieren, ich gehe auf diesen anderen Kontinent, um
dort irgendwie einen sicheren Ort zu finden". Ich denke, das bringt
uns mit einem größeren Kollektiv von Menschen näher zusammen.

AV: Ich möchte am Schluss noch einmal sagen, dass Sole und ich uns
gegenseitig inspiriert haben und nun gemeinsam an einem vitalen
politischen und akademischen Engagement weben, um einen
feministischen, starken und radikalen Blick auf die zeitgenössische
Migration zu schaffen. Denn in den Diskursen der Kritik am globalen
Umgang mit den Migrationsbewegungen fehlt noch die
radikalfeministische Perspektive, so wie sie bereits von schwarzen
Frauen, im Trikont, in den Frauenkämpfen in Brasilien erarbeitet
wurde, wo sich Frauen bewusst in die Volkskämpfe eingebracht haben.

Wir müssen eine radikalfeministische Kritik am globalen Krieg gegen
Migrant*innen entwickeln und uns mit den Kämpfen der Frauen verbinden,
mit denen, die ihre verschwundenen Kinder suchen, die in Zeiten von
COVID-19 und Lockdown in den Barrios Suppenküchen organisieren, die
jeden 8. März auf der ganzen Welt auf die Straße gehen. Wir müssen uns
mit ihren Visionen, mit ihren Kampfstrategien und ihren Erfahrungen
auseinandersetzen und sie mit unseren. Ich möchte, dass dieses
Interview Feministinnen erreicht und sie inspiriert, mit
feministischen Migrantinnen in den Dialog zu gehen, so wie das wie bei
den beiden Versammlungen im Rahmen des Projekts Inmovilidad en las
Américas [2] schon stattgefunden hat. Und gleichzeitig hoffe ich, dass
die Fragestellungen der feministischen Genossinnen von NiUnaMenos und
anderen Kollektiven die Migrantinnen erreichen, sie herausfordern,
damit wir gemeinsam darüber nachdenken können, wie wir das Patriarchat
besiegen und dem Kapital Angst einjagen können.

SOLE: Zum Schluss noch eins: Ich denke, in Lateinamerika und besonders
in der Andenregion arbeiten die indigenen Bewegungen immer mehr am
Zusammenschluss mit anderen politischen Initiativen. Beim Kampf der
Migrant*innen muss das noch passieren: In der Vergangenheit waren es
die Indigenen aus Ecuador, die migriert sind, und das tun sie auch
heute noch. Trotzdem ist die Forderung nach Gerechtigkeit für
Migrant*innen nicht Teil der Agenda der indigenen Bewegung. Ich
beziehe mich hier auf Ecuador, aber ich denke, in anderen Ländern wird
es ähnlich sein. Die Kämpfe der indigenen Völker und der migrantischen
Völker sollten sich verbinden, auch die Kämpfe der Schwarzen würde ich
dazurechnen, denn es sind alles Kämpfe, die sich gegen den
kapitalistischen, kolonialen Rassismus in all seinen Ausdrucksformen
wehren. Bei der großen anti-neoliberalen Mobilisierung im Oktober 2019
in Ecuador, bei der die indigene Bewegung in der ersten Reihe stand,
trat die extreme Fremdenfeindlichkeit gegenüber der venezolanischen
Bevölkerung mal wieder deutlich zutage. Wir sind ein Land von
Migrant*innen, ein transnationales Land, wir sind Teil eines
transnationalen Amerika, das von Migration durchsetzt ist, wir sind
Teil eines indigenen, eines schwarzen Amerika, eines Kontinents mit
europäischen Wurzeln, und wie können wir alle diese Kämpfe mit dem
Feminismus verbinden? Das ist eine Frage, die uns alle angeht.


Übersetzung: Lui Lüdicke


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/10-jahre-nach-dem-massaker-regierung-will-opfer-von-san-fernando-identifizieren/

[2] https://www.youtube.com/watch?v=Ffb1IGPAvSQ
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LAIRE/1383: Nahrungsmittelneuverteilungsvorwände ... (SB)



Hunderte Millionen Menschen hungern, zwei Milliarden sind
mangelernährt, vor allem in den Ländern des Globalen Südens. Vor
diesem Hintergrund mutet die aktuelle Berichterstattung über einen
vom Krieg in der Ukraine ausgelösten Nahrungsengpass auch in Europa
wie ein Versuch an, eine vermeintliche Erklärung für einen
permanenten Mangel an Überlebensmitteln in der Welt zu liefern.
Offenbar kommt erst jetzt in der westlichen Welt die Befürchtung auf,
dass auch sie selbst davon betroffen sein könnte, was in anderen
Weltregionen seit langem "normal" ist, nämlich dass viele Menschen
einen großen Teil ihres Einkommens für Nahrungsmittel ausgeben
müssen oder ihnen diese nicht zur Verfügung stehen. Begleitet werden
solche Befürchtungen auf komfortablem Niveau von dem Schreckensbild,
dass Unruhen ausbrechen und bestehende staatliche Strukturen
zerrüttet werden könnten ... mit Heerscharen von Flüchtlingen, die in
die Wohlstandsregionen Europas "eindringen" wollen.

Seit Beginn der jüngsten Eskalationsstufe des Ukraine-Konflikts am
24. Februar 2022, als russische Streitkräfte an mehreren Stellen die
Grenze zur Ukraine überschritten, wird vor einem drohenden Energie-
und Nahrungsmangel gewarnt. Zwar wird beteuert, dass Deutschland und
die Europäische Union genügend Getreide selber anbauen und deshalb
hauptsächlich afrikanische und südostasiatische Länder betroffen sein
werden, aber im gleichen Atemzug werden die steigenden Kosten für
Herstellung und Kauf von Agrarprodukten beklagt, zumal deren Preis
eng mit dem für Energie verbunden ist.

Viele Menschen reagieren bereits mit Hamsterkäufen, und alle
Beteuerungen aus den Chefetagen der großen Supermarktketten und
Lebensmittelverbände, dass der Nachschub gesichert ist und die
Verbraucherinnen und Verbraucher keinen Engpass zu befürchten haben,
erweisen sich als Wasser auf die Mühlen der Zweifelnden. Sie fragen
sich, warum das so betont werden muss. Ist nicht spätestens seit der
Erklärung des früheren Arbeitsministers Norbert Blüm, die Renten
seien sicher, die Beschönigung in dieser Behauptung bekannt?

Zumal anlässlich des Vorschlags eines kompletten Gas- und
Ölimportboykotts gegenüber Russland Personen aus Politik und
Gesellschaft die Bevölkerung auf knappe Zeiten einstimmen.
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier ("Und die ganze Wahrheit ist:
Viele Härten liegen erst noch vor uns."), Ex-Bundespräsident Joachim
Gauck ("Wir können auch einmal frieren für die Freiheit." Und: "Eine
generelle Delle in unserem Wohlstandsleben ist etwas, was Menschen
ertragen können.") und Baden-Württembergs Landwirtschaftsminister
Peter Hauk ("15 Grad im Winter hält man mit Pullover aus. Daran
stirbt niemand."), um nur einige zu nennen, wissen genau, dass ein
solcher Boykott auch die Kosten für die landwirtschaftliche
Produktion und in der Folge die Lebensmittelkosten dramatisch steigen
lassen würde. Von einem dermaßen hohen Wohlstandsniveau, in denen
jene leben, die solche Vorschläge unterbreiten, hier und da einige
Abstriche zu machen, würde bei weitem nicht so schwer wiegen wie von
einem niedrigeren Niveau, auf dem Millionen Menschen in Deutschland
existieren.




[image: Die Außenminister sitzen entspannt an einer reich gedeckten Frühstückstafel. Edles Parkett, Teppiche, ein Gemälde und Stuckverzierungen an der Wand runden das imperiale Ambiente ab - Foto: U.S. Department of State from United States, Public domain, via Wikimedia Commons]

Planen das Schicksal ganzer Völker oder: Man kann auch mal auf
Erdbeeren zum Frühstück verzichten.

Hotel Imperial, Wien, 11. Juli 2015: Arbeitsfrühstück von
US-Außenminister John Kerry und dem deutschen Außenminister
Frank-Walter Steinmeier zu den Atomverhandlungen mit Iran.

Foto: U.S. Department of State from United States, Public domain, via Wikimedia Commons



Geht es hier womöglich darum, im Vorgriff auf knappe Zeiten die
Leidensbereitschaft der Menschen in Deutschland zu aktivieren? Wird
der Bevölkerung demnächst mitgeteilt, dass nicht nur zu wenig Gas zum
Heizen vorhanden ist, sondern dass auch an Nahrung gespart werden
muss? Oder gar, an die Arbeitslosen gerichtet, dass Menschen, die
sich angeblich körperlich nicht anstrengen müssen und zu Hause
herumsitzen, mit 1600 Kilokalorien pro Tag auskommen könnten, weil
davon niemand stirbt? Wird dann Gauck von einer aushaltbaren "Delle"
auch in der Nahrungsversorgung sprechen, so wie er es bei der
Energieversorgung formuliert hat?

Wenn es denn bei der Gauckschen Delle bliebe und sich der
Versorgungsengpass nicht als Beginn eines anhaltenden Mangels
erwiese! Das von Gauck gewählte Bild verspricht wohl nicht zufällig,
dass der Trend am Ende wieder nach oben geht.


Der globale Nahrungsmangel spitzt sich zu

Anfang Februar dieses Jahres lagen nach Angaben der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO - Food and
Agriculture Organization) die globalen Nahrungsmittelpreise 20,7
Prozent höher als im Vorjahresmonat. Der FAO Food Price Index, der
aus fünf Warengruppen (Fleisch, Milchprodukte, Getreide, Speiseöl und
Zucker) errechnet wird, war von Januar 2021 bis Januar 2022
kontinuierlich gestiegen und hatte mit 135,4 Punkten sogar den
historischen Höchststand aus dem Jahr 2011 (131,9 Punkte) deutlich
überschritten. Und der Trend setzte sich fort. Im Februar lag der
Wert schon bei 140,7 Punkten. Für die Menschen in den ärmeren Ländern
ist die Entwicklung lebensbedrohlich, müssen sie doch ihre äußerst
geringen Einkommen zu 50, 60 Prozent oder noch mehr für die
Nahrungsbeschaffung ausgeben. Das heißt, sie haben keinen
finanziellen Puffer, nichts Erspartes, und können auch kaum weitere
Einkommensmöglichkeiten realisieren, um die hohen Lebensmittelpreise
zu bezahlen.

Laut dem Globalen Humanitären Überblick 2022 (GHO - Global
Humanitarian Overview 2022), der von mehreren Hilfsorganisationen der
Vereinten Nationen zusammengestellt wird, sind im Jahr 2020 rund 811
Millionen Menschen regelmäßig hungrig zu Bett gegangen, so dass
rechnerisch jeder Zehnte betroffen war. Das waren 161 Mio. mehr als im
Jahr davor. Die Ernährungslage habe sich in den letzten beiden Jahren in
einigen Ländern weiter verschlechtert. Besonders betroffen seien
Afghanistan, Syrien, Jemen, Südsudan, Demokratische Republik Kongo,
Somalia, Madagaskar, Äthiopien, heißt es in dem Bericht.

China geht es zwar wirtschaftlich vergleichsweise gut, aber es ist
auf umfangreiche Agrarimporte angewiesen. In diesem Jahr erwartet die
heimische Wirtschaft deutliche Ernterückgänge. Anfang März sagte der
neue chinesische Landwirtschaftsminister Tang Renjian am Rande des
Treffens des Nationalen Volkskongresses, die Ernte von Winterweizen
sei die "schlechteste in der Geschichte".

Das hat weltweite Konsequenzen. Da China sowieso größere Mengen
Weizen importiert, weil es seine Nachfrage nicht durch die
inländische Produktion decken kann, und darüber hinaus seine
Lagerbestände weiter auffüllt - sie waren im vergangenen Jahr
teilweise geleert worden, nachdem Weizen anstelle von Mais als
Futtermittel verwendet werden musste -, hatte diese Nachfrage noch
vor dem 24. Februar 2022 den Weizenpreis hochgetrieben. Das weltweite
Ringen um die zu knappen Getreidebestände hatte also schon vor der
Invasion an Schärfe zugenommen.

Nach dem Zerfall der Sowjetunion 1991 war die Region rund um das
Schwarze Meer Nettoimporteur von Getreide. Russland und später auch
der Ukraine war es durch hohe Investitionen gelungen, der "Kornkammer
Europas" wieder zu neuer Blüte zu verhelfen. Davon partizipierten
auch Agrokonzerne wie Cargill, Bunge und Glencore. Sie investierten
in die ukrainische Landwirtschaft, steigerten das Exportvolumen des
Landes und verdienten gut daran. Bis zum Beginn der Invasion
russischer Truppen zählten Russland und die Ukraine zu den fünf
wichtigsten Getreideexportländern der Welt.

Agrar- und Finanzfachleute hatten bereits vor der Eskalation des
Kriegs in der Ukraine vermutet, dass die Welt am Beginn eines
"Superzyklus" für Agrarprodukte und andere Rohstoffe steht. Die
Preise würden auf hohem Niveau bleiben oder sogar noch steigen, wurde
prognostiziert. Marktwirtschaftlich bedeutet das, dass die Nachfrage
die Angebote übersteigt. "Nachfrage" ist ein Begriff aus der Ökonomie
und nicht mit "Bedarf" zu verwechseln. Zum Nachfragefaktor werden nur
Menschen gezählt, die finanziell überhaupt in der Lage sind, Nahrung
zu kaufen. Das lässt sich auch daran erkennen, dass seit Jahrzehnten
viele hundert Millionen Menschen nicht genügend zu essen haben. Hätte
ansonsten "der Markt" ihre "Nachfrage" nicht längst lindern müssen?


Explodierende Preise - explodierende Versorgungsnot

Die Ukraine und Russland hatten gemeinsam fast 30 Prozent des
weltweiten Weizenangebots, 20 Prozent des Maisangebots, 75 bis 80
Prozent des Sonnenblumenöls und 30 Prozent der Gerste produziert. Die
beiden Länder waren für zwölf Prozent der via Exportwirtschaft
gehandelten Kalorien zuständig. Die Auswirkungen des Kriegs auf die
globale Lebensmittelversorgung werden alles übertreffen, "was wir
seit dem Zweiten Weltkrieg erlebt haben", sagte WFP-Direktor David
Beasley vor dem UN-Sicherheitsrat in New York. Er sprach von einer
"Katastrophe zusätzlich zu einer Katastrophe". 26 Länder hätten
bislang mehr als die Hälfte ihres Weizenbedarfs durch Importe aus
diesen beiden Ländern gedeckt.

Seit Anfang Februar ist der ohnehin hohe Weizenpreis nochmals um 60
Prozent gestiegen, und er steigt weiter. Zur Zeit der weltweiten
Hungerunruhen 2007-08 und 2010-11 in mehreren Dutzend Ländern
schnellte die Zahl der Hungernden auf über eine Milliarde. Der
sogenannte arabische Frühling brach aus, Potentaten wie Ben Ali in
Tunesien wurden hinweggefegt und Regierungen wie die von Haiti und
Madagaskar gestürzt; andere gerieten zumindest unter massiven Druck.
Es waren nicht die unmittelbar Hungernden oder die Landbevölkerung,
die sich erhoben hatten, sondern das urbane Proletariat und der
aufstrebende Mittelstand, der plötzlich (wieder) auf mehrere
Mahlzeiten täglich verzichten musste. Von diesen Menschen fühlen sich
die Machthabenden am meisten bedroht. Aus einer Reihe von Gründen ist
die gegenwärtige Ausgangslage für die globale
Nahrungsmittelversorgung erheblich angespannter.

Erstens zeigen sich heute die Folgen der globalen Klimakrise
deutlicher als 2008. Dürren in Nord- und Südamerika sowie Ostafrika
und Madagaskar auf der einen Seite und Überschwemmungen wie die in
Westaustralien auf der anderen haben landwirtschaftliche Flächen
schwer getroffen.

Zweitens beeinträchtigt seit Anfang 2020 die Covid-19-Pandemie die
landwirtschaftliche Produktion, unter anderem weil die globalen
Lieferketten unterbrochen und in der Landwirtschaft tätige Menschen
erkrankt oder gestorben sind. Laut einem aktuellen Report über 35
Länder, der vom Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (UNICEF -
United Nations Childrens Fund) gemeinsam mit der Weltbank
veröffentlicht wurde, haben mehr als drei Viertel der Haushalte mit
drei oder mehr Kindern seit Beginn der Pandemie Einkommensverluste
erlitten.

Drittens hat die Verschuldung der ärmeren Länder erheblich
zugenommen, was deren Staatshaushalte belastet. Die Weltbank
spricht vom höchsten Schuldenstand seit Jahrzehnten; außerdem hätten
viele Länder seit Beginn der Covid-19-Pandemie keine Zahlen zur
Verschuldung bekanntgegeben, so dass deren Ausmaß noch gar nicht
klar sei. Das Bedienen der Schulden zählt zu den wichtigsten
Verarmungsfaktoren.

Viertens ist in vielen Ländern die Inflationsrate gestiegen, was
bedeutet, dass die in den betroffenen Ländern geleistete Arbeit
(nicht nur in der Landwirtschaft) im Verhältnis zu früher eine
geringere Kaufkraft besitzt. Das wirkt sich deshalb besonders negativ
aus, weil die Preise für Lebensmittel, aber auch für
landwirtschaftliche Produktionsmittel wie Treibstoff und Dünger, in
nahezu allen Ländern enorm gestiegen sind.

Fünftens hat der Ukraine-Krieg die Kosten für die unterschiedlichen
Düngerarten nochmals drastisch verschärft. Neben der Ukraine und
Russland ist auch Belarus ein für den Weltmarkt wichtiger Produzent
von mineralischem Dünger. Gegen das Land waren schrittweise
Sanktionen verhängt worden, was ab Dezember 2021 dazu führte, dass
das Staatsunternehmen Belaruskali, das rund 15 Prozent des
Weltbedarfs an Kalidüngemitteln herstellt und damit nach dem
kanadischen Unternehmen Nutrien Ltd. auf Platz zwei liegt, nicht mehr
exportieren konnte.

Während in der Europäischen Union bis dahin die hohen Gaspreise
kostentreibend für die Düngerproduktion waren - Hersteller wie Yara
hatten deswegen zeitweilig ihre Produktion von Stickstoffdünger
deutlich gedrosselt -, haben in den USA der Kälteeinbruch in Texas
im Frühjahr 2021, der Wirbelsturm "Ida" im August desselben Jahres im
US-Bundesstaat Louisiana, wo zwei wichtige Düngemittelfabriken
zerstört wurden, sowie ein Feuer in einer Düngemittelfabrik in
North-Carolina im Januar 2022 für einen deutlichen Preisanstieg für
Düngemittel gesorgt. Alles in allem waren 2021 die Düngemittelpreise
auf dem Weltmarkt um mehr als 80 Prozent gegenüber 2020 gestiegen.
Und in diesem Jahr explodieren die Preise von dem hohen Niveau
nochmals in "astronomische Höhen", wie "agrar heute", ein Fachmagazin
für die Landwirtschaft, online schreibt. Von einer "Zeitenwende am
Düngermarkt" ist dort die Rede.

Weil Russland und Ukraine, die ebenfalls für die globale Produktion
von Stickstoff- und Kaliumdünger wichtig sind, seit dem 24. Februar
als Lieferanten weitgehend ausfallen, betrifft der akute Düngermangel
über jene 26 Länder hinausgehend, die auf Weizenimporte aus der
Ukraine und Russland angewiesen sind, fast alle Länder der Erde. Auch
China und Indien, die sich den Sanktionen gegenüber Russland nicht
angeschlossen haben, bekommen den Preisanstieg vom Weltmarkt zu
spüren. Diese beiden Länder haben einen Anteil von zusammen mehr als
36 Prozent der Weltbevölkerung.

Wenn nicht genügend Dünger für die industriell geprägte
Landwirtschaft zur Verfügung steht, droht ein globaler Rückgang der
Erntemengen nicht allein bei Weizen. So wünschenswert ein Umstieg auf
ökologische Anbausysteme auch erscheinen mag, ein Wechsel von heute
auf morgen könnte die düngerbedingten Ausfälle kurzfristig nicht
ersetzen. Jetzt rächen sich die politischen Entscheidungen der
Vergangenheit für die großindustrielle konventionelle Landwirtschaft.

Sechstens: Die Lagerbestände von Weizen werden nach Einschätzung des
Internationalen Getreiderats (IGC - International Grains Council) in
der aktuellen Anbausaison 2021/22 in den wichtigsten
Produzentenländern (Europäische Union, Russland, USA, Kanada, China,
Ukraine, Argentinien, Australien, Kasachstan) auf das 9-Jahres-Tief
von rund 57 Millionen Tonnen schrumpfen. Bei einem weltweiten
Weizenverbrauch von 781 Millionen Tonnen würden die globalen
Lagerbestände nur für 27 Tage reichen.


Feigenblätter machen nicht satt

Das Welternährungsprogramm (WFP - World Food Programme) ist die
größte Hilfsorganisation weltweit. Es versorgt in diesem Jahr 144
Millionen Menschen. Das ist ein Rekord, und dennoch lindert das die
Nahrungsnot nur eines kleineren Teils der Hunderte von Millionen
Menschen, die nicht genügend zu essen haben. Der Anteil reduziert
sich weiter, weil inzwischen die Getreidepreise exorbitant gestiegen
sind und das WFP, das über kein eigenes Budget verfügt, sondern Jahr
für Jahr um Spenden betteln muss, für seine Einnahmen weniger
Getreide kaufen kann als geplant. Die UN-Einrichtung spricht schon
jetzt von einem Minus in Höhe von zehn Milliarden Dollar und kündigt
an, die Rationen der Bedürftigen zu kürzen.

Selbst wenn dem Welternährungsprogramm nun Spendengelder in
Milliardenhöhe zuflössen, stellt sich die Frage, ob damit die
Hungerkrise gelöst werden könnte. Sind dafür überhaupt die
erforderlichen Erntemengen verfügbar, wo doch auch China und andere
Länder versuchen, ihre starke Nachfrage zu decken?
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Begeisterung für einen Herrscher, der in weiten Teilen Europas
verlustreiche Feldzüge führte, Menschen zwangsweise christianisieren
ließ und riesige Mengen an Raubgut sicherte. Für dieses "Eigentum"
Karls des Großen mussten andere ihr Lebensglück oder gar ihr Leben
lassen.

Bundespräsident Joachim Gauck nach der Eröffnung der Ausstellung
"Karl der Große - Macht, Kunst, Schätze" am 19. Juni 2014 in Aachen
vor der Domschatzkammer.

Links mit Amtskette der Oberbürgermeister von Aachen, Marcel Philipp,
hinten links Armin Laschet, hinten rechts Domprobst Monsignore Helmut
Poqué, der den Bundespräsidenten durch den Aachener Dom geführt
hat.

Foto: ACBahn, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons



So eine "Delle" in der Versorgung mit Nahrung oder Nährstoffen -
Stichwort: versteckter Hunger - wirkt sich manchmal verheerend aus.
Guatemala ist hierfür ein Schreckensbeispiel. Nach Angaben von UNICEF
erhält dort die Hälfte der Kinder in den ersten fünf Lebensjahren nicht
genügend Nährstoffe, in manchen Regionen sind es sogar 80 Prozent. Das
beeinträchtigt die Entwicklung, was die Betroffenen ihr Leben lang
nicht mehr ausgleichen können. Die körperlichen Schäden sind
irreversibel.

Mangelernährung ist mehr als nur "Hunger", sagte Sofia Letona,
Leiterin der örtlichen Hilfsorganisation Antigua al Rescate in
Guatemala gegenüber "Al Jazeera". Mangelernährung bestehe auch dann,
wenn man nicht genug Wasser, keine Elektrizität und kein Einkommen
habe. Zu Mangelernährung gehöre ebenfalls, im Schmutz leben zu
müssen, keine befestigten Straßen zur Verfügung zu haben und viele
Stunden zu Fuß gehen zu müssen, um irgendwohin zu kommen.
Mangelernährung sei auch die Art und Weise, wie ein Staat sein Volk
im Stich lasse.

Die Aussage Letonas lässt sich erweitern: Mangelernährung besteht
ebenfalls darin, wenn Staaten sich gegenüber anderen Staaten bei der
Nahrungsbeschaffung durchsetzen. Der Widerspruch, dass jedes Jahr auf
der einen Seite Hunderte Millionen Menschen Hunger leiden und auf der
anderen zugleich Hunderte Millionen Tonnen Lebensmittel vernichtet
werden, reicht weit. Wie eingangs ausgeführt, zählen die Hungernden
in einer kapitalistischen, auf Profit ausgerichteten
Wirtschaftsordnung nicht als Nachfragefaktor. Die Menschen haben zwar
einen individuellen Bedarf an Nahrung, aber verfügen über keine
Mittel, diesen Bedarf zu stillen. Das bedeutet, dass sie aus dem
System herausfallen. Es ist nicht zu erkennen, dass sich daran etwas
ändert, weil diejenigen, welche die Mittel dazu hätten, offenkundig
ein Interesse an der gegenwärtigen Ordnung haben. Sicherlich gibt es
Bemühungen, die schlimmsten Folgen des Systems abzumildern oder
innerhalb der Wirtschaftsordnung Produktionsweisen anzuwenden, die
nicht dem Wettbewerb und der Profitmaximierung unterworfen sind, aber
dass solche Ansätze hegemonial werden, ist weit und breit nicht zu
erkennen.

Hilfsorganisationen lindern zwar den Hunger einzelner und retten
Menschenleben - das individuelle Engagement der Hilfskräfte wird hier
nicht in Frage gestellt, - aber als Bestandteil des Systems erfüllen
sie die Funktion, etwas Dampf aus dem Kessel zu lassen. In einer
Welt, in der Hilfsorganisationen von einem Tag auf den anderen ihre
Arbeit einstellen, würde der Hunger erheblich zunehmen. Dem
widerspricht nicht, dass Hilfsorganisationen mit ihrer Tätigkeit eine
gesellschaftliche Feigenblattfunktion erfüllen. Sie tragen dazu bei,
dass alles seine Ordnung hat, was bedeutet, dass die Hungerleider in
Schach gehalten werden und sich nicht im großen Maßstab
zusammenschließen. Akutes Leid wird partiell gelindert, aber niemals,
man kann es nicht genug betonen, niemals wird der Hunger in der Welt
komplett beseitigt.

Die Hungerkrise wird auch deshalb in einem Dauerzustand gehalten,
weil sie zur Entfaltung des Prinzips des Teilens und Herrschens von
Nutzen ist. Selbst für die miesesten, gesundheitlich ruinösesten und
schlechtbezahltesten Jobs finden sich Menschen bereit, weil sie genau
nicht zu den Hungernden gehören wollen, die nochmals "unter" ihnen
stehen. Deren bloße Existenz, wahrgenommen als permanente Bedrohung
auch nur eines geringfügigen Einkommens, hält die Knochenmühle in
Betrieb - vergleichbar, wenn auch auf einem viel höheren Niveau, mit
der Funktion des Hartz-IV-Verelendungsregimes für den hiesigen
Arbeitsfrieden (sprich: für das Befrieden der Lohnarbeiterinnen und
-arbeiter, die berechtigte Angst davor haben, "hartzen" zu müssen,
sollten sie jemals ihren Job verlieren). Die Bekämpfung des Hungers
wird nicht zum viel versprochenen Erfolg führen, solange die
Hungerleidenden als Druckmittel zur Durchsetzung von Lohnarbeit
gebraucht werden.


Rechtmäßige Verteilung versus gerechte Verteilung

Die Massenvernichtung der Hungernden und die Massenvernichtung von
Lebensmitteln liegen auf einer Linie. Nicht nur in Krisenzeiten, wie
in den letzten Jahren während der Pandemie, werden zwecks
Markstabilisierung Lebensmittel vernichtet. Finden sich keine
Abnehmerinnen oder Abnehmer, die für Lebensmittel bezahlen, kommt
deren Vernichtung günstiger als deren Verteilung an die Bedürftigen.
Außerdem unterliegen weggeworfene Lebensmittel dem Eigentumsrecht.
Das sogenannte Containern, also das Retten von weggeworfenen, aber
noch genießbaren Lebensmitteln beispielsweise aus den Abfallbehältern
von Supermärkten, ist in Deutschland verboten und kann bestraft
werden. Der Müll befindet sich rechtmäßig im Gewahrsam der Läden.

Werden weltweit genügend Lebensmittel hergestellt, um alle Menschen
satt zu machen und ausreichend mit Nährstoffen zu versorgen? Ist es
nur eine Frage der gerechten Verteilung, weswegen über 800 Millionen
Menschen nicht genügend zu essen haben, während beispielsweise in
Deutschland und anderen Staaten Getreide verbrannt wird, um Autos
anzutreiben?

Eine rechtmäßige Verteilung findet bereits statt, aber ob sie als
gerecht empfunden wird, ist eine andere Frage. Die einen erhalten
mehr als ausreichend und müssen sich keine Sorgen machen, die anderen
erhalten weniger bis gar nichts. Die seit Jahrzehnten kolportierte
Behauptung, dass angeblich nur eine "gerechte" Verteilung zwischen
der produzierten Menge an Lebensmitteln und dem Mangel von Hunderten
Millionen Menschen steht, lässt die Frage aufkommen, warum nicht
längst dafür gesorgt wurde, dass jene Gerechtigkeit auch in das Recht
Eingang gefunden hat. Offenbar stehen dieser Lösung des
Hungerproblems einflussreiche Interessen entgegen. Dabei muss es sich
logischerweise um Interessen handeln, die das Recht auf ihrer Seite
wissen und sich seiner zu bedienen verstehen. Man kann davon
ausgehen, dass es nicht die Hungernden sind, die Einfluss darauf
haben.

Es ist eine Binsenweisheit und zugleich ein Tabu: Der globale
Nahrungsmittelmangel kam nicht erst mit dem 24. Februar 2022 in die
Welt. Zwar wird seitdem aus den beiden unmittelbar am Kriegsgeschehen
beteiligten, weltweit wichtigen Agrarexportstaaten Russland und
Ukraine weniger bis gar kein Getreide mehr ausgeführt, aber hinter
der dadurch in anderen Ländern ausgelösten oder drohenden
Ernährungsnot steckt ein prinzipieller Mangel. Der tritt auch ohne
Krieg, ohne klimawandelbedingte Unwetter und auch ohne die
Covid-19-Pandemie auf.


Eigentum verpflichtet ... die anderen

Der Hunger lässt sich auf die Produktionsverhältnisse zurückführen,
die von einer gesellschaftlichen Ordnung begünstigt werden, in der
Staaten, Regionen, Unternehmen und Lohnarbeitskräfte in Konkurrenz
zueinander wirtschaften, so dass der eigene Vorteil dem anderen zum
Nachteil gereicht. Im Ergebnis wird die Welt in den Globalen Norden
und den Globalen Süden geordnet, und die einzelnen Staaten wiederum
in oben und unten, in marginalisierte und privilegierte Gruppen.

Wenn von letzteren beispielsweise ein Bill Gates oder ein Warren
Buffett viele Millionen ihres Einkommens an Hilfsorganisationen
spenden, dann können sie dies, weil ihnen zuvor ermöglicht worden
war, ein Vielfaches dieses Betrags anzuhäufen und ihr Eigentum zu
nennen. Somit besteht der grundsätzliche Widerspruch nicht darin,
dass sie noch mehr spenden könnten, als sie es bereits tun, sondern
dass sie (und, selbstredend, im Prinzip jeder Eigentümer und jede
Eigentümerin) überhaupt etwas als ihr Eigentum reklamieren können.
Eigentum zeigt sich als Resultat eines erfolgreichen Raubzugs, denn
es bedeutet, anderen die Verfügbarkeit über etwas, sei es Nahrung,
Energie oder was auch immer, vorzuenthalten.

Selbst den Menschen, die in marginalisierten Weltregionen am
Hungertuch nagen, wird der Zugang zu Nahrung verwehrt, weil längst
die notwendige Infrastruktur hätte gebaut werden können, um sie zu
erreichen. Da Online-Händler wie Amazon, Alibaba oder das in Afrika
tätige Handelsunternehmen Jumia ein immer dichteres Versorgungsnetz
für Paketdienste aufbauen - für jene, die bezahlen können -, kann es
keine technische Frage sein, warum niemand etwas dagegen unternimmt,
dass Menschen verhungern.

Die Bezeichnung "Raub" als entscheidender, eigentumssichernder
Auslöser von Hunger mag übertrieben wirken, aber nur deshalb, weil er
längst in den und durch die gesellschaftlichen Strukturen in Stellung
gebracht wurde. Eigentum als fundamentale, gesellschaftlich
sanktionierte Gewaltform wird weithin tabuisiert. Die Eigentumsfrage
bleibt im öffentlichen Diskurs über Hungerursachen nicht nur
unerwähnt, sondern sie wird mit Hilfe von Zuschreibungen
vermeintlicher Schicksalshaftigkeit der Nahrungsnot wie "Hurrikan des
Hungers", "sich überlappende Nahrungsmittelkrisen" bewusst
verschleiert, ganz so, als würden Menschen in einer Welt verhungern,
in der keine Interessen vorherrschen. Wenn man aber anerkennt, dass
bestimmte Interessen vorherrschen, müsste man dann nicht
konsequenterweise ebenfalls anerkennen, dass die Dauernotlage von
Hunderten Millionen Menschen und die Verteilung von Nahrungsmitteln
exakt der Erfüllung eben dieser Interessen entspricht?

Insofern ist die eingangs erwähnte Furcht vor Verteuerungen von und
Engpässen an Nahrungsmitteln in den westlichen Wohlstandsregionen
doch nicht so unbegründet, bieten doch Klimakrise, Pandemiefolgen und
nun auch noch der Ukrainekrieg Vorwände zur Neuverteilung von
Nahrungsmitteln.

4. April 2022
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STELLUNGNAHME/088: Ukraine - Krieg führen oder Brücke bauen? (Kai Ehlers)

Ukraine: Krieg führen oder Brücke bauen?

Frieden schaffen statt "Selbstkritik" à la Walter Steinmeier üben

von Kai Ehlers, 6. April 2022



Der Krieg in der Ukraine erschüttert die Welt gegenwärtig mehr als
andere gleichzeitig stattfindende Kriege. Warum? Weil er mitten in
Europa stattfindet? Weil er wie aus heiterem Himmel fällt? Weil
Wladimir Putin den Frieden, den der Westen für die Welt sichern will,
mit Füßen tritt?

Die Empörung über den völkerrechtswidrigen russischen Einmarsch in die
Ukraine schlägt höchste Wellen. In Zukunft heißt es, könne Frieden und
Sicherheit nicht mehr mit, nur noch gegen Russland
gesichert werden. Ein gigantischer Sanktionsfeldzug gegen Russland,
eine Aufrüstungsspirale ohnegleichen, eine schon ans Rassistische
grenzende Ausgrenzung alles Russischen wurde in Gang gesetzt. Wem
nützt das?

Halten wir doch für einen Augenblick inne: War es denn wirklich so,
dass der Westen, die EU, speziell auch Deutschland seit dem Ende der
Sowjetunion alles dafür getan hat, mit Russland anstelle des
zusammengebrochenen Systems des "Kalten Friedens" eine neue
Sicherheitsarchitektur für einen dauerhaften Frieden aufzubauen, wie
von Russland immer wieder vorgeschlagen? Warum musste die Ukraine
zwischen Europäischer Union und Eurasischer Union / Russland zerrissen
werden? Warum muss die NATO bis in die Ukraine vordringen? Warum kann
die Ukraine nicht das sein, was sie aus ihrer geschichtlichen Natur
als Durchzugsraum zwischen Osten und Westen, zwischen Norden und Süden
sein könnte: eine Brücke, die in ihrer kulturellen, geschichtlichen
und geistigen Vielfalt Russland und Europa verbindet?

Über diese Fragen könnten wir miteinander sprechen, statt uns an der
Vertiefung der ohnehin schon entstandenen Gräben zu beteiligen und der
Hysterie der ideologischen und materiellen Aufrüstung zu verfallen.


Steinmeiers geschichtsvergessene Selbstkritik

Zum besseren Verständnis dessen, was die Zeit von Menschen jetzt
fordert, denen das Bauen von Brücken am Herzen liegt, wird es gut
sein, sich zu vergegenwärtigen, was der deutsche Bundespräsident
Steinmeier nach den Ereignissen in Butscha, offenbar getrieben von der
militanten Agitation des ukrainischen Botschafters Andrij Melnyk,
glaubte die Öffentlichkeit wissen lassen zu müssen - selbstkritisch
wie er es wohl verstanden haben möchte, nämlich: er habe sich in Putin
geirrt.

Wörtlich erklärte er: "Wir sind gescheitert mit der Errichtung eines
gemeinsamen europäischen Hauses, in das Russland einbezogen wird. Wir
sind gescheitert mit dem Ansatz, Russland in eine gemeinsame
Sicherheitsarchitektur einzubinden." (FAZ, 5.4.2022)

Das klingt nach radikaler Selbstkritik, abgesehen davon, auf wen sich
das "wir" abstützt. Aber radikal ist an dieser "Selbstkritik" nur die
Verkehrung der tatsächlichen Entwicklung und die bigotte
Selbstvergessenheit der Rolle, die Steinmeier selbst als Mitglied der
deutschen Politik in dieser Entwicklung eingenommen hat.

War es denn nicht Michail Gorbatschow, der 1989 den Vorschlag des
"europäischen Hauses" machte? War es nicht Boris Jelzin, der in die
NATO eintreten wollte? War es nicht Wladimir Putin, der anbot, die
nach dem Ende der Sowjetunion aufgelöste Sicherheitsordnung des Kalten
Krieges durch ein Sicherheitsabkommen für ganz Eurasien zu erneuern?
Waren es nicht Putin und sein Interimsnachfolger Dmitri Medwedew, die
seitdem immer aufs Neue den geradezu schon zum Kanon gewordenen
Vorschlag einer "Sicherheitsarchitektur von Wladiwostok bis Lissabon"
an die NATO, den "Westen" herantrugen? War es nicht Russland, das
diese Vorschläge vor der jetzigen Eskalation noch einmal, zuletzt auch
ultimativ vortrug?

Und sind nicht all diese Bemühungen, die von russischer Seite kamen,
schlicht gekontert worden durch die NATO-Erweiterungen, durch die
EU-Erweiterungen bis an die Grenzen Russlands, durch die Unterstützung
bunter Revolutionen bis hin zur Förderung der putschartigen Übernahme
der Ukraine durch die Maidan-Rechte 2014 und die sich daran
anschließende Blockierung einer Umsetzung der Minsker Beschlüsse
seitens der von der deutschen Bundesregierung, der NATO und den USA
geförderten Kiewer Regierung? Da hätte niemand "eingebunden" werden
müssen, man hätte nur bereit sein müssen, die Vorschläge aufzugreifen
und die neue Ordnung, welche die Sicherheitsbedürfnisse Russlands und
der EU berücksichtigt, auf Augenhöhe miteinander auszuhandeln.

Aber nun ist aus dem ukrainischen Bürgerkrieg, der seit dem Maidan
2014 als "antiterroristische Aktion" von Kiew her gegen den Osten des
Landes geführt wird, ein veritabler Krieg geworden, der die Neuordnung
Europas, darüber hinaus Eurasiens als Ganzem und weltweit zu
chaotisieren droht.

Halten Sie ein! kann man da nur dem zur Selbstkritik bereiten
deutschen Präsidenten und der gegenwärtigen deutschen Regierung
zurufen! Schön, wenn Sie, Herr Steinmeier, an so prominenten Platz wie
den eines Bundespräsidenten gestellt, Ihren Irrtum erkennen und ihn
auch noch öffentlich bekennen! Der Irrtum bestand allerdings nicht
darin, Russland nicht in "unsere" Sicherheitsarchitektur "eingebunden"
zu haben. Er bestand vielmehr darin, die Vorschläge und Bemühungen um
eine gemeinsame eurasische Sicherheitsarchitektur, wie sie von
Russland vorgeschlagen wurden, penetrant beiseitegeschoben und mit
hemmungsloser Erweiterungspolitik beantwortet zu haben, statt sie als
Einladung zur Erarbeitung einer neuen Friedensordnung Eurasiens
anzunehmen, die in der Lage gewesen wäre, die zerfallene Ordnung des
Kalten Krieges zu ersetzen.


Kai Ehlers ist Osteuropa-Experte, Autor und
Journalist.

www.kai-ehlers.de

 * 

Quelle:

© 2022 by Kai Ehlers

Mit freundlicher Genehmigung des Autors

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick am 9. April 2022 
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FRAGEN/066: Caroline Kim über die Auswirkungen der Pandemie auf die Arbeit von Frauen in Lateinamerika (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Lateinamerika 

Sorgearbeit und Verschuldung von Frauen in der Pandemie

Von Ute Löhning
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Mit kollektiven Suppenküchen gegen individuelle Verschuldung in Folge
der Pandemie

Foto: Ministerio de Defensa del Perú via Flickr (CC BY 2.0)
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(Berlin, 29. März 2022, npla) - Im Interview spricht Caroline
Kim über die Auswirkungen der Pandemie auf Frauen, die
dahinterliegenden Ursachen und Möglichkeiten der kollektiven
Organisierung gegen sich verstärkende Ungleichheiten. Caroline Kim ist
Mitglied im Redaktionskollektiv der Lateinamerika Nachrichten
sowie Referentin und Projektmanagerin des Lateinamerika-Referats der
Rosa-Luxemburg-Stiftung.


In dem Buch "Corona in Lateinamerika" [1] hast du einen Artikel zum
Thema "Sorge im Zentrum: Die Folgen der Corona-Krise in Lateinamerika
aus Geschlechterperspektive" geschrieben. Wie kam es dazu?

Entstanden ist das Buch nach einer Tagung der Uni Kassel zusammen mit
der evangelischen Akademie Hofgeismar, die 2021 stattgefunden hat. Bei
der Tagung haben viele Referent*innen aus verschiedenen Perspektiven
über Corona in Lateinamerika gesprochen. Daraus ist dieses Projekt
entstanden, das jetzt gerade veröffentlicht wurde. Es geht vor allem
um die Folgen der Pandemie auf dem lateinamerikanischen Kontinent, wo
es sehr viele Infizierte und auch sehr viele Tote gab. Die einzelnen
Beiträge gehen auf verschiedene Themen ein, zum Beispiel auf das
Bildungssystem oder auf die Folgen am Arbeitsmarkt oder - wie in
meinem Beitrag - auf die Geschlechterperspektive. Dabei ist klar, dass
dieses Virus nicht alle gleich betrifft: Für viele ist die Pandemie
eine soziale Katastrophe gewesen, andere waren weniger hart betroffen.
Das zeigt, wie soziale Ungleichheiten auf verschiedene Art und Weise
durch die Pandemie verstärkt wurden.

In deinem Text beschreibst du prekäre Beschäftigungsverhältnisse:
Sorgearbeit, unbezahlte Arbeit, die häufig von Frauen geleistet wird.
Die Beteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt ist während der Pandemie
auf ein Niveau von vor zehn Jahren gefallen. Warum sind Frauen so
besonders stark betroffen?

Einerseits stellen Frauen die Mehrheit der prekär Beschäftigten: Sehr
viele Frauen haben kein formelles Arbeitsverhältnis, keine soziale
Absicherung, sie arbeiten zum Beispiel in Privathaushalten oder im
Verkauf auf der Straße, also in Jobs, die in der Pandemie weggefallen
sind, und die nicht im Home-Office erledigt werden können. Viele
dieser prekär Beschäftigten hat die Pandemie daher besonders hart
getroffen, weil es keine Sicherungssysteme gab. Gleichzeitig ist
überall auf der Welt, auch in Lateinamerika, die Sorgearbeit - also
die unbezahlte Arbeit, die erledigt werden muss - wie die Pflege
älterer Personen oder die Betreuung von Kindern oder der Haushalt sehr
stark familiarisiert und feminisiert. Das bedeutet, dass diese
Arbeiten vor allem von Familienmitgliedern, meist Frauen, ausgeführt
werden und dass diese Überbelastung auf den Schultern der Frauen
ausgetragen wurde.

Die Zahlen zur Beteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt kommen von der
CEPAL, der Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die Karibik bei
der UNO. Es gab schon sehr viele Anstrengungen und
Regierungsprogramme, um die Beteiligung von Frauen im formellen
Arbeitsmarkt zu fördern und da hat es in den vergangenen Jahren einige
Fortschritte gegeben. Aber jetzt stellt die CEPAL fest, dass diese
Fortschritte wieder zunichte gemacht wurden. Wenn Frauen einmal ihr
Beschäftigungsverhältnis verloren haben, ist es sehr schwierig, sich
wieder einzugliedern. Das liegt auch daran, dass es oft neoliberale
Programme sind, mit denen mehr Frauen in Berufe hinein gebracht werden
sollen, gleichzeitig aber die zusätzlichen unbezahlten Aufgaben wie
die Sorgearbeit nicht anders verteilt wurden.

Das führt dazu, dass sehr viele Frauen doppelte Arbeitstage haben,
schafft aber eben keine Angebote, dass diese Betreuungs- und
Sorgeverpflichtungen anderweitig übernommen werden oder dass auch
Unternehmen dafür in die Verantwortung genommen werden oder dass
gesellschaftliche Sorgesysteme entwickelt werden.

Damit diese Lasten nicht so individualisiert oder in Kleinfamilien
verbleiben, braucht es kollektive Systeme und öffentliche Strukturen,
die allen Menschen Zugang zu professioneller Betreuung oder
Unterstützung ermöglichen. Denn sonst können manche Familien es sich
leisten, die Sorgearbeit auszulagern, oft eben wiederum an prekär
beschäftigte, schlecht bezahlte Frauen und oftmals Migrantinnen. Viele
andere können sich das aber eben nicht leisten.

Auch die steigende Privatverschuldung ist in deinem Artikel Thema.
Viele Menschen haben sich während der Pandemie nur deshalb privat
verschuldet, um zu überleben und ihre Reproduktion zu sichern. Warum
ist das so? Gab es das vorher auch schon?

Verschiedene feministische Bewegungen Lateinamerikas greifen dieses
wichtige Thema der Verschuldung auf. Einerseits haben viele
lateinamerikanische Länder eine hohe Auslandsverschuldung, die dazu
führt, dass öffentliche Infrastruktur abgebaut oder privatisiert wird
und es zu Sparmaßnahmen kommt, die wiederum zu einer höheren
Verschuldung der Privathaushalte führen. Das war auch schon vor der
Pandemie so, hat aber durch den Verlust der Einkommensquellen und die
Unmöglichkeit, in der Anfangszeit der Pandemie arbeiten zu gehen,
nochmal zugenommen. Wir sehen eine Wirtschaftskrise, hohe Inflation
und steigende Gas- und Strompreise. Es geht nicht mehr nur darum,
Schulden aufzunehmen, wenn man sich mal was besonderes leisten oder
etwas neu anschaffen will. Mittlerweile ist es so, dass der Lohn oder
die Ersatzleistung nicht mehr für die ganz alltäglichen Bedürfnisse
und das Überleben ausreicht: Miete, Essen, Medikamente,
Telefonrechnungen, Fleisch oder der Einkauf im Supermarkt - all das
wird mittlerweile in Raten bezahlt. So häufen sich Schuldenberge an.

Aufgrund ihrer Zahlungsmoral und ihren Beziehungsnetzwerken gelten
Frauen als besonders kreditwürdig und werden gezielt angesprochen, um
Schulden aufzunehmen. Dazu gibt es viele Arbeiten, vor allem von der
argentinischen Theoretikerin und Aktivistin Verónica Gago. Sie spricht
von finanziellem Extraktivismus und beschreibt, dass Verschuldung zu
einem neuen Mechanismus der Ausbeutung von prekarisierten Menschen
wird.

Gago stellt heraus, dass diese Verschuldung von privaten Haushalten zu
einer Disziplinierung und Kontrolle von Frauen führt, weil es eine Art
Gehorsamsversprechen in die Zukunft ist, diese Schulden abzubezahlen.
Dafür müssen dann immer prekärere Jobs angenommen werden, weil man in
so einer Schuldenspirale festhängt.

Aber es gibt auch Lichtblicke: kollektive Organisationsformen,
Nachbarschaftsinitiativen wie Gemeinschaftsküchen. Welche Perspektive
eröffnen solche kollektiven Organisationsformen deiner Meinung
nach?

Die gab es natürlich auch schon vorher. Aber in der Krise sind sehr
viele neue Initiativen ins Leben gerufen worden - aus der Not geboren,
weil es keine Antwort vom Staat oder keine Unterstützung gab. Die
Leute mussten sich miteinander organisieren, um ihre Grundbedürfnisse
zu decken oder füreinander einkaufen zu gehen. Es ist wie eine
Infrastruktur von unten, die gemeinsam, kollektiv aufgebaut wurde,
weil der Staat keine Antwort auf die Krise hatte.

Andererseits entstanden oft Räume, die zu mehr da waren als dazu, das
reine Überleben zu organisieren oder die Krise zu managen.
Gemeinschaft entsteht ja auch erst, wenn man seine Nachbar*innen
kennt, wenn man zusammenkommt und gemeinsam an Dingen arbeitet oder
sich austauscht und gemeinsam Dinge problematisiert. Darin liegt ein
Potenzial. Wenn Dinge wie Kochen, Essen, Einkaufen oder die Betreuung
älterer Menschen auf die Straße getragen werden, verlagern sie sich
von diesem sehr individuellen Zuhause in einen öffentlichen Raum. Das
kann einfach auch sehr kreativ sein oder so kann ein solidarisches
Miteinander wieder neu gelernt werden. Ich will nicht sagen, dass das
alle staatlichen Strukturen ersetzen sollte. Aber ich glaube, wenn
erstmal so eine Organisierung stattfindet, dann können auch wieder
andere Forderungen an den Staat gestellt werden.

Vielen Dank für deine Einblicke!



Das Interview kann unter dem folgenden Link angehört werden: 

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/pandemie-schuldenfalle-fuer-frauen-interview-caroline-kim/

[1] "Sorge im Zentrum: Die Folgen der Corona-Krise in Lateinamerika aus
Geschlechterperspektive" im Sammelband "Corona in Lateinamerika",
herausgegeben von Kristina Dietz, Stefan Peters und Christina
Schnepel, ist 2022 im Nomos Verlag erschienen und kann umsonst als PDF
heruntergeladen werden unter:

https://www.nomos-elibrary.de/10.5771/9783748930020.pdf?download_full_pdf=1



URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/sorgearbeit-und-verschuldung-von-frauen-in-der-pandemie/
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Mehr als eine ökologische Modernisierung


Industrielle Naturverhältnisse als Ausgangspunkt gewerkschaftlicher
Umweltpolitik

von Jana Flemming [1]



In Konflikten um Arbeit und Natur werden gewerkschaftliche Perspektiven
häufig vernachlässigt oder ihre Positionen kritisiert. Mitunter
beschuldigen umweltpolitisch motivierte Akteure Gewerkschaften, ökologische
Fragen nicht angemessen in ihre Agenda zu integrieren und damit
globale sozial-ökologische Ungleichheiten zu zementieren. Es wird als
politisch unverantwortlich angesehen, dass Gewerkschaften für den Erhalt
von Industrien kämpfen, die einen massiven Einfluss auf den Klimawandel und
andere Modi ökologischer Zerstörung haben.

Diese Konfliktlage gibt Anlass dafür, Gewerkschaften als jene Akteure näher
zu betrachten, die gerade nicht die umwelt- und klimapolitischen Debatten
dominieren. Im Fokus stehen im Folgenden politisch-kulturelle
Orientierungen von Akteuren der IG Metall, insbesondere aus der
Vorstandsverwaltung, aber auch aus einer Automobilregion.

Der Analyse liegen theoretische Konzepte zugrunde, die das Verhältnis von
Natur und Gesellschaft beschreiben (Görg 2003, u. a.). Natürliche Prozesse
unterliegen demnach immer gesellschaftlichen Deutungen, die sich
voneinander unterscheiden, oder, wie im Fall umwelt- und
gewerkschaftspolitischer Akteure, sich auch widersprechen können.
Natürliche Bedingungen (wie das Klima) können allerdings auch
Eigendynamiken entfalten, die Gesellschaften nicht vollends kontrollieren
und beherrschen können. Entscheidende Vermittlungsinstanz
im Stoffwechsel von Natur und Gesellschaft ist aber aus
arbeitssoziologischer Perspektive die Arbeit (Voß 2010, S. 30).

Wie nun lassen sich die Deutungen von Funktionär_innen einer
Industriegewerkschaft in diesem Verhältnis verorten? Sowohl die
Stahlproduktion als auch die Automobilindustrie zeichnen sich durch einen
hohen Organisationsgrad und starke tarifpolitische Bindung aus. Beide sind
jedoch zunehmend ökologischen Regulierungen unterworfen und müssen sich
gleichzeitig gegenüber größer werdender Konkurrenz auf dem Weltmarkt
behaupten. Dabei geben Gewerkschaften nicht per se sozialpolitischen
Ansprüchen den Vorrang. Die IG Metall-Führung hat sich klar
zum Klimaschutz bekannt. Jedoch hat dies teilweise Unzufriedenheit bei den
Arbeiter_innen aus der Schwerindustrie ausgelöst.

An der traditionsreichen und in der Organisation kulturell bedeutsamen
Stahlindustrie zeigt sich, wie die Gewerkschafter_innen sowohl
industriepolitische Probleme als auch die Klimakrise zu bearbeiten suchen.
Historisch ist es nicht neu, dass die Stahlbranche mit Überproduktion
und daraus folgenden niedrigen Preisen auf dem Markt zu kämpfen hat. Zum
Zeitpunkt der Untersuchung (2016 und 2017), verwiesen die
Gewerkschafter_innen darauf, dass die Produktion in Ländern wie China, dem
weltweit wichtigsten Produzenten von Stahl und Aluminium, staatlich
gefördert wird und dort geringeren sozial-ökologischen Standards
unterliegt. Der durch die globale Konkurrenzsituation entstehende
Preisdruck hat angesichts der Sorge um Standorte und Arbeitsplätzen zu
Protesten von Gewerkschaften und Beschäftigten geführt. Als moralisches
Argument wird von Seiten der Gewerkschafter_innen dabei auch eingebracht,
dass die Stahlproduktion an den deutschen Standorten wesentlich
umweltfreundlicher ist und energieeffizienter betrieben wird. Zwar wurde
inzwischen in China selbst trotz steigender Nachfrage die Produktion
gedrosselt, um die CO₂-Emissionen herabzusetzen. Der globalen
Konkurrenzsituation soll aber auch in Zukunft vor allem mit technischen
Neuerungen begegnet und der Stahlsektor dekarbonisiert werden. Doch wird
die Lösung ökologischer Probleme so vor allem auf Energieeffizienz und
innovative Technologien reduziert. In den Interviews ist als wesentliches
Anliegen für den Klimaschutz zuhören, "im Bereich der Energieeffizienz,
der Ressourceneffizienz, effizientere Produktionsprozesse und effizientere
Produkte besser zu werden". Auch "über Innovation" solle "dieses
CO₂-Thema" gelöst werden, wofür höhere Investitionen als notwendig
erachtet werden. Mittels auf Energieeffizienz ausgerichteter technischer
Innovationen soll die Wettbewerbsfähigkeit der bundesdeutschen Industrie
erhalten bleiben. Dabei ist längst nicht geklärt, ob technologische
Innovationen im Zuge einer ökologischen Modernisierung tatsächlich zu einem
geringeren Umweltverbrauch führen - mindestens aber ist dies durchaus
voraussetzungsvoll.

Von besonderer Dynamik erweist sich für die Gewerkschafter_innen der Wandel
der Antriebstechnologien in der Automobilindustrie. Zum Zeitpunkt der
Untersuchung hatte die Gewerkschaft gerade ein Konzeptpapier
"Abgasnorm als Chance" herausgegeben, das sich mit den Regulierungen von
Emissionen auf EU-Ebene befasst. Stolz bringt ein Gewerkschafter im
Interview zum Ausdruck, dass die IG Metall sich damit "fast ein bisschen"
an die Spitze des Fortschritts stelle und eine "richtige Position"
vertrete - es wäre ja durchaus naheliegend, dass eine Gewerkschaft mit dem
zentralen Organisationsbereich der Automobilindustrie gegen die
Beschränkung von Emissionen argumentiert. In ähnlicher Weise betrachten
auch andere Gewerkschafter_innen ihre Organisation als gewichtigen Akteur,
der den Strukturwandel vom Verbrennungsmotor zum E-Motor auf sozial
verantwortungsvolle Art und Weise vorantreibt und dabei auch
klimapolitische Erfordernisse aufgreift. Ein anderer Gewerkschafter, der
selbst mit dem Strukturwandel der Automobilindustrie zentral beschäftigt
ist, äußert sich allerdings zynisch über die ökologische Selbstdarstellung
seiner Organisation. Letztlich seien ökologische Werte und klimapolitische
Ziele im Strukturwandel hin zur Elektromobilität nachrangig, in erster
Linie gehe es um ökonomische Konkurrenzdynamiken und
Technologieführerschaft auf dem Weltmarkt.

Übergreifend lässt sich in der Auseinandersetzung mit sozial-ökologischen
Fragen unter den Gewerkschafter_innen eine grundlegende Ambivalenz
ausmachen, die als sog. "Jobs versus Environment Dilemma" (Räthzel/Utzell
2011) auch in anderen Ländern identifiziert wurde. Allerdings schöpfen
Gewerkschaften mit der Gegenüberstellung von Ökologie und Arbeit und den
technologiefokussierten Lösungsansätzen ihr eigenes Potenzial nicht
aus. Denn so wird Arbeit als komplementär zur Natur betrachtet, nicht aber
in ihrer Vermittlungsfunktion im Stoffwechselprozess zwischen Gesellschaft
und Natur. Wenn Lösungsansätze der Gewerkschaften zum Klimaschutz vorrangig
um Effizienz und CO₂-Reduktion in der industriellen Produktion
kreisen, übernehmen sie die kulturellen Deutungen der ökologischen Krise
von den umweltpolitischen Akteuren, die ihnen aber in ihrer historisch
gewachsenen Kultur der Gewerkschafts- und Arbeiter_innenbewegung fremd
bleiben. An ihre eigenen, tendenziell verdeckten, Deutungen knüpfen sie
nicht selbstbewusst an. Ökologische Themen werden so nicht grundsätzlich
als inhärenter Bestandteil industrieller Strukturwandelprozesse
betrachtet - wo doch die Beschäftigten in ihren jeweiligen Industrien als
Bindeglied im Stoffwechsel von Gesellschaft und Natur arbeiten.
Lohnend wäre es, die Perspektive zu stärken, dass gerade
Industriearbeiter_innen in ihrer täglichen Arbeit an einem Prozess
mitwirken, der auch umweltpolitisch gestaltet werden kann. Bislang
findet der wesentliche Teil gewerkschaftlicher Umweltpolitik jedoch auf
Basis staatlicher oder europäischer Politik statt, der vorrangig auf die
Industrie im Allgemeinen fokussiert. Die Arbeitsprozesse im Betrieb
zusammen mit den Beschäftigten stärker in den Blick zu nehmen, wäre ein
nächster Schritt.

Wenn gerechte Übergänge für die Beschäftigten gestaltet werden sollen,
anstatt ihnen die Kosten der Transformation einseitig aufzubürden, könnten
die Möglichkeiten der Mitbestimmung auch um ökologische Fragen erweitert
werden. Betriebsrät_innen sind hier als Agent_innen des Strukturwandels
gefragt, mit Rückenstärkung sowohl durch die Gewerkschaft als auch von
Umweltverbänden. Ziel wäre es, unter Einbezug der Belegschaften und humanen
Arbeitsbedingungen ökologisch sinnvolle Produkte herzustellen. Damit diese
am Markt platziert werden können, sind sozial-ökologische
Investitionsprogramme notwendig. Zur politischen Gestaltung gerechter
Übergänge gehören auch Qualifizierungsmaßnahmen, wo im Bereich der
Digitalisierung die Programmierschule bei VW in Wolfsburg zu nennen ist.
Hinsichtlich ökologischer Themen sollten die Beschäftigten nicht nur im
Bereich der Umwelttechnik weitergebildet werden, sondern sich auch reflexiv
über das Verständnis industrieller Arbeit im Verhältnis zum Umwelt- und
Klimaschutz auseinandersetzen. Insofern müssen Gewerkschaften nicht mehr
nur mit den Sozialpartnern, sondern auch mit Umweltpartnern verhandeln und
von ihnen einfordern, auch die soziale Dimension des Wandels stärker in den
Blick zu nehmen.

Der Stellenwert von Umwelt- und Klimaschutz im Wertesystem der
Beschäftigten wird von den Gewerkschafter_innen unterschiedlich
eingeschätzt. Einige betonen, dass die hohe Bedeutung von
Arbeitsplatzsicherheit und guten Tariflöhnen nicht gegen ein Interesse an
Umweltschutzfragen spricht. Andere gehen allerdings davon aus, dass ein zu
hohes Maß gewerkschaftlicher Umweltpolitik abschreckend auf ihre Mitglieder
wirken oder sie gar zu einer Verlagerung politischer Einstellungen nach
rechts veranlassen könnte.
Ein durchaus gewichtiges Argument angesichts des Erstarkens sowohl der
umweltpolitischen als auch der rechtspopulistischen Kräfte, denn
beide stehen sich in ihren politischen Zielen beinah komplementär gegenüber
und können soziale Spaltungen in dem Land weiter vertiefen - eine
Polarisierung, der die IG Metall ihren gesellschaftspolitischen
Ansprüchen zufolge entgegen wirken will. Gleichwohl schließt diese
sozialpolitische Entwicklung nicht aus, dass sich die
Gesellschaftspolitik von Gewerkschaften auch weiter der Sorge um eine
intakte Umwelt widmet. Dies hat sie bereits in der Vergangenheit getan,
wenn dies - wie z. B. im Fall der Debatte um die Atomkraft - auch eine
umstrittene Thematik in der Organisation sein kann.

Das Potential der hier im Fokus stehenden Industriegewerkschaft als Akteur
einer sozialökologischen Transformation lässt sich mit dem
Begriff der industriellen Naturverhältnisse fassen. Im gewerkschaftlich
zentralen Wert der Industrie lassen sich neben Orientierungen am Tauschwert
(sprich an kapitalistischer Wertschöpfung) auch solche an den
Gebrauchswerten industrieller Produktion identifizieren. Letztere sind im
kulturellen Gedächtnis der Gewerkschaft sedimentiert (vgl. Schuppert 2008:
362), existieren aber nur latent, oder werden nicht (selbst-)bewusst
nach außen getragen. Demgegenüber stehen gewerkschaftliche Orientierungen
an technischen Lösungen von Umweltproblemen, vorrangig des
Klimaschutzes. Diese orientieren sich am Paradigma der ökologischen
Modernisierung, das sich gegenwärtig im Ringen um gesellschaftliche
Hegemonie vor allem gegenüber fossilistischen Kapitalfraktionen aber auch
Rechts-Autoritären durchzusetzen versucht. In dieser Neujustierung
gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse will auch die Gewerkschaft nicht den
Anschluss verlieren. Die ambivalenten Naturverhältnisse der Gewerkschaft,
die einerseits instrumentell und zweckrational, andererseits wertrational
ausgerichtet sind, verweisen auf eine moralische Ökonomie
(vgl. Thompson 1971) der sich die Gewerkschafter_innen verpflichtet fühlen.
Wenngleich ihnen die konkreten Ideen für sozial-ökologische Umbauprozesse
oft fehlen, da es zunächst darum geht, dem Renditedruck zu entkommen, wenn
bei Verhandlungen mit Unternehmen mit Verlagerungen oder Arbeitsplatzabbau
gedroht wird. Auch hier bleibt zu konstatieren, dass eine umfassende
Transformation nur mit gemeinsamen, solidarischen Anstrengungen anderer
gesellschaftlicher Akteure gelingen kann.
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[1] Jana Flemming ist wissenschaftliche Mitarbeiterin der Forschungsgruppe
"Globalisierung, Arbeit und Produktion" am Wissenschaftszentrum für
Sozialforschung Berlin (WZB). Dort ist sie als PostDoc mit den Auswirkungen
von Automatisierung und Digitalisierung in der Arbeitswelt in
Folge der COVID-19-Krise befasst. Sie promovierte mit einer Arbeit über
politisch-kulturelle Orientierungen gewerkschaftlicher Akteur_innen in
sozial-ökologischen Transformationsprozessen. Auf dieser Untersuchung
basieren die folgenden Ausführungen, die unter dem Titel "Industrielle
Naturverhältnisse. Politisch-kulturelle Orientierungen gewerkschaftlicher
Akteure in sozial-ökologischen Transformationsprozessen" im oekom-Verlag
erscheinen wird. Ein Artikel zum Thema ist in ähnlicher Form in den
WZB-Mitteilungen 4/2021 erschienen.
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Keine Schuldenbremse für Aufrüstung

Bundeshaushalt: Militär und Konzerne profitieren, alle anderen müssen
sparen

von Ralf Hohmann



Hundert Milliarden Euro Kredit will die Regierung für den
Militärhaushalt aufnehmen. Damit die immense Neuverschuldung nicht
gegen die Schuldenbremse verstößt und als "Sondervermögen" des Bundes
ausschließlich für die Bundeswehr zur Verfügung steht, soll das
Grundgesetz geändert werden. Unter der sogenannten "Schuldenbremse"
versteht man die in Artikel 109 Absatz 3 GG verankerte Regelung zur
Begrenzung der (strukturellen) Kreditaufnahme des Bundes und der
Länder. Sie wurde im Zuge der Föderalismusreform im Jahr 2009
eingeführt. Nicht alle Bundesländer haben in ihren Verfassungen die
Schuldenbremse umgesetzt. Auffällig ist, dass in den Bundesländern,
welche sie nicht umgesetzt haben, die Verschuldungsquote zwar etwas
höher (bis zu 4 Prozent) liegt, aber stets die gleiche Tendenz
aufweist wie in den Ländern mit Schuldenbremse.

Eine echtes Hemmnis für eine freigiebige Ausgabenpolitik ist sie also
nicht. Eher drängt sich der Verdacht auf, dass die Schuldenbremse
bewusst dazu eingesetzt wird, allzu dringlichen Forderungen nach
höheren Ausgaben im Sozial-, Gesundheits- und Bildungsbereich mit dem
Hinweis auf die "verfassungsmäßige Grenze" Paroli zu bieten. Hier
entpuppt sich die "schwarze Null" als Allzweckwaffe, wenn es darum
geht, kreditfinanzierte Investitionen in Bildung, Pflege, kommunalen
Nahverkehr und Arbeitsfördermaßnahmen zu verhindern. Die
Neuverschuldung beträgt aktuell 99,7 Milliarden Euro - wobei jetzt
schon klar ist, dass dieser Betrag zu niedrig angesetzt ist und im
Laufe des Jahres aufgestockt werden muss. Für die Überbrückung
weiterer Engpässe hat der vorausschauende Finanzminister deshalb
bereits einen "Nachtragshaushalt" angekündigt. "Dort sollen die
Mehrausgaben wegen des Krieges eingearbeitet werden", wie man in der
"Zeit" lesen konnte.

Die meisten Verfassungsjuristen und auch der Bundesrechnungshof halten
Nachtragshaushalte für eine offen grundgesetzwidrige
Verschleierungstaktik. Die oppositionelle CDU wittert Morgenluft,
obschon sie in der Vergangenheit selbst gern mit Nachtragshaushalten
operiert hat. Christian Haase, Haushaltspolitischer Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, hält den Haushalt für ein "Blendwerk in
Zahlen". Trotz allen Jonglierens mit Haupt-, Sonder- und
Nachtragshaushalten wird auch dieses Jahr, wie in den Vorjahren, die
als goldenes Kalb verehrte Schuldenbremse gerissen. In der
Pressekonferenz nach der Sitzung des Kabinetts am 16. März erläuterte
der sichtlich gutgelaunte Christian Lindner die Eckpunkte seiner
Finanzplanung mit Ausgaben von 457,6 Milliarden Euro im laufenden
Jahr: Bei den Beratungen zum Haushalt "haben wir die Vorhaben der
Koalition und uns selbst auch nochmal neu kennengelernt". Und dann
durften die Hauptstadtjournalisten Lindners Gewinner- und
Verliererliste kennenlernen: Meistbegünstigtes Ressort ist das Militär
mit einem Plus von 7,3 Prozent (wobei das "Sondervermögen"
mit 100 Milliarden Euro und die angekündigte Übererfüllung des
NATO-Beitrags noch nicht einmal eingerechnet sind). Es folgt das
Wirtschaftsministerium mit 6,7 Prozent Zuwachs. Auf der Strecke
bleiben Bildung (-2,5 Prozent), Arbeit und Soziales (-2,9 Prozent),
Familien (-4,7 Prozent), Ernährung (-7,4 Prozent), Umwelt und
Naturschutz (-17,5 Prozent), die Entwicklungshilfe wird um 12,6
Prozent gekürzt.

In nackten Zahlen gerechnet ist der deutsche Militäretat
einschließlich Sondervermögen nun so hoch wie der von Russland,
Frankreich und Großbritannien zusammen. Unterdessen gehen die
Aktienkurse der Waffenschmieden durch die Decke, Rheinmetall legte
binnen drei Wochen um über 80, der Rüstungselektroniker Hensoldt um
76,5 und der IT-Ausrüster Secunet um 37 Prozent zu. Der
US-Kampfjethersteller Lockheed Martin profitiert an der nuklearen
Teilhabe Deutschlands und wird 35 F-35-Jets (Einzelpreis: 100
Millionen Euro) liefern. Das groß angekündigte Bürgergeld und die
Kindergrundsicherung tauchen dagegen im Haushalt nicht mehr auf. Auch
nicht als Sondervermögen. So bleibt es für die circa 5 Millionen
Menschen, die Hartz-IV beziehen, bei der lächerlichen "Erhöhung" der
Bezüge um 10 Cent pro Tag (Kinder 7 Cent) seit 1. Januar - bei einer
Inflation von über 5 Prozent, explodierenden Spritpreisen und immens
gestiegenen Heizkosten. Im vergangenen Jahr wurde 230.000 Haushalten
der Strom abgestellt, die Sozialverbände erwarten, dass sich diese
Zahl im laufenden Jahr drastisch erhöhen wird. Der nun weltweit
drittgrößte Militärhaushalt fordert seine Opfer.
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Zwangssterilisierung - Erste Zeugenaussage einer indigenen 
Betroffenen 
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Zwangssterilisierung - totgeschwiegene Gewalt

Foto: Minkaprod via Wikimedia Commons (CC BY-SA 3.0)
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Zwangssterilisierungen an indigenen Frauen werden nicht als
rassistische Gewalt thematisiert. Eine erste Zeugenaussage könnte den
Stein ins Rollen bringen.

(Panama-Stadt, 19. März 2022, Servindi) - Eine Frau aus dem indigenen
Volk der Ngäbe hat bei der Staatsanwaltschaft Klage eingereicht, weil
sie gegen ihren Willen sterilisiert wurde. Diese erste Zeugenaussage
in einem solchen Fall bricht mit einer Kultur des Schweigens und
könnte dazu führen, dass weitere Verletzungen der Rechte indigener
Frauen aufgedeckt werden. Wie die spanische Nachrichtenagentur Efe
berichtete, wird die Identität dieser ersten Klägerin geheim gehalten.
Die Aussage bricht jedoch mit einer Kultur des Schweigens. Noch weiß
man nicht, wie viele weitere Betroffene es wagen werden, ihre Klagen
vorzubringen. Der Fall könnte aber dazu führen, dass weitere Angriffe
auf die Integrität und die Rechte der indigenen Frauen des Landes
aufgedeckt werden - diese verschwinden normalerweise hinter dem
Schleier der patriarchalischen Kultur des Landes. Die Aktivistin Lucy
Córdoba, die den Fall der Klägerin begleitet, schildert gegenüber der
Agentur Efe die Gewalt, der die indigenen Frauen in Panama
ausgeliefert sind. "Seit Jahrzehnten leiden die indigenen Frauen unter
Diskriminierung", so Córdoba. Immer wieder würden Frauen ohne ihre
Zustimmung sterilisiert, wobei die Kultur des Schweigens verhindere,
dass die Übergriffe publik werden. "Sie leiden und weinen im Stillen",
so Córdoba.


Zwangssterilisierungen nach Entbindung

Seit einiger Zeit wird in dem mittelamerikanischen Land wegen einer
Reihe von Zwangssterilisierungen an indigenen Frauen ermittelt. Wie
lokale Medien informierten, wurden die Untersuchungen eingeleitet,
nachdem mehrere indigenen Frauen berichteten, sie seien in
öffentlichen Krankenhäusern ohne ihre Zustimmung sterilisiert worden.
Aus diesem Grund reichte Kayra Harding, Abgeordnete der
Nationalversammlung Panamas, am 17. Februar 2022 Klage ein. Vorher
hatte sie in der nordwestlichen Provinz Bocas de Toro betroffene
Frauen aufgesucht und sich persönlich mit ihnen unterhalten. Wie sich
in den Gesprächen zeigte, wurden die Frauen ohne Zustimmung
sterilisiert, nachdem sie in einem Krankenhaus nahe der Stadt
Changuinola entbunden hatten. Daraufhin hatte die Staatsanwaltschaft
am 21. Februar 2021 ein Spezialteam gebildet, um die Vorwürfe zu
untersuchen.
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AUFRUF/006: Freiheit für Mimmo - die Festung Europa überwinden (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Freiheit für Mimmo - die Festung Europa überwinden

von DiEM25, 21. März 2022



Ein globale Koalition von Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens und
Parlamentariern fordert von der italienischen Regierung, die Anklage gegen
Domenico 'Mimmo' Lucano wegen seiner Unterstützung von Flüchtlingen fallen
zu lassen.

Eine weltweite Koalition von Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens und
Parlamentariern, darunter Noam Chomsky, Ada Colau, Jean-Luc Mélenchon,
Carola Rackete, Yanis Varoufakis, Niki Ashton und Jeremy Corbyn, hat heute
(Montag) in einem Schreiben an den italienischen Ministerpräsidenten Mario
Draghi, den Staatspräsidenten Sergio Mattrella, die Innenministerin Luciana
Lamorgese und die Justizministerin Marta Cartabia gefordert, die Anklage
gegen den ehemaligen Bürgermeister von Riace, Domenico "Mimmo" Lucano,
unverzüglich fallen zu lassen.

Als Bürgermeister von Riace (2004-2018) wurde Lucano durch die Aufnahme von
Migranten bekannt. Riace war als eine sterbende Stadt bekannt, deren
Bevölkerung im freien Fall war. Lucano siedelte Hunderte von
Migrantenfamilien um und hauchte der Stadt neues Leben ein. Mit seinem
"Programm der Gastfreundschaft, Verjüngung und des Überflusses" wurde er
mit drei Amtszeiten als Bürgermeister belohnt. Als Zweitplatzierter des
Weltbürgermeisterwettbewerbs 2010 erlangte er internationale Anerkennung,
wurde in die Fortune-Liste 2016 der größten Führungspersönlichkeiten der
Welt aufgenommen und mit dem Dresdner Friedenspreis ausgezeichnet.

Im Jahr 2018 trat er als Bürgermeister zurück und geriet bald ins
Fadenkreuz des rechtsextremen Politikers Matteo Salvini, der Innenminister
wurde und Lucano unter Hausarrest stellte und ihn beschuldigte, "Italien
mit Migranten zu kolonisieren". Im September letzten Jahres verhängte das
Gericht eine schockierende Haftstrafe von 13 Jahren gegen Lucano. Er hat
gegen das Urteil Berufung eingelegt.

Nach seiner Verurteilung bat Lucano die Progressive Internationale (PI),
ein globales Netzwerk, das progressive Kräfte vereint, mobilisiert und
organisiert, um Hilfe. In einem Brief an die PI, der heute veröffentlicht
wurde, bat er um "Unterstützung im Kampf gegen die gegen mich erhobenen
Anklagen, um für die von unserer Gesellschaft ausgeschlossenen Migranten
einzutreten und die Festung, die an den Grenzen Europas errichtet wurde,
abzubauen".

Als Reaktion darauf hat die PI in Zusammenarbeit mit DiEM25 und Catalunya
en Comú eine weltweite Kampagne zur Freilassung von Lucano gestartet und
einen Brief an die italienischen Behörden verfasst, in dem die Einstellung
der gegen ihn erhobenen Anklage gefordert wird.


In einem offenen Brief an Lucano, der heute (Montag) veröffentlicht wurde,
erklärte die Progressive Internationale:

"Wir glauben, dass das Riace-Modell eine Inspiration für die Welt ist. Als
unsere Regierungen Festungen bauten, um Migranten fernzuhalten, haben Sie
sie aufgenommen. Als lokale Kriminelle und globale Unternehmen sich
verschworen, um ihren Mangel an rechtlichem Schutz auszunutzen, haben Sie
ein globales Dorf und eine Città Futura - eine Stadt der Zukunft - gebaut,
in der alle Bewohner einen Beruf erlernen und eine Unterkunft finden
können."

"Wir sind unmissverständlich: Ihre Verurteilung zu 13 Jahren Haft ist
sowohl eine Farce der Justiz als auch ein eklatanter Verstoß gegen die
gemeinsamen Grundsätze von Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Frieden und
Stabilität, die die Europäische Union zu wahren vorgibt."

Der ehemalige Bürgermeister von Riace, Domenico Lucano, sagte:

"In diesem Fall steht viel mehr auf dem Spiel als meine eigene Freiheit.
Die Solidarität selbst steht vor Gericht. In unserer Stadt Riace wurde kein
Verbrechen begangen. Die Verbrechen sind die unserer Regierung in Rom, die
den hier lebenden Flüchtlingen die elementarsten Rechte verweigert und sie
stattdessen auf dem Mittelmeer ertrinken lässt."

Noam Chomsky, ein Mitglied des PI-Rates, sagte:

"Domenico Lucano bot echte Hoffnung für die Wiederbelebung von Riace und
dafür, dass es ein Modell für andere wird. Seine Bestrafung ist eine
Schande. Er sollte sofort freigelassen werden und dabei unterstützt werden,
die wichtige Arbeit, die er begonnen hat, fortzusetzen.

Jeremy Corbyn, ehemaliger Vorsitzender der britischen Labour-Partei und
Mitglied des PI-Rates, sagte dazu:

"Unsere Forderung ist ganz einfach: Lassen Sie die Anklage fallen. Mimmo
und seine Mitangeklagten sind anständige Menschenfreunde, die Opfern von
Krieg und Unglück auf der ganzen Welt geholfen, ihre Gemeinschaft
wiederbelebt und der Welt ein Beispiel gegeben haben. Flüchtlinge sind
Menschen wie wir, die versuchen, einen Ort der Sicherheit zu finden. Die
Gastfreundschaft der Menschen in Riace sollte zu Recht als Höhepunkt der
menschlichen Zivilisation angesehen werden, die sich nicht vor Gericht
verteidigen muss."

Yanis Varoufakis, Mitglied des griechischen Parlaments, Mitbegründer von
DiEM25 und Mitglied des PI-Rates, sagte:

"Unsere Fernsehbildschirme sind voll von traurigen Bildern von
Flüchtlingen, die aus dem Kriegsgebiet in der Ukraine fliehen und im
übrigen Europa aufgenommen werden. Die Art und Weise, wie wir Flüchtlinge
behandeln, ist ein Zeichen für unsere Menschlichkeit.

Mimmo Lucano wird durch die Gerichte geschleift und zu lächerlichen
Geldstrafen verurteilt, weil er das tut, was wir feiern, wenn es um die
Ukrainer geht. Doppelmoral ist Gift für die Seele".


DiEM25 ist eine europaweite, grenzüberschreitende Bewegung von
Demokraten. Wir glauben, dass die Europäische Union dabei ist zu zerfallen.
Die Europäer verlieren ihren Glauben an die Möglichkeit, europäische
Lösungen für europäische Probleme zu finden. Zur gleichen Zeit wie das
Vertrauen in die EU schwindet, sehen wir einen Anstieg von
Menschenverachtung, Fremdenfeindlichkeit und Nationalismus.
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FRAGEN/003: Brasilien - Marinete da Silva über die schleppende Aufklärung des Mordes an ihrer Tochter Marielle Franco (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

"Ich glaube an eine Gerechtigkeit voll Würde für Marielle"
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Seit vier Jahren dieselbe Frage: 'Wer hat Marielle getötet?'

Foto: Romerito Pontes via Flickr (CC BY 2.0) 
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Vier Jahre nach dem Mord an der Schwarzen linken Stadträtin und
Aktivistin Marielle Franco spricht ihre Mutter im Interview über die
schleppende Aufklärung des Verbrechens.

(Rio de Janeiro, 14. März 2022, Brasil de Fato) - Vor vier Jahren, in
der Nacht des 14. März 2018, fuhren Marielle Franco und Anderson Gomes
durch das Viertel Estácio im Zentrum Rio de Janeiros, als ihr Fahrzeug
in einen Hinterhalt geriet und Schüsse fielen, die die Stadträtin der
linken Partei PSOL und ihren Fahrer töteten [1]. Marielle Franco war
auf dem Rückweg von einer Veranstaltung unter dem TItel "Junge
Schwarze Frauen verändern die Strukturen" in Lapa, einem der
Szeneviertel Rio de Janeiros.

Anfang März 2022 traf Marielle Francos Mutter, die Anwältin Marinete
da Silva, das Ermittlungsteam, das den Mord an ihrer Tochter seit vier
Jahren untersucht. In einem Interview mit Brasil de Fato sprach da
Silva über das Treffen, das immer noch keine Antwort auf die Frage
geben konnte, wer die Hauptverantwortlichen für das Verbrechen sind.
Auf die Frage, ob sie von der Bundes- und Landesregierung unterstützt
werde, antwortete sie, dieser Kommunikationskanal existiere nicht.

In den vergangenen Jahren hat die Leitung der Ermittlungen im Fall
Marielle Franco [2] unter der brasilianischen Zivilpolizei mehrmals
gewechselt. Die Untersuchung liegt damit nun schon beim fünften
Beauftragten, der den Prozess vor etwas mehr als einem Monat
übernommen hat - ohne die von der Familie, sozialen Bewegungen und
brasilianischen und internationalen Organisationen geforderten
Antworten zu geben.


Brasil de Fato: Es sind jetzt vier Jahre ohne Antworten auf Ihre
Fragen. Wie war das Treffen mit dem neuen Zuständigen für den Mordfall
Marielle bei der Zivilpolizei?

Marinete da Silva: Bei unserem Treffen ging es eher um eine Art
Abrechnung dessen, was in der vergangenen Zeit geschehen ist. Es ging
darum, was im Fall getan wird, um die bereits erbrachten Beweise, die
bisher unternommenen Schritte und auch darum, wie es momentan
insgesamt im Fall aussieht. Wenn eine neue Person kommt und eine
andere geht, geht der Faden des Falles ein wenig verloren.

Und wie hat sich das neue Team positioniert?

Sie sagten, dass sie Kontinuität gewähren würden. Es handele sich um
einen umfangreichen und symbolträchtigen Prozess, daher gebe es keine
Möglichkeit, vorherzusagen, wann wir etwas Konkretes zu den
Auftraggebern haben werden. Wir sind zuversichtlich, dass wir
weiterhin Zugang zu dem haben werden, was bereits getan wurde und was
getan werden muss, dass wir zu den Ermittlungen zurückkehren werden,
wenn etwas aus der Vergangenheit noch nicht abgeschlossen ist und
jetzt für den Prozess relevant sein kann. Wir werden alles tun, was
möglich ist, damit wir eine Anklage gegen den Auftraggeber erheben
können.

Sie und Ihre Familie hoffen also weiterhin auf eine Lösung?

Als Mutter darf ich zu keinem Zeitpunkt die Hoffnung verlieren. Ich
glaube an eine Gerechtigkeit voll Würde für sie und wir werden zu
einem Ergebnis kommen. Es geht nicht darum, dass meine Tochter eine
Parlamentarierin war oder dass sie besser gewesen wäre als andere. Es
gibt Hunderte solcher Fälle, die nicht aufgeklärt wurden. Die
Mordkommission behandelt ein enorme Menge an Fällen.

Gibt es Hinweise und Anhaltspunkte, um die Auftraggeber zu
finden?

Auch wenn es keine eindeutigen Beweise dafür gibt, dass es sich um
diesen oder jenen Drahtzieher handelt, so gibt es doch einige
Ermittlungsansätze, sodass ich weiterhin nur an die Arbeit der
Polizei, der Staatsanwaltschaft und der Ermittlungsteams glauben kann,
die seit dem Tag des Verbrechens an der Sache arbeiten. Denn es ist
klar, dass wir in einer komplizierten Situation leben: Viele Menschen,
von der Bundes- über die Landes- bis hin zur kommunalen Ebene, haben
überhaupt kein Interesse daran, zur Auflösung des Falles beizutragen.

Wie stehen der ehemalige Gouverneur Wilson Witzel (Partido Social
Cristao), der aktuelle Gouverneur Claudio Castro (Partido Liberal) und
Präsident Jair Bolsonaro [3] (Partido Liberal) zu den Ermittlungen?
Haben sie zu irgendeinem Zeitpunkt geholfen?

Ich werde mich nicht zu Personen äußern, zu denen ich keinen Bezug
habe. Sie haben nichts beigetragen, ich bin nicht einmal in der Lage,
über diese Leute zu sprechen. Witzel, der derzeitige Gouverneur,
Bolsonaro und seine Misswirtschaft sowie sein völliger Mangel an
Engagement für alles in diesem Land ...

Was denken Sie und Marielles Familie über diese Zeit der
Ermittlungen und die Schwierigkeiten?

Mein Gefühl ist ein Gefühl der Empörung und des Schmerzes, nicht der
Revolte. Es geht um eine Position, die wir weiterhin einfordern
können. Es ist das Gefühl eines barbarischen Verbrechens durch eine
Person, die ihren Auftrag ausübte. An jedem anderen Ort der Welt
hätten wir bereits eine Antwort. Schließlich dauert diese Untersuchung
bisher nicht vier Tage, nicht vier Monate, sondern vier Jahre. Diese
Untersuchung so lange nicht abzuschließen, wäre in einem seriösen Land
praktisch unmöglich. Mögen die Untersuchungen im Fall Marielles,
Andersons und all der anderen, zu denen ermittelt wird, in Würde
abgeschlossen werden. Nur so können wir die Frage beantworten, wer die
Ermordung von Marielle Franco angeordnet hat.

Welche Früchte werden Marielle und ihre Geschichte für die Politik
und die Welt tragen?

Die wichtigste von allem ist ihre Tochter. Die anderen Früchte sind
Frauen, die sich mit der Geschichte identifizieren, die ermutigt
werden, für ein Amt zu kandidieren und sich in diesen sehr
ungleichen politischen Prozess einzubringen. Es sind diejenigen, die
ihre Geschichte mit Würde weiterführen. Marielle ist ein Symbol des
Widerstands, sie hat sich für diesen Prozess der Gleichberechtigung
eingesetzt und war zehn Jahre lang eine wichtige Aktivistin in der
Menschenrechtskommission des Alerj (der gesetzgebenden Versammlung des
Bundesstaates Rio de Janeiro, Anm. d. Übers.). Ja, ich werde als
Mutter und als Schwarze Frau weitermachen. Und ich werde nicht
aufhören, denn genau das ist es, was auch Marielle getan hat.


Anmerkungen:
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STANDPUNKT/119: Neue Verfassung im Vatikan verabschiedet - nur ein Reformversprechen? (Gerhard Feldbauer)

Vatikan verabschiedet neue Verfassung

Es sind Verkündungen - was daraus wird, bleibt abzuwarten

von Gerhard Feldbauer, 21. März 2022



Als Papst Franziskus vor neun Jahren sein Amt antrat, hatten seine
Vorgänger, der polnische Papst Johannes Paul II. und nach ihm der
deutsche Ratzinger alias Benedikt XVI., mit ihrer erzreaktionären,
menschenfeindlichen Politik die katholische Kirche in eine tiefe Krise
gestürzt. Scharenweise traten die Gläubigen aus. Franziskus versuchte,
den Absturz aufzuhalten und versprach tiefgehende Reformen. Als erstes
berief er einen Kardinalsrat ein, auch als K-9 bezeichnet, weil er zu
Beginn neun Mitglieder zählte. Nachdem sich seine Bemühungen, deren
Ernsthaftigkeit immer wieder angezweifelt wurden, neun Jahre
hinschleppten, scheint er jetzt mit der Verabschiedung einer neuen
Verfassung des Vatikans einen Durchbruch anzeigen zu wollen.

Das am Samstag, dem Jahrestag seines Amtsantritts, im
Nachrichtenportel Vatican News veröffentliche Grundgesetz des
Kirchenstaates trägt die Bezeichnung "Praedicate Evangelium" (Predigt
das Evangelium) und soll am 5. Juni, dem Pfingstsonntag, in Kraft
treten. Es tritt an die Stelle der von Johannes Paul II. 1988
erlassenen apostolischen Konstitution "Pastor Bonus" (Der gute Hirte).

Das auf 54 Seiten 250 Paragrafen umfassende Dokument sieht vor, den
Verwaltungsapparats des Vatikans - die Dikasterien (Ministerien),
Justiz- und Wirtschaftsorgane sowie das Sekretariat des Heiligen
Stuhls, das von Kritikern "Wasserkopf" genannt wird, zu verkleinern
und den unteren Ebenen der Kirchenhierarchie mehr Mitsprache und
Befugnisse einräumen. Danach soll, wie es heißt, das "Potenzial" der
Ortsbischöfe gestärkt werden, sie sollen nicht immer nur auf Antwort
aus Rom warten, sondern eigenverantwortlich Entscheidungen treffen.
Die Stärkung der Ortskirchen solle, so Franziskus in der Präambel,
"eine effektivere Verbreitung des Glaubens fördern und einen
konstruktiveren Dialog anregen". Offensichtlich geht es hier darum,
dem Mitgliederschwund der katholischen Kirche aufzuhalten.

Dazu werden mehrere Behörden zu einem neuen Dikasterium für
Evangelisierung zusammengelegt, das - ausgenommen das
Staatssekretariat - in der Reihenfolge der Dikasterien ganz oben, noch
vor der bisherigen Glaubenskongregation steht. Die Kirche müsse sich
"missionarisch bekehren", heißt es. Und der Papst macht das zur
Chefsache: Er wird dem neuen Dikasterium persönlich als Präfekt
vorstehen. Auch das Almosenamt (der päpstliche Wohltätigkeitsdienst)
wird zu einem Dikasterium für den Dienst der Nächstenliebe
aufgewertet. Hier bringt sich die katholische Kirche in die Linderung
der Not der wachsenden Millionen der Armen - nicht nur in Italien -
ein, was ihr Ansehen erhöht.

Das brisante Thema des sexuellen Missbrauchs wird nicht näher
thematisiert, aber eine bestehende Kommission für den Schutz
Minderjähriger als unabhängige Einrichtung mit einem eigenem
Präsidenten und Sekretär bleibt erhalten, wird jedoch dem Dikasterium
für die Glaubenslehre zugeordnet.

Gestärkt werden soll auch die Rolle der nationalen Bischofskonferenzen
gegenüber Rom. "Die römische Kurie steht nicht zwischen dem Papst und
den Bischöfen, sondern stellt sich in den Dienst beider", sagte
Franziskus bei der Vorstellung. Vor allem aber sollen künftig Frauen
und Laien verantwortliche Funktionen in den Behörden übernehmen
können. Wörtlich ist im Text von der "Beteiligung von Laien und Frauen
auch in leitenden und verantwortlichen Funktionen" die Rede. Ob das
auch die "Chefsessel" des Vatikan betrifft, wird schon jetzt
bezweifelt. Es dürfte sich wohl auf Posten in den neu sortierten
Dikasterien (Ministerien) reduzieren, meinen Vatikan-Experten.

Zu sehen ist, dass es sich, wie übrigens auch in bürgerlichen
Verfassungen üblich, um Verkündungen handelt, also um keine gesetzlich
verbindlichen Festlegungen. Es bleibt abzuwarten, was davon
Wirklichkeit werden wird.
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REZENSION/015: Thomas Luther - Schachtaktik und Schachstrategie (SB)

Thomas Luther



Schachtaktik und Schachstrategie

Fundamentales Schachwissen mit GM Thomas Luther



 
Strategie ist ein nobles Wort für eine ganze Reihe vielzügiger
Manöver und Pläne, deren Zweck es ist, eine bestimmte vorteilhafte
Stellung auf dem Brett anzustreben. Einen einmal ausgewiesenen
Vorteil sodann sukzessive auszubauen und in einen gewinnbringend
verdichteten Plan zu transferieren, setzt die Kenntnis taktischer
Motive als auch eine zielorientierte Intuition voraus. So gesehen ist
Strategie immer auch der Ausdruck eines Standes von entwickelter
Meisterschaft, sozusagen die Visitenkarte eines Profispielers.

Ein solches Wissen hinlänglich oder gar in vollem Umfang erklärbar zu
machen, würde zweifelsohne mehr Seiten verschlingen als eine
Enzyklopädie über den Kulturwert eines philosophischen Denksystems.
Vom Erfahrungswissen eines Großmeisters in einem überschaubaren
Buchformat zu profitieren, verlangt daher neben der Bündelung der
Inhalte vor allem eine Didaktik der kleinen Schritte. Diese sollten
nachvollziehbar, lernimmanent und stets so angelegt sein, dass sich
neu erlangtes Wissen nicht in einem Strudel von Wiederholungen
verliert. Schnelle Aha-Effekte sind nett, aber nicht unbedingt
entwicklungsrelevant.

Eben weil eine komplizierte Stellung auf dem Brett für einen Anfänger
in den Rätseln einer Sphinx spricht, braucht es eine Methodik zur
Dechiffrierung und, was nicht zu unterschätzen ist, eine lange
Reifezeit des Stolperns über Erfahrungen, bis man in der Lage ist,
den tatsächlichen Nährwert einer Position über die Spannbreite eines
optionalen Kalküls hinaus treffgenau bestimmen zu können. Wer jedoch
annimmt, Strategie wäre eine Art Schlüssel zur allgemeingültigen
Anwendung für eine Reihe von markanten Stellungstypen, wird sich
zuletzt nur selbst beschwindeln. Niemand öffnet die Tür zu den
Geheimnissen des Schachspiels ohne harte Arbeit. Bücher über
Strategie funktionieren nicht wie Kochrezepte oder das Verinnerlichen
eines Katechismus.

Ein strategisches Lehrbuch kann dem Leser jedoch eine sinnvolle
Anleitung zur Hand geben, um sich mit den vielfältigen komplexen
Elementen des strategischen Spiels vertraut zu machen. Dass er dabei
mit Fragestellungen konfrontiert wird, mit denen er sich im wahrsten
Sinne des Wortes herumschlagen muss und die ihm mehr abfordern als
das bloße Wälzen von Lehrsätzen und Fallbeispielen, liegt in der
Natur eines echten Lernschritts begründet. Anders ist ein Fortschritt
auf Dauer nicht zu generieren.

Der zweite Band zu "Fundamentales Schachwissen mit GM Thomas Luther"
ist der "Schachtaktik und Schachstrategie" gewidmet. Darin erweitert
der Autor nicht nur das Spektrum taktischer Motive aus dem ersten
Band. Viel wichtiger ist ihm, dem Leser ein aufbaufähiges
Basisverständnis von Strategie zu vermitteln, um komplizierte
Brettsituationen künftig besser verstehen und analysieren zu können,
und ihm gleichzeitig Anreize zu bieten für eine weiterführende
Neugierde. Didaktiker müssen Führer durch die Finsternisse sein. So
vermeidet es Luther mit Bedacht, eine kathederhafte Definition von
Strategie zu liefern. Welchen Wert hätten etwa eine komprimierte
Weltformel oder ein Blick ins Lexikon für jemanden, der sich in
orientierungsloser Dunkelheit zurechtfinden muss? Beides wäre nicht
hilfreich und trüge unnötigerweise zur Verwirrung bei.

Bestenfalls ließe sich sagen, dass Strategie einen tieferen Blick auf
das Brettgeschehen ermöglicht. Man erkennt strukturelle Zusammenhänge
zwischen Figuren- und Bauernformationen, was die Fähigkeit erhöht,
das eigene planvolle Spiel mehrere Züge in die Zukunft zu verlagern.
Strategie entspräche demnach für den Hausgebrauch eines Amateurs bzw.
Hobbyspielers dem Studium einer Stellung, die in einer für ihn noch
unverständlichen kryptischen Schrift geschrieben ist. Dieser Aufgabe,
ein Rüstzeug für das Erlernen strategischer Zielsetzungen zu stiften,
nimmt sich der Autor mit viel Feingefühl und Kenntnisschärfe an.
Schließlich ist er diesen Weg selbst gegangen und weiß als
Senior-Trainer der FIDE (International Chess Federation), welche
Mittel auf der Ebene der Ausbildung geeignet sind, um das strategische
Fachwissen auch für weniger geübte Spieler plausibel zu machen.

Wie schon im ersten Band geht Luther den bewährten Weg über die
Taktik, wenn er beispielsweise das Motiv der Hin- und Weglenkung
erläutert. Diese beinhaltet keinen typischen taktischen Schlag,
sondern beschreibt vielmehr eine Methode, um "eine Drohung zum
Einsatz zu bringen" (S.33). Drohungen schlummern versteckt in vielen
Stellungen, aber sie müssen geweckt werden. Das ist der eigentliche
Sinn von Strategiemanövern. Gewissermaßen kreieren sie Wendepunkte,
die das Spiel in eine bestimmte Richtung lenken, um einen konkreten
Vorteil greifbar zu machen. Drohung ist ein anderes Wort dafür, den
Gegner unter Druck zu setzen.

Luther eröffnet die strategische Schulung nicht zufällig mit
kombinatorischen Mustern und Mechanismen, auf die er immer wieder
exemplarisch zurückkommt. Hier zeigt sich die Nahtstelle zwischen
Strategie und Taktik in unabweislicher Deutlichkeit. Augenscheinlich
lernt der Leser, sein taktisches Repertoire um eine Handvoll Waffen
aufzustocken. Luthers Vorgehensweise greift jedoch tiefer. Seine
Lehrmethode zielt darauf ab, das Auge des Lernenden für die
strukturellen Feinheiten als auch neuralgischen Knotenpunkte einer
Stellung zu schärfen, konfrontiert ihn damit, dass die Bühne des
Sichtbaren nur die Manifestation eines Plans bzw. einer Absicht ist,
die viel früher beginnen. Im Schach eilen die Gedanken der Gegenwart
voraus. Für einen Anfänger wäre diese Hürde und Herausforderung
jedoch kaum zu bewältigen. Sein Denken ist vielmehr lösungs- und
ergebnisfixiert.

Indem Luther diese natürliche Vorliebe für taktische Zieloperationen
- beispielsweise Matt oder substantieller Materialgewinn in einer
begrenzten Anzahl von Zügen - ganz bewusst an den Anfang seiner
Lehrtätigkeit stellt, ermutigt und ermuntert er den Leser dazu, sich
mit den verschiedenen strategischen Konzepten, die jeder zählbaren
Taktik vorangehen, gezielt auseinanderzusetzen. Gerade diese
indirekte Art, erste Schritte in die Strategie hinein zu lehren und
gleichzeitig darauf aufmerksam zu machen, dass hinter dem scheinbar
freien Spiel der Züge ein konkreter Plan und Sinnzusammenhang steckt,
macht dieses Buch so wertvoll. Der Leser lernt über den Umweg
taktischer Pointen ein intuitives Gespür für den strategischen
Überbau einer Partie zu entwickeln. Dies ist das Primärziel im Aufbau
der einzelnen Kapitel im Buch.

Praktische Aufgaben zu allen Phasen einer Partie, von der Eröffnung
übers Mittelspiel bis zum Endspiel, die drei oder mehr Züge zur
Lösung beanspruchen, sollen den Lernstoff aus verschiedenen
Blickwinkeln beleuchten und gestaffelt nach Schwierigkeitsgraden
vertiefen. Und Luther streut immer wieder Ratschläge und Empfehlungen
ein, die den Lernerfolg erleichtern und bestens dazu geeignet sind,
Stresssituationen zu entspannen, wenn er beispielsweise betont, dass
es nicht darum geht, "viele Aufgaben zu lösen, sondern dein
schachliches Denken zu verbessern" (S.65).

Bündig und informativ werden über 313 Buchseiten die wichtigsten
Hauptfelder der Strategie erarbeitet. In dem Abschnitt "Figuren in
der Falle" geht Luther auf typische Eröffnungsfehler ein und zeigt
Beispiele für den eklatanten Verlust der Dame auf. Begrüßenswert ist
ferner, dass dem Patt als Sonderregel des Remis ein eigenes
umfangreiches Kapitel gewidmet ist, das alle Elementarformen in
Bauernendspielen abdeckt und zur weiteren Anregung auf teils
studienhafte Rettungsmanöver nicht verzichtet. In einem späteren
Kapitel werden Dauerschach, Zugwiederholung und andere Arten von
Remis ausgiebig behandelt.

Wie schwache Felder vermieden bzw. erkennbar genutzt werden können,
was rückständige und isolierte Bauern ausmacht, wie sich
Bauerndurchbrüche und der Minoritätsangriff organisieren lassen und
welchen Wert offene Linien und das Eindringen eines Turms in die 7.
bzw. 2. Reihe haben, findet ebenso seinen Platz wie die Bedeutung des
Vorpostens bei der Gewinnführung oder der Angriff auf die Grundreihe.
Luther geht auf all diese strategischen Elemente, die eine Partie zu
einem Kunstwerk an Kreativität machen, beflissentlich ein und scheut
auch nicht davor zurück, kritische Momente des strategischen Plans
mal von dieser und mal von jener Richtung aus in den Griff zu nehmen.
Dabei bleibt Luther in seinen Ausführungen stets verständlich und
zeigt sich verständig darin, auf Augenhöhe mit dem Leser zu
kommunizieren. So entsteht tatsächlich ein Lehrgespräch, wo dem
freien Fluss des Wissens nichts im Wege steht.

"Eine Partie ist ein Märchen aus tausend und einem Fehler." (S.209)
Dieser Ausspruch stammt vom russischen Großmeister Alexei Suetin.
Dass Luther ihn zitiert, dient nicht allein der prosaischen
Ausschmückung oder Mystifizierung schachlicher Meisterschaft.
Vielmehr steckt in dieser Sentenz, vielfach umschlungen, ein
ariadneischer Leitfaden. Ihn zu bestimmen hat sich die
Kulturgeschichte vieler Jahrhunderte und Epochen in allen Regionen
der Welt rechtschaffen abgemüht.

Jeder, der Schach spielt, betritt ein Labyrinth und wird darin mit
den eigenen Denkgewohnheiten konfrontiert. Wie gewinne ich Material,
wie setze ich Matt - das sind die erste Schritte. Manch einer kommt,
egal, welche Geschicklichkeit er auch entwickelt, nicht über diesen
Anfang hinweg und verliert sich in den Gängen. Am Minotaurus kommt
niemand vorbei.

Taktik bestraft Fehlzüge, wie sie sich in jeder Partie finden lassen.
Sie markieren die gebrochenen Endpunkte unseres Strebens nach Erfolg.
Taktische Reinfälle sind betrüblich und zuweilen auch ärgerlich.
Allzu menschlich, aber nicht märchenhaft. Das Märchen, von dem hier
die Rede ist, geht über die tausend und einen Fehler hinaus, indem es
die Wiederholung einer Partie, also die Borniertheit, das Richtige
tun zu wollen und so stets von neuem die Fortsetzung der Fehler zu
betreiben, von Grund auf in Frage stellt. Das hat der Märchenerzähler
Suetin, der ein hervorragender Taktiker und Stratege war, wohl
gemeint.

Luthers Buch vermittelt Lernschritte in gebotener Systematik. Stets
auf den Punkt gebracht und ohne überflüssiges Latein. Dem Leser wird
es so leicht gemacht, der Handschrift der Strategie in allen Kapiteln
zu folgen und das erworbene Wissen treffsicher in seine Praxis
einzubinden. Was das Buch über alledem einzigartig macht, ist, dass
die Wissbegier des Novizen einen freundschaftlichen Stoß und Ansporn
nach vorne erhält und keineswegs mit einem billigen Versprechen
abgespeist wird. Die Leidenschaft fürs Schachspiel bindet Leser und
Autor aufs Engste zusammen.

8. April 2022
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07340: Anpassung an den neuen Berufsstand (SB)

Gedanken wurden nun beileibe genug gewälzt, um zu erklären, wie das
schwergängige Schach der Araber sich in unsere moderne Form wandelte,
als Läufer und Dame ungleich langschrittiger wurden als im Original.
In der Renaissancezeit soll dies geschehen sein. Man nimmt
gesellschaftliche Innovationen als Ursache an. Eine beschleunigte
Produktionsweise mit dem Übergang vom Handwerk zur Manufaktur oder die
erweiterten Handelsrouten auf dem Meer könnten ein solcher Anlass
gewesen sein. Der Horizont der Menschen in Europa rückte mehr in die
Ferne, so dass das enge arabische Schach nicht mehr in die neuere Zeit
passen wollte. Mag sein, dass es so war. Nun muss man allerdings wissen,
dass eine arabische Partie, eben weil sich die Figuren nur mühsam und
engumgrenzt bewegen konnten, auch viel Zeit und vor allem Geduld
erforderte. Ein Beraubungssieg war die Regel, ein Matt unter diesen
Bedingungen eine seltene Ausnahme. Für Aristokraten wäre dies kein
Hindernis gewesen und Bürgersleute besaßen abends im Grunde auch
genügend Muße für eine langatmige Partie. Für einen Typ von
Schachspieler, der seinerzeit sehr im Aufkommen war, bedeutete dies
jedoch eine Geschäftseinbuße. Denn das Schach auf europäischem Boden
wurde nicht selten um Geldeinsätze gespielt. Fahrende Gaukler und
professionelle Schachreisende, die Adelshöfe oder Jahrmärkte
aufsuchten, um ihr Können in klingende Münze umzuwandeln, hätten ein
starkes Interesse daran gehabt, dass das Schach insgesamt schneller und
ein Mattsieg realistischer wurden. Wie auch immer, im heutigen Rätsel
der Sphinx nutzte Cabral die langen Schritte seiner Figuren jedenfalls
dazu, um den weißen König in einen Mattkäfig einzusperren, Wanderer.
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Molinari - Cabral

Uruguay 1943


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Eckarts Zug 1.Ld2-g5? hatte seine Reize, aber Tarrasch kam ihm
gleichwohl zuvor, als er mit 1...Le6xd5! 2.Se4xf6+ Dd8xf6! die Dame
opferte und nach 3.Lg5xf6 Ld5-c4+ 4.Kf1-g1 Sd4-e2+ 5.Kg1-f1 Se2-c1+
6.Kf1-g1 Te8-e1# den Mattsieg einfuhr.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07339: Kuriose Abweichung vom Original (SB)

Wann und unter welchen Umständen das Schachspiel Teil der
abendländischen und vor allem höfischen Kultur wurde, ist nicht
bekannt. Die Historiker rätseln nach wie vor darüber. Doch gibt es
eine erste wichtige Quelle, die Auskunft dazu gibt. Es handelt sich
dabei um ein Gedicht mit dem Titel "Versus de scachis" aus Einsiedeln,
das zeitlich um das Jahr 950 datiert wird. Es vereint 98 Verse, der
Autor bleibt jedoch im anonymen Dunkel. In erster Linie werden die von
den Arabern übernommenen Regeln des Schachspiels erläutert.
Bemerkenswert ist freilich die Betonung, dass das Schach nicht mit
Würfeln gespielt wird. Kurios, aber vielleicht sollte hervorgehoben
werden, dass das Schachspiel kein Glücksspiel ist und somit der Zufall,
der bekanntlich in einer Welt religiöser Ordnungen die Domäne des
Teufels markiert, auf dem Brett nichts zu suchen hat. Interessant ist
allerdings, dass die Regeln in einem Punkt vom arabischen Herkommen
abweichen, nämlich dass ein Bauer sich nur dann in eine Dame umwandeln
darf, wenn die originale Regina nicht mehr auf dem Brett steht. Mit
Zweifeln ganz anderer Art musste sich im heutigen Rätsel der Sphinx
Meister Eckart herumschlagen. Sein letzter Zug 1.Ld2-g5? peilte zwar
den Abtausch der beiden Königsläufer an, um in der Folge den Druck auf
den schwarzen König zu erhöhen, doch sein Kontrahent Tarrasch
reagierte prompt mit einer Gegenoffensive, die wiederum den weißen
König aufs Korn nahm, Wanderer.
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Eckart - Tarrasch

Nürnberg 1888


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nachdem Karaklajic klargeworden war, daß er mit 1.Dd3-h7+ Kg8-f8 nicht
viel erreichen würde, schärfte er seinen Blick und fand die versteckte
Mattkombination: 1.Th5-h8+! Lf6xh8 2.Dd3-h7+ Kg8-f8 3.Dh7xh8+ Kf8-e7
4.Dh8-g7+ Se5-f7 - 4...Ke7-d6 5.Sg5-e4# - 5.Dg7xf7+ Ke7-d6 6.Sg5-e4#
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07338: Seit jeher geschäftstüchtig (SB)

Die Araber hatten das Schachspiel zwar nicht erfunden, sondern von den
Persern infolge ihrer Eroberungszüge gewissermaßen erobert, und doch
lag es in ihrer Hand, das Königliche Spiel in die weite Welt zu
verbreiten. Doch so feine Sitten, gar Rittertugenden, wie es ihnen in
späteren Jahrhunderten europäische Autoren andichteten, besaßen sie
mit Blick auf das Schachspiel nicht unbedingt. Der Wissenseifer hinkte
dem schnöden Mammon hinterher. So war es unter den Arabern nahezu gang
und gäbe, eine Partie Schach um Einsatz zu spielen. Der Wettpreis
konnten Goldmünzen oder wertvolle Güter sein. Mitunter setzten Spieler
mit einer sehr schmalen Börse gar ihre Gliedmaßen als Pfand, was
allerdings selten geschah. Dazu waren die Araber doch zu sehr
Geschäftsleute und Händler. Durchaus üblich, zumal wenn vermögende
Spieler gegen einander traten, war jedoch der Einsatz von Konkubinen
oder Sklavenmädchen, die zu verlieren an der Ehre kratzen konnte. Auch
später, als das Schach über die iberische Halbinsel nach Europa
gelangte, übernahm man von den geschäftstüchtigen Arabern die Sitte,
den Sieg in einer Partie mit einem Häuflein Münzen zu veredeln. Im
heutigen Rätsel der Sphinx spornte indes nicht Geldgier Karaklajic in
seiner Partie gegen Nedeljkovic an, als er mit den weißen Steinen
einen ehrenvollen Sieg errang, Wanderer.
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Karaklajic - Nedeljkovic

Sombor 1957


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Michail Tschigorin hatte sich anfangs schwergetan gegen den klaren
positionellen Stil von Louis Paulsen, aber als sich die Stellung
zunehmend verwickelte, sah er schließlich die entscheidende
Kombination: 1.Th4xh7! Tg7xh7 2.Th1xh7 Tf8-f7 - auf 2...Kg8xh7 folgt
zweizügiges Matt mit 3.Dg4-h5+ - 3.Th7-h6. Paulens stand zwar auf
verlorenem Fuß, aber ans Aufgeben dachte er noch nicht, aber nach
3...Sb6-c4 4.Th6xg6+ Kg8-f8 5.Le3-f2 Ld7-c8 6.Dg4-h4 Ke8-e7 7.Tg6-g8
Ke7-d7 8.g5-g6 Tf7-e7 9.Dh4xe7+! brach sein Widerstand zusammen.



4. April 2022

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 173 vom 9. April 2022






Copyright 2022 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/289: Des Westens Pressemacht ... (SB)



"Allgemeinpolitisch verständlich, aber sportpolitisch bedenklich
ist die Art von 'sportlichem' Wettlauf, der unmittelbar nach der
russischen Invasion unter Sportorganisationen und -veranstaltern um
die Pole Position in der Sanktionierung alles Russischen in der
Sportwelt einsetzte." [1]

(Prof. Dr. Sven Güldenpfennig, Sport- und Kulturwissenschaftler)



Der organisierte Leistungs- und Wettkampfsport, seit jeher als
staatstragend und politisch opportunistisch verschrien, wird seiner
instrumentellen Rolle im Dienste herrschender Interessen einmal mehr
gerecht. Nicht die Kriege im Irak, in Syrien, Libyen, Afghanistan,
Palästina, im Jemen oder in Mali, um nur einige Beispiele zu nennen,
oder der völkerrechtswidrige Angriffskrieg der NATO gegen Jugoslawien
1999, der den Krieg nach Europa zurückbrachte, hat die Funktionäre und
Sporteliten vornehmlich westlicher Provenienz auf die
menschenrechtlichen Barrikaden getrieben, sondern Russlands
Angriffskrieg auf die Ukraine. Hatte der vom Bundesinnenministerium
gesponserte Lobbyistenverein "Athleten Deutschland" kurz vor den
Winterspielen in Beijing noch erklärt, dass ein sportlicher Boykott
der Spiele in China aus verschiedensten Gründen nicht infrage komme,
etwa weil für die AthletInnen keine echte Wahl bestehe, "sich frei für
oder gegen die Spiele zu entscheiden" [2], so galt das einen Monat
später, nachdem die russischen Truppen in die Ukraine einmarschiert
waren, plötzlich nicht mehr. So forderte die deutsche
Athletenvertretung den vollständigen Ausschluss russischer und
belarussischer AthletInnen von internationalen Wettbewerben sowie den
vollständigen Ausschluss russischer und belarussischer Verbände aus
dem internationalen Sportverbandssystem. Der internationale und
nationale Sport müsse jetzt alle Möglichkeiten ausschöpfen und
geschlossen Sanktionen mit voller Härte aussprechen, um seinen Werten
treu und glaubwürdig zu bleiben, verkündete "Athleten Deutschland"
ungeachtet dessen, dass der kommerzielle Olympismus diese "Werte"
längst an die Meistbietenden verraten und verkauft hat. "Schweren
Herzens sind wir uns darüber bewusst", so "Athleten Deutschland"
weiter, "dass solche Maßnahmen auch russische und belarussische
Athlet*innen treffen werden. Der russische Angriffskrieg lässt keine
andere Wahl, als dass Sanktionen auch unschuldigen Dritten Schaden
zufügen." [3]

Damit schloss sich auch die deutsche Athletenvertretung den fast
schon pogromartigen Ausfällen und Übergriffen gegen alles an, was mit
Russland oder "den Russen" in Verbindung gebracht wurde. Wer den
Krieg nicht im Sinne der EU- und NATO-Propaganda verurteilte und
sich nicht zu einem öffentlichen Statement "gegen den irren Putin"
nötigen lassen wollte, lief in Sport, Kunst, Musik oder Literatur
Gefahr, als "Putinversteher" und "Feind" gebrandmarkt und mit sozialen
und beruflichen Sanktionen belegt zu werden. Schon der Hinweis, dass
auf beiden Seiten der geopolitischen Fronten Fehler gemacht wurden,
reichte aus, um als vermeintlicher Kriegsbefürworter verfemt und
ausgegrenzt zu werden. Das konsensträchtige Lügenarrangement des
internationalen Sports, sich möglichst aus der großen Politik
herauszuhalten, Neutralität zu wahren und die Athleten nicht dafür
verantwortlich zu machen, was die polit-ökonomischen Eliten an
Konflikten und Kriegen verzapfen, wurde auf massiven Druck des
westlichen Militärbündnisses, das seine Hände in Unschuld wäscht und
in der Regel sanktionsfrei die eigenen Interventions- und
Besatzungskriege vorantreibt, aufgegeben. Im Kielwasser der westlichen
Dominanzpolitik distanzierten sich Sponsoren, Verbände, Vereine,
Funktionäre und SportlerInnen von Russland, unterbrachen politische,
wirtschaftliche, kulturelle oder sportliche Kontakte und ließen sich
zum Spielball der bellizistischen Weltinnenpolitik machen.

Zwei Tage nachdem "Athleten Deutschland" den vollständigen Ausschluss
von Russland und Belarus aus dem Weltsport gefordert hatte, empfahl auch
das Internationale Olympische Komitee (IOC) den internationalen
Fachverbänden, russische und belarussische SportlerInnen von ihren
Wettkämpfen auszuschließen. Der westlichen Diktion folgend, dass es
sich um "Putins Krieg" handele, entzog das IOC dem russischen
Präsidenten umgehend den Olympischen Orden. Der Deutsche Olympische
Sportbund (DOSB), dem bis vor kurzem noch nachgesagt wurde, dass in
seinen Reihen eine "Kultur der Angst" herrsche, schwenkte vollständig
auf die westliche Boykottlinie ein und teilte seinen lieben
Sportlerinnen und Sportlern mit, dass weltweite Sanktionen auf allen
gesellschaftlichen Feldern umso wirksamer seien, je mehr
gesellschaftliche Akteure sich daran beteiligten und der Sport
seiner Verantwortung nachkommen und entsprechende Einschränkungen in
Kauf nehmen müsse. [4]

Auch die Entscheidung des Internationalen Paralympischen Komitees
(IPC), den Start der Athletinnen und Athleten aus Russland und Belarus
unter neutraler Flagge bei den Winterspielen in Beijing zu genehmigen,
hielt keine 16 Stunden. Offizieller Grund für die Vergraulung der
russischen und belarussischen Behindertensportler: Mehrere Verbände,
Teams und Athleten hätten mit einem Boykott der Spiele gedroht, was
die Durchführbarkeit der Paralympischen Winterspiele gefährdet hätte.
Laut IPC sei auch die Situation in den Athletendörfern "eskaliert",
wodurch die Wahrung der Sicherheit für die Sportler "unhaltbar"
geworden sei. "Dieser Beschluss ist im Einklang mit den übergreifenden
Empfehlungen. Wir haben vollen Respekt für diese Entscheidung", sagte
IOC-Präsident Thomas Bach in einer Medienrunde [5], was einer
Bankrotterklärung seiner bisherigen Position glich, dass Boykotte
immer und zuallererst den Athleten und der olympischen Bewegung
schaden.

Warum haben sich denn die beteiligten Paralympics, anstatt mit
Boykott zu drohen, nicht an einen Tisch gesetzt, um unter Ausschluss
der Funktionäre ihre Möglichkeiten einer friedlichen Einflussnahme auf
den Kriegsverlauf zu diskutieren - verbunden vielleicht mit einem
Statement, dass der Sport und die Athleten nicht als
Sanktionsinstrument der Kriegsparteien missbraucht werden dürften?
Dass diese Möglichkeit so abwegig erscheint, dürfte nicht zuletzt dem
Umstand geschuldet sein, dass bei den von staatlicher Alimentierung
abhängigen Eliteathleten gar nicht die Ideale von Inklusion,
gemeinsamem Sporttreiben und Völkerverständigung im Vordergrund
stehen, sondern das gegenseitige Niederkonkurrieren für Prämien,
Marktwertsteigerung und Nationalprestige.

Die Zehn-Punkte-Liste von "Athleten Deutschland", in der
aufgeführt wird, wie dem russischen Sport bzw. den SportlerInnen
maximaler Schaden zugefügt werden kann, liest sich vom Duktus her wie
das Agenda-Setting oliv-grüner MenschenrechtskriegerInnen, die sich
ideologisch zur schärfsten Kriegs- und Aufrüstungspartei im Bundestag
gemausert haben. Geht es gegen Putin, dann scheinen die Grünen
mitunter sogar den Neocons der USA, die freedom & democracy
propagieren, aber Unterwerfung unter die US-amerikanische
Hegemonie meinen, den Rang abzulaufen. Schon vor dem Überfall
Russlands warben die Grünen für Waffenlieferungen in die Ukraine,
schließlich wollte man keinen Vasallen in EU und NATO aufnehmen, der
sich nicht bis an die Zähne bewaffnet als Bollwerk gegen den
russischen Feind verdient gemacht hätte.

"Athleten Deutschland" fordert zwar keine Waffen für die Ukraine,
doch auch den deutschen Vorzeigesportlern ist klar, dass der Feind im
Osten steht. "Russland vereinnahmt den Sport für seine politischen
Ziele und schadet der Integrität des Sports seit Jahren. Präsident
Putin hat zum dritten Mal nach 2008 und 2014 den Olympischen
Frieden gebrochen und damit die Werte des Sports - Frieden,
Nicht-Diskriminierung, Menschenwürde und Völkerverständigung -
wiederholt mit Füßen getreten", heißt es in der selbstgerechten
Sprache hiesiger Politstrategen, die weder die eigenen
Weltordnungskriege zwecks Ressourcen- und Energiesicherung noch das
eigene Sportwashing im Dienste der nationalchauvinistischen
Selbstrepräsentation wahrnehmen wollen. Dabei kann sich kein Staat
auf der Welt von einer Vereinnahmung seiner sportlichen
"Aushängeschilder" freisprechen.

Die Mär vom "Olympischen Frieden", der im übrigen auch von den USA
gebrochen wurde, als der frühere Präsident George W. Bush während der
Olympischen Winterspiele 2002 in Salt Lake City keine besondere
Feuerpause im sogenannten Afghanistan-Krieg einlegen wollte, wird zwar
immer wieder gern erzählt, zumal die UN-Generalversammlung im
Olympiajahr stets zu einer weltweiten Waffenruhe auffordert, doch der
Ausdruck "Olympischer Friede" bezeichnete in der Antike eine Art
"Immunität für die Athleten, die auf dem Weg zu den Olympischen
Spielen geschützt waren", wie der Sporthistoriker Diethelm Blecking
reklamierte. Die Vorstellung, dass in der Antike für die Zeit der
Spiele alle Waffen still standen, sei "historisch falsch und bereits
mehrfach widerlegt". [6] Der "Olympische Friede", da sind sich fast
alle Experten einig, ist eher eine utopische, denn eine realistische
Idee der Moderne. Er sei nicht mehr als ein "ethisches Statement",
ein "Kommunikationsdeal", um den olympischen Gedanken zu verbreiten,
wie der Friedensforscher Wolfgang Dietrich von der Uni Innsbruck in
einem Deutschlandfunk Olympia-Podcast erläuterte. Die
UN-Generalversammlung sei natürlich ein perfektes Forum, um das zu
verstärken und umzusetzen. [7] Bei den Olympischen Winterspielen in
Beijing hatten nur 174 von 193 Staaten diese Resolution eingebracht,
die USA und Australien waren nicht darunter. Dennoch wurde die
Resolution ohne Abstimmung im Konsens angenommen.

Einen allumfassenden olympischen Frieden hat es zweifelsohne niemals
gegeben. Vielmehr wird den Menschen mit dem Postulat, dass jeweils ab
sieben Tage vor Beginn der Sommer- und Winterspiele bis sieben Tage
nach Ende der Paralympics Friede herrsche, eine olympische Harmonie
vorgegaukelt, die im völligen Widerspruch zu den real existierenden
Macht- und Gewaltverhältnissen in der Welt steht. Zudem wäre zu
fragen, ob der Krieg nicht bereits in Friedenszeiten beginnt, nämlich
dann, wenn z.B. Länder wie die Bundesrepublik Waffen und Rüstungsgüter
im großen Stil an kriegführende und menschenrechtsverletzende Staaten
liefern. Dass die deutsche Ampelkoalition entgegen früheren Vorsätzen
nun auch Waffen in Kriegsgebiete wie die Ukraine sendet, was nur in
eine blutige Verlängerung des Krieges mit noch mehr Zerstörung und
Toten münden kann, sowie die allgemeine Kriegsablehnung in der
Bevölkerung nutzt, Milliardenpakete ungeheuren Ausmaßes für die
Rüstungsindustrie zu schnüren, spricht ebenfalls dafür, dass es
veritable Interessen gibt, die den kalten Krieg der imperialistischen
Staaten, wozu auch Russland zählt, zu einem heißen machen wollen.

Man darf indessen gespannt sein, wann "Athleten Deutschland"
konsequenterweise auch die katarischen Sportlerinnen und Sportler
dafür haftbar macht, dass das Herrscherhaus in zahlreiche verdeckte
und offene Kriege involviert war und ist. Doch jetzt, wo sich
Deutschland von Erdgaslieferungen aus Russland "unabhängig" machen und
dafür in die Abhängigkeit des katarischen Herrscherhauses begeben
will, dürfte sich die Bereitschaft, die Fußball-WM in Katar zu
boykottieren (wie einst von der grünen Außenministerin Baerbock
angeregt), weil das Feudalregime Frauen und Homosexuelle diskriminiert
und die Menschenwürde der wie Arbeitssklaven gehaltenen
Baustellenarbeiter mit Füßen tritt, in Grenzen halten. Wie immer wird
es darauf hinauslaufen, dass bei der Verletzung von Menschenrechten
mit zweierlei Maß gemessen wird. Das geht fast automatisch: Der
Medienkonsument braucht nur Radio und Fernsehen einzuschalten.

Fußnoten:

[1] https://cdn.dosb.de/user_upload/www.dosb.de/Newsletter/DOSB-Presse/2022/9_DOSB_PRESSE_web.pdf. 01.03.2022.

[2] https://athleten-deutschland.org/2022/01/26/vor-den-winterspielen-2022-sport-und-menschenrechte-handlungsoptionen-fuer-athletinnen-staaten-verbaende-und-sponsoren/. 26.01.2022.

[3] https://athleten-deutschland.org/nach-angriffskrieg-gegen-die-ukraine-vollstaendiger-ausschluss-russlands-und-belarus-aus-dem-weltsport-gefordert/. 26.02.2022.

[4] https://www.dosb.de/sonderseiten/news/news-detail/news/dosb-appelliert-solidaritaet-mit-der-ukraine. 02.03.2022.

[5] https://www.sportschau.de/paralympics/paralympics-russland-ukraine-teilnahme-ausschluss-100.html. 03.03.2022.

[6] https://www.deutschlandfunk.de/sporthistoriker-diethelm-blecking-olympischen-frieden-hat-100.html. 14.08.2016.

[7] https://www.deutschlandfunk.de/olympischer-frieden-die-waffen-schweigen-nicht-dlf-2b6b7a7a-100.html. 10.02.2022.
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INITIATIVE/425: Rettungsmission Flussperlmuschel (BUND MAGAZIN)

BUND MAGAZIN - 1/2022

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

RETTUNGSMISSION


In einer alten Mühle an der tschechischen Grenze
zieht die BUND-Kreisgruppe Hof Flussperlmuscheln auf - um deren
größtes verbliebenes Vorkommen in Mitteleuropa zu bewahren.

von Severin Zillich



Alles andere als grün präsentiert sich das Grüne Band an diesem
klirrend kalten Dezembertag. Schnee und Eis, wohin man blickt. Aus dem
winterlichen Weiß tritt nur das kahle Gehölz am Grenzbach hervor. In
sein rasch strömendes Wasser wollte man heute nicht mal den Zeh
halten. Eines unsrer seltensten Tiere ist besser an dieses Milieu
angepasst. Und hat hier und in einigen benachbarten Bächen bis heute
überlebt.




[image: Foto: Joel Berglund, Lizenz: CC BY-SA 3.0, via Wikimedia Commons - https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.en]

Gruppe Flussperlmuscheln (Margaritifera margaritifera)

Foto: Joel Berglund, Lizenz: CC BY-SA 3.0, via Wikimedia Commons

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.en



EINST ZAHLREICH

Nur wenige Schritte vom Bach entfernt liegt die Huschermühle. Sie
dient dem BUND seit dreieinhalb Jahren als Aufzuchtstation für die
Flussperlmuschel. Wie sich beim Rundgang durch die Mühle zeigt, ist es
ungemein schwierig, diese Tiere großzuziehen. Unweigerlich stellt sich
die Frage: Wie bloß haben es die Muscheln geschafft, trotz ihrer
komplizierten Biologie rund 300 Millionen Jahre zu überdauern - so
lange wie kaum ein anderer Organismus auf der Erde? Und warum ist ein
so sagenhaft erfolgreiches Tier plötzlich auf Hilfe angewiesen?

So viel ist klar: Den allergrößten Teil ihres irdischen Daseins kam
die Flussperlmuschel bestens ohne uns Menschen aus. Noch in den 1950er
Jahren lebten allein im Landkreis Hof sieben bis zehn Millionen
Exemplare! Bald darauf ging es offenbar rapide bergab mit ihnen. 1989
fanden BUND-Aktive nur mehr etwa 120.000 der Muscheln. 2020 war gerade
noch ein Viertel davon übrig.

URSACHENFORSCHUNG

Anderswo erging es der Muschel nicht besser. Trotz eines Verlusts von
mehr als 99,99 Prozent in nur siebzig Jahren ist das
grenzüberschreitende Hofer Vorkommen heute das größte, das noch übrig
ist in Mitteleuropa. Und selbst dieser klägliche Rest ist akut
gefährdet. Warum, weiß kaum jemand besser als Wolfgang Degelmann,
Geschäftsführer der Kreisgruppe Hof seit 1991: "Die verbliebenen
Muscheln sind durchschnittlich 60 Jahre alt, die jüngsten 25. Seitdem
hat sich die Art bei uns nicht mehr fortgepflanzt." Über die Gründe
gab es anfangs nur Mutmaßungen: Liegt es an der Wasserqualität? Fehlt
es an Bachforellen, die für die Fortpflanzung unverzichtbar sind? Oder
hauptsächlich an Nahrung? Werden überhaupt noch genug Muscheln
trächtig? Gemeinsam mit mehreren Hochschulen und Verbündeten auch auf
tschechischer Seite ging man alle Verdachtspunkte durch. Keiner erwies
sich als stichhaltig.

DAS ENDE DES ZYKLUS

Erst ein genauer Blick auf den Lebenszyklus der Muscheln gab
Aufschluss. Im Spätsommer stoßen trächtige Weibchen mehrere Millionen
Larven aus. Einigen Tausend gelingt es, sich an die Kiemen von
vorbeischwimmenden Bachforellen zu heften. Hier verbringen sie die
Wintermonate und leben vom Blut der Wirtstiere. Im Frühjahr verwandeln
sie sich in Jungmuscheln und sinken ins Bachbett. Dort graben sich die
0,1 Millimeter kleinen Winzlinge in den lückigen Kiesgrund. Nach sechs
bis acht Jahren wandern sie, nun groß wie ein Daumennagel, zurück an
die Oberfläche und gesellen sich zu ihren Artgenossen.

Abermillionen von Jahren ist das alles gut gegangen. Dann kam der
Mensch - und mit ihm der Zyklus zum Erliegen.

NICHT MEHR VIEL ZEIT

Im Einzugsbereich der Bäche hat Ackerwirtschaft die traditionellen
Wiesen und Weiden verdrängt. Im Wald reißen schwere Erntemaschinen den
Boden auf. Bei Regen schwemmt seitdem viel Feinsediment in die Bäche,
bis zu drei Kilogramm pro Quadratmeter und Woche, wie Messungen
ergaben. "Seit einem Vierteljahrhundert ersticken und verhungern darum
alle Jungmuscheln im schlammigen Untergrund", so Wolfgang Degelmann.
Zwar sind die Bäche und ein 20 Meter breiter Uferstreifen heute als
FFH- und als Naturschutzgebiet gesichert. 99 Prozent des
Einzugsgebietes aber sind es nicht. Was also tun?

Um die letzten Muschelbänke zu retten, pflegt der BUND schon seit 1990
enge Kontakte zu tschechischen Verbündeten. Außerdem arbeite man Hand
in Hand mit den Behörden, lobt Wolfgang Degelmann, von der
Wasserwirtschaft über die Bezirksfischerei bis zur Forstverwaltung.
Doch den Eintrag des Sediments zu verringern und viele Kilometer
Bachbett zu sanieren, das dauert ... Zu lange womöglich für die
verbliebenen Muscheln. Den Beteiligten drohte die Zeit davonzulaufen.

AUSGEKLÜGELT

2018 begann die Kreisgruppe Hof daher selbst Muscheln aufzuziehen.
Gefördert von der EU gelang es dem BUND in Bayern, die historische
Huschermühle zu erwerben, zu sanieren und am "einzig möglichen
Standort" (so Degelmann) in eine Aufzuchtstation umzubauen.

Seitdem sind zwei Vollzeitkräfte an 365 Tagen im Jahr damit
beschäftigt, die Bedürfnisse junger Flussperlmuscheln bestmöglich zu
erfüllen. Kaum zu glauben, welche ausgeklügelten Verfahren hierbei zum
Einsatz kommen - vom Abschöpfen der Larven im Bach bis zur Rückkehr
der Jungmuscheln in ihren Lebensraum. Um all die vertrackten Vorgänge
in der Station halbwegs getreu zu schildern, wäre eine eigene
Doppelseite nötig. Deshalb gleich zum Wesentlichen: Es klappt!

Wie es das BUND-Team in Hof schafft, Jahr für Jahr zehntausend
Jungmuscheln aufzupäppeln - davon überzeugen Sie sich am besten
selbst. Vierteljährlich ist Tag der offenen Tür in der Huschermühle.
Wer seinen Besuch vorher anmeldet, erhält auch zu anderen Zeiten eine
Führung durch die Station.

Mehr zum Thema und zur Flussperlmuschelaufzuchtstation

unter www.muschelmühle.de



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Die Aufzuchtstation in Regnitzlosau an der tschechischen Grenze.
Lebensraum der Flussperlmuschel im Grünen Band bei Hof.

- Der seltene Goldene Scheckenfalter ist eine der Arten,
die von der Aufwertung der Muschelbäche profitiert.

- Überlebende: Die unscheinbare Muschel im Bachbett.

- Geschäftsführer Wolfgang Degelmann und sein Mitarbeiter Daniel
Höllering in der Station.
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VÖGEL/1155: Rückkehrhilfe für den Wiedehopf (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Frühjahr 2022

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Rückkehrhilfe

Ausreichend Insekten und geeignete Bruthöhlen sind entscheidend, damit
der Vogel des Jahres sich wohlfühlt.

von Giulia Paltrinieri



Auch wenn Wiedehopfe bei und nur in wenigen Regionen brüten, kann man
ihnen auf dem Durchzug mit etwas Glück in fast ganz Deutschland
begegnen. Im Südwesten gehören zu den klassischen Revieren des
Wiedehopfs Weinberge, Streuobstwiesen, Obstgärten und Böschungen mit
lockerer Vegetationsdecke. Im Osten dagegen findet er vor allem in
Berg- und Tagebaufolgelandschaften oder auf ehemaligen
Truppenübungsplätzen das gesuchte trockenwarme Klima und karg
bewachsene, sandige Böden.

Am liebsten zieht der Wiedehopf seinen Nachwuchs in Baumhöhlen auf,
zum Beispiel in alten Obstbäumen. Da viele Streuobstwiesen entweder
der Intensivierung oder Bauland geopfert werden, schwindet das
Angebot. Gut, dass der Wiedehopf nicht allzu wählerisch ist und
Alternativen natürlicher Art wie Steinhaufen und Holzstapel genauso
gerne annimmt wie künstliche Nisthilfen. So konnte er sich in den
vergangenen Jahren weiterverbreiten - und auch dank einiger
Wiederansiedlungsprojekte.




[image: Wiedehopf im Flug mit Beute im Schnabel - Bildautor: Jörg Stemmler - © NABU/CEWE/Jörg Stemmler]
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Hoffnung in NRW - In Nordrhein-Westfalen hat 1977 der letzte
Wiedehopf im Kreis Wesel gebrütet, jetzt stehen die Zeichen auf
Erholung. Vor allem das wärmere Klima lockt den Wiedehopf, erklärt
Jonas Brüggeshemke vom NABU-Landesfachausschuss (LFA) Ornithologie und
Vogelschutz. Für die Lebensräume müsse hingegen noch einiges getan
werden. Das zeige sich auch daran, dass der Wiedehopf inzwischen sogar
auf einem Maisacker beobachtet wurde, wo er an einem Grasweg nach
Nahrung sucht.

Dennoch ist die Rückkehr bisher erfolgreich, auch dank eines
Wiederansiedlungsprojekts für Feldgrillen, das kurze Zeit später zu
Wiedehopf-Sichtungen führte. Zusätzlich hat der LFA angesichts des
Mangels an Bruthöhlen begonnen, im Raum Münster Nistkästen zu
installieren. Ein größeres Projekt, um den Wiedehopf landesweit zu
unterstützen, ist bereits in Planung, ein Netzwerk von Helfer*innen
für den Bau der Nistkästen steht bereit.

Auf dem Vulkan - Wichtigstes Wiedehopfzentrum im Süden ist der
Kaiserstuhl. Der aktuelle Bestand von etwa 100 Brutpaaren stimmt
zuversichtlich, der Fortbestand ist aber auch hier von
Naturschutzmaßnahmen wie der Unterhaltung von Nisthilfen abhängig. Das
machen beispielsweise Aktive des NABU Offenburg, die 2018 den
Landesnaturschutzpreis erhielten. Nachdem sie erste Bruten des
Wiedehopfes in der Vorbergzone des nördlichen Ortenaukreises im Jahr
2007 in Höhlen alter Obstbäume beobachteten, haben sie in den nächsten
Jahren über 60 spezielle Wiedehopf-Nistkästen und dazu 14 Niströhren
für den Steinkauz montiert, in denen auch der Wiedehopf gerne brütet.
Der Bestand stieg rasch auf 16 Reviere 2009 und 23 im folgenden Jahr.

Zusätzlich war die Förderung neuer Streuobstwiesen und einer
ökologisch orientierten Bewirtschaftung der Flächen ein Erfolgsfaktor.
Landwirt*innen, die die Bedeutung ihres Landes als Nahrungsbiotop für
den Wiedehopf begriffen, unterstützten das Projekt. So konnten in
diesem Gebiet, in dem fast flächendeckend Obstbau mit Kern-, Stein-
und Beerenobst betrieben wird, Grasflächen unter den Bäumen und
Sträuchern niedrig gehalten und dem Wiedehopf günstige
Nahrungshabitate geboten werden.

Chancen für Ostriesland? - Was zieht den Wiedehopf ins
nasskalte Ostfriesland? Die Weide-, Garten- und Ackerlandschaften mit
nicht allzu intensiv genutzten Böden, in denen sich noch ausreichend
Großinsekten samt Larven befinden. Die parkartige ostfriesische
Wallheckenlandschaft genügt bei allgemeiner Lebensraumknappheit den
Ansprüchen. Beim Sattwerden unterstützt die verbreitete Weidehaltung,
die für kurzrasige Vegetation sorgt, sowie für Kuhfladen, in und an
denen sich reichlich Insekten tummeln. Möglicherweise bieten auch die
Nester der Roten Waldameise in Schlechtwettersituationen eine
Nahrungsquelle.

Erste Sichtungen - Unter diesen Gesichtspunkten erscheint das
Projekt zur Wiederansiedlung des Wiedehopfes der NABU-Ortsgruppe
Wiesmoor-Großefehn in einem neuen Licht. Seit 2017 stellen sie
Nisthilfen in Gebieten auf, in denen der Wiedehopf zuvor vermehrt
gesichtet wurde. Die Ehrenamtlichen kümmern sich auch um Gespräche mit
Flächenbesitzenden sowie um weitere Nistplatzbetreuung und -pflege.

Auch wenn bisher noch keine Brut nachgewiesen werden konnte: Seit 2011
gibt es durchgehend und zunehmend Beobachtungen, dabei mehrere
Männchen, die sich während der gesamten Brutzeit hier auf-halten.
Somit sind unentdeckte Bruten wahrscheinlich, zumal bekannt ist, dass
sich der Wiedehopf an seinen Bruthöhlen scheu verhält, und die
Beobachtung in der mit Wallhecken durchzogenen Landschaft besonders
schwer ist.

Zehn Jahre bis zur Brut - Dass Geduld sich auszahlt, kann auch
Justus Maierhofer, der fachliche Berater des Projektes, bestätigen. Im
Wendland, ganz im Osten Niedersachsens, hat er erfolgreich Wiedehopfe
zurück in die Nemitzer Heide geholt. Vom ersten Aufhängen und Pflegen
von Wiedehopfröhren im Jahr 2004 vergingen zehn Jahre, bis er das
erste erfolgreiche Brutpaar entdeckte. Mittlerweile zehn Brutpaare
machen die Nemitzer Heide zum bisher einzig größeren Brutplatz für
Wiedehopfe in Niedersachsen.

Auch der NABU Wiesmoor-Großefehn bleibt am Ball und wird wieder die
Öffentlichkeit zur Wiedehopf-Beobachtung aufrufen. So wird er
hoffentlich auch in "seinem" Jahr gesichtet, sodass die Gegend ihren
Titel als das nordwestlichste Vorkommen von Wiedehopfen in Deutschland
verteidigen kann.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Eine kurz gehaltene Vegetationsdecke erleichtert dem Insektenfresser
die Jagd.

- Nistkästen in verschiedenen Größen nimmt der Wiedehopf gerne an.

- Flächen ohne Pestizideinsatz bieten gute Nahrungsbiotope, zum Beispiel
für den Wiedehopf.
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Unverwechselbar bunt

Der Wiedehopf ist Vogel des Jahres

von Giulia Paltrinieri



VOGEL DES JAHRES 2022

DEUTSCHLANDWAHL

Während Sie dieses Heft aufschlagen, schlägt unser Vogel des Jahres
gerade kräftig mit den Flügeln, denn er ist jetzt auf der Rückreise
aus dem Winterquartier. Ab Anfang März zieht es den Wiedehopf aus der
westlichen Mittelmeerküste ebenso wie dem Savannengürtel südlich der
Sahara wieder zu uns zurück. Bis zu 8.000 Kilometer legt er zurück.
Die letzten Überwinterer kommen Ende April an.

Made gefällig?  - Bei der Partnersuche macht das
Wiedehopf-Männchen den ersten Schritt. Es sucht eine passende
Brutstätte aus, posiert rund um die Wohnung mit einem Brautgeschenk im
Schnabel, etwa einer schönen, dicken Made, und hofft auf das Interesse
des Weibchens. Für den Höhlenbrüter sind alte Spechthöhlen, Astlöcher
in Obstbäumen und alte Schuppen der ideale Nistplatz. Auch in
Steinhaufen und Holzstößen wurden schon Brutpaare beobachtet. Gern
werden Nisthilfen angenommen, selbst Steinkauzröhren. Nach Möglichkeit
brüten Wiedehopfe eher bodennah. Je höher die Bruthöhle liegt, desto
größer ist die Konkurrenz, zum Beispiel durch Stare. Aber auch die
Umgebung muss unbedingt passen: Trockenwarmes Klima und eine
halboffene bis offene Landschaft, in der viele Insekten leben. Eine
eher schüttere Pflanzendecke erleichtert dem Bodenjäger die Arbeit.




[image: Wiedehopf mit Beute im Schnabel auf einem Ast. Das Bild zeigt den Rücken des Vogels und seinen Kopf von der Seite, das Kopfgefieder ist ausgefächert - Bildautor: Paul Gläser - © NABU/CEWE/Paul Gläser]
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Immer im Kreis herum  - Ist ein passender Unterschlupf gefunden,
setzt sich Herr Wiedehopf auf eine Anhöhe und lässt seinen
charakteristischen Ruf erklingen: Up-up-up! Dabei kann eine ganze
Weile vergehen, bis ein Wiedehopf-Weibchen sein Werben erhört. In
dieser Phase der Paarbindung sind die Wiedehopfe nicht nur optisch
auffällig. Ihre Rufe sind markant und laut, geben der Umgebung eine
akustische Prägung.

Wenn sich ein Pärchen gefunden hat, übernimmt das Männchen die
Futterversorgung, während das Weibchen brütet. Mit dem langen,
schmalen Schnabel stochert der Wiedehopf nach Insekten. Manchmal muss
er seine Löcher breiter machen, um seine Beute zu erwischen. Dann
sieht man ihn mit in den Boden gestecktem Schnabel mehrmals im Kreis
laufen.




[image: Wiedehopf mit Beute im Schnabel am Boden. Das Bild zeigt den Vogel von der Seite, ein Bein ist angehoben als sei er im Schritt, das Kopfgefieder ist ausgefächert, im Hintergrund befindet sich eine Blumenwiese - Bildautor: Thomas Hinsche - © NABU/CEWE/Thomas Hinsche]
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Das Weibchen verlässt in dieser Zeit nach Möglichkeit nur noch zum Kot
absetzen das Versteck. Um die zwei Wochen dauert es, bis die fünf bis
zehn Eier ausgebrütet sind. Wird es leise um die Wiedehopfe, ist das
ein gutes Zeichen: Die Brut war erfolgreich. Schon zwölf Stunden nach
dem Schlüpfen bilden die Küken den ersten Flaum des künftigen
Federkleids. Dennoch brauchen sie weiter die Wärme der Mutter. Und so
hudert das Weibchen seine Küken, während das Männchen weiter für die
Nahrungssuche zuständig ist. Stößt ihm unterwegs etwas zu, ist die
Brut verloren.

Die Reise des Wiedehopf in das Winterquartier und zurück kann
 bis zu 8.000 Kilometer betragen.


Geheimwaffe Bürzel  - Erst wenn die Halbstarken die mütterliche
Wärme nicht mehr brauchen, beteiligt sich das Weibchen an der
Nahrungssuche. Ab jetzt füttern die Eltern gemeinsam. Nur wer ganz nah
an einer Brutstätte ist, wird nun hin und wieder die Jungvögel leise
um Futter betteln und krächzen hören.



Anfang Texteinschub

Info

Punker mit Irokesenschnitt


Verwechslungsgefahr besteht beim Wiedehopf kaum. Der charakteristische
Kamm, das auffällige Gefieder von der orange-braunen Kopfpartie bis zu
den breiten, schwarz-weiß gebänderten Flügeln und nicht zuletzt der
bis zu sechs Zentimeter lange, schmale Schnabel machen ihn zur
einmaligen erscheinung und zu einem der auffälligsten heimischen
Brutvögel. Die Federhaube stellt sich bei Erregung auf - das kann ihm
in Konfliktsituationen Respekt verschaffen.


Dieser Look zeigt: ich kann es mir leisten. Als Höhlen- oder
Halbhöhlenbrüter sind Wiedehopfe recht gut geschützt vor
Beutegreifern. Darin unterscheiden sie sich von Bodenbrütern, wie etwa
der Feldlerche.


Und gerät er doch mal in Bedrängnis, zum Beispiel weil die Flucht vor
einem großen Greifvogel aus der Luft nicht mehr möglich ist, zeigt der
Wiedehopf eine einmalige Überlebensstrategie: er legt sich mit
gespreizten Flügeln und Schwanz flach auf den Boden. Hals, Kopf und
Schnabel steil nach oben gerichtet und vollkommen regungslos, ist er
plötzlich viel besser getarnt als das auffällige Federkleid vermuten
lässt.

Ende Texteinschub



Für die bodennahen Brüter ist dies eine sensible Phase:
Nistplatzkonkurrenz, aber auch Nesträuber wie Wiesel oder Marder
machen ihnen zu schaffen. Sie sind dabei jedoch nicht so wehrlos, wie
man meinen könnte. Sowohl die Weibchen als auch die Küken können sich
mit einer in der Vogelwelt einzigartigen Waffe verteidigen: Sie wenden
ihren Bürzel in Richtung des Angreifers und versprühen ein stinkendes
Sekret, das die meisten vertreibt. Einen Meter weit und bis zu vier
Mal hintereinander können die Küken ihre Verteidigung verspritzen.
Daher rührt auch der Ausdruck "Stinken wie ein Wiedehopf".



Anfang Texteinschub

Ist der Hänfling ein Insekt?


Wissen um die Vogel-des-Jahres-Wahl war bei der Quizsendung "Wer wird
Millionär?" im Dezember 64.000 Euro wert. Doch die Kandidatin beendete
ihre Runde, da sie keine sichere Antwort finden konnte auf die Frage:
mit wem konkurrierten Steinschmätzer und Bluthänfling um eine
Auszeichnung für das Jahr 2022? Dabei hätte es gereicht, zu wissen,
dass Schmätzer und Hänfling Vögel sind. Die Antwortoptionen waren:
Feldhase und Mauswiesel, Bachforelle und Neunauge sowie Hirschkäfer
und Heupferd - neben der, wie NABU-Mitglieder natürlich wissen,
richtigen: Wiedehopf und Mehlschwalbe.

Ende Texteinschub



Bloß weg von zuhause  - Haben die Jungvögel es trotz aller
Widrigkeiten geschafft, verlassen sie nach etwa dreieinhalb Wochen das
erste Mal das Nest. Sie werden noch eine kurze Zeit von den Eltern
mitversorgt, bis sie sich selbstständig ernähren können. Im
Jugendkleid unterscheiden sie sich kaum vom Altvogel. Nur wenige Tage
nach der Selbstständigkeit verlässt der Nachwuchs das Revier der
Eltern und fliegt dabei über weite Strecken - junge Wiedehopfe wurden
auch schon in Finnland gesichtet - und nimmt später selbstständig Kurs
auf sein Winterquartier. Die Jungvögel läuten somit den Abzug der
Wiedehopfe bereits im Juli ein.

Auch im Flug bleibt der Punk unter den Vögeln ein echter Hingucker:
Mit wellenförmigen, schmetterlingsartig gaukelnden Flugbewegungen
erhebt er sich. Kraftvolle Flügelschläge wechseln mit Gleitphasen, in
denen er mit leicht angelegten Flügeln etwas absackt. So kommt er auf
bis zu 40 Stundenkilometer Reisegeschwindigkeit.

Der größte Risikofaktor für den Wiedehopf bleibt der Mensch.


Nachtflug nach Afrika  - Höhepunkt für den Zug der Wiedehopfe
ist Mitte August, aber auch im September und Oktober sind noch einige
auf dem Weg nach Afrika unterwegs. Dabei ziehen die Vögel meistens
einzeln und während der Nachtstunden. So überfliegen die Wiedehopfe
die Alpen, das Mittelmeer und die Sahara in ihrer gesamten Breite. Auf
diesem Weg lauert auf sie - wie auf so viele Zugvögel - die Bedrohung
durch Zugvogelmord. Auch der vermeintliche Vorteil durch das wärmere
Klima wird zur Herausforderung: Der Zugweg wird weiter und
kräftezehrender, da die Wüsten sich ausbreiten. Und da in den
Winterquartieren Gewässer zunehmend übernutzt sind und auch hier der
Pestizideinsatz zunimmt, werden wichtige Nahrungsquellen knapper.

Somit bleibt der größte Risikofaktor für den Wiedehopf der Mensch.
Immerhin: Ist der Zug ins Winterquartier wohlbehalten überstanden,
stehen die Chancen gut, die Jungtiere im nächsten Frühjahr
wiederzusehen. Instinktiv kehren sie an ihren Geburtsort zurück. Dass
sie dann auch bleiben, ist aber nicht sicher. So wurden etwa von 100
beringten Vögeln aus der Nemitzer Heide im niedersächsischen Wendland
in Folgejahren nur zehn wieder angetroffen. Einige weitere fanden sich
50 Kilometer südlich in der Colbitz-Letzlinger Heide in
Sachsen-Anhalt.



Anfang Texteinschub

Der Weg zum Vogel des Jahres


(1) Der NABU NRW hat den Wiedehopf als Kandidaten vorgeschlagen. Lange
galt der Wiedehopf dort als ausgestorben. Inzwischen gab es wieder
einige Beobachtungen, und damit verbunden die Hoffnung, dass er, mit
ein wenig Hilfe, auch im bevölkerungsreichsten Bundesland wieder
heimisch werden könnte.


(2) Dann musste sich der Wiedehopf gegen andere Vorschläge
durchsetzen. Die Vorauswahl der Kandidaten trifft der Bund-Länder-Rat
des NABU, zu dem neben dem Präsidium die Landesvorsitzenden und die
Sprecher*innen der Fachausschüsse gehören. Neben dem Wiedehopf gingen
schließlich Steinschmätzer, Mehlschwalbe, Bluthänfling und
Feldsperling ins Rennen.


(3) Ab Anfang Oktober stellten sich die fünf Kandidaten der
öffentlichen Wahl. Sechs Wochen lang war das Online-Wahlbüro geöffnet.
Am 18. November war es dann so weit: mit über 31 Prozent der 142.798
abgegebenen Stimmen war der auffällige Wiedehopf klarer Sieger,
gefolgt von Mehlschwalbe, Bluthänfling, Feldsperling und
Steinschmätzer.


(4) Über den Vogel des Jahres 2023  wird übrigens bereits ab dem
14. September abgestimmt.


VOGEL DES JAHRES 2023

DEUTSCHLAND WÄHLT

Ende Texteinschub
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Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Gesund leben in Städten

von Astrid Froese



Im Kampf gegen den Klimawandel sind Städte und Kommunen zentrale
Akteure. Werden sie umweltfreundlich gestaltet, hilft dies nicht nur
gegen die globale Erderwärmung, sondern trägt auch zur Gesundheit und
Lebensqualität ihrer Bewohner bei.

Grüne Oasen anstelle von Betonwüsten. Lärmgeschützte, schattige
Innenhöfe für heiße Sommertage. Sichere Geh- und Fahrradwege anstelle
zugeparkter Straßenränder. Was sich viele Menschen für ihren Alltag
wünschen, macht der Klimawandel für eine gesunde und lebenswerte
Zukunft dringend erforderlich: eine erhebliche Umgestaltung der
Städte. Weg von Steinfassaden und Blechlawinen hin zu weitaus mehr
Grünflächen und Wasserreservoiren. Warum dies so wichtig ist,
verdeutlichen folgende Zahlen: Drei Viertel aller Deutschen leben in
Städten. Weltweit sind es mehr als die Hälfte der knapp 8 Milliarden
Menschen - eine Zahl, die bis 2050 auf 70 Prozent steigen soll.
Entsprechend groß ist die Bedeutung von Städten und Kommunen für den
Kampf gegen den Klimawandel. Denn circa 80 Prozent des weltweiten
Energieverbrauchs und über 70 Prozent der CO2-Emissionen entfallen auf
die urbanen Ballungsräume.


Beunruhigende Fakten

Eine Begrenzung der Erderwärmung ist ohne bauliche Anpassung der
Städte nicht möglich. Dies gilt für Industrienationen genauso wie für
Schwellen- und Entwicklungsländer. Da viele Städte an Küsten liegen,
sind sie Überschwemmungen durch Sturmfluten und einen steigenden
Meeresspiegel besonders ausgesetzt. Auch sintflutartige Regenfälle wie
2021 in Deutschland werden zunehmen. Bis heute können viele Betroffene
der Unwetterkatastrophe in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen
nicht in ihre Häuser zurück. Zahlreiche Tote, zerstörte Ortschaften
und Schäden in Milliardenhöhe waren die Bilanz. Doch es muss nicht
gleich die totale Zerstörung sein. Auch allmähliche Veränderungen wie
zum Beispiel die stetig steigenden Temperaturen stellen
Stadtverantwortliche vor neue Herausforderungen. Durch ihre
versiegelten Flächen und die dichte Bebauung erhitzen Städte deutlich
stärker als Landgebiete. Beton und Asphalt speichern die Hitze des
Tages und geben sie nachts wieder ab. So kommt es zu sogenannten Urban
Heat Islands (Städtischen Wärmeinseln) mit Temperaturunterschieden von
mehreren Grad Celsius zwischen Stadt und Umland.

Ein amerikanisch-kanadisches Team von Umweltingenieuren hat 2021
gezeigt, dass die urbanen Räume künftig noch stärker unter Hitze und
Trockenheit leiden werden als das Umland, wenn die
Treibhausgasemissionen weiter steigen. Ihre Prognosen decken sich mit
Vorhersagen, wonach sich auch in Deutschland Tage mit
Durchschnittstemperaturen von über 30 Grad Celsius bis 2050 verdoppeln
werden. Auch Tropennächte, in denen es nicht unter 20 Grad abkühlt,
werden zunehmen. Da solche Hitzewellen für viele Menschen tödlich
sind, müssen bauliche Maßnahmen zur Kühlung der Städte ergriffen
werden.


Neuer Konsens

Klimaschutz ist Gesundheitsschutz. Dies wird auch von immer mehr
Wissenschaftlern so gesehen. "Es ist wichtig, dass wir verstehen, dass
der Klimawandel unsere Gesundheit und unsere Existenz bedroht", sagt
Prof. Dr. Claudia Traidl-Hoffmann, Direktorin der Umweltmedizin am
Klinikum Augsburg. Hitzetage belasten vermehrt ältere Leute. Zudem
verstärken die klimatischen Veränderungen Erkrankungen wie
Neurodermitis und Allergien, die einer steigenden Zahl von Menschen zu
schaffen machen. Neue ehemals nur in den Tropen auftretende
Krankheiten kommen nun auch in Europa vor. Für Ärzte und Patienten
bedeutet dies, klimabedingte Gesundheitsrisiken viel stärker
einzubeziehen, als dies bislang notwendig war.

Vollständig aufhalten lassen sich die klimatischen Veränderungen nicht
mehr. Daher gilt es, ihre Folgen und damit auch die gesundheitlichen
Gefährdungen für die Menschen so weit wie möglich abzumildern. Die
Europäische Union fördert die Anpassung urbaner Zentren bereits mit
zahlreichen Initiativen und Projekten. Die Entwicklung klimaneutraler
und intelligenter Städte hat sie als eine der größten
Herausforderungen der kommenden Jahre in ihrem milliardenschweren
Finanzierungsprogramm für Forschung und Innovation "Horizont Europa
2021-2027" verankert.



Anfang Texteinschub

Lieferverkehr optimieren 


Verstopfte Straßen, zugeparkte Fahrrad- und Fußwege, schlechte Luft
und viel Lärm: Der innerstädtische Verkehr gehört zu den dringendsten
Handlungsfeldern zukunftsweisender Stadtentwicklung. Etwa ein Drittel
des heutigen Verkehrsaufkommens entfällt auf den Güter- und
Lieferverkehr, Tendenz steigend. Um diesen Bereich stadtverträglicher
und klimaschonender zu gestalten, hat der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) das Konzept "Den Lieferverkehr
nachhaltig gestalten" erarbeitet. Es soll vor allem Kommunen
Anregungen geben. Zu den Lösungsansätzen gehören die Bündelung von
Transporten, die Einrichtung von Sammelstellen für Pakete oder die
Benennung von Güter- und Wirtschaftsverkehrsbeauftragten, um die
relevanten Akteure zusammenzubringen.

Ende Texteinschub




Internationales Vorgehen

Aber auch immer mehr Städte selbst erkennen weltweit die Dringlichkeit
und entwickeln Konzepte. Sie ernennen Klimaräte, sanieren Gebäude und
sagen dem Autoverkehr den Kampf an. Sie begrünen Dächer und Fassaden
und pflanzen hitzeresistente Bäume. Sie entsiegeln Flächen, planen
Windschneisen und legen unterirdische Wasserspeicher und
Trinkwasserbrunnen an. "Der Kampf um unseren Planeten wird in Städten
gewonnen oder verloren werden", formuliert es die Koalition für
Urbanen Wandel in einem Bericht, an dem mehr als 50 Organisationen
mitgewirkt haben.

Für einen asiatischen Stadtstaat wie Singapur beispielsweise ist der
Handlungsdruck besonders groß. Er ist akut vom ansteigenden
Meeresspiegel bedroht. Seine kleine Grundfläche bei extrem dichter
Besiedelung erfordert kluge Lösungen, ob beim Recycling, der Begrünung
oder dem Nahverkehr.



Anfang Texteinschub

Klüger bauen 


Zu den Schlüsselkomponenten bei der Entwicklung nachhaltiger Städte
gehört das Bauen. Um den CO2-Ausstoß im Gebäudesektor zu reduzieren,
werden bestehende Gebäude energetisch saniert und Neubauten
energieeffizient errichtet. Das Gebäude der SECURVITA Krankenkasse in
Hamburg St. Georg wurde bereits vor Jahren von der Deutschen
Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen (DGNB) mit der höchsten
Auszeichnung, der Platin-Plakette, geehrt. In seiner ökologischen,
ökonomischen, funktionalen und technischen Qualität besetze das für
seine markante Architektur bekannte Bürohaus eine Spitzenposition,
lobten die Juroren. Das Gebäude gehe in seiner energieeffizienten und
Ressourcen schonenden Bauweise weit über ökologische Standards hinaus.

Ende Texteinschub



Ein Blick auf die Metropolen Europas zeigt unterschiedliche
Schwerpunkte: Barcelona, eine Stadt mit vielen alten Gebäuden und
verzierten Fassaden subventioniert in hohem Maß klimafreundliche
Gebäudesanierungen. Eigentümer, die ihr Haus mit Solarstrom versorgen,
können bis zu 60 Prozent der Kosten an die Stadt weitergeben. Paris
schränkt vor allem den Verkehr erheblich ein: Dafür wurden Straßen am
Seine-Ufer für Autos gesperrt und Bürgersteige und Plätze
fußgängerfreundlich gestaltet. Diesel und Benziner sollen schrittweise
aus der Stadt verbannt werden. Kopenhagen, eine der nachhaltigsten
Städte der Welt, will mit Investitionen in grüne Technologien und
einem großen Netz an Fahrradwegen bis 2025 zur ersten
kohlenstoffneutralen Hauptstadt der Welt werden. Saugfähige
Gehwegplatten und tiefer liegende Parkanlagen sollen Wassermassen
infolge von Starkregen auffangen, gezielt angelegte Kanäle das Wasser
zum Hafen leiten. Wien baut kontinuierlich ein Fernkältenetz auf, das
immer mehr Gebäude mit umweltfreundlicher Klimatisierung versorgen
soll. Zudem pflanzt die Stadt in großem Stil Bäume.


Mehr Lebensqualität

Dass besonders Bäume dafür geeignet sind, das Stadtklima zu verbessern
und die Temperaturen zu senken, hat jüngst eine Studie der ETH Zürich
nachgewiesen. Dafür hat das Team um den deutschen Geoökologen Jonas
Schwaab fast 300 Städte in Europa untersucht und zudem Satellitendaten
ausgewertet. Ihr Fazit: Eine Fläche mit Bäumen kann in Mitteleuropa im
Schnitt 10 Grad kühler sein als eine bebaute Fläche. Für mehr
innerstädtische Plätze als grüne Biotope und Ruheorte für gestresste
Bürger gibt es auch medizinische Gründe: Wer in seinem Alltag von
Bäumen umgeben ist - ob im Garten, hinter dem Haus oder auch nur neben
der Straße -, stärkt seine seelische Gesundheit und hat ein geringeres
Risiko, depressiv zu werden.

Grünflächen laden zur Begegnung und Erholung ein. Sie sorgen für
Kühlung, verringern Lärm- und Schadstoffbelastung, schaffen Raum für
Vögel und Insekten und verschönern das Umfeld. Es spricht also viel
dafür, urbane Zentren grüner und damit gesünder und lebenswerter zu
gestalten.



Anfang Texteinschub

Deutsche Allianz für Klima und Gesundheit 


Eine Initiative, die sich für die Verknüpfung von Klima- und
Umweltschutz in Deutschland engagiert, ist die Deutsche Allianz
Klimawandel und Gesundheit (KLUG). Beschäftigte aus dem
Gesundheitswesen haben sich zusammengetan und möchten über Aufklärung
und Netzwerkarbeit die Entwicklung einer klimaneutralen Gesellschaft
fördern. Zu ihrem Angebot gehören Klimasprechstunden für Patienten und
Lehrveranstaltungen an Hochschulen für angehende Mediziner. Die
KLUG-Website informiert über hitzebedingte Gesundheitsrisiken und gibt
Tipps, wie jeder Einzelne Gesundheits- und Klimaschutz vereinbaren und
sich dadurch für den Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen einsetzen
kann.

Ende Texteinschub




Die Zeit drängt

Um Städten und Kommunen den so notwendigen klimagerechten Umbau zu
ermöglichen, müssen auf Bundesebene zum Teil die Grundlagen erst
geschaffen werden. Denn noch immer kommt es vor, dass Bundesgesetze
lokale Entscheidungen verbieten, sodass Kommunen nicht handeln können.
Oder dass ein übergeordneter Rechtsrahmen fehlt, wie zum Beispiel in
der Verkehrspolitik. So fordert der ökologische Verkehrsclub VCD ein
Bundesmobilitätsgesetz, das klare Ziele für die geplante Verkehrswende
setzt. "Wir brauchen ein Verkehrssystem, das Mobilität als Ganzes
betrachtet und nicht mehr das Auto in den Mittelpunkt stellt", sagt
Kerstin Haarmann, Bundesvorsitzende des VCD. "Bisher werden Fahrrad,
Auto, Bus, Bahn und Flugzeug meist getrennt voneinander geplant,
finanziert und ausgebaut. Jeder Verkehrsträger hat sein eigenes
Paragrafenwerk. Das muss sich ändern." Hier sind Politiker gefragt.

Doch Bürger sind nicht allein auf die Politik angewiesen. Dies zeigen
Initiativen wie die Ideenbörse der Stadt Essen, die
Klimaschutzkampagne "Ich mach Klima" in Karlsruhe oder die Gruppe
"GöttingenZero".

Ob Schüler, Berufstätige oder Rentner, ob nachbarschaftlich angelegte
Dachgärten, lokaler Obstanbau oder Wettbewerbe zu energieeffizientem
Verhalten in Familien: Klimaschutz lebt auch vom Mitmachen eines jeden
Einzelnen.

Weitere Infos unter:

www.klimawandel-gesundheit.de



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:



	2021 als "Grüne Stadt des Jahres" ausgezeichnet: Hamburg. Städte, die nicht über so viele Grünflächen verfügen, legen neue an oder wählen andere Methoden, um den Klimawandel abzufedern.

	Sichere Radwege laden dazu ein, das Auto stehen zu lassen.

	Lebensmittel lokal anzubauen, spart unnötige Transportwege.

	Für mehr Grün: Dschungellandschaft mit Wasserfall am Flughafengebäude Singapurs.

	Kinder sind von Asthma und Allergien durch längere Pollenflugzeiten und zunehmende Luftverschmutzung besonders betroffen.
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Grenzenloser Konsum

Wie die Menschheit Wälder ins Burnout treibt

von László Maráz



Beim Waldschutz befassen wir uns in erster Linie mit den Ursachen
und Folgen der Zerstörung und Schädigung von Wäldern: Abholzung,
Raubbau, Rodung und einer Forstwirtschaft, die zu wenig Rücksicht auf
das Ökosystem nimmt. Mit dem Verlust von Lebensraum vieler Menschen,
der biologischen Vielfalt und vieler Waldfunktionen. Besonders
aufwendig wird es, wenn wir über die Art der Waldnutzung streiten:
Zertifizierung der Holznutzung, ökologisch anspruchsvolle
Waldbauverfahren bis hin zur naturnahen Wiederbewaldung. Wie sollten
Wälder aussehen damit sie die Erdüberhitzung möglichst gut überstehen
und zugleich auch unsere Wünsche nach Holz, Trinkwasser und Erholung
zufriedenstellen? Da wird eifrig um die besten, ökologischsten
Waldbaukonzepte gestritten, erforscht, welche Baumarten besonders
"klimastabil" sind - in einem instabilen Klima! Das sind durchaus
wichtige Themen. Wir dürfen aber nicht nur am Patienten
herumdoktern!



Der Wald soll dies, die Bäume sollen das. Schutzgebiete sollen
effizient sein und auf kleinster Fläche alle möglichen Arten schützen,
Bäume sollen mit weniger Durst und möglichst mehr Hitzetoleranz
wachsen und gedeihen. Neue Baumarten könnten die alten, heimischen
ersetzen, wenn jene keine Leistung mehr bringen oder gar absterben. Es
geht zuweilen zu wie in einer Firma, die neue Märkte erschließen muss,
die von ihren MitarbeiterInnen Höchstleistungen und mehr Überstunden
einfordert, die Personal durch LeiharbeiterInnen ersetzt. Viel zu
selten werden hingegen die Ursachen infrage gestellt. Die Borkenkäfer
haben die Bäume nicht abgesägt und abtransportiert. Die Klimakrise ist
nicht vom Himmel gefallen. Der Wald hat die Klimakrise nicht
verursacht, warum sollte er für deren Bekämpfung verantwortlich
gemacht werden? Warum sollen Bäume die Treibhausgase schlucken, die
wir mit unseren Fahrzeugen, Öfen und Fabriken emittieren?

Wir Menschen müssen uns ändern

Solange wir die wahren Ursachen der globalen Wald- und Umweltkrise
nicht benennen und abstellen, wird sich nichts zum Guten wenden. Und
solange wir nicht infrage stellen, warum wir beispielsweise über 220
Kilo Papier pro Jahr verbrauchen, oder ein Recht auf "bezahlbaren
Strom" haben sollten, werden wir die Wälder weiter ins Verderben
hetzen. Es reicht auch nicht, den Klimaschutz nur von der Regierung
einzufordern. Wobei die meisten Akteure nicht mal dies tun. Ein Blick
auf die Internetseiten des Deutschen Forstwirtschaftsrates oder der
Arbeitsgemeinschaft Deutscher Waldbesitzerverbände [1] genügt: Sie
müssten den Kampf gegen die Klimakrise am vehementesten führen, echter
Klimaschutz ist die Voraussetzung für das Überleben der Wälder. Doch
weder benennen sie die Ursachen der Klimakrise, noch fordern sie
Regierung, Wirtschaft und Gesellschaft auf zu handeln. Das darf uns
als zivilgesellschaftlichen Waldaktiven nicht passieren. Aber es wird
zu oft versäumt, Klimaschutz als Grundvoraussetzung dafür
einzufordern, dass unsere Ökosysteme überhaupt überleben und Schutz-
und Nutzungskonzepte eine Chance zur Verwirklichung bekommen. Gerade
in der waldpolitischen Debatte muss man bisweilen den Eindruck
gewinnen, dass die Wälder die Erdüberhitzung überstehen, wenn wir sie
nur schön ökologisch bewirtschaften oder gar komplett unter Schutz
stellen. Das käme nicht nur einer Verharmlosung des Problems gleich.
Wenn wir den Klimaschutz unterlassen, können wir auch die Stühle an
Deck der Titanic zurechtrücken.

2021 - ein mildes Jahr

Das Jahr 2021 hat unseren Wäldern eine kurze Verschnaufpause beschert,
zur Entwarnung gibt es aber keinen Grund. Zum einen hat sich die
Situation lediglich nicht weiter verschlechtert. Und zum anderen
setzen zu viele der Verantwortlichen ihre Geschäftspraxis weiter fort,
die den Wäldern schon vor den drei Hitzejahren zugesetzt hatte. In
vielen umwelt- und klimapolitischen Debatten spielen Wälder aber
inzwischen eine zunehmend wichtige Rolle. Dank der vielen für den Wald
Engagierten, gleich ob ausgewiesene ExpertInnen oder Aktivisten,
werden schädliche Entwicklungen im Wald schneller als früher ans Licht
der medialen Öffentlichkeit transportiert.

Das Paradoxe: Die geschundenen und stark bedrohten Waldökosysteme
werden in sehr vielen Fällen nicht etwa als Patientinnen betrachtet,
die Schonung und Rücksichtnahme brauchen. Im Gegenteil: Wälder und
ihre Leistungen werden stärker beansprucht als je zuvor. Sie sollen
unser Klima retten. Ihr Holz soll energieintensive Bau- und Werkstoffe
ersetzen. Wälder sollen Platz machen für neue Windkraftanlagen oder
sie werden schon mal für den Bau einer Elektroautofabrik gerodet.

Das widersprüchliche Verhältnis zum Wald

Die Diskrepanz wird sichtbar, wenn man Aussagen betrachtet, die von
ein und derselben Person stammen. Die ehemalige
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner sagt zum Beispiel: "Ich
liebe den Wald" oder "Der Wald ist unser engster Verbündeter beim
Klimaschutz, unsere grüne Lunge." Und kritisiert dann die EU
Waldstrategie wegen der darin empfohlenen "einseitigen Betrachtung"
der Klima- und Umweltziele. Dahinter steckt das vorrangig
wirtschaftliche Interesse vieler WaldbesitzerInnen,
Forstorganisationen und PolitikerInnen an dem, was sie in
Presseverlautbarungen als nachhaltig bewirtschafteten Wald bezeichnen:
Holzproduktion und Holzverkauf. Das Ökosystem mit seinen vielfältigen
positiven Wirkungen auf das Gemeinwohl wird immer dann in den
Vordergrund gerückt, wenn es darum geht, Hunderte Steuermillionen für
die intensive, naturferne und maschinenbetonte Holzproduktion zu
erbetteln. Eine Holzproduktion, die zwar hohe Kosten verursacht, wenn
man gegen die Natur arbeitet, dafür aber wahrlich zu geringe Einnahmen
einbringt, weil Rohholz ein vergleichsweise billiger Rohstoff ist.
Besonders augenfällig wird diese Unsinnigkeit in der aktuellen Krise,
wenn mehr Geld für die (unnötige) "Entsorgung" aller Schadhölzer aus
dem Wald ausgegeben wird, als man für dessen Verkauf bekommt.

Dies führte zu einer Überschwemmung des Holzmarktes mit frischem
Rundholz, das nicht schnell genug verarbeitet werden konnte. Die
Preise fielen ins Bodenlose. Man kann schon von einer Art
Entsorgungsaktionismus sprechen. Es gibt tatsächlich Leute, die
behaupten, die toten Bäume würden das Wachstum einer neuen
Waldgeneration behindern. Wenn man dafür auch noch Steuergelder
erhält, kann man sich diese defizitäre Praxis scheinbar leisten. Die
Folgeschäden aber sind immens.

Höchste Prioritäten müssen die Zulassung und die Förderung der
 natürlichen und naturnahen Waldverjüngung und Waldentwicklung haben.
 Niemand weiß, welche Baumarten die Klimakatastrophe halbwegs
 überstehen und ob die Menschheit die Chance haben wird, Holz zu
 ernten.


Wenn BürgerInneninitiativen in den vergangenen Jahren die
Öffentlichkeit wegen brutaler Kahlschläge und von Maschinen
zerfahrenen Waldböden alarmierten, konnten solche Fallbeispiele
durchaus noch als bedauerliche "Einzelfälle" abgetan werden.
Inzwischen gibt es diese Großkahlschläge in vielen Teilen
Deutschlands. Die einige Jahrzehntelang verpönte Kahlschlagwirtschaft
wird zur täglichen Praxis. Das geht so weit, dass in vielen Regionen
vor allem auf den von Dürre und Hitze geschädigten Waldflächen - in
den meisten Fällen sind es Nadelbaumplantagen - nicht nur wertvolle
dicke Baumstämme verwertet werden. Oft wird auf der ganzen Fläche die
gesamte Biomasse entfernt. Baumkronen, kleine Bäume und Sträucher -
Biomasse, die sich nicht verkaufen lässt und dringend auf der Fläche
bleiben müsste. Bei allem Verständnis für den Versuch einer Begrenzung
der wirtschaftlichen Schäden: Solch rücksichtsloses Plündern und
Räumen der Flächen führt zur Schaffung von Kahlflächen, Verwüstung der
Waldböden und massiven Humusverlusten. Junge Bäume werden Sonne und
Wind ausgesetzt, die nahezu vegetationsfreien Flächen speichern kaum
Wasser oder Nährstoffe. Der Rest der Vegetation trocknet aus, die
aufgerissenen Waldböden verlieren den Humus und große Mengen an
Treibhausgasen entweichen in die Atmosphäre.

Das belegt auch eine neue Studie, für die ExpertInnen der Hochschule
Eberswalde für Greenpeace Satellitendaten aus den Jahren 2018 bis 2020
ausgewertet haben.[2] Sie zeigen, dass intensiv bewirtschaftete Forste
deutlich stärker unter den Auswirkungen der Klimakrise leiden als
naturnahe Wälder. Kahlschläge und die intensive Auflichtung der
Kronendächer schwächen die Klimaanpassungsleistungen der Wälder und
führen zu einer deutlichen Erhöhung der Umgebungstemperaturen.
Laubwälder und die naturnahen Wälder in Nationalparks kamen bisher
vergleichsweise besser durch die Dürrejahre. Bisher!

Knappheit trotz Kahlschlag

Warum aber sind die Preise für Schnittholz (v. a. Bretter, Balken) und
weiter verarbeitete Holzprodukte trotz fallender Rohholzpreise so
stark gestiegen, dass schon Rufe nach einem Exportverbot für Rundholz
(ganze Stämme) laut wurden? Weil wegen des Corona-Lockdowns im
Frühjahr 2020 viele Sägewerke und andere holzverarbeitende Betriebe
zwei, drei Monate lang geschlossen waren. Dann liefen sie zwar auf
Hochtouren, konnten das viele Rundholz aber nicht so schnell
verarbeiten, um die Produktionsrückstände aufzuholen. Zumal der Bau-
und Renovierungsboom zusätzliche Nachfrage erzeugte, was die Preise in
die Höhe trieb.

Ein Rundholzexportverbot hätte an dieser Lage nichts geändert.
WaldeigentümerInnen waren froh über jeden Container, der exportiert
werden konnte. Kostendeckend war das kaum. In vielen Fällen wäre es
profitabler gewesen, das Holz im Wald liegen zu lassen. Und für den
Klimaschutz ebenfalls, denn wer Containerware nach China verschiffen
wollte, musste zuvor sämtliche Holzschädlinge abtöten. Da dies mit dem
extrem klimaschädlichen Sulfurylfluorid geschah [3], verursachte
alleine dieser Holzexport im Jahre 2020 Treibhausgasemissionen in Höhe
von zwei Millionen Tonnen CO2-Äquivalenten und damit etwa so viel, wie
der gesamte innerdeutsche Flugverkehr.

Wald, Holz und Klimaschutz

Über solche Nebenwirkungen der Holzernte wird kaum berichtet. Die
Werbung für mehr Holzabsatz stützt sich derzeit vor allem auf eine
Klimaschutzwirkung, die sich nur schwer nachvollziehen und belegen
lässt. Zwar gelangt Holz zunächst mit geringem Energieaufwand in die
Sägewerke. Zu berücksichtigen sind hier Forstarbeiten, Ernte und
Transport. Für Balken und Bretter muss dann nur gesägt und gehobelt
werden, auch das braucht nicht viel Energie. Danach wird es aber
teuer. Jeder weitere Verarbeitungsschritt kostet Energie: fräsen,
verleimen, pressen, transportieren. Für eine Tonne Zellstoff wird
ebenso viel Energie benötigt wie für die Herstellung einer Tonne
Stahl!

Bleiben wir bei den aus Klimaschutzsicht vorteilhaften
Bauholzprodukten, muss über die Bereitstellung hinausgedacht werden.
Bei der Substitutionswirkung energieintensiver Werkstoffe durch Holz
wird zu Recht davon ausgegangen, dass bspw. Holzbalken Stahlträger
ersetzen. Da für die Herstellung eines Balkens weniger Energie
benötigt wird wie für einen Stahlträger mit der gleichen Funktion,
wird die Differenz dem Holz in Form "vermiedener" Emissionen als
Klimaschutzbeitrag angerechnet. Wohlgemerkt, die Emission wird nur
vermieden - im Bausektor. Was aber nicht bedeutet, dass dadurch
Emissionen aus anderen Sektoren sozusagen aus der Atmosphäre entfernt
werden (auch wenn manchmal dieser Eindruck erweckt wird).

Ob das Holzbauwerk ein Stahlbetongebäude ersetzt oder ob es nur
zusätzlich errichtet wird, wird nicht ermittelt. Es ist auch fast
unmöglich. In der Regel wird ohnehin eine Mischbauweise praktiziert.
Da es keine nationalen Obergrenzen für Bauwerke gibt, bleibt auch
unklar, ob mehr Holzbau mehr Klimaschutz bedeutet oder ob er nur
zusätzliche Baumaßnahmen ermöglicht und damit zusätzliche Emissionen
verursacht.

Priorität: natürliche Waldentwicklung

Die Zweifel an der Sinnhaftigkeit der Kampagne, mehr und jüngere Bäume
zu ernten, damit der junge Wald schneller wächst und schneller
Kohlenstoff einlagert, mehren sich.[4] Ein weiterer Grund dafür, sich
wichtigeren Aufgaben zuzuwenden, als sich an einer Baustelle zu
verkrampfen, wenn es um Klimaschutz geht. Denn am Bau gibt es einen
relativ geringen Einfluss auf die Verringerung der Emissionen.

Höchste Priorität müssen die Zulassung und die Förderung der
natürlichen und naturnahen Waldverjüngung und Waldentwicklung haben.
Niemand weiß, welche Baumarten die Klimakatastrophe halbwegs
überstehen und ob die Menschheit die Chance haben wird, Holz zu
ernten. Wir müssen uns damit abfinden, was Wälder zu bieten haben. Die
umgekehrte Strategie haben wir lange, viel zu lange, verfolgt und sind
damit gescheitert.

Der Autor ist Referent für Waldpolitik im Forum Umwelt &
Entwicklung und koordiniert dort die Dialogplattforum Wald.



[1] https://www.dfwr.de/index.php/klimawandel; 

https://www.waldeigentuemer.de/themen/krise-im-wald/

[2] https://www.greenpeace.de/presse/publikationen/der-wald-deutschland-auf-dem-weg-die-heisszeit

[3] https://www.spiegel.de/wissenschaft/mensch/borkenkaefer-gas-sulfurylflourid-der-unbekannteklimakiller-a-859c1ccc-77ed-4e22-8650-f9c28c20f48c

[4] https://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-9326/ac30fa



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NGOs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.
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Holz als Wegwerfprodukt

Wie der Papierhunger Wälder zerstört

von Evelyn Schönheit und Sergio Baffoni



Der Verkauf von Zellstoff als Papierrohstoff steigt weltweit. Die
Herstellung von Primärfaserpapier ist eine wesentliche Ursache für den
schlechten Zustand und die Zerstörung vieler Wälder. Es ist
profitabel, Naturwälder abzuholzen oder in eintönige Holzplantagen
umzuwandeln, lokale und indigene Gemeinschaften von ihrem Land zu
vertreiben. Ganze Baumstämme, die besser zu langlebigen, hochwertigen
Produkten verarbeitet werden sollten und energieintensivere
Roh- und Baustoffe ersetzen könnten, enden im Papier. Entscheidend
aber ist, viel mehr Wald aus der intensiven Nutzung zu nehmen, um
seine Resilienz, CO2-Speicherfähigkeit und Biodiversität zu fördern.


Laut Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen (FAO) landen rund 40% der industriellen Holzernte in der
Papierproduktion. Entsprechend wirkungsvoll für den Wald-, Arten- und
Klimaschutz wäre ein bewusster und sparsamer Umgang mit dem wertvollen
Material. Zumal die Papierindustrie in Deutschland der drittgrößte
Endenergieverbraucher ist. Beim rechnerischen Pro-Kopf-Verbrauch
liegen wir mit 226 Kilogramm (2019) weltweit an dritter Stelle nach
Belgien und Luxemburg - beide Länder beherbergen EU-Institutionen mit
hohem Papierumsatz. Auch in absoluten Zahlen belegen wir mit knapp 19
Millionen Tonnen Platz vier nach China, den USA und Japan. Zwar
erzielt die deutsche Papierindustrie eine Altpapier-Einsatzquote von
79%, doch beim hierzulande verbrauchten Papier liegt diese aufgrund
der Im- und Exporte nur bei etwa 66%.

Globales Holz für deutsches Papier - verheerend für Arten, Klima
und lokale Gemeinschaften

80% des Holzes für unseren Papierverbrauch stammen aus Importen.
Skandinaviens intensive Forstwirtschaft liefert fast 40% davon [1]. In
Schweden, woher wir am meisten Papierholz beziehen, gelten nur noch
10% der Wälder als naturnah - trotzdem sind auch diese bedroht.
Schwedische Naturschutzverbände beklagen eine schwere Krise der
Biodiversität. Auf der Roten Liste stehen 1.800 Tier- und
Pflanzenarten, die auf den Lebensraum Wald angewiesen sind. Zugleich
gefährdet die Abholzung die Existenz des einzigen indigenen Volks in
Nordeuropa, der Sámi. Die Forstindustrie missachtet deren
traditionelle Weiderechte für die großen Rentierherden, die materielle
Basis der Kultur und Lebensweise der Sámi sind.

Größere Mengen Papierholz importieren wir aus Russland, teils über
Finnland und Polen, sowie Kanada, in beiden Ländern ist Kahlschlag von
Primärwald übliche forstliche Praxis. Südamerika gewinnt als
Zellstoff-Exporteur immer mehr an Bedeutung. Schnell wachsende
Eukalyptusplantagen werden vor allem auf landwirtschaftlichen Flächen
angelegt. Lokale und indigene Gemeinschaften, Bauernfamilien, die seit
Generationen auf ihren Feldern Getreide anbauen und Tiere halten,
werden gewaltsam vertrieben, teils mit schweren
Menschrechtsverletzungen. Die Monokulturen verstärken in ohnehin
trockenen Gebieten den Wassermangel und so gefährdet Dürre die
verbliebenen Naturwälder, Waldbrände häufen sich [2]. In Brasilien hat
die Papierindustrie innerhalb von 20 Jahren die Zellstoffproduktion
von 6,7 auf 21,5 Millionen Tonnen verdreifacht, stark durch
öffentliche Gelder subventioniert. Im Nordosten Brasiliens, einer der
ärmsten Regionen, kontrolliert ein einziger Papierkonzern, Suzano,
726.000 Hektar Flächen. Die Gemeinden leiden seit den 1980er-Jahren
unter der Abholzung ihres Waldes. In einigen Fällen hat die Justiz
ihre Gewohnheitsrechte wiederhergestellt, aber Suzano versucht
weiterhin, sie zu kriminalisieren.[3] Das Epizentrum der
Zellstoffexpansion verlagerte sich in die Region Três Lagoas, in
Mato Grosso do Sul, wo die Produktion in einem Jahrzehnt von null auf
mehr als sieben Millionen Tonnen pro Jahr explodierte, mit fast einer
Million Hektar Eukalyptusplantagen. Dies verursacht indirekt weitere
Zerstörung von Naturwald, da Papierkonzerne die Infrastruktur wie
Straßen und Stromnetz benötigen, aber auch bereits erschlossenes Land
für ihre Plantagen von Rinderzüchtern kaufen, welche andernorts
wiederum Wälder roden.[4] In Chile unterdrückt die Regierung
verfassungsmäßige Rechte. Kürzlich hat sie die Armee gegen die
indigenen Mapuche entsandt, die ihr traditionelles Land besetzt
hatten. Und auch in Paraguay ist der Bau neuer Zellstofffabriken zu
befürchten.

Gesundheitsbelastung und miserable Arbeitsbedingungen

Die Zellstoffproduktion belastet durch Pestizide, Düngemittel und
Bleichchemikalien Böden und Gewässer. Zudem verletzen die
Arbeitsbedingungen in industriellen Baumplantagen in Südamerika, Asien
und Afrika grundlegende Arbeitsrechte. Fehlende Schutzausrüstung sowie
Anleitung, z. B. beim Umgang mit Motorsägen oder Chemikalien führen zu
schweren, teils tödlichen Unfällen.[5] Ein spezieller Brennpunkt ist
Indonesien, von wo uns über Buchimporte und Verpackungen aus China
Urwaldfasern erreichen: In den vergangenen Jahrzehnten haben Papier-
und Zellstoffindustrie mehrere Millionen Hektar Regenwald zerstört,
verbunden mit Hunderten sozialen Konflikten, wobei die Land- und
Menschenrechtsverletzungen in Indonesien besonders dramatisch sind
[6]. Die weiter steigende Produktion zerstört die verbliebenen
intakten Waldgebiete und gefährdet die Existenz indigener
Gemeinschaften. Die Torfmoor-Entwässerung zur Anlage von Baumplantagen
heizt die Klimakrise dramatisch an, mit Emissionen von bis zu 80
Tonnen CO2 pro Hektar und Jahr. Gerade die ärmeren Teile der
Bevölkerung im Globalen Süden sind nicht nur unmittelbar auf intakte
Wälder und sauberes Wasser angewiesen, sie sind auch am schlimmsten
von der Klimakrise betroffen, die der hohe Holz- und Energieverbrauch
der internationalen Papierindustrie weiter befeuert.

Raubbau durch entwaldungsfreie Lieferketten verhindern

Einerseits ist hier das Holzhandels-Sicherungs-Gesetz zu nennen, mit
dem in Deutschland vor allem der illegale Holzeinschlag und -handel
bekämpft werden sollen. Leider ist die Umsetzung mangelhaft.
Strafbarkeit und Bußgelder sind zu gering, zudem werden
Druckerzeugnisse nicht erfasst. Die Politik muss dringend
Rahmenbedingungen setzen, um ökologische und soziale Mindeststandards
zu garantieren und entwaldungsfreie Lieferketten sicherzustellen. Die
Papierhersteller sollten verpflichtet werden nachzuweisen, aus welchen
Regionen, von welchen Baumarten und aus welcher Art der
Waldbewirtschaftung das Holz für ihren Zellstoff stammt. Insbesondere
die sozialen Negativfolgen sind noch viel zu wenig bekannt. Hier sind
NGOs gefordert, an der Informationsarbeit mitzuwirken, zumal Papier
stellvertretend für viele Konsumgüter mit gravierenden Problemen in
den Lieferketten steht. So gilt es, VerbraucherInnen grundsätzlich zu
bewussterem Umgang mit Ressourcen und beharrlicher Nachfrage danach zu
motivieren, was deren Gewinnung für Natur und Menschen in den
jeweiligen Herkunftsländern bedeutet. Und klar zu benennen, dass wir
den Ressourcenverbrauch in allen Bereichen um bis zu zwei Drittel
verringern müssen.

Besiegelter Waldschutz und Anforderungen an die Politik

Groß- und EndverbraucherInnen können durch sparsame Nutzung und
konsequente Wahl von Recyclingpapier mit dem Blaue-Engel-Siegel einen
entscheidenden Beitrag zu ökologischer und sozialer Zukunftsfähigkeit
leisten. Anders als das FSC Recycled Siegel, das nur die
Altpapiernutzung gewährleistet, steht der Blaue Engel für hohe Anteile
unterer und mittlerer Altpapiersorten, die den Großteil des
Sammelaufkommens ausmachen, und damit für maximale Kreislaufführung
der wertvollen Holzfasern. Beim Sparen wiederum helfen altbekannte
Tipps wie doppelseitiges Kopieren, Aufkleber gegen Werbung und
kostenlose Zeitungen oder das Abbestellen von Katalogen. Die Politik
sollte den Forderungen der Initiative "Letzte Werbung" folgen und den
Einwurf von Werbung im Briefkasten nur noch zulassen, wenn dies
ausdrücklich gewünscht ist (Opt-in-Verfahren). Kartonagen lassen sich
z. B. durch Kauf bei umweltorientierten Anbietern einsparen, die im
Mehrwegsystem mit Recyclingkunststoffboxen liefern, welche mindestens
200 Umläufe erzielen. Auch hier braucht es politische Vorgaben für ein
bundesweit einheitliches System für Mehrwegbehältnisse. Gleiches gilt
für Lebensmittelverpackungen, wo zusehends Plastik durch
Primärfaserpapier ersetzt wird. Tüten aus Primärfaserpapier sowie
Einwegprodukte wie To-go-Becher und -Geschirr sollten verboten oder
mit hohen Abgaben belegt werden. Außerdem ist ein nationales Ziel zur
Reduzierung des Verbrauchs von Papier, Pappe und Karton überfällig, im
Rahmen eines gesetzlich verankerten Abfallvermeidungsziels. Bei
Hygienepapieren sollte ausschließlich 100% Altpapier zum Einsatz
kommen, da diese am Ende der Nutzungskaskade stehen und die Fasern
über Kanalisation bzw. Restmüll unwiederbringlich verloren gehen.
Flankierend sollte die Regierung eine Informations- und Imagekampagne
durchführen, um niedrigere Papierweißen zu fördern und damit auch
einen höheren Einsatz von Verpackungsaltpapieren für Toilettenpapier
und Papierhandtücher zu ermöglichen. Zudem ist Kostenwahrheit
überfällig, indem Umweltfolgekosten internalisiert und Energie für die
Papierbranche nicht mehr subventioniert werden. Dann könnten
Primärfasern teurer werden.

Im Zuge der Dekarbonisierung der Wirtschaft sind sowohl Holz als
 auch Energie knappe Güter, die nicht zur Erzeugung von
 Wegwerfprodukten verschwendet werden dürfen.


Die Förderung von Holzverbrennung muss dringend enden. Im Zuge der
Dekarbonisierung der Wirtschaft sind sowohl Holz als auch Energie
knappe Güter, die nicht zur Erzeugung von Wegwerfprodukten
verschwendet werden dürfen. Auch die Energie aus nachwachsender
Biomasse ist zu knapp. Die vermeintlichen Resthölzer werden im Wald
dringend benötigt, um das Bodenleben zu ermöglichen und nachwachsenden
Pflanzen Nährstoffe zu liefern. Zudem sorgen sie für Schatten,
Feuchtigkeit und Temperaturausgleich. Je weniger Papier und Pappe wir
verbrauchen, desto besser für die Wälder. Und Plantagenflächen dürfen
nicht länger Artenvielfalt, Nahrungsmittelproduktion und die Existenz
von Millionen Menschen im Globalen Süden gefährden.

Die Autorin ist Umweltwissenschaftlerin und arbeitet als
Papierexpertin für das Forum Ökologie & Papier (www.foep.info). Sergio
Baffoni ist Koordinator der Waldschutzkampagne beim Environmental
Paper Network, einem weltweiten Netzwerk von über 150 Verbänden.
(http://www.environmentalpaper.org).



Vorsicht, wenn es heißt, Primärfaserpapier schneide beim CO2 besser
ab als Recyclingpapier! Derartige Aussagen stützen sich auf die alte,
dringend reformbedürftige Methodik von Ökobilanzen, die das Verbrennen
von Holz als CO2-neutral bewertet. Fasern für Zellstoff machen nur
etwa 45% des Holzes aus. Der Rest, der Holzstoff, der die Fasern wie
ein Kitt zusammenhält, wird verbrannt und liefert einen Teil der
Energie, die zur Herstellung des Zellstoffs benötigt wird. Angesichts
der Dauer von 70 bis 80 Jahren, die es braucht, bis z. B. eine Fichte
als typischer Baum für die Papierherstellung nachwächst sowie der
Notwendigkeit, heute massiv CO2 gebunden zu halten, beurteilen große
Wald-NGOs und internationale WissenschaftlerInnen dies als widersinnig
und unhaltbar.



[1] Robin Wood (2020): Wo unser Papier wächst.

https://www.robinwood.de/sites/default/files/Wo_unser_Papier_waechst.pdf


[2] https://environmentalpaper.org/wp-content/uploads/2019/02/Forest-fires-plantations-EPN-discussion-document-20Feb-2019.pdf

[3] Bruzaca, Conflitos possessórios provocados pelo agronegóciono
Baixo Parnaíba Maranhense, 2018.

http://www.anpocs.com/index.php/encontros/papers/42-encontro-anual-da-anpocs/gt-31/gt06-15/11151-conflitos-possessorios-provocadospelo-agronegocio-no-baixo-parnaiba-maranhense-sobre-acontinuidade-de-impactos-territoriais-e-ambientais-decorrentesda-pratica-juridica-nos-conflitos-envolvendo-as-empresassuzano-e-paineiras/file

[4] https://environmentalpaper.org/2020/09/two-sides-of-thesame-coin-how-the-pulp-and-paper-industry-is-profiting-fromdeforestation-in-the-amazon-rainforest/

[5] World Rainforest Movement (2007): Working Conditions and Health
Impacts of Industrial Tree Plantations, 

https://wrm.org.uy/wp-content/uploads/2013/01/Working_conditions_and_health.pdf

[6] https://environmentalpaper.org/2019/12/conflicts-plantationstwo-new-investigative-research-reports-from-indonesia/



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NGOs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.
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Der Wald im Bio-Kapitalismus 

Von falschen Klimaversprechen und Bioökonomie als Brandbeschleuniger

von Peter Gerhardt



Der Wald war schon immer mehr als die Summe seiner Bäume. Er ist es
gewohnt, Sehnsuchtsort und Lebensraum zu sein, Brennholz und
Konstruktionsmaterial zu liefern und dabei auch noch zahlreiche
wichtige Ökofunktionen zu erfüllen. Unsere Ansprüche haben dieses
Ökosystem schon mächtig unter Druck gesetzt und an vielen Stellen auf
dem Globus mit dafür gesorgt, dass die Wälder erschöpft sind oder
vernichtet wurden. Dessen ungeachtet soll der Wald die Menschheit nun
auch noch vor einem möglichen Klimakollaps bewahren und als
Rohstofflager für die Wirtschaft der Zukunft dienen - der sogenannten
Bioökonomie. Das kann nicht gut gehen.

Aber der Reihe nach. Beim diesjährigen UN-Klimagipfel in
Glasgow gab es gleich zu Beginn eine Art Überbietungswettbewerb
zwischen den Regierenden, welches Land die meisten Wälder im Namen des
Klimaschutzes vor dem Kahlschlag retten will. Gleichzeitig wurden
großzügige Aufforstungs-Initiativen in Aussicht gestellt. Insgesamt
versprachen 137 Regierungen, in deren Nationen über 90% der
verbliebenen Waldfläche beheimatet sind, einen umfassenden Waldschutz.
Die Mächtigen entdeckten in der "Glasgow Leaders' Declaration on
Forests and Land Use" den Wald als Klimaretter. Was ist davon zu
halten?

Zum einen geht die Glaubwürdigkeit mancher dieser selbsternannten
WaldschützerInnen gegen Null. Zum Beispiel Brasiliens Jair Bolsonaro,
der in der Vergangenheit vor allem dadurch aufgefallen ist, dass er
den Amazonas-Regenwald für illegale Holzfäller- und Goldsuchertrupps
geöffnet und die Rechte indigener UreinwohnerInnen mit Füßen getreten
hat. Dass diesem Klimaleugner jetzt in Glasgow eine Bühne für leere
Öko-Versprechen gegeben wird, ist einfach nur verstörend. Kaum besser
ist, dass sich Nationen wie Malaysia oder Indonesien, die ihre Wälder
großflächig in Mondlandschaften aus Ölpalmen umgewandelt haben, jetzt
unter den Unterstützern der Glasgower Walddeklaration befinden.

Man kann sich außerdem fast sicher sein, dass Länder, die große
Flächen mit Eukalyptus für die Zellstoffindustrie aufforsten, dies in
Zukunft auch im Namen des Klimaschutzes tun werden. Etwa in Mosambik,
wo internationale Investoren riesige Monokulturen aus dem Boden
stampfen und dabei der lokalen Bevölkerung das Land zum Leben rauben.
Das Pflanzen von Bäumen wird so zum aggressiven Akt gegen Mensch und
Natur. Unter dem Deckmantel des Klimaschutzes geht das in Zukunft
vielleicht noch ein wenig leichter von der Hand.

Aber nicht nur im Globalen Süden laufen die Dinge klimapolitisch
vollkommen aus dem Ruder. Auch europäische Industrienationen wie
Großbritannien oder Deutschland lobpreisen in der Erklärung die
Bedeutung der Wälder fürs Weltklima und machen vor der eigenen Haustür
genau das Gegenteil. Mit dem Segen der britischen Regierung verbrennt
das Kraftwerk Drax in Nordengland Millionen Tonnen Holz für
Elektrizität und Deutschland, das dem Rest der Welt gerne ungebetene
Klima-Ratschläge erteilt, verfeuert einen größeren Teil seiner
jährlichen Holzernte. Der im Rohstoff Holz gespeicherte Kohlenstoff
wird so durch den Kamin gejagt und landet als Klimagas in der
Atmosphäre. Aber es könnte noch schlimmer kommen: Die noch amtierende
Bundesregierung hat Pläne in der Schublade, um das Umrüsten alter
Kohlekraftwerke auf Holzfeuerung mit öffentlichen Mitteln zu
subventionieren.

Kahlschlag für Bioökonomie?

Und dann gibt es noch die Bioökonomie: Jene Wirtschaftsordnung, die
von sich selbst behauptet, so etwas wie die Zukunft jenseits des
fossilen Zeitalters zu sein. Anstatt Kohle, Gas oder Erdöl sollen hier
ausschließlich nachwachsende Rohstoffe zum Einsatz kommen. Anfang
November 2021 gab es wieder einmal einen kleinen Vorgeschmack, wie die
Bio-Zukunft aussehen könnte - zumindest, wenn die Industrie das Sagen
hat: Der finnische Forst- und Papierkonzern UPM-Kymnene verkündete
stolz, dass die firmeneigene Bioraffinerie im sachsen-anhaltinischen
Leuna demnächst die Coca-Cola-Company mit Polymeren beliefern wird.
Die Raffinerie benötigt dafür Holz, aus dem der US-Konzern dann
Getränkeflaschen fertigt, die bislang aus Erdöl hergestellt wurden.
Nun kann man sich zu Recht fragen, ob es nicht sinnvollere
Bioökonomie-Anwendungen gibt, als amerikanische Zuckerbrause in
Plastikflaschen zu füllen. Coca-Cola macht damit schließlich den
sogenannten Starinvestor Warren Buffett zum Milliardär und zahlreiche
Kinder zu fettleibigen DiabetikerInnen.

Sich ein bisschen über Coca-Cola lustig zu machen, ist nicht besonders
schwer. Das Beispiel zeigt aber gut, woran es in einer Bioökonomie
hapern würde: Steuerung! Natürlich braucht die Welt frische Ideen,
wenn fossile Rohstoffe in Zukunft in der Erde bleiben sollen. Und
möglicherweise ist eine biobasierte Wirtschaft Teil der Lösung. Um das
seriös abschätzen zu können, sollte aber zunächst eine Art Inventur
beleuchten, wieviel die globalen Wälder zu liefern imstande sind, wenn
es dabei sozial gerecht und ökologisch nachhaltig zugeht. Dabei sollte
eingepreist werden, dass Schutzgebiete für die Artenvielfalt oder
Wälder, die für den Klimaschutz wachsen sollen, die Erntemenge weiter
reduzieren. Und schließlich ist nach wie vor ungeklärt, wie in unserer
Profitökonomie eine sinnvolle Steuerung von knappen Rohstoffen
vonstattengehen könnte. Bislang gilt: Wer den besten Preis bezahlt,
bekommt den Zuschlag. Damit sind wir dann wieder bei Coca-Cola, die
wahrscheinlich mehr Geld auf den Tisch blättern können als ein Startup
aus der Öko-Nische.

Industrieländer werden ihren Rohstoffverbrauch dramatisch senken
 müssen. Sonst kommt es zum globalen Kahlschlag.


Bedauerlicherweise schweigt sich auch die Bundesregierung in ihrer
Bioökonomie-Strategie darüber aus, welche Regeln für diese Wirtschaft
maßgeblich sein könnten. In dem Papier mangelt es nicht an wolkigen
Nachhaltigkeitsversprechen, dafür fehlen konkrete Politikvorschläge,
wie die planetaren Belastbarkeitsgrenzen in einer Bioökonomie
eingehalten werden könnten. Diese Aufgabe liegt nun unter anderem beim
Bioökonomierat, der seit fast einem Jahr in seiner dritten Auflage der
Bundesregierung zur Seite steht. Ob ausgerechnet dieses aus 20
ExpertInnen bunt zusammengewürfelte Gremium, das sich aus dem
Dunstkreis der Biotech-Lobby bis hin zur Umweltbewegung rekrutiert,
die notwendige Kraft dafür entwickeln kann? Welche Leitplanken für
eine Bioökonomie aufgestellt werden, hängt letztendlich am politischen
Willen einer zukünftigen Bundesregierung.

Dabei ist die Grundannahme der Bioökonomie, nachwachsende Rohstoffe
wie Holz effizient und innovativ zu nutzen, zunächst mal eine gute
Idee. Produkte biogenen Ursprungs lassen sich in der Regel einfacher
in natürliche Kreisläufe integrieren und hinterlassen weniger
problematische Schadstoffe bei der Entsorgung als Materialen aus der
Erdölchemie. Auch bioökonomische Verfahren, die zum Beispiel Holz
hochverdichten, haben vielversprechendes Potenzial, wenn dadurch Stahl
oder Beton substituiert wird.

Die Euphorie für das neue Bio-Zeitalter birgt aber die Gefahr,
ökologische Prinzipien der Waldbewirtschaftung hintenan zu stellen und
der Holzproduktion einseitig Vorfahrt einzuräumen. Die Konsequenzen,
wenn wirtschaftliche Interessen den Wald im Griff haben, werden der
bundesdeutschen Öffentlichkeit aktuell mit dem "neuen Waldsterben" vor
Augen geführt. Aus dem Brotbaum der Forstwirtschaft, der Fichte, ist
in Zeiten des Klimawandels der Problembaum geworden.

Global betrachtet steigen Forstplantagen zu immer wichtigeren
Holzlieferanten auf und sind damit auch mögliche Eckpfeiler einer
bioökonomischen Rohstoffstrategie. Diese Industrielandschaften sollten
nicht mit Wäldern in einen Topf geworfen werden. Eukalyptusäcker in
Brasilien haben nichts mit der ursprünglichen Waldvegetation zu tun.
Im südlichen Afrika wachsen Zellstoffplantagen auf Graslandstandorten,
die vollkommen ungeeignet für das Anpflanzen von Bäumen sind. Zudem
werden vor allem schutzlose Bevölkerungsgruppen wie Landlose und
Subsistenzbauern und -bäuerinnen durch Forstplantagen aus ihren
Lebensräumen verdrängt.

Ökosiegel sind keine Lösung

Es ist wahrscheinlich, dass die Industrie auch im Bereich der
Bioökonomie auf mögliche Kritik mit freiwilligen
Zertifizierungsinitiativen antworten wird. Schon heute tummeln sich im
Bereich der Bioenergie industrienahe Ökosiegel wie das "Sustainable
Biomass Program". Die Vergangenheit zeigt, dass auch die
Nachhaltigkeitszertifikate für Holz, Papier, Palmöl oder Soja die
Expansion von Industrieplantagen nicht verhindern konnten. Diese
Siegel funktionieren fast alle nach dem gleichen Strickmuster und
geben vor, Betroffene und NGOs in einem Multistakeholderverfahren
angemessen zu beteiligen. De facto setzt in den meisten Fällen die
Industrie ihre ökonomischen Interessen durch. Die Entwicklungs- und
Umweltverbände sind deshalb gut beraten, der Siegelstrategie der
Bioökonomie nicht auf den Leim zu gehen.

Von Klimaschutz bis zur verantwortungsvollen Rohstoffversorgung:
Wälder sind dabei nicht wegzudenken. Die Kapazitäten dieses Ökosystems
sind aber begrenzt. Darum werden allen voran die Industrieländer ihren
Rohstoffverbrauch dramatisch senken müssen. Sonst kommt es zum
globalen Kahlschlag.

Der Autor ist Gärtner, Agraringenieur und Politologe und
politischer Geschäftsführer von denkhausbremen.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NGOs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.
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Holz - die neue Kohle?

Warum Europa immer mehr Wälder aus aller Welt verfeuert

von Jana Ballenthien und Kenneth Richter



Bäume erzeugen mit ihrem Holz einen genialen, nachhaltigen
Rohstoff: Man kann sie ernten und es wachsen neue nach. Doch die
Illusion vom immerwährenden, sich selbst erneuernden Rohstofflager
löst sich mehr und mehr auf. Spätestens seitdem in Europa die Idee
Schule macht, Holz als die "neue Kohle" in Großkraftwerken zu
verbrennen, wachsen Zweifel. Was wir hier beobachten, ist ein weiteres
trauriges Kapitel einer Scheinlösung, mit der Regierungen ihre Ziele
für erneuerbare Energien nur auf dem Papier erreichen. Die Realität
sieht anders aus: Das Klima wird geschädigt, das rasante Artensterben
wird weiter beschleunigt und Schadstoffe belasten unsere Gesundheit.


Welche Energieformen in der EU förderungswürdig zur Erreichung der
Klimaziele sind oder nicht, regelt in erster Linie die
Erneuerbare-Energien-Richtlinie der EU (Renewable Energy Directive -
kurz RED). In der RED wird die Verbrennung von Holz oder Holzbiomasse
als "erneuerbar" und "klimaneutral" gewertet, die Emissionen werden
nicht auf die Klimabilanz angerechnet und die Mitgliedstaaten werden
so ermächtigt, die teure Verbrennung von Holz zu subventionieren. 52%
von dem, was Finnland als "erneuerbare Energie" bezeichnet, stammen
aus der Verbrennung von Biomasse (hauptsächlich Holz). In Schweden
sind es sogar 60% des Energiebedarfs, der darüber gedeckt wird. Auch
die Niederlande hatten bis jetzt ein riesiges Programm zur
Holzverbrennung in Kraftwerken, jährlich subventioniert mit mehreren
100 Millionen Euro. Im Februar 2021 stimmte das holländische Parlament
für ein Auslaufen der Subventionen für Holzverbrennung. Zudem wurde
die Genehmigung weiterer Subventionen für die Holzverbrennung
gestoppt, bis ein adäquater Ausstiegsplan vorliegt.

Waldzerstörung par excellence

Europas Wälder sind durch Schadstoffe, intensive Forstwirtschaft und
die neuen klimabedingten Veränderungen wie Dürreperioden, Stürme,
andere Extremwetterereignisse und der daraus resultierenden
Anfälligkeit für Schadinsekten schon massiv geschädigt. Nur 14% der
Wälder sind in einem guten Erhaltungszustand. Nach offiziellen
Vorhersagen werden im Jahr 2025 die Wälder der EU 18% weniger
Kohlenstoff speichern als noch in den frühen 2000er-Jahren. Allein
zwischen 2000 und 2018 stieg die Menge an Energieholz, das in
europäischen Wäldern geschlagen wurde, um 47%. Kahlschläge nahmen in
dieser Zeit um 30% zu. Inzwischen wird die Hälfte der europäischen
Holzernte verbrannt. Die Industrie rechnet damit, dass die Nachfrage
über die nächsten fünf Jahre um weitere 30 bis 40% wächst.[1] Der
weltgrößte Pelletproduzent Enviva bezieht nachweislich regelmäßig Holz
aus Kahlschlägen artenreicher Laubholz-Feuchtwälder, aus einem
weltweit einzigartigen Biodiversitätshotspot im Südosten der USA, -
einem Lebensraum von Pflanzen, Amphibien und andere Arten, von denen
mindestens 1.500 endemisch sind. Auch im waldreichen Baltikum nimmt
die Intensität des Holzeinschlags stark zu. Selbst in den Wäldern des
Natura-2000-Netzes findet regelmäßig intensiver Holzeinschlag statt
(siehe Beitrag v. Norbert Panek, Anm. d. Red.)[*]

Todesursache Luftverschmutzung

Im Jahr 2018 führte Feinstaub der Partikelgröße PM 2,5 zu bis zu
379.000 Todesfällen in der EU und auch die Pelletproduktion verursacht
erhebliche Luftverschmutzung.[2] Die Subventionierung der
Holzverbrennung untergräbt die Bemühungen der EU-Mitgliedstaaten die
vorgeschriebenen Ziele zur Verringerung der Luftverschmutzung zu
erreichen. Die Verringerung der Holzverbrennung in Haushalten und
Kraftwerken wäre der einfachste und schnellste Weg zu gesünderer Luft.
Holz in Großkraftwerken zu verbrennen, ist hingegen der schnellste
Weg, die Luftverschmutzung noch um ein Vielfaches zu steigern.

Klimaneutral? Was sagt die Wissenschaft?

Die Bewertung der Holzverbrennung als "erneuerbar", also als
CO2-neutral, führt zu immer mehr Subventionen dieser Praxis durch die
Mitgliedstaaten. Dies geht auf die vereinfachte Vorstellung zurück,
dass dieselbe Menge Kohlenstoff, die bei der Verbrennung eines Baumes
in die Luft geblasen wird, wieder aus der Atmosphäre aufgenommen wird,
wenn ein neuer Baum wächst. Im Januar 2021 veröffentlichte der
Gemeinsame Forschungsrat der Europäischen Kommission (Joint Research
Center, JRC) einen warnenden Bericht zur Verbrennung von Holzbiomasse:
In der EU werden mehr als 350 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr durch
Verbrennung von Holzbiomasse emittiert, die über Jahrzehnte oder
Jahrhunderte in der Atmosphäre verbleiben. Denn Bäume wachsen zu
langsam, um den Kohlenstoff, der bei der Verbrennung frei wird, durch
Zuwachs in einem Zeitraum aufzunehmen, der mit den
Emissionsreduktionszielen der EU vereinbar ist. Von den 24
Bioenergie-Szenarien, die in dem JRC-Bericht bewertet wurden, stellen
23 zudem ein Risiko für das Klima, die Biodiversität oder beides dar.
Die meisten nationalen Energie- und Klimapläne der EU-Mitgliedstaaten
enthalten zudem keine angemessene Bewertung der potenziellen
Auswirkungen einer Ausweitung der Holzeinschläge für Waldbiomasse auf
Kohlenstoffsenken, Biodiversität, Wasser und Luftverschmutzung.

Energie, die aus der Verbrennung von Holzbiomasse gewonnen wird,
 darf nicht mehr positiv in den Klimabilanzen verbucht werden.


Holzverbrennung in Deutschland

Angesichts des geplanten Kohleausstiegs in Deutschland hoffen immer
mehr Energieunternehmen, ihre fossilen Kraftwerke mit Holz am Laufen
zu halten. Die weltgrößten Pelletkonzerne Enviva und Granuul Invest
lassen schon verlauten, Deutschland sei ihr nächster großer Markt.
Einige Energiekonzerne wie EnBW führen bereits Gespräche mit
Pelletproduzenten und auch der Energiekonzern STEAG spricht über
Umrüstungspläne.[3] Vom Bundeswirtschaftsministerium erhält man die
knappe Aussage, dass Vorschläge erarbeitet würden, wie die Umstellung
bestehender Kohlekraftwerke auf hocheffiziente und flexible Gas- oder
Biomasseverstromung unterstützt werden könne.

Doch kleine Lichtblicke gibt es: SpitzenpolitikerInnen der Grünen
formulierten, dass die Verfeuerung von Holz in Kohlekraftwerken "klima-
 und ressourcenpolitischer Irrsinn, der keine Förderung verdient", sei
und auch das Bundesumweltministerium gibt zu bedenken, dass bei
unangepasster Holzernte eine Gefährdung und ein Rückgang der
biologischen Vielfalt drohen könne und die Funktion des Waldes als
CO2-Senke gemindert würde. Das Umweltbundesamt (UBA) schließt sich
dieser Einschätzung an, gibt aber zugleich zu, dass der Nachweis, dass
es sich um nicht weiter stofflich verwendbares Rest- und Altholz
handle, nicht leicht zu führen sei. Eine nachhaltige Bewirtschaftung
der Wälder EU-weit oder weltweit sicherzustellen, sei nicht möglich.
Von einer vermeintlich CO2-neutralen Nutzung könne, unter Freisetzung
immenser Mengen an Treibhausgasemissionen, nicht mehr ausgegangen
werden. An einigen Orten scheint sich diese Einschätzung
durchzusetzen: Während in Hamburg die Umweltbehörde (BUKEA) ihre Pläne
zur Umrüstung eines ihrer Kraftwerke auf namibische Büsche nach
massiven Protesten der Zivilgesellschaft einstweilen auf Eis legte,
entschieden sich die BürgerInnen des niederbayerischen Ortes Kösching
aktiv gegen den Bau eines Holzkraftwerkes für die Wärmeversorgung des
ansässigen Audi-Konzerns.

Jetzt muss diese Einstellung nur noch auf Bundes- und EU-Ebene
ankommen. Subventionen und andere Anreize für die industrielle
Verbrennung von Holzbiomasse müssen eingestellt und das Geld in die
Förderung von Energieeffizienz und in den Ausbau tatsächlich
klimafreundlicher und emissionsfreier Energiequellen umgelenkt werden.
Energie, die aus der Verbrennung von Holzbiomasse gewonnen wird, darf
nicht mehr positiv in den Klimabilanzen verbucht werden.

Jana Ballenthien ist Waldreferentin der gewaltfreien
Aktionsgemeinschaft ROBIN WOOD.

Kenneth Richter ist Referent für Bioenergie beim
Naturschutzbund Deutschland (NABU).

Dieser Artikel ist eine gekürzte Version des Artikels, der im
Kritischen Agrarbericht 2022 veröffentlicht wird.



[1] Factsheet der Waldnaturschutzorganisation Fern: Why bioenergy is
not a climate solution. 2021

(www.fern.org/fileadmin/uploads/fern/Documents/2021/climate_facts_sheet_14062021.pdf).


[2] European Environmental Agency (EEA): Air quality in Europe -
2020 report. EEA report 09/2020. Luxembourg 2020

(www.eea.europa.eu/publications/air-quality-in-europe-2020report).


[3] So z. B. Kai Lobo, stellvertretender Leiter des STEAG Büro Berlin,
mündlich auf einem öffentlichen Webinar "Holzverbrennung in
deutschen Großkraftwerken", 2021

[*] Anmerkung der SB-Redaktion:

Im Schattenblick siehe unter Infopool / Umwelt → Landwirtschaft

WALD/262: Naturschutz im FFH-Wald? Wie die Forstwirtschaft die biologische Vielfalt schädigt (FUE Rundbrief)

www.schattenblick.de/infopool/umwelt/landwirt/ulawa262.html



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NGOs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.
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LATEINAMERIKA/220: Mexiko - Höhlenforscher*innen warnen vor Umweltschäden durch Tren Maya (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Höhlenforscher*innen warnen vor Umweltschäden durch Tren Maya



Eine Strecke des umstrittenen Tren Maya soll durch den
mexikanischen Bundesstaat Quintana Roo auf der Halbinsel Yucatán
führen. Höhlenforscher*innen warnen vor Umweltschäden.

(Mexiko-Stadt, 15. März 2022, desinformémonos) - Mexikanische
Höhlenforscher*innen warnen vor "bedeutenden und unschätzbaren
Auswirkungen auf Umwelt und Kultur" durch den Bau einer Trasse für den
geplanten "Maya-Zug" (Tren Maya). Die Trasse durch den mexikanischen
Bundesstaat Quintana Roo auf der Halbinsel Yucatán stelle eine "Gefahr
für die archäologischen Spuren und die ökologischen Nischen der
Lebewesen an Land und im Wasser" dar, kritisiert die Vereinigung der
mexikanischen Höhlenforscher*innen UMAE [1] (Unión Mexicana de
Agrupaciones Espeleológicas) in einem offenen Brief [2] an den
mexikanischen Präsidenten Andrés Manuel López Obrador.

Das Großprojekt werde für ökologische Schäden sowohl auf dem Boden als
auch in den unterirdischen Wasserläufen sorgen, befürchtet die
Vereinigung. Durch den Bundesstaat Quintana Roo verlaufen mehrere
unterirdische Wasserläufe von West nach Ost, während die Bahntrasse
von Nord nach Süd verläuft. Die Trasse Nr. 5, die gegenwärtig in den
Wald nahe der Touristenstadt Playa del Carmen geschlagen wird, werde
die Wasserreserven der Halbinsel Yucatán verknappen und verschmutzen,
warnten [3] die Expert*innen. Die Abholzung des Waldes und die
Erdarbeiten würden zusätzliche ökologische Schäden hervorrufen, vor
allem im weltberühmten Höhlensystem von Yucatán.

Angesichts der befürchteten Umweltschäden durch das Großprojekt
fordert die UMAE die strikte Einhaltung bestehender Umweltvorschriften
sowie den kompletten Schutz des Höhlensystems auf der Halbinsel. Der
Erhalt der biologischen, archäologischen und geologischen Vielfalt
müsse sichergestellt sein.

Anfang März hatten Umweltschutzorganisationen öffentlich gemacht [4],
dass tausende Bäume nahe Playa del Carmen für diese Trasse des Tren
Maya abgeholzt wurden, ohne dass es dafür erforderliche
Umweltgenehmigungen, Studien oder Ausgleichsflächen gegeben habe. Tage
später hatte Präsident López Obrador die Umweltschützer*innen als
Gegner*innen des Projekts diffamiert.


Anmerkungen:

[1] https://www.facebook.com/UnionMexicanadeAgrupacionesEspeleologicas/

[2] https://www.facebook.com/UnionMexicanadeAgrupacionesEspeleologicas/photos/pcb.1113154799247160/1113154552580518/

[3] https://zonafranca.mx/politica-sociedad/ecologia/trabajadores-de-qroo-y-academicos-advierten-de-danos-graves-en-cenotes-por-tren-maya/

[4] https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/urwald-fuer-tren-maya-gerodet/
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UNO/110: Ablenkung von echtem Klimaschutz - REDD und Natural Climate Solutions (FUE Rundbrief)

Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 3/2021

Ablenkung von echtem Klimaschutz

Wie REDD und Natural Climate Solutions zum Scheitern entworfen wurden

von Chris Lang

Aus dem Englischen von Ramona Bruck.



Die Lösung zum Aufhalten des Klimawandels ist einfach: Fossile
Brennstoffe müssen im Boden bleiben. Aber dazu gab es auf der COP26,
der UN-Klimakonferenz in Glasgow, kaum Fortschritte. Die tragische
Realität ist, dass die 26 UN-Klimagipfel, die seit der UN-Konferenz
für Umwelt und Entwicklung im Jahr 1992 stattgefunden haben, den
Anstieg des Kohlendioxids in der Atmosphäre nicht eindämmen konnten.
Im Pariser Klimaabkommen von 2015 werden fossile Brennstoffe nicht
einmal erwähnt.

Bei diesen UN-Treffen stellt sich ein seltsames Déjà-vu-Gefühl
ein. 1995 bei der COP1, die in Berlin stattfand, blockierten Hunderte
von Demonstrierenden die Türen und forderten, dass die Delegierten
nicht gehen dürften, bevor sie nicht etwas Sinnvolles zur Lösung der
Klimakrise erreicht hätten. "Kein Blabla mehr. Action now!",
skandierten sie.

26 Jahre später, kurz vor Beginn der COP26, bezeichnete Greta Thunberg
auf dem Youth4Climate-Gipfel die Klimaversprechen der Regierungen als
Blabla: "Build back better. Bla, bla, bla. Grüne Wirtschaft. Bla, bla,
bla. Netto-Null bis 2050. Bla, bla, bla. Das ist alles, was wir von
unseren sogenannten Regierenden hören. Worte, die großartig klingen,
aber bisher nicht zu Taten geführt haben. Unsere Hoffnungen und
Ambitionen ertrinken in ihren leeren Versprechungen".[1]

Nicht alles, was auf den UN-Klimatreffen beschlossen wurde, sollte man
als Worte abtun, denen keine Taten folgten. Wahr ist aber, dass die
getroffenen Maßnahmen nur den Anschein erwecken, die Klimakrise zu
lösen, in Wirklichkeit jedoch vermieden haben, das zu tun.

Kompensierung: ein gefährliches Ablenkungsmanöver

Das Kyoto-Protokoll war made in the USA. Nach seiner Vereinbarung auf
der COP3 erklärte der damalige US-Präsident Bill Clinton, dass dieser
Erfolg "das Engagement der USA widerspiegelt, die Instrumente des
freien Marktes zu nutzen, um dieses Problem zu bewältigen. Wir haben
bekommen, was wir wollten: die gemeinsame Umsetzung, den
Emissionshandel und einen marktorientierten Ansatz."[2] Vor der
Klimakonferenz von Kyoto wollte die EU die Treibhausgasemissionen bis
2010 um 15% senken und eine Emissionssteuer einführen. Al Gore,
Hauptverhandlungsführer für die USA in Kyoto, und sein
Verhandlungsteam, drückten das Ziel der EU für die Emissionsminderung
auf 5,2%. Und sie argumentierten, dass es den reichen Ländern erlaubt
sein sollte, ihre Minderungsleistungen von anderen Ländern zu kaufen.

Das US-Team drückte somit das gigantische Schlupfloch für den
Kohlenstoffhandel in das Kyoto-Protokoll. Dieses Schlupfloch
ermöglichte es z. B. Russland über den Joint Implementation
Mechanismus riesige Mengen "heißer Luft" zu verkaufen. Das Land konnte
dies tun, weil seine Emissionen drastisch zurückgegangen waren, als
seine Industrie nach der Auflösung der UdSSR zusammenbrach.
Gleichzeitig ermöglichte der Mechanismus für umweltverträgliche
Entwicklung (Clean Development Mechanism, CDM) Fabriken in Indien und
China, durch den Verkauf von Emissionsgutschriften aus der
Unschädlichmachung von HFC-23-Treibhausgasen Milliarden von Dollar zu
verdienen. Ohne den CDM wären diese Gase nie hergestellt worden.[3]
Ebenfalls führten CDM-Projekte zu schwerwiegenden
Menschenrechtsverletzungen: Dazu gehören unter vielen anderen
hochproblematischen CDM-Projekten der Alto-Maipo-Wasserkraftdamm in
Chile, die Mülldeponie Bisasar Road in Südafrika, das
Aguan-Biogasprojekt in Honduras und die industriellen Baumplantagen
von Green Resources in Uganda.

Ein Bericht des Öko-Instituts aus dem Jahr 2016 kommt zu dem Schluss,
dass 85% der in dieser Analyse erfassten Projekte zwischen 2013-2020
wahrscheinlich keine zusätzlichen Emissionsreduktionen bewirken
konnten und überschätzt wurden.[4] Wie Larry Lohmann von der
britischen Organisation The Corner House anmerkt, "sind die
Kohlenstoffmärkte [...] nicht dazu da, Emissionen zu reduzieren. Ihre
Funktion [...] ist es, das Leben der fossilen Brennstoffwirtschaft und
indirekt ein ausbeuterisches und ungleiches System des Extraktivismus
und der Naturzerstörung zu verlängern. Deshalb werden sie von so
vielen, von fossilen Brennstoffen abhängigen Konzernen und
kapitalistischen Staaten unterstützt. Die Kohlenstoffmärkte haben mehr
als 20 Jahre lang sehr gut mit einem katastrophalen Anstieg der
Emissionen koexistiert."[5]

Montreal, COP11: Einstieg in REDD

Doch die Vermeidung von Entwaldung wurde aus drei Gründen aus dem
Kyoto-Protokoll ausgeschlossen. Ein Grund war die Befürchtung, dass
reiche Länder einfach Kohlenstoffkompensationen kaufen würden, um eine
Reduzierung der Emissionen im eigenen Land zu vermeiden. Ein zweiter
Grund ist die schlichte Tatsache, dass es eine riskante Strategie ist,
sich auf den Schutz der Wälder zur Bewältigung der Klimakrise zu
verlassen, denn Wälder können abbrennen. Außerdem stoppt die
Verlangsamung der Abholzung durch den Schutz eines Waldgebiets nicht
die Leckage, da die Waldzerstörer, z. B. Palmölkonzerne, die
Waldzerstörung dann anderswo fortsetzen. Drittens lehnte Brasilien den
internationalen Kohlenstoffhandel ab, damit reiche Länder künftige
Entwicklungsmöglichkeiten im Amazonas-Regenwald nicht einschränken
könnten.

Im Jahr 2005 wurde die Idee, die Emissionen aus der Abholzung zu
reduzieren, von den Regierungen von Papua-Neuguinea und Costa Rica
erneut in die UN-Klimaverhandlungen eingebracht. Zwei Jahre später in
Bali startete die Weltbank ihre Forest Carbon Partnership Facility
(FCPF). Ihr ultimatives Ziel sei es, "einen Waldkohlenstoffmarkt in
Gang zu bringen", verkündete die Bank. Um nicht außen vor zu sein,
riefen drei UN-Organisationen (die Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation FAO, das UN-Entwicklungsprogramm UNDP und
das UN-Umweltprogramm UNEP) das UN-REDD-Programm ins Leben.

Und Norwegen sprang mit NICFI (Norway's International Climate and
Forest Initiative) auf den Zug auf. Der damalige norwegische
Ministerpräsident Jens Stoltenberg kündigte an, dass Norwegen jährlich
500 Millionen US-Dollar bereitstellen werde, um die Abholzung in den
Entwicklungsländern zu verhindern. Es folgten jahrelange Verhandlungen
auf UN-Ebene, die zum Warschauer Rahmen für REDD-plus führten, der auf
der COP19 angenommen wurde.

14 Jahre nach der COP in Bali kann keine dieser Initiativen einen
einzigen Hektar vermiedener Entwaldung als Ergebnis der Milliarden von
Dollar vorweisen, die für REDD ausgegeben wurden. Zwar argumentiert
Norwegen, dass die Verringerung der Entwaldung in Brasilien von 2004
bis 2012 irgendwie ein Ergebnis von REDD war, aber die überwiegende
Mehrheit der Verringerungen fand statt, bevor irgendwelche
REDD-Zahlungen an Brasilien geleistet wurden. Die erste Zahlung
erfolgte im Jahr 2009. Seit 2012 hat die Entwaldung in Brasilien
zugenommen, und in den zwei Jahren unter Präsident Jair Bolsonaro hat
sich das Problem weiter verschärft.

Die Ärmsten der Armen zahlen für REDD

Wenn REDD-Projekte durchgeführt wurden, geschah dies viel zu oft auf
Kosten der ärmsten Gemeinschaften der Welt. In Kambodscha ist es dem
REDD-Projekt Oddar Meanchey nicht gelungen, die Entwaldung zu stoppen,
und auch die lokalen Gemeinden haben nicht davon profitiert. Einem
Bericht der Rights and Resources Initiative zufolge besteht die
Gefahr, dass REDD den Lebensunterhalt der Menschen in der Provinz Mai
Ndombe (Demokratischen Republik Kongo), in der ein massives
REDD-Programm der Weltbank geplant ist, beeinträchtigt. Geld für REDD
in Mai Ndombe zu investieren, würde den Landkonflikt nur verschärfen,
heißt es in dem Bericht. Die weit verbreitete Korruption und die
schlechte Regierungsführung machen die Sache nur noch schlimmer.

In Tansania stellten die norwegischen Wissenschaftler Hanne Svarstad
und Tor A. Benjaminsen fest, dass das von Norwegen finanzierte Kondoa
Irangi REDD-Projekt zu Belastungen für DorfbewohnerInnen geführt hat.
Besonders Menschen, die in der Nähe des Waldes leben und kaum oder
keinen Zugang zu anderen Waldgebieten haben und DorfbewohnerInnen mit
kleinen Höfen oder ohne Ackerland waren stärker betroffen. Ebenfalls
waren Frauen stärker betroffen als Männer, vor allem weil sie daran
gehindert wurden, Brennholz zum Kochen zu sammeln.

Ein Bericht aus dem Jahr 2019 [6], der sich mit "tatsächlich
existierenden" REDD-Projekten befasste, stellte eine Reihe von
Problemen fest. Lokale Gemeinschaften waren "verwirrt" über REDD,
Einnahmen wurden nicht erzielt, und es gab deutliche Hinweise darauf,
dass REDD seine sozialen und ökologischen Ziele nicht erreicht. Die
AutorInnen berichten, dass die ersten REDD+-Projekte vor großen
Problemen stehen: Neben der schwachen Durchsetzung der nationalen Wald-
 und Landgesetze und Konflikten um Eigentumsrechte führte auch der
mangelnde Schutz vor staatlicher Gewalt zu einer begrenzten
Wirksamkeit.

Fossile Brennstoffe können nicht kohlenstoffneutral sein, und
 die Behauptung, die Emissionen seien durch den Kauf von
 Emissionsgutschriften ausgeglichen worden, ist reine
 Augenwischerei.


Zu groß zum Scheitern?

Trotz all dieser gut dokumentierten Probleme war REDD zu groß für die
Regierungen, die Milliarden für REDD ausgegeben hatten, um ein
Scheitern einzugestehen. Als Notlösung diente eine Reihe von
Umbenennungen: Natürliche Klimalösungen (Natural climate solutions),
Netto-Null, die LEAF-Koalition (Lowering Emissions by Accelerating
Forest Finance) und die grüne Gigatonnen-Herausforderung.

Diese Umbenennungen haben zwei Dinge gemeinsam: Erstens sind sie alle
Mechanismen für den Emissionshandel. Zweitens sind sie bei den großen
UmweltverschmutzerInnen sehr beliebt, weil sie es ihnen ermöglichen,
so weiterzumachen wie bisher. Eine Reihe von Öl- und Gaskonzernen,
darunter Shell, BP, Total, Gazprom, Eni, Petronas, PetroChina und
Occidental, haben kürzlich Lieferungen von "kohlenstoffneutralem"
Flüssigerdgas angekündigt.

Fossile Brennstoffe können natürlich nicht kohlenstoffneutral sein,
und die Behauptung, die Emissionen seien durch den Kauf von
Emissionsgutschriften ausgeglichen worden, ist reine Augenwischerei.
Klimaschwindel wie REDD und natürliche Klimalösungen existieren genau
zu diesem Zweck. Sie ermöglichen es der fossilen Brennstoffindustrie,
sich selbst grün zu waschen.

Der Autor ist ein Umweltaktivist mit einem MSc in Forst- und
Landnutzung von der Universität Oxford. Seit 2008 betreibt
er die Website REDD-Monitor.org.



[1] https://www.theguardian.com/environment/2021/sep/28/blahgreta-thunberg-leaders-climate-crisis-co2-emissions

[2] https://redd-monitor.org/2013/09/10/hot-air-and-carboncrooks-the-reality-of-carbon-trading/

[3] http://www.klimaretter.info/umwelt/hintergrund/6770weltbank-ethischer-bankrott-mit-hfc-23

[4] https://ec.europa.eu/clima/system/files/2017-04/clean_dev_mechanism_en.pdf

[5] https://redd-monitor.org/2020/10/22/interview-with-larrylohmann-the-corner-house-carbon-markets-do-not-need-to-befixed-they-need-to-be-eliminated/

[6] https://www.environmentandsociety.org/mml/learning-actuallyexisting-redd-synthesis-ethnographic-findings



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NGOs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.
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AKTION/056: Agrokraftstoff-Förderung angesichts drohender Nahrungsmittelkrise sofort aussetzen (DUH)

Deutsche Umwelthilfe e.V.

Pressemitteilung - Donnerstag, 24.03.2022

Deutsche Umwelthilfe fordert gemeinsam mit Wissenschaftlern, Sozial-
und Umweltverbänden sofortiges Aussetzen der Förderung von
Agrokraftstoffen



* Offener Brief: DUH ruft die Bundesregierung auf,
Agrokraftstoff-Förderung angesichts drohender Nahrungsmittelkrise
durch Ukraine-Krieg sofort auszusetzen

* Einsatz von Agrokraftstoffen steht in Konkurrenz zu
Lebensmittelproduktion und schadet aufgrund des immensen
Flächenverbrauchs Klima und Natur

* DUH ruft Bürgerinnen und Bürger zur Teilnahme an Protestmail-Aktion
an Umweltministerin Lemke sowie Landwirtschaftsminister Özdemir auf:

Kein Essen mehr in den Tank! 

www.duh.de/kein-essen-im-tank/



Berlin, 24.3.2022: Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) fordert in einem
offenen Brief gemeinsam mit zahlreichen Wissenschaftlern, Sozial- und
Umweltverbänden die Bundesregierung dazu auf, die staatliche Förderung
von Agrokraftstoffen mit sofortiger Wirkung auszusetzen.
Agrokraftstoffe sind Kraftstoffe auf der Basis von Nahrungs- und
Futtermittelpflanzen wie Getreide und Ölpflanzen, die fossilem Benzin
und Diesel beigemischt werden. Ihr Anbau verschlingt weltweit riesige
Flächen und steht in Konkurrenz zur Lebensmittelproduktion. Durch den
Krieg werden die Weizen-, Mais-und Sonnenblumenölexporte der Ukraine
stark einbrechen. Rasant steigende Preise für Grundnahrungsmittel und
eine dadurch drohende Nahrungsmittelknappheit könnten zu
katastrophalen Hungersnöten im Nahen Osten und in Afrika führen.
Aufgrund des immensen Flächenverbrauchs heizen Agrokraftstoffe zudem
Klimakrise und Artensterben weiter an.

"Vor allem Industrieverbände rufen nun lauthals nach einer
Intensivierung der Landwirtschaft und dem Aussetzen bereits
beschlossener und dringend erforderlicher Klima- und
Naturschutzmaßnahmen. Aber die Ernährungssicherheit durch Maßnahmen
fördern zu wollen, die Erderhitzung und Artensterben beschleunigen,
ist ein Widerspruch in sich. Dabei haben wir ein einfaches und
effektives Mittel, um globale Versorgungslücken sofort zu verringern:
Schluss mit der unsinnigen Verbrennung von Lebensmitteln als
Kraftstoff! Getreide und Pflanzenöl, das bei uns als Sprit im Tank
landet, fehlt andernorts auf den Tellern der Menschen", so Sascha
Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH.

Agrokraftstoffe werden nur aufgrund staatlicher Förderung produziert
und eingesetzt. Jeden Tag landet in Europa eine Getreidemenge im Tank,
die 15 Millionen Brotlaiben entspricht, wie neue Berechnungen des
Dachverbandes Transport & Environment zeigen. Die Förderung von
Agrokraftstoffen auszusetzen, ist daher ein wichtiger Beitrag gegen
die Nahrungsmittelpreisinflation und -knappheit. Dies hat gestern auch
die Europäische Kommission bestätigt.

"Gemeinsam mit Wissenschaftlern, Sozial- und Umweltverbänden setzen
wir heute ein klares Zeichen gegen die weitere Verbrennung von
Lebensmitteln in Autos, während sich eine dramatische globale
Nahrungsmittelkrise aufbaut. Auf fast 800.000 Hektar - der dreifachen
Größe des Saarlands - produzieren wir allein in Deutschland derzeit
Essen für den Tank. Diese Flächen könnten viel sinnvoller für die
Herstellung von menschlicher Nahrung, für Wind- und Solaranlagen und
für effektiven Naturschutz eingesetzt werden", ergänzt Jürgen Resch,
Bundesgeschäftsführer der DUH.

Die DUH startet deshalb eine Protestmail-Aktion und ruft Bürgerinnen
und Bürger dazu auf, gemeinsam ein klares Signal an Umweltministerin
Steffi Lemke und Landwirtschaftsminister Cem Özdemir zu senden: 

Kein Essen mehr in den Tank! 

https://www.duh.de/kein-essen-im-tank/

Links: 

Den offenen Brief an die Bundesregierung finden Sie hier: 

www.duh.de/agrokraftstoff

Hier finden Sie alle Informationen zur DUH-Protestmail-Aktion: 

https://www.duh.de/kein-essen-im-tank/

Transport & Environment Bericht zu den Auswirkungen des
Agrokraftstoffeinsatzes auf die Ernährungssicherheit:

https://www.transportenvironment.org/discover/food-not-fuel-why-biofuels-are-a-risk-to-food-security/

 * 
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Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)
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AKTION/055: Teller statt Tank - Agrokraftstoffe angesichts globaler Lebensmittelkrise umgehend aussetzen (DUH)

Deutsche Umwelthilfe e.V.

Pressemitteilung - Donnerstag, 17.03.2022

Teller statt Tank: 

Bundesregierung muss Agrokraftstoffe angesichts globaler
Lebensmittelkrise umgehend aussetzen



* Ukraine-Krieg führt zu weltweiter Knappheit bei Getreide,
Lebensmittelpreise steigen und in Ländern des Globalen Südens drohen
Hungersnöte

* Verbrennung von Lebensmitteln verschärft die Krise: 12 Prozent des
in Deutschland verwendeten Getreides landet als Agrokraftstoff in
Autotanks

* Deutsche Umwelthilfe fordert sofortiges Aussetzen der staatlichen
Förderung für Agrokraftstoffe, um globale Versorgungslücken zu
verringern und Preisinflation bei Nahrungsmitteln entgegenzuwirken

* Bis zu 3,7 Milliarden Liter Benzin und Diesel lassen sich durch ein
Tempolimit wie es bei der ersten Ölkrise 1973 eingeführt wurde
vermeiden



Berlin, 17.3.2022: Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) fordert die
Bundesregierung angesichts der sich abzeichnenden globalen
Nahrungsmittelkrise auf, das Verbrennen von Lebensmitteln für
sogenannten Agrokraftstoff umgehend zu stoppen. Das ist kurzfristig
eine der wirksamsten Stellschrauben, um dem erwarteten Ausfall von
Getreide und Ölpflanzen aus der Ukraine und Russland und dem drohenden
globalen Preisschock bei Grundnahrungsmitteln entgegenzuwirken.
Derzeit werden in Deutschland jährlich über 3,4 Millionen Tonnen
Getreide und Ölpflanzen zu Agrokraftstoff verarbeitet und fossilem
Diesel und Benzin beigemischt. Getreide aus der Ukraine ist die
Grundlage für fast 40 Prozent des in Deutschland eingesetzten
Agroethanols, wie eine kürzlich veröffentlichte Studie des ifeu-
Instituts im Auftrag der DUH zeigt.

Die seit vielen Jahren bekannte "Tank oder Teller"-Konkurrenz beim
Einsatz von Getreide, Raps und Co. für Agrokraftstoff wird durch den
Krieg in der Ukraine nun massiv akut. Die schon vor Kriegsbeginn hohen
Weizenpreise sind in den letzten drei Wochen nochmals drastisch
gestiegen. Auch in Deutschland sind Mehl und Speiseöle in manchen
Supermärkten bereits rationiert. Getreide und andere Nahrungs- und
Futtermittelpflanzen im Tank zu verbrennen bedeutet, dass deren
Anbauflächen nicht für die Produktion menschlicher Nahrung zur
Verfügung stehen. Bei der drohenden Knappheit der Güter verschärft das
Nahrungsmittelunsicherheiten und Preisinflation.

Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH, kommentiert:
"Der Krieg in der Ukraine ist eine massive Bedrohung für die globale
Ernährungssicherheit. Steigende Preise für Grundnahrungsmittel sind
auch in Deutschland eine enorme Belastung vor allem für Menschen mit
niedrigem Einkommen. In Ländern im Nahen Osten und in Afrika drohen
Hungersnöte. In der aktuellen Situation weiter Getreide und andere
Lebensmittel in Autotanks zu füllen, ist in keiner Weise vertretbar.
Seit Jahren machen wir darauf aufmerksam, dass Agrokraftstoffe Klima
und Natur schaden, statt zu helfen. Vor dem Hintergrund der steigenden
Nahrungsmittelunsicherheit kann und muss die Bundesregierung jetzt
durch ein sofortiges Aussetzen der Subventionen für Agrosprit die
Nachfrage nach Getreide und Ölpflanzen reduzieren und die globale
Preisspirale entschärfen."

Allein in Deutschland dienen derzeit 782.000 Hektar und damit fast 5
Prozent der Agrarfläche dem Anbau von Raps, Getreide und anderen
Pflanzen für Agrokraftstoff. Diese Flächen könnten stattdessen für
zusätzliche Nahrungsmittelerzeugung und flächeneffizientere
erneuerbare Energien wie Solar- oder Windanlagen bereitgestellt
werden. Nur aufgrund staatlicher Anreize wird derzeit auf diesen
Flächen Agrokraftstoff produziert.

"Die Bundesregierung kann die Verbrennung von Lebensmitteln im Tank
mit einem Federstrich stoppen. Für mehr Unabhängigkeit von fossilem Öl
taugen die geringen Beimischungen von Agrosprit ohnehin nicht.
Stattdessen befeuern sie in der aktuellen Situation eine katastrophale
Lebensmittelkrise zusätzlich zur Energiekrise. Was wir jetzt brauchen
sind wirksame Maßnahmen, um den Kraftstoffverbrauch schnell und
deutlich zu reduzieren. Während der ersten Ölkrise 1973 erließ die
damalige Bundesregierung ein Tempolimit von 100 für Autobahnen und 80
auf Außerortsstraßen. Mit dieser Sofortmaßnahme lassen sich bis zu 3,7
Milliarden Liter Benzin und Dieselkraftstoffe einsparen", ergänzt
DUH-Bundesgeschäftsführer Jürgen Resch.

Hintergrund:

Die Ukraine und Russland gehören zu den weltweit wichtigsten
Exporteuren von Nahrungsmitteln. Beide Länder zusammen stellen fast 30
Prozent der weltweiten Weizenexporte, 15 Prozent der Maisexporte und
über 60 Prozent der Exporte von Sonnenblumenöl. 2020 importierte
Deutschland jeweils mehr als 400.000 Tonnen Mais und Raps sowie über
15.000 Tonnen Sonnenblumenöl aus der Ukraine und Russland. Etliche
Länder im Nahen Osten und Afrika sind in hohem Ausmaß von den
Getreidelieferungen aus der Ukraine und Russland abhängig. Ägypten
etwa bezieht fast 70 Prozent seines Weizens von beiden Ländern.

Die Bundesregierung fördert den Einsatz von Agrokraftstoffen derzeit
durch die Anrechnung auf die sogenannte Treibhausgasminderungsquote im
Verkehr. Durch eine Änderung des Bundesimmissionsschutzgesetzes lässt
sich dies unkompliziert und schnell ändern. Tschechien hat die
staatlichen Quoten für Agrokraftstoffe in der aktuellen Situation
bereits ausgesetzt.

Zahlreiche Untersuchungen belegen, dass Agrokraftstoffe keinen Beitrag
zum Klimaschutz leisten. Eine Studie des ifeu-Instituts im Auftrag der
DUH hat kürzlich gezeigt, dass der immense Flächenverbrauch für die
Produktion von Agrokraftstoffen jeglichen Klimavorteil gegenüber
fossilem Kraftstoff mehr als zunichtemacht.

Links:

Kurzzusammenfassung der DUH-Studie und vollständige Studie: 

l.duh.de/p220223

Mehr Informationen zum Thema Agrokraftstoffe: 

https://www.duh.de/agrokraftstoffe/

 * 
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Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 3/2021

Naturschutz im FFH-Wald?

Wie die Forstwirtschaft die biologische Vielfalt schädigt

von Norbert Panek



300 Jahre nach der Erfindung des Nachhaltigkeitsbegriffes für die
Forstwirtschaft schadet diese weiterhin der biologischen Vielfalt im
Wald. Die Intensität der Holznutzung und der Anbau standortfremder
Baumarten verhindern, dass sich Waldökosysteme naturnah entwickeln
können. Um Abhilfe zu schaffen, wurde 1992 mit der Verabschiedung der
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) auf europäischer Ebene ein
bahnbrechendes Naturschutzinstrumentarium eingeführt. Doch das
hochgelobte Vorhaben konnte die Erwartungen nicht erfüllen,
wesentliche Habitat-Strukturen und waldökologisch wertvolle
Waldbestände sind weiterhin gefährdet - nicht nur durch den
Klimawandel.



Die FFH-RL bildet die Grundlage für ein staatenübergreifendes Netzwerk
von Schutzgebieten unter der Bezeichnung Natura 2000. Im Zuge der
Umsetzung wurden mit großem bürokratischem Aufwand in Deutschland
insgesamt über 4.600 sogenannte Natura 2000-Gebiete ausgewiesen,
welche eine Fläche von 1,305 Millionen Hektar umfassen. Allein der
Anteil der Waldflächen umfasst dabei 0,761 Millionen Hektar (etwa 7%
der deutschen Waldfläche). Davon nehmen die Buchenwälder mit rund 0,59
Millionen Hektar den Hauptteil dieser Flächen ein [1]. Aus diesem
Anteil wird die zentrale Bedeutung der Wälder für den Erhalt der
biologischen Vielfalt deutlich.

Gigantischer Etikettenschwindel

Das mit viel Vorschusslorbeeren gestartete Natura 2000-Projekt hat
leider die fachlich hochgesteckten Erwartungen nicht erfüllt. Das
zeigen die von Greenpeace aufgedeckten Eingriffe in Altbuchenbeständen
des FFH-Gebiets Bayerischer Spessart [2]. In den meisten
FFH-geschützten Waldgebieten wurden in den letzten 30 Jahren die
Holzvorräte in Altholzbeständen so dramatisch abgesenkt, dass in ihnen
weniger Holz übrig ist als in durchschnittlichen Wirtschaftswäldern.
Die massive Holzernte hat zum Verlust wertvoller Habitat-Strukturen
und waldökologisch wertvoller Waldbestände geführt. Auch im
nordhessischen FFH-Gebiet Sackpfeife wurde dessen Buchen-Altholzfläche
bis 2021 von 39 auf 25% reduziert [3]. Die Folgen solcher drastischen
Eingriffe in den Altholzbestand sind vielfältig: Verlust von
Habitat-Strukturen (Totholz), starke Auflichtung der Baumschicht mit
einem erheblich veränderten Bestandsinnenklima und eine deutliche
Verschlechterung der Erhaltungszustände.

Die genannten Fallbeispiele sind keine Einzelfälle. Sie zeigen, dass
der Schutz der Wald-Lebensräume in Deutschland durch eine aus
Naturschutzsicht nur unzureichend definierte forstliche
Bewirtschaftung nicht funktioniert. Natura 2000 im Wald entpuppt sich
bislang als ein gigantischer Etikettenschwindel. Nach Erhebungen der
Europäischen Union befinden sich 80% der Wald-Habitate in den
EU-Mitgliedsstaaten in einem "unzureichenden" bzw. "schlechten"
Erhaltungszustand [4].

Forstwirtschaft verhindert Schutz

Das Grundproblem ist, dass die bestehende forstliche Nutzung in Natura
2000-Gebieten von den Aufsichtsbehörden nicht grundsätzlich infrage
gestellt wird, obwohl es in dem offiziellen EU-Leitfaden "Natura 2000
und Wälder" heißt, dass sich "Waldökosysteme (...) ohne jede
Bewirtschaftung allein durch die Dynamik natürlicher
Regenerationsphasen entwickeln." Die Bewirtschaftung von FFH-Wäldern
ist daher nicht zwingend erforderlich, um den Erhalt von
Wald-Lebensraumtypen sicherzustellen (ausgenommen sind Wälder, die
durch historische Nutzungsformen entstanden sind und auch nur durch
diese Nutzungen erhalten werden können).

Um die biologische Vielfalt zu fördern und zu erhalten, müssten die
natürlichen Alterungsprozesse in den Waldschutzgebieten stärker
zugelassen bzw. der Altholzanteil durch Nutzungsverzicht oder durch
Nutzungsextensivierung erhöht werden. Jedoch kommen in den
allermeisten deutschen FFH-Gebieten, die in der Regel intensiv
forstlich genutzt werden, ausgeprägte Alters- und Zerfallsphasen kaum
vor.

Die FFH-Richtlinie und die daraus abgeleiteten deutschen
Schutzstandards erweisen sich somit als untauglich, Wälder in ihrer
ökologischen Substanz und Vielfalt zu erhalten bzw. zu entwickeln.
Untermauert wird dies durch vergleichende Studien zum Vorkommen
waldbewohnender Fledermaus-Arten innerhalb und außerhalb von Natura
2000-Buchenwaldgebieten in vier europäischen Ländern [5]. Demnach ist
die Bewirtschaftungsintensität in Wäldern innerhalb und außerhalb der
Natura 2000-Gebiete nahezu identisch und der Natura 2000-Status hat zu
keiner Verbesserung des Schutzes der Fledermaus-Vorkommen geführt. Die
intensive Forstnutzung verhindert den wirksamen Schutz von
waldgebundenen FFH-Arten.

Speziell Buchenwälder werden in Deutschland nahezu flächendeckend im
sogenannten Schirmschlag-Verfahren bewirtschaftet. Dabei werden die
Altbäume der Hauptbaumschicht im Bestandsalter zwischen 120 und 160
Jahren innerhalb eines Zeitraumes von 15 bis 20 Jahren fast komplett
geerntet. So werden nahezu alle für die biologische Vielfalt
wichtigen, wertgebenden Habitat-Strukturen dieser Wälder innerhalb
kurzer Zeit beseitigt. Die durchweg ökologisch negativen Einflüsse
dieser Bewirtschaftungsmethode sind durch Studien einschlägig belegt
[6]. Dennoch wird diese Betriebsform in den deutschen FFH-Waldgebieten
ohne jegliche Einschränkung praktiziert. Dadurch werden dynamische
Waldentwicklungsprozesse systematisch unterbunden. Festzustellen ist:
Die FFH-Richtlinie verfolgt hauptsächlich konservierende
Schutzstrategien und ist bezüglich Waldnaturschutz auf dem
Kenntnisstand von 1992 stehengeblieben [7].

Es muss Schluss sein mit dem Primat der Forstwirtschaft in den
 FFH-geschützen Waldgebieten.


Biodiversitätsstrategie fordert mehr Schutz

Zu den eklatanten, naturschutzfachlichen Defiziten kommt hinzu, dass
auch die formellen Anforderungen bei der Ausweisung der deutschen
Natura 2000-Gebiete nach den Vorgaben der FFH-Richtlinie nicht erfüllt
wurden. Die EU-Kommission hat hierzu bereits 2015 ein
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland eingeleitet. Darin wird
moniert, dass sogar die meisten, großflächigen Natura 2000-Waldgebiete
bislang über keinen angemessenen Schutzstatus nach nationalem
Naturschutzrecht verfügen und daher auch über keine Schutzverordnungen
mit konkreten Ver- und Gebotsregelungen. Zudem hat man vielfach keine
konkreten Schutzziele sowie darauf abgestimmte Schutzmaßnahmen
formuliert. Die zu schützenden Wald-Lebensräume wurden durch eine
weitgehend unkontrollierte, jahrelange forstliche Nutzung systematisch
entwertet bzw. in ihrem Erhaltungszustand verschlechtert.

Dazu hat das Oberverwaltungsgericht Bautzen in einem
richtungsweisenden Urteil am 9. Juni 2020 (Az. 4B 126/19) entschieden,
dass geplante und durchgeführte Holzeinschläge in den
FFH-Lebensraumtypen des Leipziger Auenwaldes nicht rechtmäßig waren,
weil sie nicht vorher auf Verträglichkeit geprüft worden waren. Das
Gericht stellte klar, dass Forstwirtschaftspläne, die den Umfang der
Holzeinschläge in FFH-Gebieten festlegen, grundsätzlich als sogenannte
Projekte zu behandeln sind, die einer FFH-Verträglichkeitsprüfung
bedürfen. Das Urteil hat hinsichtlich der Bewirtschaftung von
FFH-Waldgebieten bundesweite Bedeutung und dürfte sich besonders auf
die Praxis von Großschirmschlägen auswirken. Ergänzend stellt auch ein
gerade überarbeiteter Leitfaden der EU-Kommission (vom 28.9.2021)
klar, was unter dem Begriff Projekt zu verstehen ist: auch "Eingriffe
in die natürliche Umwelt einschließlich regelmäßiger Tätigkeiten zur
Nutzung natürlicher Ressourcen." So können unter bestimmten
Voraussetzungen z. B. Holzeinschläge als "nicht erhaltungsbezogener
Bestandteil" eines Projekts gelten und somit eine
Verträglichkeitsprüfung erfordern.

Darüber hinaus könnten im Zuge der Umsetzung der neuen
EU-Biodiversitätsstrategie die Rahmenbedingungen möglicherweise auch
für die Natura 2000-Gebiete neu gesetzt werden. Danach sollen bis 2030
mindestens 30% der Landfläche sowie 30% der Meere innerhalb der EU
geschützt werden, davon jeweils 10% mit strengen Schutzvorgaben. Dazu
will die EU-Kommission bis Ende 2021 zusammen mit den Mitgliedstaaten
konkrete Kriterien entwickeln. Im Zuge der aktuellen
klimaschutzpolitischen Diskussion steht zudem immer stärker auch die
natürliche CO2-Senkenleistung von Wäldern im Fokus.

Es muss sich was ändern

Vor dem geschilderten Hintergrund wäre es wohl an der Zeit, dass die
politisch Verantwortlichen in den Regierungsstellen und die
zuständigen Behörden endlich die notwendigen Konsequenzen ziehen. Es
muss Schluss sein mit dem Primat der Forstwirtschaft in den
FFH-geschützen Waldgebieten. Nur ein konsequentes Zulassen ungestörter
natürlicher Waldentwicklungsprozesse kann den Erhalt der Vielfalt
natürlicher Wald-Lebensräume und Habitate sowie den Schutz
gefährdeter, waldspezifischer Arten auf Dauer gewährleisten. Derartige
Wälder entstehen nur durch eine gezielt naturschutzorientierte,
extensive und in größeren Teilen auch Nutzungsverzicht übende
Waldbewirtschaftung. Zudem müssen auch die Zuständigkeiten für das
FFH-Management neu geregelt sowie die Kriterien zur Bewertung der
Erhaltungszustände überarbeitet und an waldökologisch begründete
Standards angepasst werden. Grundsätzlich sollte die Behandlung von
FFH-Waldgebieten zukünftig nicht mehr allein auf den Erhalt von
Lebensraumtypen und FFH-Arten ausgerichtet sein, sondern verstärkt die
Funktionstüchtigkeit des gesamten Waldökosystems (Aktivierung der
Selbstregulationskräfte, Optimierung der Wasser- und CO2-Bindewirkung)
fördern und stabilisieren.

Der Autor ist ausgebildeter Landschaftsplaner, Experte für
Buchenwälder und seit 2020 Wissenschaftlicher Beirat der
Naturschutzinitiative e.V. (NI).
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Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
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Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
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ALUALBA DEL 15 APRILE 1552 CABDE QUI PER. MANO DI SICARI

MICHAEL GAISMAIR

EROICAMENTE AVEVA PROPUGNATO LIBERTA E GIUSTIZIA SOCIALE NELLA GUERS
CONTADINA EUROPEA DEL 1525-26
COME CONDOTTIERO VENEZIANO ESPUGNO CREMONA 23 SETTEMBRE 1526
AMICO DEL RUZANTE E INSIEME “CAVALIERE DEGLI STROZZI" MILITO CON GLI
ESULI, REPUBBLICANI FIORENTINL

DEN 5. APRIL 1532 IM MORGENGRAUEN FIEL HIER

MICHAEL GAISMAIR

MEUCHELMORDERISCHEN HANDEN ZUM OPFER.
MIT HELDENMUT HATTE ER IN DEN EUROPAISCHEN BAUERNKRIEGEN 1525-26
FREIHEIT UND SOZIALE GERECHTIGKEIT VERTEIDIGT.
ALS ANFUHRER DES VENETIANISCHEN HEERES HATTE ER
AM 23. SEPTEMBER 1526 CREMONA EROBERT.
MIT RUZANTE BEFREUNDET HATTE ER ALS RITTER DER STROZZI AN DER SEITE
DER VERBANNTEN ANHANGER DER REPUBLIK FLORENZ GEKAMPFT
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